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▼B

VERORDNUNG Nr. 31 (EWG) 11 (EAG)

über das Statut der Beamten und über die
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen

Atomgemeinschaft

DER RAT DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT,

DER RAT DER EUROPÄISCHEN ATOMGEMEINSCHAFT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft, insbesondere die Artikel 179, 212 und 215,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein-
schaft, insbesondere die Artikel 152, 186 und 188,

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere die Artikel 6 und 14,

gestützt auf das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen der Eu-
ropäischen Atomgemeinschaft, insbesondere die Artikel 6 und 14,

gestützt auf die Vorschläge der Kommissionen gemäß Artikel 14 der
Protokolle über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft,

gestützt auf die Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

gestützt auf die Stellungnahme des Gerichtshofs der europäischen
Gemeinschaften,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Räte haben einstimmig in Zusammenarbeit mit den Kommissionen
und nach Anhörung der anderen beteiligten Organe das Statut der Be-
amten und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedienste-
ten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Europäischen
Atomgemeinschaft zu erlassen.

Dieses Statut und die genannten Beschäftigungsbedingungen sollen ei-
nerseits den Gemeinschaften die Mitarbeit von Bediensteten sichern, die
in bezug auf Unabhängigkeit, Befähigung, Leistung und Integrität höch-
sten Ansprüchen genügen und unter den Staatsangehörigen der Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaften auf möglichst breiter geographischer
Grundlage auszuwählen sind; sie sollen andererseits den Bediensteten
die Möglichkeit geben, ihre Aufgaben unter Voraussetzungen zu erfül-
len, die ein reibungsloses Arbeiten der Dienststellen am besten gewähr-
leisten. —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Einziger Artikel

Das Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedingungen für die
sonstigen Bediensteten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und
der Europäischen Atomgemeinschaft bestimmen sich nach den in der
Anlage enthaltenen Vorschriften, die Bestandteil dieser Verordnung
sind.

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1962 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmit-
telbar in jedem Mitgliedstaat.
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▼M15

STATUT DER BEAMTEN DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN

▼B

INHALTSVERZEICHNIS

Titel I: Allgemeine Vorschriften
Art. 1 bis 10c

Titel II: Rechte und Pflichten des Beamten
Art. 11 bis 26a

Titel III: Laufbahn des Beamten

Kapitel 1: Einstellung
Art. 27 bis 34

Kapitel 2: Dienstrechtliche Stellung
Art. 35
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Art. 36
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Art. 40

Abschnitt 4: Einstweiliger Ruhestand
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Art. 62 bis 70

Abschnitt 2: Kostenerstattung
Art. 71
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▼B

Kapitel 2: Soziale Sicherheit
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Kapitel 3: Ruhegehalt, Hinterbliebenenversorgung und Invalidengeld
Art. 77 bis 84

Kapitel 4: Rückforderung zuviel gezahlter Beträge
Art. 85

Kapitel 5: Forderungsübergang auf die Gemeinschaften
Art. 85a

Titel VI: Disziplinarordnung
Art. 86

Titel VII: Beschwerdeweg und Rechtsschutz
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Titel VIII: Sondervorschriften für die wissenschaftlichen und tech-
nischen Beamten der Gemeinschaften
Art. 92 bis 94

Titel VIIIa: Sondervorschriften für die Beamten der europäischen
Gemeinschaften, die in einem Drittland Dienst tun
Art. 101a

Titel IX: Übergangs- und Schlußvorschriften

Kapitel 1: Übergangsvorschriften
Art. 107a

Kapitel 2: Schlußvorschriften
Art. 110

Anhang I: A Funktionsbezeichnungen in jeder Funktionsgruppe
gemäß Artikel 5 Absatz 3
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durchschnittlicher Laufbahnen
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TITEL I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

▼M112

Artikel 1

Dieses Statut gilt für die Beamten der Gemeinschaften.

Artikel 1a

(1) Beamter der Gemeinschaften im Sinne des Statuts ist, wer bei einem der
Organe der Gemeinschaften durch eine Urkunde der Anstellungsbehörde dieses
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▼M112

Organs nach den Vorschriften des Statuts unter Einweisung in eine Dauerplan-
stelle zum Beamten ernannt worden ist.

(2) Die Definition nach Absatz 1 gilt auch für Personen, die von Gemein-
schaftseinrichtungen ernannt worden sind, auf die das Statut aufgrund der ge-
meinschaftlichen Rechtsakte über ihre Errichtung anzuwenden ist (im Folgenden:
„Agenturen“). Wird im Statut auf die „Organe“ Bezug genommen, so schließt
dies auch die Agenturen ein, es sei denn, das Statut sieht etwas anderes vor.

Artikel 1b

Sofern dieses Statut keine anderslautenden Bestimmungen enthält, werden

a) der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss,

b) der Ausschuss der Regionen,

c) der Europäische Bürgerbeauftragte und

d) der Europäische Datenschutzbeauftragte

für die Anwendung des vorliegenden Statuts den Organen der Gemeinschaften
gleichgestellt.

Artikel 1c

Wird im Statut auf eine Person männlichen Geschlechts Bezug genommen, so ist
dies auch als Bezugnahme auf eine Person weiblichen Geschlechts zu verstehen
und umgekehrt, sofern aus dem Kontext nicht eindeutig etwas anderes hervor-
geht.

▼M93

Artikel 1 ►M112 d ◄

▼M112
(1) Bei der Anwendung dieses Statuts ist jede Diskriminierung aufgrund des
Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der ethnischen oder sozialen Herkunft, der
genetischen Merkmale, der Sprache, der Religion oder der Weltanschauung, der
politischen oder einer sonstigen Anschauung, der Zugehörigkeit zu einer nationa-
len Minderheit, des Vermögens, der Geburt, einer Behinderung, des Alters oder
der sexuellen Ausrichtung verboten.

Für die Anwendung des Statuts werden nichteheliche Partnerschaften wie Ehen
behandelt, sofern die Voraussetzungen nach Anhang VII Artikel 1 Absatz 2
Buchstabe c) erfüllt sind.

▼M93
(2) Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung
von Männern und Frauen im Arbeitsleben ►M112 , die bei der Umsetzung aller
Aspekte des Statuts als entscheidender Faktor zu berücksichtigen ist, ◄ hindert
der Grundsatz der Gleichbehandlung die Organe der Europäischen Gemeinschaf-
ten nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterrepräsentierten
Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benachteiligungen
in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen beizubehalten oder zu
beschließen.

(3) Die Organe legen nach Stellungnahme des Statutsbeirats einvernehmlich
die Maßnahmen und Aktionen fest, die zur Chancengleichheit von Männern und
Frauen in den unter das Statut fallenden Bereichen beitragen; sie erlassen ent-
sprechenden Vorschriften, insbesondere um die faktischen Ungleichheiten, die
die Chancen der Frauen in den unter das Statut fallenden Bereichen beeinträch-
tigen, zu beseitigen.

▼M112
(4) Für die Anwendung von Absatz 1 gilt eine Person als behindert, wenn sie
eine bleibende oder voraussichtlich bleibende Beeinträchtigung ihrer physischen
oder geistigen Fähigkeiten aufweist. Diese Beeinträchtigung ist nach Maßgabe
des Artikels 33 festzustellen.

Eine behinderte Person erfüllt die in Artikel 28 Buchstabe e) genannten Anforde-
rungen, wenn sie vorbehaltlich der Bereitstellung angemessener Vorkehrungen
die wesentlichen Aufgaben ihrer Stelle erfüllen kann.

Als „angemessene Vorkehrungen“ für die wesentlichen Aufgaben der Stelle gel-
ten geeignete Maßnahmen, die gegebenenfalls erforderlich sind, um einer Person
mit einer Behinderung den Zugang zur Beschäftigung, die Ausübung eines Be-
rufes, den beruflichen Aufstieg und die Teilnahme an Aus- und Weiterbildungs-
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maßnahmen zu ermöglichen, es sei denn, diese Maßnahmen würden den Arbeit-
geber unverhältnismäßig belasten.

(5) Führt eine unter das Statut fallende Person, die sich für benachteiligt hält,
weil ihr gegenüber der oben ausgeführte Grundsatz der Gleichbehandlung nicht
eingehalten wurde, Tatsachen an, die eine unmittelbare oder mittelbare Diskrimi-
nierung vermuten lassen, obliegt es dem Organ, nachzuweisen, dass der Gleich-
behandlungsgrundsatz nicht verletzt worden ist. Diese Bestimmung ist in Diszip-
linarverfahren nicht anwendbar.

(6) Jede Einschränkung des Diskriminierungsverbots und des Grundsatzes der
Verhältnismäßigkeit ist unter Angabe von objektiven und vertretbaren Gründen
zu rechtfertigen; dabei sind die legitimen Ziele von allgemeinem Interesse im
Rahmen der Personalpolitik zu berücksichtigen. Diese Ziele können insbesondere
die Festsetzung eines bestimmten Alters für den Eintritt in den Ruhestand und
eines Mindestalters für den Bezug des Ruhegehalts rechtfertigen.

Artikel 1e

(1) Beamte im aktiven Dienst haben Zugang zu sozialen Maßnahmen der
Organe und zu Diensten der in Artikel 9 genannten Einrichtungen der Sozial-
fürsorge. Ehemalige Beamte können Zugang zu begrenzten speziellen Maßnah-
men sozialer Art haben.

(2) Für Beamte im aktiven Dienst gelten Arbeitsbedingungen, bei denen an-
gemessene Gesundheits- und Sicherheitsnormen eingehalten werden, die zumin-
dest den Mindestvorschriften aufgrund von Maßnahmen entsprechen, die in die-
sen Bereichen nach den Verträgen erlassen wurden.

(3) Diesem Artikel entsprechende Maßnahmen sozialer Art werden von jedem
Organ in enger Zusammenarbeit mit der Personalvertretung im Rahmen mehr-
jähriger Aktionspläne durchgeführt. Die Vorschläge für Maßnahmen werden im
Rahmen des Haushaltsverfahrens alljährlich der Haushaltsbehörde übermittelt.

▼B

Artikel 2

►M112 (1) ◄ Jedes Organ bestimmt, wer in seinem Dienstbereich die der
Anstellungsbehörde im Statut übertragenen Befugnisse ausübt.

▼M112
__________

(2) Ein oder mehrere Organe können jedoch einem der Organe oder einer
gemeinsamen Einrichtung einige oder alle Befugnisse übertragen, die der An-
stellungsbehörde übertragen wurden; davon ausgenommen sind Entscheidungen
über die Ernennung, die Beförderung oder die Versetzung von Beamten.

▼B

Artikel 3

In der Ernennungsurkunde des Beamten wird der Zeitpunkt bestimmt, zu dem die
Ernennung wirksam wird; dieser Zeitpunkt darf nicht vor dem Tage des Dienst-
antritts des Beamten liegen.

Artikel 4

Ernennungen oder Beförderungen dürfen nur zur Besetzung einer freien Plan-
stelle und nur nach den Vorschriften des Statuts vorgenommen werden.

Jede freie Planstelle eines Organs wird dem Personal dieses Organs bekanntge-
geben, sobald die Anstellungsbehörde beschlossen hat, die genannte Planstelle zu
besetzen.

▼M112
Kann diese Planstelle nicht im Wege einer Versetzung, einer Ernennung auf eine
Planstelle gemäß Artikel 45a oder einer Beförderung besetzt werden, so wird die
freie Planstelle dem Personal der anderen Organe bekanntgegeben und/oder es
wird ein internes Auswahlverfahren durchgeführt.
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Artikel 5

(1) Die Dienstposten im Sinne des Statuts sind nach Art und Bedeutung der
ihnen entsprechenden Aufgaben zwei Funktionsgruppen zugeordnet, und zwar
der Funktionsgruppe Administration („AD“) und der Funktionsgruppe Assistenz
(„AST“).

(2) Die Funktionsgruppe AD umfasst zwölf Besoldungsgruppen für Personal,
das mit leitenden oder konzeptionellen Aufgaben bzw. mit Studien, Aufgaben im
Sprachendienst oder Aufgaben im Forschungsbereich beauftragt ist. Die Funk-
tionsgruppe AST umfasst elf Besoldungsgruppen für Personal, das mit ausführ-
enden, technischen oder Bürotätigkeiten befasst ist.

(3) Für eine Ernennung gelten folgende Mindestanforderungen:

a) Funktionsgruppe AST

i) postsekundärer Bildungsabschluss bescheinigt durch ein Diplom, oder

ii) sekundärer Bildungsabschluss, bescheinigt durch ein Diplom, das den
Zugang zur postsekundären Bildung ermöglicht, und mindestens dreijäh-
rige einschlägige Berufserfahrung, oder,

iii) wenn es das Interesse des Dienstes rechtfertigt, eine gleichwertige Berufs-
ausbildung oder Berufserfahrung.

b) Funktionsgruppe AD Besoldungsgruppen 5 und 6

i) ein Bildungsniveau, das einem abgeschlossenen Universitätsstudium von
mindestens dreijähriger Dauer, bescheinigt durch ein Diplom, entspricht,
oder,

ii) wenn es das Interesse des Dienstes rechtfertigt, eine gleichwertige Berufs-
ausbildung.

c) Funktionsgruppe AD Besoldungsgruppen 7 bis 16

i) ein Bildungsniveau, das einem abgeschlossenem Universitätsstudium, be-
scheinigt durch ein Diplom, entspricht, wenn die Regelstudienzeit vier
Jahre oder darüber beträgt, oder

ii) ein Bildungsniveau, das einem abgeschlossenen Universitätsstudium, be-
scheinigt durch ein Diplom, entspricht, und mindestens einjährige ein-
schlägige Berufserfahrung, wenn die Regelstudienzeit mindestens drei
Jahre beträgt, oder

iii) wenn es das Interesse des Dienstes rechtfertigt, eine gleichwertige Berufs-
ausbildung.

(4) Anhang I Abschnitt A enthält eine Übersicht über die
Funktionsbezeichnungen. Jedes Organ erstellt auf Grund dieser Übersicht nach
Stellungnahme des Statutsbeirats eine Beschreibung der Funktionen und des
Aufgabenbereichs für jede Stelle.

(5) Für Einstellung und dienstliche Laufbahn der Beamten der gleichen Funk-
tionsgruppe gelten jeweils die gleichen Voraussetzungen.

Artikel 6

(1) Die Anzahl der Planstellen je Besoldungs- und Funktionsgruppe ist in
einem Stellenplan festgelegt, der dem Einzelplan des Haushaltsplans für jedes
Organ beigefügt ist.

(2) Um die Äquivalenz zwischen einer durchschnittlichen Laufbahn in der vor
dem 1. Mai 2004 geltenden Laufbahnstruktur (im Folgenden „alte Laufbahn-
struktur“) und einer durchschnittlichen Laufbahn in der Laufbahnstruktur ab
dem 1. Mai 2004 (im Folgenden „neue Laufbahnstruktur“) zu sichern, gewähr-
leistet dieser Stellenplan unbeschadet des in Artikel 45 festgelegten Grundsatzes
einer Beförderung aufgrund der Verdienste, dass für jedes Organ die Zahl der
zum 1. Januar eines jeden Jahres freien Stellen in jeder Besoldungsgruppe des
Stellenplans der Zahl der Beamten im aktiven Dienst entspricht, die sich zum 1.
Januar des Vorjahres in der jeweils niedrigeren Besoldungsgruppe befanden,
wobei die letztgenannte Zahl mit den in Anhang I Abschnitt B für diese Besol-
dungsgruppe festgelegten Sätzen multipliziert wird. Diese Sätze werden ab dem
1. Mai 2004 auf der Grundlage eines Fünfjahresdurchschnitts angewandt.

(3) Die Kommission legt der Haushaltsbehörde auf der Grundlage der in Ab-
satz 5 festgelegten Methode alljährlich einen Bericht über die Entwicklung der
durchschnittlichen Laufbahnen in den zwei Funktionsgruppen in allen Organen
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vor, aus dem hervorgeht, ob der Äquivalenzgrundsatz eingehalten oder in wel-
chem Umfang dagegen verstoßen wurde. Wenn der Grundsatz nicht eingehalten
wurde, kann die Haushaltsbehörde zur Korrektur geeignete Schutzmaßnahmen
ergreifen, um die Äquivalenz wieder herzustellen.

(4) Um die Übereinstimmung des Systems mit dem Stellenplan, mit der erfor-
derlichen Äquivalenz zwischen der alten und der neuen Laufbahnstruktur sowie
mit der Haushaltsdisziplin zu erhalten, werden die in Anhang I Abschnitt B
festgelegten Sätze am Ende des am 1. Mai 2004 beginnenden Fünfjahreszeit-
raums auf der Grundlage eines Berichts der Kommission an den Rat und eines
Vorschlags der Kommission überprüft.

Der Rat beschließt gemäß Artikel 283 des EG-Vertrags.

(5) Die Äquivalenz zwischen einer durchschnittlichen Laufbahn vor dem
1. Mai 2004 und einer durchschnittlichen Laufbahn der ab diesem Datum ein-
gestellten Beamten wird durch eine Gegenüberstellung von Beförderungen und
Dienstalter für einen bestimmten Bezugszeitraum und ausgehend von einer kon-
stanten Beschäftigtenzahl beurteilt.

Artikel 7

(1) Die Anstellungsbehörde weist den Beamten ausschließlich nach dienstli-
chen Gesichtspunkten und ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit im Wege
der Ernennung oder der Versetzung in eine seiner Besoldungsgruppe entspre-
chende Planstelle seiner Funktionsgruppe ein.

Der Beamte kann beantragen, innerhalb des Organs, dem er angehört, versetzt zu
werden.

(2) Der Beamte kann vorübergehend mit der Verwaltung eines Dienstpostens
in einer Besoldungsgruppe seiner Funktionsgruppe betraut werden, die höher ist
als seine eigene Besoldungsgruppe. Von Beginn des vierten Monats dieser vo-
rübergehenden Verwendung an erhält er eine Ausgleichszulage in Höhe des
Unterschiedsbetrags zwischen den Dienstbezügen nach seiner Besoldungsgruppe
und seiner Dienstaltersstufe und den Dienstbezügen nach der Dienstaltersstufe, in
die er eingestuft würde, wenn er in der Besoldungsgruppe seiner vorübergeh-
enden Verwendung ernannt würde.

Die vorübergehende Verwendung ist auf die Dauer eines Jahres begrenzt, es sei
denn, dass unmittelbar oder mittelbar ein Beamter ersetzt wird, der im dienst-
lichen Interesse abgeordnet ist, zum Wehrdienst einberufen ist oder einen länge-
ren Krankheitsurlaub erhalten hat.

▼B

Artikel 8

Ein Beamter, der zu einem anderen Organ der drei europäischen Gemeinschaften
abgeordnet worden ist, kann nach Ablauf von sechs Monaten seine Übernahme
in den Dienst dieses Organs beantragen.

Wird dem Antrag im gegenseitigen Einvernehmen zwischen dem Stammorgan
des Beamten und dem Organ, zu dem er abgeordnet worden ist, stattgegeben, so
gilt seine gesamte Laufbahn in den Gemeinschaften als bei dem letztgenannten
Organ zurückgelegt. Auf Grund der Übernahme finden die finanziellen Bestim-
mungen des Statuts für das endgültige Ausscheiden aus dem Dienst eines Organs
der Gemeinschaften keine Anwendung.

Umfaßt die Entscheidung, mit der diesem Antrag stattgegeben wird, die planmä-
ßige Anstellung in einer höheren Besoldungsgruppe als derjenigen, in die der
Betreffende bei seinem Stammorgan eingestuft ist, so gilt diese Entscheidung als
Beförderung und kann nur unter den in Artikel 45 genannten Voraussetzungen
getroffen werden.

Artikel 9

(1) Es werden gebildet

a) bei jedem Organ:

— eine Personalvertretung, die gegebenenfalls in Sektionen für jeden Dienst-
ort eingeteilt wird;

— ein Paritätischer Ausschuß oder, wenn die Zahl der Beamten an den
Dienstorten es erfordert, mehrere Paritätische Ausschüsse;
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— ein Disziplinarrat oder, wenn die Zahl der Beamten an den Dienstorten es
erfordert, mehrere Disziplinarräte;

▼M112
— ein oder mehrere Paritätische Beratende Ausschüsse für unzulängliche

fachliche Leistungen, je nach der Zahl der Beamten an den einzelnen
Orten der dienstlichen Verwendung;

▼B
— gegebenenfalls ein Beurteilungsausschuß;

b) für die Gemeinschaften:

— ein Invaliditätsausschuß;

sie nehmen die ihnen im Statut übertragenen Aufgaben wahr.

▼M85
(1a) Zur Anwendung bestimmter Vorschriften dieses Statuts kann bei zwei
oder mehr Organen ein gemeinsamer Paritätischer Ausschuß gebildet werden.

▼B
(2) Die Zusammensetzung sowie die Einzelheiten der Tätigkeit dieser Ein-
richtungen werden von jedem Organ nach Maßgabe des Anhangs II geregelt.

▼M112
Das Verzeichnis der Mitglieder dieser Einrichtungen wird dem Personal des
Organs bekanntgegeben.

▼B
(3) Die Personalvertretung nimmt die Interessen des Personals gegenüber dem
Organ wahr und sorgt für eine ständige Verbindung zwischen dem Organ und
dem Personal. Sie trägt zum reibungslosen Arbeiten der Dienststellen dadurch
bei, daß sie dem Personal die Möglichkeit gibt, seine Meinung zu äußern und zur
Geltung zu bringen.

Sie unterrichtet die zuständigen Stellen des Organs über alle Fragen von allgem-
einer Bedeutung im Zusammenhang mit der Auslegung und Anwendung des
Statuts. Sie kann zu allen Fragen dieser Art gehört werden.

Die Personalvertretung gibt den zuständigen Stellen des Organs Anregungen zur
Organisation und Arbeitsweise der Dienststellen und macht Vorschläge zur Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen des Personals oder seiner allgemeinen Lebens-
bedingungen.

Die Personalvertretung beteiligt sich an der Verwaltung und an der Kontrolle der
von dem Organ im Interesse des Personals geschaffenen sozialen
Einrichtungen. Mit Zustimmung des Organs kann sie Einrichtungen dieser Art
auch selbst ins Leben rufen.

(4) Paritätische Ausschüsse können unbeschadet der ihnen durch das Statut
übertragenen Aufgaben von der Anstellungsbehörde oder von der Personalver-
tretung zu allen Fragen allgemeiner Art gehört werden, die diese ihnen unter-
breiten.

▼M112
(5) Der Beurteilungsausschuss nimmt Stellung

a) zur Entscheidung bei Ablauf der Probezeit und

b) zur Aufstellung des Verzeichnisses der Beamten, die von einer Verringerung
der Zahl der Planstellen betroffen sind.

Er kann von der Anstellungsbehörde damit beauftragt werden, dafür zu sorgen,
dass bei der Beurteilung des Personals innerhalb des Organs gleichmäßig ver-
fahren wird.

(6) Der Paritätische Beratende Ausschuss für unzulängliche fachliche Leistun-
gen gibt eine Stellungnahme zur Anwendung von Artikel 51 ab.

Artikel 10

Es wird ein Statutsbeirat gebildet, der zu gleichen Teilen aus Vertretern der
Organe der Gemeinschaften und Vertretern ihrer Personalvertretungen besteht.
Die Einzelheiten der Zusammensetzung des Statutsbeirats werden von den Orga-
nen im gegenseitigen Einvernehmen geregelt. Die Agenturen sind gemäß den
Vorschriften, die sie in gegenseitigem Einvernehmen mit der Kommission fest-
legen, gemeinsam vertreten.
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Der Statutsbeirat wird von der Kommission zu allen Vorschlägen für eine Än-
derung des Statuts angehört; er übermittelt seine Stellungnahme innerhalb der
von der Kommission gesetzten Frist. Zusätzlich zu den ihm durch das Statut
übertragenen Aufgaben kann der Statutsbeirat Anregungen zur Änderung des
Statuts vorlegen. Er tritt auf Verlangen seines Vorsitzenden, eines Organs oder
der Personalvertretung eines Organs zusammen.

Die Protokolle über die Beratungen des Statutsbeirats werden an die zuständigen
Stellen weitergeleitet.

▼M23

Artikel 10 a

Die Fristen für die Abgabe der von der Personalvertretung, dem Paritätischen
Ausschuß und dem Statusbeirat erbetenen Stellungnahmen werden von dem Or-
gan festgesetzt und dürfen nicht kürzer als 15 Werktage sein. Wird innerhalb der
festgesetzten Fristen keine Stellungnahme abgegeben, so faßt das Organ seinen
Beschluß.

▼M112

Artikel 10b

Die in Artikel 24b genannten Gewerkschafts- und Berufsverbände handeln im
allgemeinen Interesse des Personals unbeschadet der im Statut festgelegten Be-
fugnisse der Personalvertretungen.

Die Vorschläge der Kommission gemäß Artikel 10 können Gegenstand von
Konsultationen der repräsentativen Gewerkschafts- und Berufsverbände sein.

Artikel 10c

Jedes Organ kann für sich mit den repräsentativen Gewerkschafts- und Berufs-
verbänden sein Personal betreffende Vereinbarungen schließen. Diese Vereinba-
rungen dürfen weder Änderungen des Statuts oder Mittelbindungen nach sich
ziehen noch sich auf die Arbeitsweise des Organs erstrecken. Die repräsentativen
Gewerkschafts- und Berufsverbände, die eine solche Vereinbarung unterzeichnet
haben, werden in den einzelnen Organen unter Wahrung der im Statut festge-
legten Befugnisse der Personalvertretung tätig.

▼B

TITEL II

RECHTE UND PFLICHTEN DES BEAMTEN

Artikel 11

Der Beamte hat sich bei der Ausübung seines Amtes und in seinem Verhalten
ausschließlich von den Interessen der Gemeinschaften leiten zu lassen; er darf
von keiner Regierung, Behörde, Organisation oder Person außerhalb seines Or-
gans Weisungen anfordern oder entgegennehmen. ►M112 Der Beamte führt die
ihm aufgetragenen Aufgaben objektiv, unparteiisch und unter Einhaltung seiner
Loyalitätspflicht gegenüber den Gemeinschaften aus. ◄

Der Beamte darf ohne Zustimmung der Anstellungsbehörde weder von einer
Regierung noch von einer anderen Stelle außerhalb seines Organs Titel, Orden,
Ehrenzeichen, Vergünstigungen, Belohnungen und Geschenke oder Vergütungen
irgendwelcher Art annehmen, außer für Dienste vor seiner Ernennung oder für
Dienste während eines Sonderurlaubs zur Ableistung des Wehrdienstes oder
anderer staatsbürgerlicher Dienste, sofern sie im Zusammenhang mit der Ableis-
tung solcher Dienste gewährt werden.

▼M112

Artikel 11a

(1) Der Beamte darf sich bei der Ausübung seines Amtes vorbehaltlich der
nachstehenden Vorschriften nicht mit Angelegenheiten befassen, an denen er
mittelbar oder unmittelbar ein persönliches, insbesondere ein familiäres oder
finanzielles Interesse hat, das seine Unabhängigkeit beeinträchtigen kann.

(2) Ein Beamter, der sich gegebenenfalls bei der Ausübung seines Amtes mit
einer Angelegenheit im Sinne von Absatz 1 zu befassen hat, muss unverzüglich
die Anstellungsbehörde benachrichtigen. Die Anstellungsbehörde ergreift die er-
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forderlichen Maßnahmen und kann insbesondere den Beamten von seinen Auf-
gaben im Zusammenhang mit dieser Angelegenheit befreien.

(3) Der Beamte darf an Unternehmen, die der Kontrolle seines Organs unter-
liegen oder mit diesem in Verbindung stehen, weder unmittelbar noch mittelbar
eine Beteiligung beibehalten oder erwerben, die aufgrund ihrer Art oder ihres
Umfangs seine Unabhängigkeit bei der Ausübung seines Amtes gefährden
könnte.

Artikel 12

Der Beamte enthält sich jeder Handlung und jedes Verhaltens, die dem Ansehen
seines Amtes abträglich sein könnten.

Artikel 12a

(1) Der Beamte enthält sich jeder Form von Mobbing oder sexueller Belästi-
gung.

(2) Einem Beamten, der das Opfer von Mobbing oder sexueller Belästigung
gewesen ist, entstehen von Seiten des Organs keine Nachteile. Einem Beamten,
der über Mobbing oder sexuelle Belästigung ausgesagt hat, entstehen von Seiten
des Organs keine Nachteile, sofern er in gutem Glauben gehandelt hat.

(3) Als „Mobbing“ wird ungebührliches Verhalten bezeichnet, das über einen
längeren Zeitraum, wiederholt oder systematisch in Verhaltensweisen, mündli-
chen oder schriftlichen Äußerungen, Handlungen oder Gesten zum Ausdruck
kommt, die vorsätzlich begangen werden und die Persönlichkeit, die Würde
oder die physische oder psychische Integrität einer Person angreifen.

(4) „Sexuelle Belästigung“ ist ein der sexuellen Sphäre zugehöriges Verhalten,
das von der Person, an die es sich richtet, nicht gewünscht wird und bezweckt
oder bewirkt, dass die Würde dieser Person verletzt oder ein von Einschüchte-
rungen, Anfeindungen, aggressivem oder beschämendem Verhalten geprägtes
Arbeitsumfeld geschaffen wird. Sexuelle Belästigung wird wie eine Diskriminie-
rung aufgrund des Geschlechts behandelt.

Artikel 12b

(1) Will der Beamte eine Nebentätigkeit gegen Entgelt oder ohne Entgelt
ausüben oder einen Auftrag außerhalb der Gemeinschaften übernehmen, so
muss er hierfür vorbehaltlich des Artikels 15 die vorherige Zustimmung der
Anstellungsbehörde einholen. Diese Zustimmung wird nur dann verweigert,
wenn die Tätigkeit oder der Auftrag die Leistungsfähigkeit des Beamten beein-
trächtigen kann oder mit den Interessen des Organs nicht vereinbar ist.

(2) Der Beamte muss der Anstellungsbehörde jede Veränderung der Tätigkeit
oder des Auftrags mitteilen, die eingetreten ist, nachdem er die Zustimmung der
Anstellungsbehörde gemäß Absatz 1 eingeholt hat. Die Zustimmung kann zu-
rückgezogen werden, wenn die in Absatz 1 letzter Satz genannten Bedingungen
nicht länger erfüllt sind.

▼B

Artikel 13

Der Beamte hat seiner Anstellungsbehörde jede berufliche Erwerbstätigkeit des
Ehegatten anzuzeigen. Erweist sich diese Tätigkeit als unvereinbar mit der des
Beamten und kann er nicht gewährleisten, daß sie innerhalb einer bestimmten
Frist beendet wird, so entscheidet die Anstellungsbehörde nach Stellungnahme
des Paritätischen Ausschusses darüber, ob der Beamte in seiner Stelle zu belassen
►M112 oder ◄ auf einen anderen Dienstposten zu versetzen
►M112 __________ ◄.

▼M112
__________

Artikel 15

(1) Ein Beamter, der für ein öffentliches Amt kandidieren will, muss seine
Anstellungsbehörde hiervon in Kenntnis setzen. Die Anstellungsbehörde ent-
scheidet unter Berücksichtigung des dienstlichen Interesses, ob der Beamte

a) einen Urlaub aus persönlichen Gründen zu beantragen hat,
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▼M112

b) einen Antrag auf Jahresurlaub stellen muss,

c) die Genehmigung erhalten kann, seinen Dienst in Teilzeitbeschäftigung aus-
zuüben, oder

d) weiterhin wie bisher im aktiven Dienst verbleiben kann.

(2) Ein Beamter, der in ein öffentliches Amt gewählt oder ernannt wurde, setzt
seine Anstellungsbehörde unverzüglich hiervon in Kenntnis. Die Anstellungsbe-
hörde trifft unter Berücksichtigung des dienstlichen Interesses, der Bedeutung
dieses Amtes, der seinem Inhaber daraus erwachsenden Pflichten sowie der Be-
züge und Kostenerstattungen, die für die Ausübung dieser Aufgaben gewährt
werden, eine der in Absatz 1 genannten Entscheidungen. Muss der Beamte einen
Urlaub aus persönlichen Gründen beantragen oder erhält er die Genehmigung,
seinen Dienst in Teilzeitbeschäftigung auszuüben, so entspricht die Dauer dieses
Urlaubs oder dieser Teilzeitbeschäftigung der Dauer seines öffentlichen Amtes.

Artikel 16

Der Beamte ist nach dem Ausscheiden aus dem Dienst verpflichtet, bei der
Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile ehrenhaft und zurückhaltend zu
sein.

Ein Beamter, der beabsichtigt, vor Ablauf von zwei Jahren nach seinem Aus-
scheiden aus dem Dienst gegen Entgelt oder unentgeltlich eine berufliche Tätig-
keit aufzunehmen, muss sein Organ hiervon in Kenntnis setzen. Steht die Tätig-
keit in Zusammenhang mit der Tätigkeit, die der Beamte in den letzten drei
Jahren seiner Dienstzeit ausgeführt hat, und könnte sie zu einem Konflikt mit
den legitimen Interessen des Organs führen, so kann die Anstellungsbehörde
unter Berücksichtigung des dienstlichen Interesses beschließen, dem Beamten
die Aufnahme dieser Tätigkeit zu untersagen, oder vorbehaltlich von ihr als
angemessen angesehener Auflagen ihre Zustimmung erteilen. Das Organ teilt
dem Betreffenden nach Anhörung des Paritätischen Ausschusses seine Entschei-
dung binnen 30 Arbeitstagen nach seiner Benachrichtigung mit. Wird eine Ent-
scheidung nicht binnen 30 Arbeitstagen mitgeteilt, gilt dies als Zustimmung.

Artikel 17

(1) Der Beamte enthält sich jeder nicht genehmigten Verbreitung von Infor-
mationen, von denen er im Rahmen seiner Aufgaben Kenntnis erhält, es sei denn,
diese Informationen sind bereits veröffentlicht oder der Öffentlichkeit zugänglich.

(2) Diese Verpflichtung besteht für den Beamten auch nach seinem Ausschei-
den aus dem Dienst.

Artikel 17a

(1) Der Beamte hat das Recht auf freie Meinungsäußerung unter gebührender
Beachtung der Grundsätze der Loyalität und Unparteilichkeit.

(2) Der Beamte, der die Absicht hat, eine Angelegenheit, die die Arbeit der
Gemeinschaften betrifft, der Öffentlichkeit bekannt zu machen oder bekannt
machen zu lassen, unterrichtet unbeschadet der Artikel 12 und 17 hierüber zuvor
die Anstellungsbehörde.

Kann die Anstellungsbehörde nachweisen, dass diese Angelegenheit den Interes-
sen der Gemeinschaften ernstlich schaden könnte, unterrichtet sie den Beamten
innerhalb von 30 Arbeitstagen schriftlich über ihre Entscheidung. Ist dem Be-
amten innerhalb des angegebenen Zeitraums eine solche Entscheidung nicht zu-
gegangen, gilt dies als Nichterhebung von Einwänden seitens der Anstellungs-
behörde.

Artikel 18

(1) Alle Rechte an Arbeiten, die von dem Beamten in Ausübung seines Amtes
ausgeführt werden, stehen der Gemeinschaft zu, auf deren Tätigkeit sich diese
Arbeiten beziehen. Die Gemeinschaften können verlangen, dass die Urheber-
rechte an diesen Arbeiten an sie abgetreten werden.

(2) Erfindungen, die von einem Beamten in Ausübung oder anlässlich der
Ausübung seines Dienstes gemacht werden, gehören den Gemeinschaften. Das
Organ kann hierfür auf seine Kosten im Namen der Gemeinschaften in allen
Ländern ein Patent anmelden und sich erteilen lassen. Erfindungen, die von
einem Beamten in dem auf den Abschluss seines Dienstes folgenden Jahr ge-
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▼M112

macht werden und sich auf die Arbeit der Gemeinschaften beziehen, gelten bis
zum Beweis des Gegenteils als in Ausübung oder anlässlich der Ausübung seines
Dienstes gemacht. Werden Erfindungen patentiert, so müssen der oder die Erfin-
der genannt werden.

(3) Das Organ kann einem Beamten, der eine patentierte Erfindung gemacht
hat, eine Prämie gewähren, deren Höhe es festsetzt.

▼B

Artikel 19

Der Beamte darf die ihm bei seiner amtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen
Tatsachen nicht ohne Zustimmung seiner Anstellungsbehörde vor Gericht vor-
bringen oder über sie aussagen. Die Zustimmung darf nur versagt werden, wenn
die Interessen der Gemeinschaften es erfordern und die Versagung für den Be-
amten keine strafrechtlichen Folgen haben kann. Diese Verpflichtung besteht für
den Beamten auch nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst.

Absatz 1 gilt nicht für Beamte oder ehemalige Beamte, die in Sachen eines
Bediensteten oder ehemaligen Bediensteten der drei europäischen Gemeinschaf-
ten vor dem Gerichtshof der europäischen Gemeinschaften oder vor dem Diszip-
linarrat eines Organs als Zeuge aussagen.

Artikel 20

Der Beamte hat am Ort seiner dienstlichen Verwendung oder in solcher Entfer-
nung von diesem Ort Wohnung zu nehmen, daß er in der Ausübung seines
Amtes nicht behindert ist. ►M112 Der Beamte teilt der Anstellungsbehörde
unverzüglich seine Anschrift mit und benachrichtigt sie bei jeder Änderung sei-
nes Wohnsitzes. ◄

Artikel 21

Der Beamte hat ungeachtet seines dienstlichen Ranges seine Vorgesetzten zu
beraten und zu unterstützen; er ist für die Durchführung der ihm übertragenen
Aufgaben verantwortlich.

Der mit der Leitung eines Dienstbereichs beauftragte Beamte ist seinen Vorge-
setzten für die Ausübung der ihm übertragenen Befugnisse und für die Ausfüh-
rung seiner Anordnungen verantwortlich. Die Verantwortung seiner Untergebe-
nen befreit ihn nicht von seiner eigenen Verantwortung.

▼M112
__________

Artikel 21a

(1) Hält ein Beamter eine ihm erteilte Anordnung für fehlerhaft oder ist er der
Meinung, dass ihre Ausführung schwerwiegende Nachteile zur Folge haben kann,
so hat er seinem Vorgesetzten seine Auffassung mitzuteilen. Teilt der Beamte
seine Auffassung schriftlich mit, so antwortet der Vorgesetzte ebenfalls schrift-
lich. Bestätigt der unmittelbare Vorgesetzte seine Anordnung und hält der Be-
amte diese Bestätigung nicht für eine geeignete Antwort auf seine Bedenken, so
benachrichtigt er vorbehaltlich des Absatzes 2 schriftlich den nächsthöheren
Vorgesetzten. Bestätigt dieser die Anordnung schriftlich, so muss der Beamte
sie ausführen, sofern sie nicht offenkundig rechtswidrig ist oder gegen die Si-
cherheitsvorschriften verstößt.

(2) Ist der unmittelbare Vorgesetzte der Auffassung, dass die Anordnung un-
verzüglich auszuführen ist, so muss der Beamte sie ausführen, sofern sie nicht
offenkundig rechtswidrig ist oder gegen die Sicherheitsvorschriften verstößt. Der
Beamte kann verlangen, dass eine solche Anordnung schriftlich erteilt wird.

▼B

Artikel 22

Der Beamte kann zum vollen oder teilweisen Ersatz des Schadens herangezogen
werden, den die Gemeinschaften durch sein schwerwiegendes Verschulden in
Ausübung oder anläßlich der Ausübung seines Amtes erlitten haben.

Die mit Gründen versehene Verfügung ist von der Anstellungsbehörde nach den
für Disziplinarsachen geltenden Verfahrensvorschriften zu erlassen.
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▼B

Der Gerichtshof der europäischen Gemeinschaften hat bei Streitsachen, die sich
aus dieser Bestimmung ergeben, die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnach-
prüfung einschließlich der Befugnis zur Aufhebung oder Änderung der Verfü-
gung.

▼M112

Artikel 22a

(1) Erhält ein Beamter in Ausübung oder anlässlich der Ausübung seines
Dienstes Kenntnis von Tatsachen, die die Möglichkeit rechtswidriger Handlun-
gen, einschließlich Betrug oder Korruption, zum Nachteil der Interessen der
Gemeinschaften oder Verhaltensweisen im Zusammenhang mit der Ausübung
dienstlicher Pflichten, die eine schwerwiegende Verletzung der Dienstpflichten
der Beamten der Gemeinschaften darstellen können, vermuten lassen, so unter-
richtet er unverzüglich seinen unmittelbaren Vorgesetzen oder Generaldirektor
oder, falls er dies für zweckdienlich hält, den Generalsekretär oder Personen in
vergleichbaren Positionen bzw. direkt das Europäische Amt für Betrugsbekämp-
fung.

Die Informationen gemäß Unterabsatz 1 sind in schriftlicher Form vorzulegen.

Dieser Absatz gilt auch für den Fall, dass das Mitglied eines Organs oder eine
andere Person, die im Dienst eines Organs steht oder für ein Organ einen Auftrag
ausführt, erheblich gegen entsprechende Dienstpflichten verstößt.

(2) Ein Beamter, der Informationen gemäß Absatz 1 erhält, übermittelt dem
Europäischen Amt für Betrugsbekämpfung unverzüglich jeden ihm zur Kenntnis
gebrachten faktischen Hinweis, der Unregelmäßigkeiten gemäß Absatz 1 vermu-
ten lässt.

(3) Dem Beamten dürfen seitens des Organs keine nachteiligen Auswirkungen
aufgrund der Tatsache erwachsen, dass er Informationen gemäß den Absätzen 1
und 2 weitergegeben hat, sofern er dabei in Treu und Glauben gehandelt hat.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für Dokumente, Schriftstücke, Berichte,
Vermerke oder Mitteilungen, unabhängig von ihrer Form, die im Rahmen eines
schwebenden oder abgeschlossenen Gerichtsverfahrens aufbewahrt, angelegt oder
an den Beamten weitergegeben werden.

Artikel 22b

(1) Dem Beamten, der Informationen gemäß Artikel 22a an den Präsidenten
der Kommission, den Präsidenten des Rechnungshofes, den Präsidenten des Ra-
tes, den Präsidenten des Europäischen Parlaments oder an den Europäischen
Bürgerbeauftragten weitergegeben hat, dürfen keine nachteiligen Auswirkungen
seitens des Organs erwachsen, sofern die beiden folgenden Bedingungen erfüllt
sind:

a) Der Beamte hält die weitergegebenen Informationen und jede darin enthaltene
Anschuldigung nach Treu und Glauben für im Wesentlichen wahr und

b) er hat zuvor die gleichen Informationen dem Europäischen Amt für Betrugs-
bekämpfung oder seinem Organ übermittelt und abgewartet, bis das Amt bzw.
Organ binnen der Frist, die es in Anbetracht der Komplexität des Falles
festgelegt hat, geeignete Maßnahmen ergriffen hat. Über diese Frist wird
der Beamte binnen 60 Tagen ordnungsgemäß unterrichtet.

(2) Die Frist gemäß Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Beamte
nachweisen kann, dass sie unter Berücksichtigung aller Umstände des jeweiligen
Falls unangemessen ist.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Dokumente, Schriftstücke, Berichte,
Vermerke oder Mitteilungen, unabhängig von ihrer Form, die im Rahmen eines
schwebenden oder abgeschlossenen Gerichtsverfahrens aufbewahrt, angelegt oder
an den Beamten weitergegeben werden.

▼B

Artikel 23

Die den Beamten zustehenden Vorrechte und Befreiungen sind ausschließlich im
Interesse der Gemeinschaften gewährt. Soweit in ►M15 dem Protokoll über ◄
die Vorrechte und Befreiungen nichts anderes bestimmt ist, sind die Beamten
weder von der Erfüllung ihrer persönlichen Verpflichtungen noch von der Be-
achtung der geltenden Gesetze und polizeilichen Vorschriften befreit.

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 18



▼B

In allen Fällen, in denen diese Vorrechte und Befreiungen berührt werden, hat
der betroffene Beamte dies der Anstellungsbehörde unverzüglich mitzuteilen.

Die in ►M15 dem Protokoll über ◄ die Vorrechte und Befreiungen vorgesehe-
nen Ausweise werden den Beamten der ►M112 Besoldungsgruppen AD 12 bis
AD 16 ◄ und der diesen gleichgestellten Besoldungsgruppen ausgestellt.
►M39 Durch besondere Verfügung der Anstellungsbehörde kann dieser Aus-
weis, wenn das dienstliche Interesse es erfordert, Beamten anderer Besoldungs-
gruppen ausgestellt werden, deren Ort der dienstlichen Verwendung außerhalb
des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten liegt. ◄

Artikel 24

►M15 Die Gemeinschaften leisten ihren Beamten Beistand ◄, insbesondere
beim Vorgehen gegen die Urheber von Drohungen, Beleidigungen, übler Nach-
rede, Verleumdungen und Anschlägen auf die Person oder das Vermögen, die auf
Grund ihrer Dienststellung oder ihres Amtes gegen sie oder ihre Familienange-
hörigen gerichtet werden.

►M15 Sie ersetzen solidarisch ◄ den erlittenen Schaden, soweit ihn der Be-
amte weder vorsätzlich noch grobfahrlässig herbeigeführt hat und soweit er kei-
nen Schadenersatz von dem Urheber erlangen konnte.

▼M112

Artikel 24a

▼M23
►M112 Die Gemeinschaften ◄ erleichtern die berufliche Fortbildung der Be-
amten, soweit dies mit dem reibungslosen Arbeiten ihrer Dienststellen vereinbar
ist und ihren eigenen Interessen entspricht.

Für das Aufsteigen innerhalb der Laufbahn ist diese Fortbildung zu berücksich-
tigen.

Artikel ►M112 24b ◄

Die Beamten haben Vereinigungsfreiheit; sie können insbesondere Gewerkschaf-
ten oder Berufsverbänden der europäischen Beamten angehören.

▼B

Artikel 25

▼M112
Der Beamte kann sich in Statutsfragen mit Anträgen an die Anstellungsbehörde
seines Organs wenden.

▼B
Jede Verfügung auf Grund des Statuts ist dem betroffenen Beamten unverzüglich
schriftlich mitzuteilen. Jede beschwerende Verfügung muß mit Gründen versehen
sein.

▼M112
Alle Verfügungen betreffend die Einstellung, die Ernennung zum Beamten auf
Lebenszeit, die Beförderung, die Versetzung, die Festlegung der dienstlichen
Stellung und das Ausscheiden aus dem Dienst werden in dem Organ, dem der
Beamte angehört, bekannt gemacht. Die Bekanntmachung muss dem gesamten
Personal während eines angemessenen Zeitraums zugänglich sein.

▼B

Artikel 26

Die Personalakte des Beamten enthält:

a) sämtliche sein Dienstverhältnis betreffenden Schriftstücke sowie jede Beur-
teilung seiner Befähigung, Leistung und Führung;

b) die Stellungnahmen des Beamten zu den Vorgängen nach Buchstabe a).

Alle Schriftstücke sind in ein Verzeichnis aufzunehmen, fortlaufend zu numerie-
ren und lückenlos einzuordnen; das Organ darf Schriftstücke nach Buchstabe a)
dem Beamten nur dann entgegenhalten oder gegen ihn verwerten, wenn sie ihm
vor Aufnahme in die Personalakte mitgeteilt worden sind.
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▼B

Die Mitteilung aller Schriftstücke wird durch die Unterschrift des Beamten nach-
gewiesen oder andernfalls durch Einschreibebrief ►M112 an die letzte von dem
Beamten mitgeteilte Anschrift ◄ bewirkt.

▼M112
Die Personalakte darf keinerlei Angaben über die politischen, gewerkschaftlichen,
weltanschaulichen oder religiösen Aktivitäten und Überzeugungen bzw. über die
Rasse, den ethnischen Ursprung oder die sexuelle Ausrichtung des Beamten
enthalten.

Absatz 4 untersagt indessen nicht, dass dem Beamten bekannte Verwaltungsakte
und Unterlagen, die zur Anwendung des Statuts erforderlich sind, in die Perso-
nalakte aufgenommen werden.

▼B
Für jeden Beamten darf nur eine Personalakte geführt werden.

Der Beamte hat auch nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst das Recht, seine
vollständige Personalakte einzusehen ►M112 und gegebenenfalls eine Kopie
davon anzufertigen ◄.

Die Personalakte ist vertraulich zu behandeln und darf nur in den Diensträumen
der Verwaltung ►M112 oder auf einem gesicherten Datenträger ◄ eingesehen
werden. ►M112 Ist jedoch ein den Beamten betreffender Rechtsstreit anhängig,
so wird die Personalakte dem Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften
vorgelegt. ◄

▼M112

Artikel 26a

Jeder Beamte hat das Recht, seine medizinische Akte gemäß den von den Orga-
nen festgelegten Modalitäten einzusehen.

▼B

TITEL III

LAUFBAHN DES BEAMTEN

KAPITEL 1

Einstellung

Artikel 27

Bei der Einstellung ist anzustreben, dem Organ die Mitarbeit von Beamten zu
sichern, die in bezug auf Befähigung, Leistung und Integrität höchsten Ansprü-
chen genügen; sie sind unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der
Gemeinschaften auf möglichst breiter geographischer Grundlage auszuwählen.

▼M112
__________

▼B
Kein Dienstposten darf den Angehörigen eines bestimmten Mitgliedstaats vorbe-
halten werden.

Artikel 28

Zum Beamten darf nur ernannt werden, wer

a) Staatsangehöriger einer der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften ist und die
bürgerlichen Ehrenrechte besitzt; von dem Erfordernis der Staatsangehörigkeit
kann die Anstellungsbehörde absehen;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den für ihn geltenden Wehrgesetzen nicht
entzogen hat;

c) den für die Ausübung des Amtes zu stellenden sittlichen Anforderungen ge-
nügt;

d) die Bedingungen des in Anhang III geregelten Auswahlverfahrens auf Grund
von Befähigungsnachweisen oder Prüfungen oder auf Grund von Befähi-
gungsnachweisen und Prüfungen erfüllt hat; Artikel 29 Absatz 2 bleibt unbe-
rührt;
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▼B

e) die für die Ausübung seines Amtes erforderliche körperliche Eignung besitzt;

f) nachweist, daß er gründliche Kenntnisse in einer Sprache der Gemeinschaften
und ausreichende Kenntnisse in einer weiteren Sprache der Gemeinschaften in
dem Umfang besitzt, in dem dies für die Ausübung seines Amtes erforderlich
ist.

▼M112

Artikel 29

(1) Bei der Besetzung von Planstellen eines Organs prüft die Anstellungsbe-
hörde zunächst

a) die Möglichkeit

i) einer Versetzung,

ii) einer Ernennung gemäß Artikel 45a oder

iii) einer Beförderung

innerhalb des Organs,

b) die Übernahmeanträge von Beamten derselben Besoldungsgruppe aus anderen
Organen und/oder die Möglichkeiten der Durchführung eines Auswahlverfah-
rens innerhalb des Organs, an dem nur Beamte und Bedienstete auf Zeit im
Sinne von Artikel 2 der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be-
diensteten der Europäischen Gemeinschaften teilnehmen können,

und eröffnet sodann das Auswahlverfahren auf Grund von Befähigungsnachwei-
sen oder Prüfungen oder auf Grund von Befähigungsnachweisen und
Prüfungen. Das Auswahlverfahren ist in Anhang III geregelt.

Dieses Auswahlverfahren kann auch zur Bildung einer Reserve für spätere Ein-
stellungen durchgeführt werden.

(2) Bei der Einstellung von höheren Führungskräften (Generaldirektoren oder
gleichrangige Beamte der Besoldungsgruppen AD 16 oder AD 15 und Direktoren
oder gleichrangige Beamte der Besoldungsgruppen AD 15 oder AD 14) sowie in
Ausnahmefällen für Dienstposten, die besondere Fachkenntnisse erfordern, kann
die Anstellungsbehörde ein anderes Verfahren als das Auswahlverfahren anwen-
den.

(3) Die Organe können für jede Funktionsgruppe interne Auswahlverfahren
auf Grund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen durchführen, die auf der
Ebene der Besoldungsgruppe AST 6 oder darüber bzw. der Besoldungsgruppe
AD 9 oder darüber stattfinden.

An diesen Auswahlverfahren können nur Bedienstete auf Zeit des betreffenden
Organs teilnehmen, die nach Artikel 2 Buchstabe c) der Beschäftigungsbedingun-
gen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften eingestellt
worden sind. Die Organe setzen als fachliche Mindestvoraussetzung für die Teil-
nahme an diesen Auswahlverfahren eine mindestens zehnjährige Tätigkeit als
Zeitbediensteter und eine Einstellung als Zeitbediensteter auf der Grundlage eines
Ausleseverfahrens voraus, bei dem gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Beschäfti-
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieselben Kriterien angewandt
wurden wie bei der Auslese von Beamten. Abweichend von Absatz 1 Buchstabe
a) des vorliegenden Artikels kann die Anstellungsbehörde des Organs, das den
Zeitbediensteten eingestellt hat, vor der Besetzung einer freien Planstelle in dem
Organ gleichzeitig mit der Einstellung erfolgreicher Bewerber solcher interner
Auswahlverfahren die Möglichkeit einer Versetzung von Beamten innerhalb
des Organs in Erwägung ziehen.

(4) Das Europäische Parlament führt nach Maßgabe von Absatz 3 Unterabsatz
2 einmal alle fünf Jahre für jede Funktionsgruppe ein internes Auswahlverfahren
auf Grund von Befähigungsnachweisen und Prüfungen durch, das auf der Ebene
der Besoldungsgruppe AST 6 oder darüber bzw. der Besoldungsgruppe AD 9
oder darüber stattfindet.

▼B

Artikel 30

Für jedes Auswahlverfahren bestellt die Anstellungsbehörde einen Prüfungsaus-
schuß. Dieser stellt ein Verzeichnis der geeigneten Bewerber auf.

Die Anstellungsbehörde wählt aus diesem Verzeichnis die Bewerber aus, mit
denen sie die freien Stellen besetzt.
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▼M112

Artikel 31

(1) Die auf diese Weise ausgewählten Bewerber werden in die Besoldungs-
gruppe der Funktionsgruppe ernannt, die in der Bekanntmachung des betreffen-
den Auswahlverfahrens angegeben ist.

(2) Unbeschadet des Artikels 29 Absatz 2 werden Beamte nur in die Besol-
dungsgruppen AST 1 bis AST 4 bzw. AD 5 bis AD 8 eingestellt. Die in der
Bekanntmachung des Auswahlverfahrens angegebene Besoldungsgruppe legt das
Organ nach folgenden Kriterien fest:

a) angestrebte Einstellung von Beamten, die gemäß Artikel 27 den höchsten
Ansprüchen genügen;

b) Art der verlangten Berufserfahrung.

Um besonderem Bedarf der Organe Rechnung zu tragen, kann bei der Einstel-
lung von Beamten auch die Arbeitsmarktsituation in der Gemeinschaft berück-
sichtigt werden.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 kann das Organ erforderlichenfalls die Durch-
führung eines Auswahlverfahrens für die Besoldungsgruppen AD 9, AD 10, AD
11 oder ausnahmsweise für die Besoldungsgruppe AD 12 genehmigen. Die Ge-
samtzahl der Bewerber, die auf freie Planstellen in diesen Besoldungsgruppen
ernannt werden, darf 20 % der Gesamtzahl aller Ernennungen, die pro Jahr ge-
mäß Artikel 30 Absatz 2 in die Funktionsgruppe AD erfolgen, nicht übersteigen.

▼B

Artikel 32

Der eingestellte Beamte wird in die erste Dienstaltersstufe seiner Besoldungs-
gruppe eingestuft.

▼M112
Die Anstellungsbehörde kann dem Beamten mit Rücksicht auf seine Berufser-
fahrung eine Verbesserung hinsichtlich der Dienstaltersstufe, die 24 Monate nicht
überschreitet, gewähren. Es werden allgemeine Durchführungsbestimmungen zu
diesem Artikel erlassen.

▼M85
Der Bedienstete auf Zeit, dessen Einstufung nach den von dem Gemeinschafts-
organ beschlossenen Einstufungskriterien festgelegt worden ist, behält das
Dienstalter in der Dienstaltersstufe, das er als Bediensteter auf Zeit erworben
hat, wenn er unmittelbar nach Beendigung seines Dienstverhältnisses in derselben
Besoldungsgruppe zum Beamten ernannt wird.

▼B

Artikel 33

Vor der Ernennung wird der ausgewählte Bewerber durch einen Vertrauensarzt
des Organs untersucht, damit dieses die Gewißheit erhält, daß der Bewerber die
Voraussetzungen des Artikels 28 Buchstabe e) erfüllt.

▼M39
Hat die ärztliche Untersuchung nach Absatz 1 ein negatives ärztliches Gutachten
zur Folge, so kann der Bewerber innerhalb von 20 Tagen nach der entsprech-
enden Mitteilung seitens des Organs beantragen, daß sein Fall einem Ärzteaus-
schuß aus drei Ärzten, die die Anstellungsbehörde unter den Vertrauensärzten der
Organe auswählt, zur Stellungnahme unterbreitet wird. Der Vertrauensarzt, der
das erste negative Gutachten abgegeben hat, wird von dem Ärzteausschuß gehört.
Der Bewerber kann dem Ärzteausschuß das Gutachten eines von ihm gewählten
Arztes vorlegen. Werden die Schlußfolgerungen der in Absatz 1 vorgesehenen
ärztlichen Untersuchung durch den Ärzteausschuß bestätigt, so sind die Honorare
und Nebenkosten zur Hälfte vom Bewerber zu tragen.

▼M85

Artikel 34

(1) ►M112 Jeder Beamte hat eine neunmonatige Probezeit abzuleisten, bevor
er zum Beamten auf Lebenszeit ernannt werden kann. ◄

Ist der Beamte während seiner Probezeit durch Krankheit, Mutterschaftsurlaub im
Sinne von Artikel 58 oder Unfall mindestens einen Monat ohne Unterbrechung
verhindert, seine Tätigkeit auszuüben, so kann die Anstellungsbehörde die Pro-
bezeit um einen entsprechenden Zeitraum verlängern.
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▼M85

(2) Sind die Leistungen des Beamten auf Probe offensichtlich unzulänglich,
kann zu jedem beliebigen Zeitpunkt der Probezeit ein Bericht erstellt werden.

Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt, der binnen acht Kalendertagen
schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Der Bericht und die Stellungnahme wer-
den vom Dienstvorgesetzten des Beamten auf Probe unverzüglich der Anstel-
lungsbehörde übermittelt, die binnen drei Wochen die Stellungnahme des paritä-
tisch zusammengesetzten Beurteilungsausschusses zu den zu treffenden Maßnah-
men einholt. Die Anstellungsbehörde kann beschließen, den Beamten auf Probe
vor Ablauf der Probezeit unter Einhaltung seiner einmonatigen Kündigungsfrist
zu entlassen; die Dienstzeit darf jedoch die normale Dauer der Probezeit nicht
überschreiten.

Die Anstellungsbehörde kann jedoch in Ausnahmefällen genehmigen, daß der
Beamte eine weitere Probezeit in einer anderen Dienststelle ableistet. Die Min-
destdauer der Probezeit in der anderen Dienststelle beträgt innerhalb der in Ab-
satz 4 festgelegten Grenzen sechs Monate.

(3) Spätestens einen Monat vor Ablauf der Probezeit ist ein Bericht über die
Befähigung des Beamten auf Probe zur Wahrnehmung der mit seinem Amt ver-
bundenen Aufgaben sowie über seine dienstlichen Leistungen und seine dienst-
liche Führung zu erstellen. Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt, der
binnen acht Kalendertagen schriftlich dazu Stellung nehmen kann.

Hat der Bericht die Entlassung der Beamten oder — im Ausnahmefall — die
Verlängerung der Probezeit zur Folge, so wird er zusammen mit den Bemer-
kungen des Beamten auf Probe von dessen Dienstvorgesetzten unverzüglich der
Anstellungsbehörde übermittelt, die binnen drei Wochen die Stellungnahme des
paritätisch zusammengesetzten Beurteilungsausschusses zu den zu treffenden
Maßnahmen einholt.

Der Beamte auf Probe, der nicht bewiesen hat, daß seine Fähigkeiten eine Ernen-
nung zum Beamten auf Lebenszeit rechtfertigen, wird entlassen. Die Anstellungs-
behörde kann jedoch in Ausnahmefällen die Probezeit um einen Zeitraum von
höchstens sechs Monaten verlängern und gegebenenfalls den Beamten auf Probe
einer anderen Dienststelle zuweisen.

(4) Die Gesamtdauer der Probezeit darf höchstens fünfzehn Monate betragen.

(5) Der Beamte auf Probe, dessen Dienstverhältnis beendet wird, erhält ein
Entschädigung von drei Monatsgrundgehältern, wenn er mehr als ein Jahr Dienst-
zeit abgeleistet hat, eine Entschädigung in Höhe von zwei Monatsgrundgehältern,
wenn er mindestens sechs Monate Dienstzeit abgeleistet hat, und eine Entschädi-
gung in Höhe von einem Monatsgrundgehalt, wenn er weniger als sechs Monate
Dienstzeit abgeleistet hat; dies gilt nicht, wenn der Beamte unverzüglich eine
berufliche Tätigkeit aufnehemen kann.

(6) Die Absätze 2 bis 5 finden keine Anwendung auf Beamte auf Probe, die
vor Ablauf der Probezeit ihre Entlassung beantragen.

▼B

KAPITEL 2

Dienstrechtliche Stellung

Artikel 35

Der Beamte befindet sich in einer der nachstehend aufgeführten dienstrechtlichen
Stellungen:

a) aktiver Dienst,

b) Abordnung,

c) Urlaub aus persönlichen Gründen,

d) einstweiliger Ruhestand,

e) Beurlaubung zum Wehrdienst,

▼M112
f) Elternurlaub und Urlaub aus familiären Gründen.
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▼B

Ab s c hn i t t 1

AKTIVER DIENST

Artikel 36

Aktiver Dienst ist die dienstrechtliche Stellung des Beamten, der nach Maßgabe
des Titels IV die Obliegenheiten des von ihm ständig oder vorübergehend be-
setzten Dienstpostens wahrnimmt.

Ab s c hn i t t 2

ABORDNUNG

Artikel 37

▼M23
Abordnung ist die dienstrechtliche Stellung des Beamten ►M56 auf Lebens-
zeit ◄, der durch eine Abordnungsverfügung der Anstellungsbehörde

a) im dienstlichen Interesse

— beauftragt worden ist, vorübergehend eine Stelle außerhalb des Organs,
dem er angehört, zu bekleiden, oder

▼M112
— beauftragt worden ist, bei einer Person, die ein in den Verträgen vorge-

sehenes Amt innehat, oder bei dem gewählten Präsidenten eines Organs
oder einer Einrichtung der Gemeinschaften oder bei einer Fraktion des
Europäischen Parlaments oder des Ausschusses der Regionen oder bei
einer Gruppe des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vorü-
bergehend Aufgaben wahrzunehmen;

▼M85
— beauftragt worden ist, vorübergehend eine Stelle zu bekleiden, die in dem

Stellenplan für das aus Forschungs- und Investitionsmitteln besoldete Per-
sonal enthalten und von der Haushaltsbehörde zur Planstelle auf Zeit er-
klärt worden ist;

▼M56
b) auf seinen Antrag hin

— einem anderen Organ der Europäischen Gemeinschaften zur Verfügung
gestellt worden ist oder

— einer Einrichtung mit gemeinschaftspolitischer Zielsetzung zur Verfügung
gestellt worden ist. Das Verzeichnis dieser Einrichtungen wird von den
Organen der Gemeinschaften nach Stellungnahme des Statutsbeirats in
gegenseitigem Einvernehmen aufgestellt.

▼B
Der abgeordnete Beamte behält in dieser dienstrechtlichen Stellung nach Maß-
gabe der Artikel 38 und 39 alle seine Rechte; er hat weiterhin die Pflichten, die
sich aus der Zugehörigkeit zu seinem Stammorgan
ergeben. ►M23 Vorbehaltlich der Vorschriften über die Versorgung in Artikel 77
Absatz 3 gelten jedoch während der Abordnung im Sinne von Absatz 1 Buch-
stabe a) zweiter Gedankenstrich für den Beamten die Vorschriften, die für einen
Beamten der gleichen Besoldungsgruppe wie derjenigen gelten, die ihm für den
Dienstposten zuerkannt wird, auf den er abgeordnet worden ist. ◄

▼M112
Jeder Beamte im aktiven Dienst bzw. jeder Beamte, der sich in Urlaub aus
persönlichen Gründen befindet, kann einen Antrag auf Abordnung stellen, oder
es kann ihm eine Abordnung im dienstlichen Interesse angeboten werden. Der
Urlaub aus persönlichen Gründen ist mit der Abordnung beendet.

▼B

Artikel 38

Für die Abordnung im dienstlichen Interesse gelten folgende Vorschriften:

a) sie wird von der Anstellungsbehörde nach Anhörung des Beamten verfügt;
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▼B

b) die Dauer der Abordnung wird durch die Anstellungsbehörde bestimmt;

c) nach Ablauf von jeweils sechs Monaten kann der Beamte die Beendigung
seiner Abordnung beantragen;

▼M23
d) der gemäß Artikel 37 Buchstabe a) erster Gedankenstrich abgeordnete Beamte

hat Anspruch auf Gehaltsausgleich, falls die Gesamtbezüge aus der Tätigkeit
während seiner Abordnung niedriger als die Dienstbezüge nach seiner Besol-
dungsgruppe und Dienstaltersstufe bei seinem Stammorgan sind; er hat ferner
Anspruch auf Ausgleich aller zusätzlichen finanziellen Belastungen, die ihm
durch seine Abordnung entstehen;

e) der gemäß Artikel 37 Buchstabe a) erster Gedankenstrich abgeordnete Beamte
entrichtet weiter Versorgungsbeiträge unter Zugrundelegung der Dienstbe-
züge, die seiner Besoldungsgruppe und seiner Dienstaltersstufe bei seinem
Stammorgan entsprechen;

▼B
f) der abgeordnete Beamte behält seine Planstelle sowie seinen Anspruch auf

Aufsteigen in den Dienstaltersstufen und seine Anwartschaft auf Beförderung;

g) nach Beendigung der Abordnung wird der Beamte unverzüglich auf dem
Dienstposten wiederverwendet, den er vorher innehatte.

Artikel 39

Für die Abordnung auf Antrag des Beamten gelten folgende Vorschriften:

a) sie wird von der Anstellungsbehörde verfügt; diese bestimmt die Dauer der
Abordnung;

b) innerhalb einer Frist von sechs Monaten nach Aufnahme der Tätigkeit kann
der Beamte die Beendigung der Abordnung beantragen; er wird in diesem
Falle unverzüglich auf dem Dienstposten wiederverwendet, den er vorher
innehatte;

c) nach Ablauf dieser Frist kann seine Planstelle anderweit besetzt werden;

▼M23
d) während der Dauer dieser Abordnung werden die Beiträge zur Versorgungs-

ordnung sowie etwaige Ruhegehaltsansprüche auf der Grundlage des Gehalts
für die Tätigkeit in seiner Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe bei seinem
Stammorgan berechnet. ►M56 Der gemäß Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b)
zweiter Gedankenstrich abgeordnete Beamte kann bei der Einrichtung, zu der
er abgeordnet wurde, Ruhegehaltsansprüche erwerben. Die Ruhegehaltsrege-
lung seines Herkunftsorgans ist jedoch während der Dauer seiner Abordnung
auf ihn nicht mehr anwendbar.

Die Bestimmungen dieses Statuts ►M112 über das Invalidengeld und über
die Hinterbliebenenversorgung ◄ gelten für die Beamten, die während der
Dauer der Abordnung nach Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b) zweiter Ge-
dankenstrich dienstunfähig geworden sind, sowie für die nach den Beamten,
die während des gleichen Zeitraums verstorben sind, anspruchsberechtigten
Personen; dabei werden die Beträge in Abzug gebracht, die von der Einrich-
tung, zu der der betreffende Beamte abgeordnet war, aus dem gleichen
Grunde und für den gleichen Zeitraum gezahlt worden sind.

Diese Bestimmung darf nicht zur Folge haben, daß ein Beamter oder die nach
ihm anspruchsberechtigten Personen Versorgungsbezüge erhalten, die insge-
samt höher sind als der Höchstbetrag der Versorgungsbezüge, die aufgrund
dieses Statuts gezahlt worden wären; ◄

▼M112
e) während der Dauer der Abordnung behält der Beamte seinen Anspruch auf

Aufsteigen in den Dienstaltersstufen;

▼M23
►M112 f) ◄ nach Beendigung der Abordnung ist der Beamte in die erste in

seiner ►M112 Funktionsgruppe ◄ frei werdende Planstelle einzuweisen, die
seiner Besoldungsgruppe entspricht, sofern er die dafür erforderliche Eignung
besitzt. Lehnt er die ihm angebotene Planstelle ab, so hat er weiterhin An-
spruch auf Wiederverwendung in einer seiner Besoldungsgruppe entsprech-
enden Planstelle seiner ►M112 Funktionsgruppe ◄, wenn eine solche Plan-
stelle erneut frei wird und er die dafür erforderliche Eignung besitzt. Lehnt er
zum zweiten Mal ab, so kann er nach Anhörung des Paritätischen Ausschus-
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▼M23

ses von Amts wegen entlassen werden. Bis zu seiner tatsächlichen Wieder-
verwendung bleibt er abgeordneter Beamter ohne Bezüge.

▼B

Ab s c hn i t t 3

URLAUB AUS PERSÖNLICHEN GRÜNDEN

Artikel 40

(1) Dem Beamten ►M56 auf Lebenszeit ◄ kann in Ausnahmefällen auf
Antrag unbezahlter Urlaub aus persönlichen Gründen gewährt werden.

▼M112
(2) Unbeschadet des Artikels 15 beträgt die Höchstdauer dieses Urlaubs ein
Jahr. Der Urlaub kann verlängert werden.

Jede einzelne Verlängerung darf ein Jahr nicht überschreiten. Die Gesamtdauer
des Urlaubs aus persönlichen Gründen darf während der gesamten Laufbahn des
Beamten 15 Jahre nicht überschreiten.

Wird der Urlaub jedoch beantragt

i) zur Erziehung eines Kindes, das im Sinne von Anhang VII Artikel 2 Absatz 2
als unterhaltsberechtigt gilt und das an einer schweren, vom Vertrauensarzt
des Organs anerkannten geistigen oder körperlichen Behinderung leidet, die
eine ständige Überwachung oder eine ständige Pflege erforderlich macht, oder

ii) um dem Ehegatten zu folgen, der als Beamter oder sonstiger Bediensteter
ebenfalls bei den Gemeinschaften tätig ist und aus dienstlichen Gründen
seinen Wohnsitz in so großer Entfernung vom Dienstort des antragstellenden
Beamten nehmen muss, dass die Gründung des gemeinsamen ehelichen
Wohnsitzes an jenem Ort den antragstellenden Beamten bei der Ausübung
seines Dienstes behindern würde,

so kann der Urlaub unbegrenzt verlängert werden, sofern bei jeder Verlängerung
die Voraussetzung noch erfüllt ist, welche die Gewährung des Urlaubs rechtfer-
tigt.

▼B
(3) Während des Urlaubs ist der Beamte vom Aufsteigen in den Dienstalters-
stufen und von der Beförderung in eine höhere Besoldungsgruppe ausgeschlos-
sen; seine Zugehörigkeit zu den in den Artikeln 72 und 73 vorgesehenen Ein-
richtungen der sozialen Sicherheit und die Deckung der entsprechenden Risiken
sind unterbrochen.

▼M39
►M112 Ein Beamter, der keiner Erwerbstätigkeit nachgeht, kann jedoch spä-
testens in dem auf den Beginn des Urlaubs aus persönlichen Gründen folgenden
Monat einen Antrag auf Aufrechterhaltung des in diesen Artikeln vorgesehenen
Schutzes stellen, sofern er die Beiträge, die zur Deckung der in Artikel 72 Absatz
1 und Artikel 73 Absatz 1 genannten Risiken erforderlich sind, während des
ersten Jahres des Urlaubs aus persönlichen Gründen zur Hälfte und für die ver-
bleibende Dauer dieses Urlaubs in voller Höhe trägt. In diesem Fall setzt die
Inanspruchnahme von Artikel 73 voraus, dass die Deckung durch Artikel 72
sichergestellt ist. Die Beiträge werden nach dem letzten Grundgehalt des Be-
amten berechnet. ◄ Weist der Beamte ferner nach, daß er bei keiner ändern
Versorgungseinrichtung Ruhegehaltsansprüche erwerben kann, so kann er auf
Antrag weiterhin neue Ruhegehaltsansprüche während eines Zeitraums von
höchstens einem Jahr erwerben, sofern er einen Beitrag entrichtet, der dreimal
so hoch ist wie ►M56 der in Artikel 83 Absatz 2 vorgesehene Satz; die Beiträge
werden nach dem Grundgehalt des Beamten errechnet, das seiner Besoldungs-
gruppe und seiner Dienstaltersstufe entspricht. ◄

▼B
(4) Für den Urlaub aus persönlichen Gründen gelten folgende Vorschriften:

a) er wird auf Antrag des Beamten durch die Anstellungsbehörde gewährt;

b) eine Verlängerung ist spätestens zwei Monate vor Ablauf des Urlaubs zu
beantragen;

c) die Planstelle des Beamten kann anderweit besetzt werden;
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▼M23

d) nach Ablauf des Urlaubs aus persönlichen Gründen ist der Beamte in die erste
in seiner ►M112 Funktionsgruppe ◄ frei werdende Planstelle einzuweisen,
die seiner Besoldungsgruppe entspricht, sofern er die dafür erforderliche Eig-
nung besitzt. Lehnt er die ihm angebotene Planstelle ab, so hat er weiterhin
Anspruch auf Wiederverwendung in einer seiner Besoldungsgruppe entsprech-
enden Planstelle seiner ►M112 Funktionsgruppe ◄, wenn eine solche Plan-
stelle erneut frei wird und er die dafür erforderliche Eignung besitzt. Lehnt er
zum zweiten Mal ab, so kann er nach Anhörung des Paritätischen Ausschus-
ses von Amts wegen entlassen werden. Bis zu seiner tatsächlichen Wieder-
verwendung ►M112 oder seiner Abordnung ◄ dauert der unbezahlte Urlaub
aus persönlichen Gründen an.

▼B

Ab s c hn i t t 4

EINSTWEILIGER RUHESTAND

Artikel 41

(1) Einstweiliger Ruhestand ist die dienstrechtliche Stellung des Beamten, der
von einer Verringerung der Zahl der Planstellen bei seinem Organ betroffen ist.

(2) Eine Verringerung der Planstellenzahl innerhalb einer Besoldungsgruppe
wird von dem für die Feststellung des Haushaltsplans zuständigen Organ im
Rahmen des Verfahrens zur Feststellung des Haushaltsplans festgelegt.

Die Anstellungsbehörde bestimmt nach Stellungnahme des Paritätischen Aus-
schusses die Art der Dienstposten, die von dieser Maßnahme betroffen werden.

Die Anstellungsbehörde stellt nach Stellungnahme des Paritätischen Ausschusses
das Verzeichnis der hiervon betroffenen Beamten auf; sie berücksichtigt hierbei
die Befähigung, die Leistungen, die dienstliche Führung, die familiären Verhält-
nisse und das Dienstalter der Beamten. Jeder Beamte, der einen der in Unterab-
satz 2 erwähnten Dienstposten innehat und in den einstweiligen Ruhestand ver-
setzt zu werden wünscht, wird von Amts wegen in das Verzeichnis aufgenom-
men.

Die in dem Verzeichnis aufgeführten Beamten werden durch Verfügung der
Anstellungsbehörde in den einstweiligen Ruhestand versetzt.

(3) Im einstweiligen Ruhestand übt der Beamte sein Amt nicht mehr aus; er
hat keinen Anspruch auf Dienstbezüge und Aufsteigen in den Dienstaltersstufen,
erwirbt aber während eines Zeitraums von höchstens fünf Jahren weiterhin Ruhe-
gehaltsansprüche nach dem Gehalt, das seiner Besoldungsgruppe und seiner
Dienstaltersstufe entspricht.

Während eines Zeitraums von zwei Jahren, vom Zeitpunkt der Versetzung in den
einstweiligen Ruhestand an gerechnet, hat der Beamte ein Vorrecht auf Wieder-
verwendung in einer seiner Besoldungsgruppe entsprechenden Planstelle
►M112 seiner Funktionsgruppe ◄, sofern eine solche Planstelle frei oder neu
geschaffen wird und er die erforderliche Befähigung besitzt.

Der in den einstweiligen Ruhestand versetzte Beamte erhält eine Vergütung, die
nach Anhang IV berechnet wird.

▼M23
Die Einkünfte des Beamten aus seiner neuen Tätigkeit während dieser Zeit wer-
den von der in Unterabsatz 3 vorgesehenen Vergütung insoweit in Abzug ge-
bracht, als diese Einkünfte und diese Vergütung zusammen die letzten Gesamt-
dienstbezüge des Beamten übersteigen, die auf der Grundlage der am ersten Tag
desjenigen Monats geltenden Gehaltstabelle festgelegt werden, für den die Ver-
gütung zu ermitteln ist.

▼M62
Der Beamte hat die schriftlichen Nachweise zu erbringen, die verlangt werden
können, und dem Organ jeden Umstand mitzuteilen, der zu einer Änderung
seiner Versorgungsansprüche führen könnte.

▼M112
Auf die Vergütung wird kein Berichtigungskoeffizient angewandt.

Die Vergütung sowie die letzten Gesamtdienstbezüge gemäß Unterabsatz 4
►C12 unterliegen jedoch dem Berichtigungskoeffizienten nach Anhang XI Arti-
kel 3 Absatz 5 Buchstabe a ◄ zu dem Satz, der für den Mitgliedstaat festgelegt
wurde, in dem der Empfänger nachweislich seinen Wohnsitz hat, sofern es sich
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▼M112

bei diesem Land um den Mitgliedstaat handelt, in dem der Empfänger zuletzt
beschäftigt war. In solchen Fällen wird die Vergütung, wenn die Landeswährung
nicht der Euro ist, auf der Grundlage des Wechselkurses nach Artikel 63 des
Statuts berechnet.

▼B
(4) Mit Ablauf des Zeitabschnitts, während dessen dem Beamten der An-
spruch auf die Vergütung gewährt wurde, wird er von Amts wegen
entlassen. Er erhält gegebenenfalls ein Ruhegehalt nach der Versorgungsordnung.

(5) Ein Beamter, dem vor Ablauf der in Absatz 3 vorgesehenen Frist von zwei
Jahren ein seiner Besoldungsgruppe entsprechender Dienstposten angeboten wor-
den ist und der diesen ohne triftigen Grund abgelehnt hat, kann nach Stellung-
nahme des Paritätischen Ausschusses seiner Ansprüche aus den vorstehenden
Vorschriften für verlustig erklärt und von Amts wegen entlassen werden.

Ab s c hn i t t 5

BEURLAUBUNG ZUM WEHRDIENST

Artikel 42

Ein Beamter, der zur Ableistung des gesetzlich vorgeschriebenen Grundwehr-
dienstes herangezogen wird, an Wehrübungen teilzunehmen hat oder zu einem
anderen Wehrdienst einberufen wird, erhält die besondere dienstrechtliche Stel-
lung „Beurlaubung zum Wehrdienst“.

Dem zur Ableistung des gesetzlich vorgeschriebenen Grundwehrdienstes heran-
gezogenen Beamten werden keine Dienstbezüge gewährt; die Vorschriften über
das Aufsteigen in den Dienstaltersstufen und die Beförderung finden jedoch
weiterhin auf ihn Anwendung. Auch die Vorschriften über das Ruhegehalt gelten
für ihn weiter, wenn er nach Beendigung der Wehrdienstverpflichtung nachträg-
lich seine Versorgungsbeiträge entrichtet.

Ein Beamter, der an Wehrübungen teilzunehmen hat oder zu einem anderen
Wehrdienst (außer Grundwehrdienst) einberufen wird, erhält für diese Zeit seine
Dienstbezüge; diese werden jedoch um den an ihn gezahlten Wehrsold gekürzt.

▼M112

Ab s c hn i t t 6

ELTERNURLAUB UND URLAUB AUS FAMILIÄREN GRÜNDEN

Artikel 42a

Ein Beamter hat für jedes Kind Anspruch auf höchstens sechs Monate Elternur-
laub ohne Grundgehalt, der in den ersten zwölf Jahren nach der Geburt oder der
Adoption des Kindes zu nehmen ist. Die Dauer des Urlaubs kann für allein
Erziehende im Sinne der von den Organen angenommenen allgemeinen Durch-
führungsbestimmungen verdoppelt werden. Die Dauer des in Anspruch genom-
menen Urlaubs muss jeweils mindestens einen Monat betragen.

Während des Elternurlaubs bleibt der Beamte sozialversichert. Er erwirbt weiter-
hin Ruhegehaltsansprüche; die Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder und die
Erziehungszulage werden weitergezahlt. Der Beamte behält auch seinen Dienst-
posten und hat Anspruch auf das Aufsteigen in eine höhere Dienstaltersstufe oder
die Beförderung in eine höhere Besoldungsgruppe. Der Elternurlaub kann auf
Vollzeit- oder Halbzeitbasis genommen werden. Wird der Elternurlaub auf Halb-
zeitbasis genommen, verdoppelt sich die in Absatz 1 genannte Höchstdauer.
Während des Elternurlaubs hat der Beamte Anspruch auf eine monatliche Ver-
gütung in Höhe von ►M122 878,32 EUR ◄ bzw. 50 % dieses Betrags im Fall
eines Elternurlaubs auf Halbzeitbasis, darf aber während dieser Zeit keiner ande-
ren Erwerbstätigkeit nachgehen. Das Organ trägt den vollen Beitrag zum System
der sozialen Sicherheit gemäß den Artikeln 72 und 73, der anhand des Grund-
gehalts des Beamten errechnet wird. Im Fall eines Elternurlaubs auf Halbzeitbasis
gilt diese Bestimmung nur für die Differenz zwischen dem vollen Grundgehalt
und dem anteilmäßig gekürzten Grundgehalt. Für den tatsächlich ausgezahlten
Teil des Grundgehalts wird der Beitrag des Beamten unter Zugrundelegung der-
selben Anteilsätze berechnet, die im Fall einer Vollzeitbeschäftigung Anwendung
fänden.

Für allein Erziehende im Sinne von Absatz 1 und während der ersten drei
Monate des Elternurlaubs, wenn dieser Urlaub vom Vater während des Mutter-
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schaftsurlaubs oder von einem Elternteil unmittelbar nach dem Mutterschaftsur-
laub oder während oder unmittelbar nach dem Adoptionsurlaub genommen wird,
beträgt die monatliche Vergütung ►M122 1 171,09 EUR ◄ bzw. 50 % dieses
Betrags im Fall eines Elternurlaubs auf Halbzeitbasis. Die Beträge gemäß diesem
Artikel folgen der Anpassung der Dienstbezüge.

Artikel 42b

Im Fall einer schweren Erkrankung oder einer schweren Behinderung des Ehe-
gatten, eines Verwandten in aufsteigender oder absteigender gerader Linie, eines
Bruders oder einer Schwester des Beamten hat der betreffende Beamte bei Vor-
lage einer ärztlichen Bescheinigung Anspruch auf Urlaub aus familiären Gründen
ohne Grundgehalt. Die Gesamtdauer eines solchen Urlaubs darf während der
gesamten Laufbahn eines Beamten neun Monate nicht überschreiten.

42a Absatz 2 findet Anwendung.

▼B

KAPITEL 3

Beurteilung, Aufsteigen in den Dienstaltersstufen und Beförderung

▼M112

Artikel 43

Über Befähigung, Leistung und dienstliche Führung aller Beamten wird regel-
mäßig, mindestens aber alle zwei Jahre, unter den von den einzelnen Organen
gemäß Artikel 110 festgelegten Bedingungen eine Beurteilung erstellt. Jedes
Organ erlässt Bestimmungen, die dem Beamten das Recht einräumen, im Rah-
men des Beurteilungsverfahrens Einspruch einzulegen; dieses Recht muss vor
Einreichung einer Beschwerde nach Artikel 90 Absatz 2 in Anspruch genommen
werden.

Ab der Besoldungsgruppe 4 kann die Beurteilung für Beamte in der Funktions-
gruppe AST auch eine auf den Leistungen beruhende Bewertung der Befähigung
des betreffenden Beamten enthalten, die Funktion eines Beamten der Funktions-
gruppe AD wahrzunehmen.

Die Beurteilung wird dem Beamten bekanntgegeben. Er ist berechtigt, der Be-
urteilung alle Bemerkungen hinzuzufügen, die er für zweckdienlich hält.

▼B

Artikel 44

Ein Beamter mit einem Dienstalter von zwei Jahren in einer Dienstaltersstufe
seiner Besoldungsgruppe steigt automatisch in die nächsthöhere Dienstaltersstufe
dieser Besoldungsgruppe auf.

▼M112
Wird ein Beamter zum Referatsleiter, Direktor oder Generaldirektor in derselben
Besoldungsgruppe ernannt, und hat er seine neuen Aufgaben in den ersten neun
Monaten zufriedenstellend wahrgenommen, steigt er mit Rückwirkung vom Zeit-
punkt des Wirksamwerdens der Ernennung an in eine höhere Dienstaltersstufe
auf. Dieses Aufsteigen hat eine Erhöhung des monatlichen Grundgehalts zur
Folge, die der Steigerungsrate zwischen der ersten und der zweiten Dienstalters-
stufe in jeder Besoldungsgruppe entspricht. Fällt diese Anhebung niedriger aus
oder hat der Beamte zu diesem Zeitpunkt bereits die letzte Dienstaltersstufe
seiner Besoldungsgruppe erreicht, so wird sein Grundgehalt um einen Betrag
angehoben, der der Differenz zwischen der ersten und der zweiten Dienstalters-
stufe entspricht, bis die nächste Beförderung wirksam wird.

Artikel 45

(1) Die Beförderung wird durch Verfügung der Anstellungsbehörde unter Be-
rücksichtigung von Artikel 6 Absatz 2 ausgesprochen. Sie bewirkt, dass der
Beamte in die nächsthöhere Besoldungsgruppe seiner Funktionsgruppe ernannt
wird. Sie wird ausschließlich aufgrund einer Auslese unter den Beamten vorge-
nommen, die in ihrer Besoldungsgruppe eine Mindestdienstzeit von zwei Jahren
abgeleistet haben; die Auslese erfolgt nach Abwägung der Verdienste der Be-
amten, die für die Beförderung infrage kommen. Bei der Abwägung der Ver-
dienste berücksichtigt die Anstellungsbehörde insbesondere die Beurteilung des
Beamten, die Benutzung anderer Sprachen in der Ausübung seines Amtes als der
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Sprache, in der der Beamte gemäß Artikel 28 Buchstabe f) gründliche Kenntnisse
nachgewiesen hat, und gegebenenfalls das Maß der von ihm getragenen Verant-
wortung.

(2) Der Beamte muss vor seiner ersten Beförderung nach der Einstellung
nachweisen, dass er in einer dritten der in Artikel 314 des EG-Vertrags genann-
ten Sprachen arbeiten kann. Die Organe erlassen einvernehmlich gemeinsame
Regeln für die Durchführung dieses Absatzes. Diese Regeln sehen für Beamte
den Zugang zur Ausbildung in einer dritten Sprache vor und legen im Einklang
mit Anhang III Artikel 7 Absatz 2 Buchstabe d) die Einzelheiten für eine Beur-
teilung der Fähigkeit des Beamten fest, in einer dritten Sprache zu arbeiten.

Artikel 45a

(1) Abweichend von Artikel 5 Absatz 3 Buchstaben b) und c) kann ein Be-
amter der Funktionsgruppe AST ab der Besoldungsgruppe 5 auf eine Planstelle
der Funktionsgruppe AD ernannt werden, wenn er

a) gemäß dem Verfahren nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels ausgewählt
wurde, an einem obligatorischen Fortbildungsprogramm nach Buchstabe b)
dieses Absatzes teilzunehmen;

b) ein von der Anstellungsbehörde festgelegtes Fortbildungsprogramm mit obli-
gatorischen Fortbildungsbausteinen abgeschlossen hat, und

c) auf der von der Anstellungsbehörde erstellten Liste der Bewerber steht, die in
einer mündlichen und schriftlichen Prüfung den erfolgreichen Abschluss des
Fortbildungsprogramms gemäß Buchstabe b) nachgewiesen haben. Der Inhalt
dieser Prüfung wird im Einklang mit Anhang III Artikel 7 Absatz 2 Buch-
stabe c) festgelegt.

(2) Die Anstellungsbehörde erstellt einen Entwurf für eine Liste der zur Teil-
nahme an dem Fortbildungsprogramm ausgewählten AST-Beamten; dabei stützt
sie sich auf die regelmäßigen Beurteilungen gemäß Artikel 43 sowie auf das
Niveau der allgemeinen und beruflichen Bildung des Beamten und trägt dem
Bedarf des Dienstes Rechnung. Der Entwurf wird einem paritätischen Ausschuss
zur Stellungnahme vorgelegt.

Dieser Ausschuss kann Beamte, die sich um eine Teilnahme an dem Fortbil-
dungsprogramm beworben haben, sowie Vertreter der Anstellungsbehörde
hören. Er gibt mit Stimmenmehrheit eine mit Gründen versehene Stellungnahme
zu dem von der Anstellungsbehörde vorgeschlagenen Entwurf einer Liste ab. Die
Anstellungsbehörde nimmt die Liste der Beamten an, die Anspruch auf Teil-
nahme an dem Fortbildungsprogramm haben.

(3) Die Ernennung auf eine Planstelle der Funktionsgruppe AD wirkt sich
nicht auf die Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe des Beamten aus, die er
zum Zeitpunkt der Ernennung innehat.

(4) Die Zahl der Ernennungen auf Planstellen der Funktionsgruppe AD gemäß
den Absätzen 1 bis 3 darf 20 % aller Ernennungen, die pro Jahr nach Artikel 30
Absatz 2 erfolgen, nicht übersteigen.

(5) Die Organe erlassen gemäß Artikel 110 allgemeine Durchführungsbestim-
mungen zu diesem Artikel.

Artikel 46

Der nach Artikel 45 in eine höhere Besoldungsgruppe ernannte Beamte wird in
die erste Dienstaltersstufe dieser Besoldungsgruppe eingestuft. Beamte in den
Besoldungsgruppen AD 9 bis AD 13, die die Aufgaben eines Referatsleiters
wahrnehmen, werden jedoch in die zweite Dienstaltersstufe der neuen Besol-
dungsgruppe eingestuft, wenn sie gemäß Artikel 45 in eine höhere Besoldungs-
gruppe ernannt werden. Dies gilt auch für einen Beamten,

a) der nach Beförderung zum Direktor oder Generaldirektor ernannt wird oder

b) auf den als Direktor oder Generaldirektor Artikel 44 Absatz 2 letzter Satz
Anwendung findet.
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KAPITEL 4

Endgültiges Ausscheiden aus dem Dienst

Artikel 47

Der Beamte scheidet endgültig aus dem Dienst aus durch:

a) Entlassung auf Antrag,

b) Entlassung von Amts wegen,

c) Stellenenthebung aus dienstlichen Gründen,

d) Entlassung wegen unzulänglicher fachlicher Leistungen,

e) Entfernung aus dem Dienst,

f) Versetzung in den Ruhestand,

g) Tod.

Ab s c hn i t t 1

ENTLASSUNG AUF ANTRAG

Artikel 48

Die Entlassung auf Antrag setzt voraus, daß der Beamte schriftlich seinen unmiß-
verständlichen Willen zum Ausdruck bringt, aus dem Dienst seines Organs end-
gültig auszuscheiden.

Die Anstellungsbehörde erläßt die Verfügung, durch welche die Entlassung
rechtswirksam wird, innerhalb einer Frist von einem Monat nach Empfang des
Entlassungsantrags. ►M23 Die Anstellungsbehörde kann die Entlassung verwei-
gern, wenn zum Zeitpunkt des Eingangs des Entlassungsantrags ein Disziplinar-
verfahren gegen den Beamten läuft oder innerhalb der darauffolgenden dreißig
Tage eingeleitet wird. ◄

▼M112
Die Entlassung wird zu dem von der Anstellungsbehörde festgesetzten Zeitpunkt
wirksam, und zwar für die Beamten der Funktionsgruppe AD spätestens drei
Monate und für die Beamten der Funktionsgruppe AST spätestens einen Monat
nach dem Zeitpunkt, den der Beamte in seinem Entlassungsantrag vorgeschlagen
hat.

▼B

Ab s c hn i t t 2

ENTLASSUNG VON AMTS WEGEN

Artikel 49

Der Beamte kann von Amts wegen nur entlassen werden, wenn er die in Arti-
kel 28 Buchstabe a) genannten Bedingungen nicht mehr erfüllt oder
►M23 wenn einer der in den Artikeln ►M112 __________ ◄ 39, 40 und
41 Absätze 4 und 5 sowie Artikel 14 Absatz 2 des Anhangs VIII genannten Fälle
vorliegt. ◄

Die mit Gründen versehene Verfügung wird von der Anstellungsbehörde nach
Stellungnahme des Paritätischen Ausschusses und nach Anhörung des Beamten
erlassen.

Ab s c hn i t t 3

STELLENENTHEBUNG AUS DIENSTLICHEN GRÜNDEN

Artikel 50

►M112 Höhere Führungskräfte im Sinne von Artikel 29 Absatz 2 ◄ können
aus dienstlichen Gründen durch Verfügung der Anstellungsbehörde ihrer Stelle
enthoben werden.
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Diese Stellenenthebung ist keine Disziplinarmaßnahme.

Der seiner Stelle enthobene Beamte, der nicht in einer seiner Besoldungsgruppe
entsprechenden anderen Planstelle ►M112 __________ ◄ verwendet wird,
erhält nach Maßgabe des Anhangs IV eine Vergütung.

▼M23
Die Einkünfte des Beamten aus seiner neuen Tätigkeit während dieser Zeit wer-
den von der in Absatz 3 vorgesehenen Vergütung insoweit in Abzug gebracht,
als diese Einkünfte und diese Vergütung zusammen die letzten Gesamtdienstbe-
züge des Beamten übersteigen, die auf der Grundlage der am ersten Tag des-
jenigen Monats geltenden Gehaltstabelle festgelegt werden, für den die Vergü-
tung zu ermitteln ist.

▼M112
Die betreffende Person muss auf Verlangen einen schriftlichen Nachweis vor-
legen und ihr Organ über jeden Faktor unterrichten, der sich auf den Vergütungs-
anspruch auswirken kann.

Auf die Vergütung wird kein Berichtigungskoeffizient angewandt.

Anhang VIII Artikel 45 Absätze 3, 4 und 5 gilt entsprechend.

▼B
Nach Ablauf der Zeit, in der dem Beamten der Anspruch auf diese Vergütung
gewährt wurde, hat er, sofern er das Alter von fünfundfünfzig Jahren erreicht hat,
Anspruch auf Ruhegehalt, ohne daß in diesem Falle die in Anhang VIII Artikel 9
vorgesehene Kürzung vorgenommen wird.

Ab s c hn i t t 4

▼M112
VERFAHREN BEI UNZULÄNGLICHEN FACHLICHEN LEISTUNGEN

Artikel 51

(1) Jedes Organ legt Verfahren fest, um Fälle unzulänglicher fachlicher Leis-
tungen frühzeitig und in geeigneter Weise zu erkennen, zu behandeln und zu
lösen. Nach Ausschöpfung dieser Verfahren kann der Beamte, aus dessen auf-
einander folgenden regelmäßigen Beurteilungen nach Artikel 43 hervorgeht, dass
seine fachlichen Leistungen im Dienst weiterhin unzulänglich sind, entlassen, in
eine niedrigere Besoldungsgruppe eingestuft oder in derselben oder einer niedrig-
eren Besoldungsgruppe in eine niedrigere Funktionsgruppe eingewiesen werden.

(2) In dem Vorschlag, einen Beamten zu entlassen oder in eine niedrigere
Besoldungs- oder Funktionsgruppe einzustufen, müssen die dafür maßgebenden
Gründe dargelegt werden; er ist dem Beamten mitzuteilen. Der Vorschlag der
Anstellungsbehörde ist dem Paritätischen Beratenden Ausschuss gemäß Artikel 9
Absatz 6 vorzulegen.

(3) Der Beamte ist berechtigt, seine vollständige Personalakte einzusehen und
von allen Verfahrensunterlagen Abschrift zu nehmen. Zur Vorbereitung seiner
Verteidigung steht dem Beamten vom Zeitpunkt des Erhalts des Vorschlags an
eine Frist von mindestens fünfzehn Tagen zur Verfügung. Er kann sich eines
Beistands seiner Wahl bedienen. Der Beamte hat das Recht, sich schriftlich zu
äußern. Er wird von dem Paritätischen Beratenden Ausschuss gehört. Der Beamte
kann auch Zeugen benennen.

(4) Das Organ wird vor dem Paritätischen Beratenden Ausschuss durch einen
von der Anstellungsbehörde beauftragten Beamten vertreten. Dieser Beamte hat
dieselben Rechte wie der betroffene Beamte.

(5) Nach Prüfung des Vorschlags gemäß Absatz 2 und unter Berücksichtigung
etwaiger schriftlicher oder mündlicher Erklärungen des betroffenen Beamten oder
der Zeugen gibt der Paritätische Beratende Ausschuss mit Stimmenmehrheit eine
mit Gründen versehene Stellungnahme darüber ab, welche Maßnahme er im
Licht der auf seine Veranlassung festgestellten Sachlage als angemessen erachtet.
Er stellt seine Stellungnahme der Anstellungsbehörde und dem betroffenen Be-
amten innerhalb von zwei Monaten ab dem Tag zu, an dem der Fall bei ihm
anhängig wird. Der Vorsitzende nimmt — außer bei Verfahrensfragen oder bei
Stimmengleichheit — an der Beschlussfassung des Paritätischen Beratenden Aus-
schusses nicht teil.

Die Anstellungsbehörde erlässt ihre Entscheidung innerhalb von zwei Monaten
nach Eingang der Stellungnahme des Paritätischen Beratenden Ausschusses; sie
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hat den betroffenen Beamten zuvor zu hören. Die Entscheidung muss begründet
werden. Sie nennt den Zeitpunkt, zu dem sie wirksam wird.

(6) Der wegen unzulänglicher fachlicher Leistungen entlassene Beamte hat
während des in Absatz 7 festgelegten Zeitraums Anspruch auf eine monatliche
Entschädigung, die dem monatlichen Grundgehalt eines Beamten der Besol-
dungsgruppe 1 Dienstaltersstufe 1 entspricht. Außerdem hat der Beamte während
dieses Zeitraums Anspruch auf die Familienzulagen gemäß Artikel 67. Die Haus-
haltszulage wird auf der Grundlage des monatlichen Grundgehalts eines Beamten
der Besoldungsgruppe 1 nach den Bestimmungen des Anhangs VII Artikel 1
berechnet.

Kündigt der Beamte nach Einleitung des Verfahrens gemäß den Absätzen 1 bis 3
von sich aus oder hat er bereits Anspruch auf die sofortige Zahlung von Ver-
sorgungsbezügen in voller Höhe, wird die Entschädigung nicht gezahlt. Hat er im
Rahmen einer nationalen Arbeitslosenregelung Anspruch auf Arbeitslosengeld, so
wird der entsprechende Betrag von der Entschädigung abgezogen.

(7) Der Zeitraum, über den die Zahlungen gemäß Absatz 6 geleistet werden,
beträgt:

a) drei Monate, wenn der Beamte zum Zeitpunkt der Verfügung über seine
Entlassung weniger als fünf Dienstjahre vollendet hat;

b) sechs Monate, wenn der Beamte mindestens fünf aber weniger als zehn
Dienstjahre vollendet hat;

c) neun Monate, wenn der Beamte mindestens zehn aber weniger als zwanzig
Dienstjahre vollendet hat;

d) zwölf Monate, wenn der Beamte mehr als zwanzig Dienstjahre vollendet hat

(8) Ein Beamter, der wegen unzulänglicher fachlicher Leistungen in eine nied-
rigere Besoldungs- oder Funktionsgruppe eingestuft wird, kann nach sechs Jahren
beantragen, dass sämtliche Verweise auf diese Maßnahme aus seiner Personalakte
entfernt werden.

(9) Der Beamte hat Anspruch auf Erstattung angemessener, ihm im Laufe des
Verfahrens entstandener Kosten, insbesondere der Gebühren für einen von außer-
halb des Organs hinzugezogenen Verteidiger, wenn das Verfahren nach diesem
Artikel nicht zu einer Entlassung des Beamten bzw. seiner Einstufung in eine
niedrigere Besoldungs- oder Funktionsgruppe führt.

▼B

Ab s c hn i t t 5

VERSETZUNG IN DEN RUHESTAND

▼M112

Artikel 52

Unbeschadet der Regelung in Artikel 50 wird der Beamte in den Ruhestand
versetzt

a) von Amts wegen am letzten Tag des Monats, an dem er das 65. Lebensjahr
vollendet hat, oder

b) auf seinen Antrag am letzten Tag des Monats, für den die Versetzung in den
Ruhestand beantragt wurde, wenn der Beamte mindestens 63 Jahre alt ist,
oder wenn er zwischen 55 und 63 Jahre alt ist und die Voraussetzungen für
die sofortige Ruhegehaltszahlung gemäß Anhang VIII Artikel 9 erfüllt. Arti-
kel 48 Absatz 2 Satz 2 ist sinngemäß anzuwenden.

In Ausnahmefällen kann der Beamte jedoch auf seinen Antrag hin, und zwar nur,
wenn die Anstellungsbehörde dies im dienstlichen Interesse für gerechtfertigt
hält, bis zu seinem 67. Lebensjahr weiterarbeiten; in diesem Fall wird der Beamte
am letzten Tag des Monats, in dem er dieses Alter erreicht hat, automatisch in
den Ruhestand versetzt.

▼B

Artikel 53

Sind bei einem Beamten nach Feststellung des Invaliditätsausschusses die Vo-
raussetzungen des Artikels 78 erfüllt, ►M62 so wird er am letzten Tag des
Monats, in dem durch die Verfügung der Anstellungsbehörde festgestellt wird,
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▼B

daß der Beamte dauernd voll dienstunfähig ist, von Amts wegen in den Ruhe-
stand versetzt. ◄

Ab s c hn i t t 6

EHRENBEAMTE

Artikel 54

Ein Beamter, der endgültig aus dem Dienst ausscheidet, kann durch Verfügung
der Anstellungsbehörde ►M112 in seiner oder der nächsthöheren Besoldungs-
gruppe ◄ zum Ehrenbeamten ernannt werden.

Die Maßnahme ist mit keinerlei finanziellen Vorteilen verbunden.

TITEL IV

ARBEITSBEDINGUNGEN DES BEAMTEN

KAPITEL 1

Arbeitszeit

Artikel 55

Die Beamten im aktiven Dienst stehen ihrem Organ jederzeit zur Verfügung.

Die regelmäßige Arbeitszeit darf jedoch wöchentlich ►M23 42 ◄ Stunden
nicht überschreiten, die nach einem von der Anstellungsbehörde festgelegten
Zeitplan abgeleistet werden. In diesem Rahmen kann die Anstellungsbehörde
nach Anhörung der Personalvertretung geeignete Zeitpläne für bestimmte Beam-
tengruppen mit besonderen Aufgaben aufstellen.

▼M22
Auf Grund dienstlicher Erfordernisse oder auf Grund von Betriebssicherheitsvor-
schriften kannder Beamte ►M31 __________ ◄, außerdem verpflichtet wer-
den, sich außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit am Arbeitsplatz oder in seiner
Wohnung zur Verfügung des Organs zu halten. Das Organ legt nach Anhörung
der Personalvertretung die Durchführungsvorschriften zu diesem Absatz fest.

▼M112

Artikel 55a

(1) Jeder Beamte kann eine Teilzeitbeschäftigung beantragen.

Die Anstellungsbehörde kann eine Teilzeitbeschäftigung genehmigen, wenn dies
mit dem dienstlichen Interesse vereinbar ist.

(2) Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung besteht in folgenden Fällen:

a) Betreuung eines Kindes unter neun Jahren,

b) Betreuung eines Kindes im Alter von neun bis zwölf Jahren, wenn die Ar-
beitszeitverkürzung nicht mehr als 20 % der regulären Arbeitszeit beträgt,

c) Betreuung des Ehegatten, eines Verwandten in aufsteigender oder absteigen-
der gerader Linie, eines Bruders oder einer Schwester, wenn diese Person
schwer krank oder behindert ist,

d) Weiterbildung oder

e) ab dem 55. Lebensjahr während der letzten fünf Jahre vor der Versetzung in
den Ruhestand.

Wird die Teilzeitbeschäftigung für eine Weiterbildung oder ab dem 55. Lebens-
jahr beantragt, kann die Anstellungsbehörde nur in Ausnahmefällen und aus
zwingenden dienstlichen Gründen den Antrag ablehnen oder das Wirksamwerden
der Maßnahme aufschieben.

Wird ein solcher Anspruch auf Teilzeitbeschäftigung geltend gemacht zur Be-
treuung des Ehegatten, eines Verwandten in aufsteigender oder absteigender ge-
rader Linie, eines Bruders oder einer Schwester, wenn diese Person schwer krank
oder behindert ist, oder zur Weiterbildung, so ist die Gesamtdauer der Teilzeitbe-
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▼M112

schäftigung während der gesamten Laufbahn des Beamten auf fünf Jahre be-
grenzt.

(3) Die Anstellungsbehörde antwortet auf den Antrag des Beamten binnen
sechzig Tagen.

(4) Einzelheiten der Teilzeitbeschäftigung und des Genehmigungsverfahrens
sind in Anhang IVa festgelegt.

Artikel 55b

Ein Beamter kann für einen von der Anstellungsbehörde entsprechend ausge-
wiesenen Dienstposten einen Antrag auf die Genehmigung von Halbzeitbeschäf-
tigung in Form einer Arbeitsplatzteilung stellen. Die Genehmigung für die Halb-
zeitbeschäftigung in Form einer Arbeitsplatzteilung ist zeitlich nicht befristet; sie
kann jedoch von der Anstellungsbehörde im dienstlichen Interesse unter Einhal-
tung einer sechsmonatigen Benachrichtigungsfrist zurückgezogen
werden. Entsprechend kann die Anstellungsbehörde die Genehmigung auch auf
Antrag des Beamten unter Einhaltung einer mindestens sechsmonatigen Benach-
richtigungsfrist zurückziehen. In diesem Fall kann der Beamte auf einen anderen
Dienstposten versetzt werden.

59a und Anhang IVa Artikel 3 mit Ausnahme von Absatz 2 Satz 3 finden
Anwendung.

Die Anstellungsbehörde kann Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel
festlegen.

▼B

Artikel 56

Der Beamte darf nur in dringenden Fällen oder bei außergewöhnlichem Arbeits-
anfall zur Leistung von Überstunden herangezogen werden; zu Nachtarbeit sowie
zu Sonntags- und Feiertagsarbeit bedarf es einer Ermächtigung nach einem von
der Anstellungsbehörde festgelegten Verfahren. ►M23 Die Gesamtzahl der von
einem Beamten geforderten Überstunden darf in einem Zeitraum von sechs Mo-
naten 150 abgeleistete Stunden nicht überschreiten. ◄

Beamte ►M112 der Funktionsgruppe AD und der Funktionsgruppe AST 5 bis
11 ◄ haben keinen Anspruch darauf, daß die von ihnen geleisteten Überstunden
durch Dienstbefreiung abgegolten oder vergütet werden.

Beamte ►M112 der Funktionsgruppe AST 1 bis AST 4 ◄ haben nach Maß-
gabe des Anhangs VI Anspruch darauf, daß die von ihnen geleisteten Überstun-
den durch Dienstbefreiung abgegolten werden; ist es aus dienstlichen Gründen
nicht möglich, die Überstunden innerhalb eines Monats nach Ablauf des Monats,
in dem sie geleistet wurden, durch Dienstbefreiung abzugelten, so haben die
Beamten der genannten Laufbahngruppen Anspruch auf eine Vergütung.

▼M22

Artikel 56a

Dem Beamten, der ►M30 __________ ◄ bei Schichtarbeit, die vom Organ
auf Grund dienstlicher Erfordernisse oder auf Grund von Betriebssicherheitsvor-
schriften verfügt worden ist und von diesem Organ als üblich und ständig ange-
sehen wird, verpflichtet ist, regelmäßig nachts, an Samstagen, Sonntagen oder
Feiertagen zu arbeiten, können Vergütungen gewährt werden.

▼M30
Der Rat, der auf Grund eines von der Kommission nach Stellungnahme des
Statutsbeirats unterbreiteten Vorschlags beschließt, legt die Gruppen der betref-
fenden Beamten, die Bedingungen für die Gewährung und die Sätze dieser Ver-
gütungen fest.

▼M22
Die normale Arbeitszeit eines Beamten im Schichtdienst darf die normale jähr-
liche Gesamtarbeitszeit nicht überschreiten.

Artikel 56b

Dem Beamten, ►M31 __________ ◄ der auf Grund einer von der Anstel-
lungsbehörde auf Grund dienstlicher Erfordernisse oder auf Grund von Betriebs-
sicherheitsvorschriften erlassenen Verfügung regelmäßig verpflichtet ist, sich au-
ßerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit am Arbeitsplatz oder in seiner Wohnung
zur Verfügung des Organs zu halten, können Vergütungen gewährt werden.

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 35



▼M31

Der Rat, der auf Grund eines von der Kommission nach Stellungnahme des
Statutsbeirats unterbreiteten Vorschlags beschließt, legt die Gruppen der betref-
fenden Beamten, die Bedingungen für die Gewährung und die Sätze dieser Ver-
gütungen fest.

▼M112

Artikel 56c

Bestimmten Beamten können Sonderzulagen als Ausgleich für besonders be-
schwerliche Arbeitsbedingungen gewährt werden.

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission, der nach Stellungnahme des Sta-
tutsbeirats ergeht, den in Betracht kommenden Personenkreis sowie die Voraus-
setzungen für die Gewährung und die Höhe dieser Sonderzulagen fest.

▼B

KAPITEL 2

Urlaub

Artikel 57

Dem Beamten steht entsprechend einer Regelung, die von den Organen der
Gemeinschaften im gegenseitigen Einvernehmen nach Stellungnahme des Statuts-
beirats festzulegen ist, für jedes Kalenderjahr ein Jahresurlaub von mindestens
vierundzwanzig und höchstens dreißig Arbeitstagen zu.

Neben dem Jahresurlaub kann ihm in Ausnahmefällen auf Antrag Dienstbefrei-
ung gewährt werden. Die Bedingungen für diese Beurlaubungen sind in Anhang
V geregelt.

▼M112

Artikel 58

Zusätzlich zu dem Urlaub nach Artikel 57 hat eine werdende Mutter bei Vorlage
einer ärztlichen Bescheinigung Anspruch auf zwanzig Wochen Urlaub. Der Ur-
laub beginnt nicht früher als sechs Wochen vor dem in der Bescheinigung an-
gegebenen mutmaßlichen Tag der Niederkunft und endet nicht früher als vier-
zehn Wochen nach der Niederkunft. Im Fall einer Mehrlingsgeburt oder einer
Frühgeburt oder bei Geburt eines behinderten Kindes besteht Anspruch auf vier-
undzwanzig Wochen Urlaub. Eine Frühgeburt im Sinne dieser Bestimmung liegt
vor, wenn die Geburt vor Ablauf der 34. Schwangerschaftswoche erfolgt.

▼B

Artikel 59

▼M112
(1) Weist ein Beamter nach, dass er wegen Erkrankung oder infolge eines
Unfalls seinen Dienst nicht ausüben kann, so erhält er Krankheitsurlaub.

Der Beamte hat sein Organ unverzüglich von seiner Dienstunfähigkeit zu unter-
richten und dabei seine aktuelle Adresse mitzuteilen. Vom vierten Tag seines
Fernbleibens vom Dienst an hat er ein ärztliches Attest vorzulegen. Das ärztliche
Attest ist spätestens am fünften Tag der Abwesenheit abzusenden, wobei das
Datum des Poststempels maßgebend ist. Andernfalls wird von einem unbefugten
Fernbleiben vom Dienst ausgegangen, es sei denn, die Nichtversendung des
ärztlichen Attests ist auf Gründe zurückzuführen, die dem Beamten nicht angel-
astet werden können.

Der Beamte, der sich in Krankheitsurlaub befindet, kann jederzeit einer ärztlichen
Kontrolle unterzogen werden, die von dem Organ eingerichtet wird. Kann aus
Gründen, die dem Beamten anzulasten sind, eine solche ärztliche Kontrolle nicht
stattfinden, so gilt sein Fernbleiben vom Dienst ab dem für diese Kontrolle
angesetzten Tag als unbefugt.

Wird durch die ärztliche Kontrolle festgestellt, dass der Beamte seinen Dienst
ausüben kann, so gilt sein Fernbleiben ab dem Tag der Kontrolle als unbefugt.

Ist der Beamte der Auffassung, dass die Ergebnisse der von der Anstellungsbe-
hörde veranlassten ärztlichen Kontrolle aus medizinischen Gründen nicht gerecht-
fertigt sind, kann er oder ein in seinem Namen handelnder Arzt binnen zwei
Arbeitstagen bei dem Organ beantragen, die Angelegenheit einem unabhängigen
Arzt zur Stellungnahme vorzulegen.
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▼M112

Das Organ leitet den Antrag unverzüglich an einen anderen Arzt weiter, der vom
Arzt des Beamten und vom Vertrauensarzt des Organs im gegenseitigen Einver-
nehmen bestimmt wird. Sofern binnen fünf Tagen keine Einigung erzielt wird,
wählt das Organ einen unabhängigen Arzt aus einer Liste aus, die zu diesem
Zweck alljährlich von der Anstellungsbehörde und der Personalvertretung im
gegenseitigen Einvernehmen erstellt wird. Der Beamte kann innerhalb von
zwei Arbeitstagen Einspruch gegen die Wahl des Organs erheben und das Organ
wählt daraufhin eine andere Person aus dieser Liste aus; diese Wahl ist endgültig.

Die vom unabhängigen Arzt nach Anhörung des Arztes des Beamten und des
Vertrauensarztes des Organs abgegebene Stellungnahme ist bindend. Wird in der
Stellungnahme des unabhängigen Arztes das Ergebnis der vom Organ veranlass-
ten Kontrolle bestätigt, so gilt das Fernbleiben vom Dienst ab dem Tag der
Kontrolle als unbefugt. Wird in der Stellungnahme des unabhängigen Arztes
das Ergebnis der Kontrolle nicht bestätigt, gilt das Fernbleiben für sämtliche
Zwecke als gerechtfertigt.

(2) Bleibt ein Beamter innerhalb von zwölf Monaten an insgesamt mehr als
zwölf Tagen dem Dienst wegen Krankheit für jeweils bis zu drei Tagen fern, so
hat er für jedes erneute Fernbleiben wegen Krankheit ein ärztliches Attest
vorzulegen. Ab dem 13. Tag der Abwesenheit wegen Krankheit ohne Vorlage
eines ärztlichen Attestes gilt das Fernbleiben als unbefugt.

(3) Unbeschadet der Anwendung der Bestimmungen über Disziplinarverfahren
wird ein unbefugtes Fernbleiben im Sinne der Absätze 1 und 2 gegebenenfalls
auf den Jahresurlaub des Beamten angerechnet. Sind die Urlaubsansprüche des
Beamten verbraucht, so erfolgt für den betreffenden Zeitraum ein Gehaltsabzug.

(4) Die Anstellungsbehörde kann den Invaliditätsausschuss mit dem Fall eines
Beamten befassen, dessen Krankheitsurlaub insgesamt zwölf Monate während
eines Zeitraums von drei Jahren überschreitet.

(5) Der Beamte kann aufgrund einer Untersuchung durch den Vertrauensarzt
des Organs von Amts wegen beurlaubt werden, wenn sein Gesundheitszustand
dies erfordert oder wenn in seiner häuslichen Gemeinschaft eine ansteckende
Krankheit aufgetreten ist.

Bei Widerspruch findet das Verfahren gemäß Absatz 1 Unterabsätze 5 bis 7
Anwendung.

(6) Der Beamte hat sich alljährlich einer vorbeugenden ärztlichen Pflichtunter-
suchung entweder beim Vertrauensarzt des Organs oder bei einem von ihm ge-
wählten Arzt zu unterziehen.

Das Honorar des vom Beamten gewählten Arztes wird bis zu einem Höchstbe-
trag, der von der Anstellungsbehörde nach Stellungnahme des Statutsbeirats für
einen Zeitraum von höchstens drei Jahren festgesetzt wird, von dem Organ ge-
tragen.

Artikel 59a

Der Jahresurlaub des Beamten, dem die Genehmigung zur Ausübung seines
Dienstes in Teilzeitbeschäftigung erteilt worden ist, wird anteilmäßig gekürzt.

▼B

Artikel 60

Der Beamte darf dem Dienst außer bei Krankheit oder Unfall nicht ohne vor-
herige Zustimmung seines Vorgesetzten fernbleiben. Unbeschadet der etwaigen
disziplinarrechtlichen Folgen wird jedes unbefugte Fernbleiben vom Dienst, das
ordnungsgemäß festgestellt worden ist, auf den Jahresurlaub des Beamten ange-
rechnet. Ist der Jahresurlaub des Beamten verbraucht, so verwirkt er für die
entsprechende Zeit den Anspruch auf seine Dienstbezüge.

Beabsichtigt ein Beamter, seinen Krankheitsurlaub an einem anderen Ort als dem
Ort seiner dienstlichen Verwendung zu verbringen, so hat er vorher die Zustim-
mung der Anstellungsbehörde einzuholen.
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▼B

KAPITEL 3

Feiertage

Artikel 61

Das Verzeichnis der Feiertage wird von den Organen im gegenseitigen Einver-
nehmen nach Stellungnahme des Statutsbeirats festgelegt.

TITEL V

BESOLDUNG UND SOZIALE RECHTE DES BEAMTEN

KAPITEL 1

Dienstbezüge und Kostenerstattung

Ab s c hn i t t 1

DIENSTBEZÜGE

Artikel 62

Der Beamte hat nach Maßgabe des Anhangs VII und soweit nicht ausdrücklich
etwas anderes bestimmt ist allein auf Grund seiner Ernennung Anspruch auf die
Dienstbezüge, die seiner Besoldungsgruppe und seiner Dienstaltersstufe entspre-
chen.

Der Beamte kann auf diesen Anspruch nicht verzichten.

Diese Dienstbezüge umfassen ein Grundgehalt, Familienzulagen und andere Zu-
lagen.

▼M43

Artikel 63

Die Dienstbezüge des Beamten lauten auf ►M94 Euro ◄. Sie werden in der
Währung des Landes ausgezahlt, in dem der Beamte seine Tätigkeit ausübt.

Die Dienstbezüge, die in einer anderen Währung als in ►M94 Euro ◄ ausge-
zahlt werden, werden auf der Grundlage der Wechselkurse berechnet, die für die
Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Gemeinschaften am
►M122 1. Juli 2008 ◄ angewandt worden sind.

Dieser Zeitpunkt wird anläßlich der jährlichen Überprüfung des Besoldungsnive-
aus gemäß Artikel 65 geändert; der Rat beschließt dabei auf Vorschlag der
Kommission mit der in Artikel 148 Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Gedankenstrich
des EWG-Vertrags und Artikel 118 Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Gedankenstrich
des Euratom-Vertrags vorgesehenen qualifizierten Mehrheit.

Unbeschadet der Anwendung der Artikel 64 und 65 werden die gemäß diesen
Artikeln festgesetzten Berichtigungskoeffizienten im Falle einer Änderung des
genannten Zeitpunkts vom Rat angepaßt; hierbei berichtigt der Rat nach dem
Verfahren des Absatzes 3 die Auswirkungen der Veränderung des
►M94 Euro ◄ im Verhältnis zu den Wechselkursen im Sinne des Absatzes 2.

▼B

Artikel 64

Auf die Dienstbezüge des Beamten, die auf ►M15 ►M94 Euro ◄ lauten ◄,
wird nach Abzug der nach dem Statut und dessen Durchführungsverordnungen
einzubehaltenden Beträge ein Berichtigungskoeffizient angewandt, der je nach
den Lebensbedingungen am Ort der dienstlichen Verwendung 100 v. H. oder
einen höheren oder niedrigeren Hundertsatz beträgt.

Diese Koeffizienten werden ►M15 vom Rat auf Vorschlag der Kommission ◄
mit qualifizierter Mehrheit (Absatz (2) Unterabsatz 2 erster Fall des Artikels 148
des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und des
Artikels 118 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft)
festgesetzt. Am 1. Januar 1962 beträgt der Berichtigungskoeffizient für die
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▼B

Dienstbezüge der an den vorläufigen Sitzen der Gemeinschaften tätigen Beamten
100 v. H.

Artikel 65

(1) ►M15 Der Rat überprüft ◄ jährlich das Besoldungsniveau der Beamten
und sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften. Diese Überprüfung erfolgt im
September an Hand eines gemeinsamen Berichts ►M15 der Kommission ◄,
dem ein vom Gemeinsamen statistischen Amt im Einvernehmen mit den statisti-
schen Ämtern der einzelnen Mitgliedstaaten aufgestellter gemeinsamer Index zu-
grunde liegt; für diesen Index ist für jedes Land der Gemeinschaften der Stand
am 1. Juli maßgebend.

►M15 Der Rat prüft ◄ hierbei, ob im Rahmen der Wirtschafts- und Sozial-
politik der Gemeinschaften eine Angleichung der Bezüge angebracht ist. Berück-
sichtigt werden insbesondere etwaige Erhöhungen der Gehälter im öffentlichen
Dienst sowie die Erfordernisse der Gewinnung von Personal.

(2) Im Falle einer erheblichen Änderung der Lebenshaltungskosten
►M15 beschließt der Rat ◄ innerhalb von höchstens zwei Monaten Maßnah-
men zur Angleichung der Berichtigungskoeffizienten und gegebenenfalls über
deren Rückwirkung.

(3) Bei Anwendung dieses Artikels ►M15 beschließt der Rat auf Vorschlag
der Kommission ◄ mit qualifizierter Mehrheit (Absatz (2) Unterabsatz 2 erster
Fall des Artikels 148 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und des Artikels 118 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft).

▼M78

Artikel 65a

Die Anwendungsmodalitäten der Artikel 64 und 65 sind im Anhang XI festge-
legt.

▼M3

Artikel 66

▼M16
Das Monatsgrundgehalt wird für jede Besoldungsgruppe und jede Dienstalters-
stufe nach folgender Tabelle festgesetzt:

▼M122

1.7.2008 DIENSTALTERSSTUFE

BESOL-
DUNG-
SGRUP-

PE

1 2 3 4 5

16 16 299,08 16 983,99 17 697,68

15 14 405,66 15 011,01 15 641,79 16 076,97 16 299,08

14 12 732,20 13 267,22 13 824,73 14 209,36 14 405,66

13 11 253,14 11 726,01 12 218,75 12 558,70 12 732,20

12 9 945,89 10 363,83 10 799,33 11 099,79 11 253,14

11 8 790,51 9 159,90 9 544,81 9 810,36 9 945,89

10 7 769,34 8 095,82 8 436,01 8 670,72 8 790,51

9 6 866,80 7 155,35 7 456,03 7 663,46 7 769,34

8 6 069,10 6 324,13 6 589,88 6 773,22 6 866,80

7 5 364,07 5 589,48 5 824,35 5 986,40 6 069,10

6 4 740,94 4 940,16 5 147,76 5 290,97 5 364,07

5 4 190,20 4 366,28 4 549,76 4 676,34 4 740,94

4 3 703,44 3 859,06 4 021,22 4 133,10 4 190,20

3 3 273,22 3 410,76 3 554,09 3 652,97 3 703,44

2 2 892,98 3 014,55 3 141,22 3 228,61 3 273,22

1 2 556,91 2 664,35 2 776,31 2 853,56 2 892,98
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▼M112

Artikel 66a

(1) Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG, Euratom,
EGKS) Nr. 260/68 des Rates vom 29. Februar 1968 zur Festlegung der Be-
stimmungen und des Verfahrens für die Erhebung der Steuer zugunsten der
Europäischen Gemeinschaften (1) wird eine auf den Zeitraum vom 1. Mai 2004
bis zum 31. Dezember 2012 befristete Maßnahme — die so genannte „Sonder-
abgabe“ — auf die Dienstbezüge angewandt, die die Gemeinschaften dem Per-
sonal im aktiven Dienst zahlen.

(2) Der Satz der Sonderabgabe, die auf die Bemessungsgrundlage nach Absatz
3 erhoben wird, beträgt

vom 1.5.2004 bis zum 1.12.2004 2,50 %

vom 1.1.2005 bis zum 31.12.2005 2,93 %

vom 1.1.2006 bis zum 31.12.2006 3,36 %

vom 1.1.2007 bis zum 31.12.2007 3,79 %

vom 1.1.2008 bis zum 31.12.2008 4,21 %

vom 1.1.2009 bis zum 31.12.2009 4,64 %

vom1.1.2010 bis zum 31.12.2010 5,07 %

vom 1.1.2011 bis zum 31.12.2012 5,50 %

(3) a) Die Bemessungsgrundlage für die Sonderabgabe entspricht dem Grund-
gehalt in der bei der Berechnung der Dienstbezüge zugrunde gelegten
Besoldungsgruppe, abzüglich

i) der im Rahmen der Regelung der sozialen Sicherheit und der Ver-
sorgungsordnung geleisteten Beiträge sowie der Steuer, die ein Be-
amter der gleichen Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe ohne
unterhaltsberechtigte Person im Sinne des Anhangs VII Artikel 2
vor Abzug der Sonderabgabe zu zahlen hätte, und

ii) eines Betrags in Höhe des Grundgehalts eines Beamten der Besol-
dungsgruppe 1 Dienstaltersstufe 1.

b) Die Beträge, die die Bemessungsgrundlage für die Sonderabgabe bilden,
werden in Euro ausgedrückt; auf sie wird der Berichtigungskoeffizient
100 angewandt.

(4) Die Sonderabgabe wird monatlich im Wege des Abzugs an der Quelle
erhoben; der Ertrag wird auf der Einnahmenseite des Gesamthaushaltsplans der
Europäischen Union ausgewiesen.

▼B

Artikel 67

▼M16
(1) Die Familienzulagen umfassen:

▼M56
a) die Haushaltszulage;

b) die Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder;

▼M16
c) die Erziehungszulage.

▼M23
(2) Beamte, die Familienzulagen nach diesem Artikel erhalten, haben
►C2 die anderweitig gezahlten Zulagen ◄ gleicher Art anzugeben; diese wer-
den von den nach Anhang VII Artikel 1, 2 und 3 gezahlten Zulagen abgezogen.

(3) Die Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder kann durch besondere mit
Gründen versehene Verfügung der Anstellungsbehörde auf den doppelten Betrag
erhöht werden, wenn durch beweiskräftige ärztliche Unterlagen nachgewiesen
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▼M23

wird, daß das betreffende Kind wegen einer geistigen oder körperlichen Behin-
derung den Beamten mit erheblichen Ausgaben belastet.

▼M56
(4) ►M95 Familienzulagen, die gemäß Anhang VII Artikel 1, 2 und 3 einer
anderen Person als dem Beamten zustehen, werden in der Währung des Wohn-
sitzlandes des Zahlungsempfängers, gegebenenfalls unter Berücksichtigung der in
Artikel 63 Unterabsatz 2 genannten Paritäten, ausgezahlt. Sie unterliegen dem
Berichtigungskoeffizienten für dieses Land, wenn es sich um ein Land innerhalb
der Gemeinschaften handelt, oder dem Berichtigungskoeffizienten 100, falls der
Wohnsitz in einem Land außerhalb der Gemeinschaften liegt. ◄

Die Absätze 2 und 3 sind auf den vorerwähnten Empfänger der Familienzulagen
anwendbar.

▼B

Artikel 68

▼M23
Der Anspruch auf die in Artikel 67 Absatz 1 vorgesehenen Familienzulagen
bleibt erhalten, wenn der Beamte eine Vergütung nach den Artikeln 41 und 50
dieses Statuts oder nach den Artikeln 34 und 42 des früheren Personalstatuts der
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl erhält.

Der Betreffende hat die ihm anderweitig für das gleiche Kind gezahlten Zulagen
gleicher Art anzugeben; diese werden von den nach Anhang VII Artikel 1, 2 und
3 gezahlten Zulagen abgezogen.

▼M112

Artikel 68a

Der Beamte, dem die Genehmigung zur Ausübung seines Dienstes in Teilzeitbe-
schäftigung erteilt worden ist, hat Anspruch auf Dienstbezüge, die gemäß An-
hang IVa berechnet werden.

▼B

Artikel 69

▼M16
Die Auslandszulage beträgt 16 v. H. des Gesamtbetrags des Grundgehalts und der
dem Beamten zustehenden ►M25 Haushaltszulage ◄ und für unterhaltsberech-
tigte Kinder. Die Auslandszulage beträgt mindestens ►M122 486,88 EUR ◄
monatlich.

▼M112

Artikel 70

Beim Tode eines Beamten haben der überlebende Ehegatte oder die unterhalts-
berechtigten Kinder bis zum Ende des dritten auf den Sterbemonat folgenden
Monats Anspruch auf die vollen Dienstbezüge des Verstorbenen.

Beim Tode eines Empfängers von Versorgungsbezügen oder von Invalidengeld
gilt Absatz 1 entsprechend.

__________

▼B

Ab s c hn i t t 2

KOSTENERSTATTUNG

Artikel 71

Der Beamte hat nach den in Anhang VII festgelegten Regelungen Anspruch auf
Erstattung der Kosten, die ihm beim Dienstantritt, bei einer Versetzung oder
beim Ausscheiden aus dem Dienst sowie in Ausübung oder anläßlich der Aus-
übung seines Amtes entstanden sind.
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▼B

KAPITEL 2

Soziale Sicherheit

Artikel 72

▼M56
(1) In Krankheitsfällen wird dem Beamten, seinem Ehegatten — sofern dieser
nicht nach anderen Rechts- undVerwaltungsvorschriften Leistungen derselben Art
und in derselben Höhe erhalten kann —, seinen Kindern und den sonstigen
unterhaltsberechtigten Personen im Sinne von Anhang VII Artikel 2 nach einer
von den Organen der Gemeinschaften im gegenseitigen Einvernehmen nach Stel-
lungnahme des Statutsbeirats beschlossenen Regelung Ersatz der Aufwendungen
bis zu 80 v. H. gewährleistet. Dieser Satz wird für die folgenden Leistungen auf
85 % angehoben: Beratungen und Besuche, chirurgische Eingriffe, Krankenhaus-
behandlung, Arzneimittel, Röntgenuntersuchungen, Analysen, Laboruntersuchun-
gen und ärztlich verordnete prothetische Apparate mit Ausnahme von
Zahnprothesen. Im Falle von Tuberkulose, Kinderlähmung, Krebs, Geisteskrank-
heiten und anderen von der Anstellungsbehörde als vergleichbar schwer aner-
kannten Krankheiten sowie für Untersuchungen zur Früherkennung und im Falle
der Entbindung erhöht er sich auf 100 v. H. Der Erstattungssatz von 100 v. H.
gilt jedoch nicht, wenn im Fall von Berufskrankheiten und Unfällen Artikel 73
zur Anwendung gekommen ist.

▼M112
Der unverheiratete Partner eines Beamten gilt als Ehegatte im Sinne der Krank-
heitsfürsorge, wenn die ersten drei Voraussetzungen gemäß Anhang VII Artikel 1
Absatz 2 Buchstabe c) erfüllt sind.

Im Rahmen der in Unterabsatz 1 genannten Regelung können die Organe nach
dem Verfahren des Artikels 110 einem von ihnen die Zuständigkeit dafür über-
tragen, die Vorschriften für die Kostenerstattung festzulegen.

▼M56
Der zur Sicherstellung dieser Krankheitsfürsorge erforderliche Betrag wird zu
einem Drittel von dem Berechtigten getragen; dieser Beitrag darf jedoch 2 v.
H. seines Grundgehalts nicht überschreiten.

▼M23
(1a) ►M112 Scheidet ein Beamter endgültig aus dem Dienst aus und übt er
keine Erwerbstätigkeit aus ◄, so kann er spätestens innerhalb des auf sein Aus-
scheiden aus dem Dienst folgenden Monats für einen Zeitraum von höchstens
sechs Monaten nach seinem Ausscheiden aus dem Dienst beantragen, weiter
durch die Krankheitsfürsorge nach Absatz 1 gesichert zu werden. Der Beitrag
nach Absatz 1 wird nach dem letzten Grundgehalt des Beamten berechnet und
von diesem zur Hälfte getragen.

Durch eine von der Anstellungsbehörde nach Einholung eines Gutachtens des
Vertrauensarztes des Organs getroffenen Verfügung finden die Frist von einem
Monat für die Einreichung des Antrags sowie die in Unterabsatz 1 vorgesehene
Begrenzung auf 6 Monate keine Anwendung, wenn der Betreffende an einer
schweren oder langdauernden Krankheit leidet, die er sich vor dem Ausscheiden
aus dem Dienst zugezogen und die er dem Organ vor Ablauf des in Unterabsatz
1 vorgesehenen Zeitraums von sechs Monaten gemeldet hat, und sofern er sich
der durch das Organ veranlaßten ärztlichen Untersuchung unterzieht.

▼M56
(1b) Der geschiedene Ehegatte eines Beamten, das nicht mehr unterhaltsbe-
rechtigte Kind des Beamten sowie die Person, die nicht mehr im Sinne von
Anhang VII Artikel 2 unterhaltsberechtigt ist, können als von dem Beamten
mitversicherte Personen für einen Zeitraum von höchstens einem Jahr weiter in
den Genuß der Krankheitsfürsorge gemäß Absatz 1 gelangen, ►M112 sofern sie
keine Erwerbstätigkeit ausüben ◄. Für diesen Versicherungsschutz wird kein
Beitrag erhoben. Der vorstehend genannte Zeitraum beginnt entweder an dem
Tag, an dem dieScheidung rechtskräftig wird, oder an dem Tag, an dem die
Eigenschaft als unterhaltsberechtigtes Kind oder als einem unterhaltsberechtigten
Kind gleichgestellte Person endet.

▼M112
(2) Auf den Beamten, der bis zu seinem dreiundsechzigsten Lebensjahr im
Dienst der Gemeinschaften verblieben ist oder der ein Invalidengeld bezieht,
findet Absatz 1 auch nach dem Ausscheiden aus dem Dienst Anwendung. Der
Berechnung des Beitrags wird das Ruhegehalt bzw. das Invalidengeld zugrunde
gelegt.
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▼M112

Die gleiche Regelung gilt für den Empfänger von Hinterbliebenenbezügen in-
folge des Todes eines Beamten im aktiven Dienst, eines Beamten, der bis zum
dreiundsechzigsten Lebensjahr im Dienst der Gemeinschaften verblieben ist, oder
eines Empfängers von Invalidengeld. Der Berechnung des Beitrags werden die
Hinterbliebenenbezüge zugrunde gelegt.

(2a) Absatz 1 findet auch auf folgende Personen Anwendung, sofern sie kei-
ner Erwerbstätigkeit nachgehen:

i) den ehemaligen Beamten, der vor Vollendung des dreiundsechzigsten Lebens-
jahres aus dem Dienst der Gemeinschaften ausgeschieden ist und ein Ruhe-
gehalt bezieht,

ii) den Empfänger von Hinterbliebenenbezügen infolge des Todes eines ehema-
ligen Beamten, der vor Vollendung des dreiundsechzigsten Lebensjahres aus
dem Dienst der Gemeinschaften ausgeschieden ist.

Der Beitrag nach Absatz 1 wird auf der Grundlage des Ruhegehalts des ehe-
maligen Beamten vor etwaiger Anwendung des Kürzungskoeffizienten nach An-
hang VIII Artikel 9 berechnet.

Auf den Empfänger eines Waisengeldes findet Absatz 1 jedoch nur auf seinen
Antrag hin Anwendung. Der Beitrag wird auf der Grundlage des Waisengeldes
berechnet.

(2b) Bei dem Empfänger eines Ruhegehalts oder einer Hinterbliebenenversor-
gung kann der Beitrag nach den Absätzen 2 und 2a nicht niedriger sein als der
Beitrag, der auf der Grundlage des Grundgehalts der Besoldungsgruppe 1 Dienst-
altersstufe 1 berechnet wird.

(2c) Auf einen nach Artikel 51 aus dem Dienst entlassenen Beamten, der nicht
ruhegehaltsberechtigt ist, findet Absatz 1 ebenfalls Anwendung, sofern er keiner
Erwerbstätigkeit nachgeht und den nach seinem letzten Grundgehalt berechneten
Beitrag zur Hälfte trägt.

▼B
(3) Übersteigen die nicht ersetzten Aufwendungen in einem Zeitraum von
zwölf Monaten ein halbes Monatsgrundgehalt des Beamten oder ein halbes Ruhe-
gehalt, so gewährt die Anstellungsbehörde eine Sondererstattung; hierbei sind die
Familienverhältnisse des Betreffenden unter Zugrundelegung der Regelung nach
Absatz 1 zu berücksichtigen.

▼M23
(4) ►M56 Der Berechtigte hat anzugeben, in welcher Höhe ihm von einer
anderen gesetzlichen Krankenversicherung für sich selbst oder eine von ihm
mitversicherte Person Kosten erstattet wurden bzw. er Anspruch auf die Erstat-
tung der Kosten hat. ◄

Übersteigt der Gesamtbetrag des Kostenersatzes, den er erhalten könnte, die
Summe der in Absatz 1 vorgesehenen Erstattungsbeträge, so wird der Unter-
schiedsbetrag von dem Betrag abgezogen, der auf Grund des Absatzes 1 zu
erstatten ist, mit Ausnahme der Erstattungsbeträge, die er auf Grund einer priva-
ten Zusatzkrankenversicherung erhalten hat, die zur Deckung des Teils der Kos-
ten bestimmt ist, der von der Krankheitsfürsorge der Gemeinschaften nicht er-
stattet wird.

▼B

Artikel 73

(1) Der Beamte wird vom Tage seines Dienstantritts an gemäß einer von den
Organen der Gemeinschaften im gegenseitigen Einvernehmen nach Stellung-
nahme des Statutsbeirats beschlossenen Regelung für den Fall von Berufskrank-
heiten und Unfällen gesichert. Für die Sicherung bei Krankheit und Unfällen
außerhalb des Dienstes hat er bis zu 0,1 v. H. seines Grundgehalts als Beitrag
zu leisten.

In dieser Regelung ist festzulegen, für welche Fälle die Sicherung nicht gilt.

(2) Als Leistungen werden garantiert:

a) im Todesfalle:

Zahlung eines Kapitalbetrags in fünffacher Höhe des jährlichen Grundgehalts,
bemessen nach den Monatsgrundgehältern des Beamten in den letzten zwölf
Monaten vor dem Unfall; dieses Kapital wird an die nachstehend aufgeführten
Personen gezahlt:
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▼B

— an den Ehegatten und an die Kinder des verstorbenen Beamten nach dem
für ihn geltenden Erbrecht; der an den Ehegatten zu zahlende Betrag darf
jedoch nicht unter 25 v. H. des Kapitals liegen;

— falls Personen der vorstehend genannten Gruppe nicht vorhanden sind: an
die anderen Abkömmlinge nach dem für den Beamten geltenden Erbrecht;

— falls Personen der vorstehend genannten beiden Gruppen nicht vorhanden
sind: an die Verwandten aufsteigender gerader Linie nach dem für den
Beamten geltenden Erbrecht;

— falls Personen der vorstehend genannten drei Gruppen nicht vorhanden
sind: an das Organ;

b) bei dauernder Vollinvalidität:

Zahlung eines Kapitalbetrags in achtfacher Höhe des jährlichen Grundgehalts,
bemessen nach den Monatsgrundgehältern des Beamten in den letzten zwölf
Monaten vor dem Unfall;

c) bei dauernder Teilinvalidität:

Zahlung eines Teiles des unter Buchstabe b) vorgesehenen Betrages, berech-
net nach der Tabelle der in Absatz 1 genannten Regelung.

Unter den in dieser Regelung festgelegten Bedingungen kann anstelle der in
diesem Absatz vorgesehenen Zahlungen eine Leibrente gewährt werden.

Die in diesem Absatz genannten Leistungen können zusätzlich zu den in Kapitel
3 vorgesehenen Leistungen gewährt werden.

(3) Außerdem werden unter den Bedingungen der in Absatz 1 erwähnten
Regelung erstattet: die Kosten für ärztliche Behandlung, Arzneimittel, Kranken-
hausaufenthalt, operative Eingriffe, Prothesen, Röntgenaufnahmen, Massagen,
orthopädische und klinische Behandlung, die Kosten für den Krankentransport
sowie alle gleichartigen, durch den Unfall oder die Berufskrankheit verursachten
Kosten.

Diese Erstattung erfolgt jedoch erst nach Inanspruchnahme des in Artikel 72
vorgesehenen Ersatzes von Aufwendungen und insoweit als dieser die Kosten
nicht deckt.

▼M62
__________

▼B

Artikel 74

▼M39
(1) Bei der Geburt des Kindes eines Beamten wird der Person, die das Kind in
ihrer Obhut hat, eine Zulage in Höhe von ►M97 198,31 EUR ◄ gezahlt.

Die Zulage wird auch dem Beamten gezahlt, der an Kindes Statt ein Kind
annimmt, das das fünfte Lebensjahr nicht überschritten hat und im Sinne des
Anhangs VII Artikel 2 Absatz 2 unterhaltsberechtigt ist.

▼B
(2) Diese Zulage wird auch dann gewährt, wenn die Schwangerschaft nach
mindestens sieben Monaten unterbrochen wird.

▼M39
(3) Der Empfänger einer Geburtenzulage hat die für dasselbe Kind gezahlten
Zulagen gleicher Art anzugeben; diese werden von der in diesem Artikel vorge-
sehenen Zulage abgezogen. Sind beide Elternteile Beamte der Gemeinschaften,
so wird die Zulage nur einmal gezahlt.

▼M56

Artikel 75

Beim Tode des Beamten, seines Ehegatten, seiner unterhaltsberechtigten Kinder
oder der sonstigen im Sinne von Anhang VII Artikel 2 unterhaltsberechtigten
Personen, die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebten, erstattet das Organ die
Kosten für die Überführung des Verstorbenen vom Ort der dienstlichen Verwen-
dung bis zum Herkunftsort des Beamten.
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▼M56

Stirbt ein Beamter jedoch im Laufe einer Dienstreise, so erstattet das Organ die
Kosten für die Überführung des Verstorbenen vom Sterbeort bis zum Herkunfts-
ort des Beamten.

▼B

Artikel 76

Beamten, ehemaligen Beamten oder Rechtsnachfolgern eines verstorbenen Be-
amten, die sich — namentlich infolge einer schweren oder längeren Krankheit
►M112 , einer Behinderung ◄ oder aus familiären Gründen — in einer beson-
ders schwierigen Lage befinden, können Zuwendungen, Darlehen oder Vor-
schüsse gewährt werden.

▼M112

Artikel 76a

Ein überlebender Ehegatte, der an einer schweren oder längeren Krankheit leidet
oder der behindert ist, kann auf der Grundlage einer Prüfung seiner sozialen und
medizinischen Situation vom Organ für die Dauer der Krankheit oder der Behin-
derung neben der Hinterbliebenenversorgung eine finanzielle Unterstützung
erhalten. Die Organe erlassen nach Stellungnahme des Statutsbeirats in gegen-
seitigem Einvernehmen Durchführungsbestimmungen zu diesem Artikel.

▼B

KAPITEL 3

▼M112
Ruhegehalt, Hinterbliebenenversorgung und Invalidengeld

▼B

Artikel 77

Der Beamte hat nach Ableistung von mindestens zehn Dienstjahren Anspruch auf
ein Ruhegehalt. Ohne Rücksicht auf die Dauer der Dienstzeit hat er jedoch An-
spruch auf dieses Ruhegehalt, wenn er entweder älter als
►M112 dreiundsechzig ◄ Jahre ist oder während eines einstweiligen Ruhe-
stands nicht wiederverwendet werden konnte oder aus dienstlichen Gründen sei-
ner Stelle enthoben worden ist.

▼M23
Das Ruhegehalt beträgt höchstens 70 v. H. des letzten Grundgehalts in der letzten
Besoldungsgruppe, in der der Beamte mindestens ein Jahr war. ►M112 Für
jedes Dienstjahr nach Anhang VIII Artikel 3 stehen dem Beamten 1,90 % dieses
letzten Grundgehalts zu. ◄

Jedoch werden bei Beamten, die bei einer Person, die ein in den Verträgen zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaften oder im Vertrag zur Einsetzung
eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen
Gemeinschaften vorgesehenes Mandat erfüllt, bei dem gewählten Präsidenten
einer Institution oder eines Organs der Europäischen Gemeinschaften oder bei
einer Fraktion des Europäischen Parlaments tätig gewesen sind, die Ruhegehalt-
sansprüche für die in Ausübung der genannten Funktionen erworbenen ruhege-
haltsfähigen Dienstjahre nach dem letzten in Ausübung dieser Funktionen erhal-
tenen Grundgehalt berechnet, wenn dieses Grundgehalt höher ist als das gemäß
Absatz 2 berücksichtigte Grundgehalt.

▼B
Das Ruhegehalt darf 4 v.H. des Existenzminimums je Dienstjahr nicht unter-
schreiten.

Der Anspruch auf Ruhegehalt wird mit Vollendung des
►M112 dreiundsechzigsten ◄ Lebensjahrs erworben.

▼M112

Artikel 78

Ein Beamter, der dauernd voll dienstunfähig geworden ist und deshalb einen
Dienstposten seiner Funktionsgruppe nicht wahrnehmen kann, hat unter den in
Anhang VIII Artikel 13 bis 16 vorgesehenen Bedingungen Anspruch auf Invali-
dengeld.
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▼M112

Artikel 52 findet auf Empfänger von Invalidengeld entsprechend Anwendung.
Geht ein Invalidengeldempfänger vor dem Alter von 65 Jahren in den Ruhestand,
ohne den Höchstsatz an Ruhegehaltsansprüchen erreicht zu haben, so gelten die
allgemeinen Bestimmungen für das Ruhegehalt. Das Ruhegehalt wird auf der
Grundlage des Gehalts für die Besoldungsgruppe und die Dienstaltersstufe fest-
gelegt, die der Beamte bei seiner Invalidisierung innehatte.

Das Invalidengeld wird auf 70 % des letzten Grundgehalts des Beamten festge-
setzt. Es darf jedoch nicht unter dem Existenzminimum liegen.

Auf das Invalidengeld werden Beiträge zur Versorgung erhoben, die auf der
Grundlage des Invalidengelds berechnet werden.

Entsteht die Dienstunfähigkeit durch einen Unfall in Ausübung oder anlässlich
der Ausübung des Dienstes, durch eine Berufskrankheit oder durch eine aufop-
fernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Beamte sein
Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten, so beläuft sich das Inva-
lidengeld auf mindestens 120 % des Existenzminimums. Außerdem wird in die-
sem Fall der Beitrag zur Versorgung in voller Höhe aus dem Haushalt des
Organs oder der Einrichtung im Sinne von Artikel 1b gezahlt.

▼B

Artikel 79

►M112 Der überlebende Ehegatte ◄ eines Beamten oder eines ehemaligen
Beamten hat unter den in Anhang VIII Kapitel 4 vorgesehenen Bedingungen
Anspruch auf ►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ in Höhe von ►M5 60
v. H. ◄ ►M112 des Ruhegehalts oder des Invalidengelds, das der Beamte ◄
bezogen hat oder das ihm zugestanden hätte, wenn er ohne die Voraussetzung
einer Mindestdienstzeit ►M62 oder eines Mindestalters ◄ zum Zeitpunkt seines
Todes hierauf Anspruch gehabt haben würde.

►M112 Die Hinterbliebenenversorgung, die ◄ ►M112 dem Ehegatten ◄ ei-
nes Beamten zusteht, der in einer der dienstrechtlichen Stellungen nach Artikel 35
— ►M62 __________ ◄ — verstorben ist, darf weder das Existenzmini-
mum noch ►M23 35 v. H. ◄ des letzten Grundgehalts des Beamten unter-
schreiten.

▼M62
Dieser Betrag darf 42 % des letzten Grundgehalts des Beamten nicht unterschrei-
ten, wenn der Tod infolge eines der in ►M112 Artikel 78 Absatz 5 ◄ aufge-
führten Umstände eingetreten ist.

▼M112
__________

▼B

Artikel 80

▼M112
Stirbt ein Beamter oder ein Ruhegehalts- oder Invalidengeldberechtigter, ohne
einen Ehegatten zu hinterlassen, der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
hat, so erhalten die im Sinne von Anhang VII Artikel 2 zum Zeitpunkt seines
Todes unterhaltsberechtigten Kinder ein Waisengeld nach Anhang VIII Artikel 21.

▼B
Kinder, die die gleichen Bedingungen erfüllen, haben den gleichen Anspruch,
wenn ein ►M62 hinterbliebenenversorgungsberechtigter Ehegatte ◄ stirbt oder
eine neue Ehe eingeht.

▼M23
Stirbt ein Beamter oder ein ►M112 Empfänger eines Ruhegehalts oder Invali-
dengelds ◄, ohne daß die in Absatz 1 vorgesehenen Bedingungen erfüllt sind,
so haben dessen als unterhaltsberechtigt anerkannte Kinder im Sinne des Artikels
2 des Anhangs VII nach Maßgabe des Artikels 21 des Anhangs VIII Anspruch
auf ein Waisengeld; das Waisengeld beläuft sich jedoch auf die Hälfte des sich
nach dem letztgenannten Artikel ergebenden Betrages.

▼M112
Beziehen Personen, die gemäß Anhang VII Artikel 2 Absatz 4 unterhaltsberech-
tigten Kindern gleichgestellt sind, Waisengeld, so darf dieses die doppelte Höhe
der Kinderzulage nicht übersteigen.
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▼M112

Im Fall einer Adoption entsteht beim Tod des leiblichen Elternteils, an dessen
Stelle der Adoptivelternteil getreten ist, kein Anspruch auf Waisengeld.

▼M56
Die in Absatz 1, 2 und 3 vorgesehenen Ansprüche entstehen beim Tod eines
ehemaligen Beamten, der Empfänger einer Vergütung nach Artikel 50 des Statuts
oder nach Artikel 5 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 oder
Artikel 3 der Verordnung (Euratom, EGKS, EWG) Nr. 2530/72 oder der Ver-
ordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1543/73 ist ►M62 sowie beim Tode eines
ehemaligen Beamten, der vor Vollendung des ►M112 63. ◄ Lebensjahres aus
dem Dienst ausgeschieden ist und verlangt hat, daß die Ruhegehaltszahlung erst
am ersten Tag des Kalendermonats beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er
das ►M112 63. ◄ Lebensjahr vollendet. ◄

▼M112
Ein Waisengeldempfänger kann von der Gemeinschaft nur ein einziges Waisen-
geld beziehen. Entstehen mehrere Ansprüche auf Waisengeld von Seiten der
Gemeinschaft, so wird der berechtigten Person der höchste der betreffenden Be-
träge gezahlt.

▼B

Artikel 81

▼M112
Personen, denen ein Ruhegehalt, ein Invalidengeld oder eine Hinterbliebenenver-
sorgung zusteht, haben unter den in Anhang VII festgelegten Voraussetzungen
Anspruch auf Familienzulagen im Sinne von Artikel 67; die Haushaltszulage
wird nach den Versorgungsbezügen des Empfängers berechnet. Ein Empfänger
von Hinterbliebenenversorgung hat den genannten Anspruch ausschließlich auf-
grund der Kinder, die zum Zeitpunkt des Todes des Beamten oder ehemaligen
Beamten dessen unterhaltsberechtigte Kinder waren.

▼M23
Die dem Empfänger einer Hinterbliebenenversorgung zustehende Zulage für un-
terhaltsberechtigte Kinder hat jedoch die doppelte Höhe der Zulage nach Arti-
kel 67 Absatz 1 Buchstabe b).

▼M62

Artikel 81a

(1) Unbeschadet aller anderen Vorschriften, insbesondere derjenigen über die
Mindestbeträge für Personen, denen eine Hinterbliebenenversorgung zusteht, darf
der Gesamtbetrag der der Witwe und anderen Anspruchsberechtigten zustehenden
Versorgungsbezüge zuzüglich der Familienzulagen und nach Abzug der Steuer
und sonstigen obligatorischen Abzüge folgenden Betrag nicht übersteigen:

a) beim Tode eines Beamten in einer der dienstrechtlichen Stellungen nach
Artikel 35 den Betrag des Grundgehalts, auf das der Betreffende in der glei-
chen Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe Anspruch gehabt hätte, wenn er
am Leben geblieben wäre, zuzüglich der Familienzulagen, die ihm in diesem
Falle gezahlt worden wären, und nach Abzug der Steuer und sonstigen obli-
gatorischen Abzüge;

b) für den Zeitraum nach dem Zeitpunkt, an dem ein Beamter im Sinne von
Buchstabe a) das 65. Lebensjahr vollendet hätte, den Betrag des Ruhegehalts,
auf das der Betreffende, wenn er am Leben geblieben wäre, in der Besol-
dungsgruppe und Dienstaltersstufe, die er vor seinem Tod erreicht hatte, von
diesem Zeitpunkt an Anspruch gehabt hätte, zuzüglich der Familienzulagen,
die dem Betreffenden gezahlt worden wären, und nach Abzug der Steuer und
sonstigen obligatorischen Abzüge;

c) beim Tode eines ehemaligen Beamten, dem ►M112 ein Ruhegehalt oder ein
Invalidengeld ◄ zusteht, den Betrag der Bezüge, auf die der Betreffende
Anspruch gehabt hätte, wenn er am Leben geblieben wäre, zuzüglich bezie-
hungsweise abzüglich der unter Buchstabe b) genannten Beträge;

d) beim Tode eines ehemaligen Beamten, der vor Vollendung des
►M112 63. ◄ Lebensjahres aus dem Dienst ausgeschieden ist und verlangt
hat, daß die Ruhegehaltszahlung erst am ersten Tage des Kalendermonats
beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das ►M112 63. ◄ Lebensjahr
vollendet, den Betrag des Ruhegehalts, auf das der Betreffende, wenn er am
Leben geblieben wäre, bei Vollendung des ►M112 63. ◄ Lebensjahres
Anspruch gehabt hätte, zuzüglich beziehungsweise abzüglich der unter Buch-
stabe b) genannten Beträge;
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▼M62

e) beim Tode eines Beamten oder eines ehemaligen Beamten, dem vor seinem
Tode eine Vergütung nach Artikel 41 oder Artikel 50 des Statuts oder aber
nach Artikel 5 der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68 oder nach
Artikel 3 der Verordnung (Euratom, EGKS, EWG) Nr. 2530/72 oder nach
Artikel 3 der Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1543/73 oder nach
Artikel 2 der Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 2150/82 oder nach
Artikel 3 der Verordnung (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1679/85 zustand, den
Betrag der Vergütung, auf die der Betreffende, wenn er am Leben geblieben
wäre, Anspruch gehabt hätte, zuzüglich beziehungsweise abzüglich der unter
Buchstabe b) genannten Beträge;

f) für den Zeitraum nach dem Zeitpunkt, an dem ein ehemaliger Beamter im
Sinne von Buchstabe e) keinen Anspruch mehr auf die Vergütung gehabt
hätte, den Betrag des Ruhegehalts, auf das der Betreffende, wäre er am Leben
geblieben, Anspruch gehabt hätte, wenn er zu diesem Zeitpunkt das für das
Entstehen eines Ruhegehaltsanspruchs erforderliche Mindestalter gehabt hätte,
zuzüglich beziehungsweise abzüglich der unter Buchstabe b) genannten Be-
träge.

(2) Für die Anwendung von Absatz 1 bleiben die Berichtigungskoeffizienten,
die unter Umständen auf die verschiedenen Beträge angewandt werden könnten,
außer Betracht.

(3) Die in Absatz 1 Buchstaben a) bis f) festgelegten Höchstbeträge werden
auf die Versorgungsberechtigten im Verhältnis zu den Ansprüchen aufgeteilt, die
sie ohne die Anwendung von Absatz 1 jeweils gehabt hätten.

Auf die sich aus dieser Aufteilung ergebenden Beträge findet Artikel 82 Absatz 1
►M112 Unterabsätze 2 und 3 ◄ Anwendung.

▼M112

Artikel 82

(1) Die Versorgungsbezüge werden nach der Grundgehaltstabelle festgesetzt,
die am ersten Tag des Monats gilt, für den die Versorgungsbezüge erstmalig zu
zahlen sind.

Auf die Versorgungsbezüge wird kein Berichtigungskoeffizient angewandt.

Die auf Euro lautenden Versorgungsbezüge werden in einer der in Anhang VIII
Artikel 45 genannten Währungen gezahlt.

(2) Beschließt der Rat gemäß Artikel 65 Absatz 1 eine Anpassung der Dienst-
bezüge, so gilt dies auch für die Versorgungsbezüge.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten sinngemäß auch für Empfänger von Invaliden-
geld.

▼B

Artikel 83

(1) Die Versorgungsleistungen werden aus dem Haushalt der Gemeinschaften
gezahlt. Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Zahlung dieser Leistungen ge-
meinsam nach dem für die Finanzierung dieser Ausgaben festgelegten Aufbrin-
gungsschlüssel.

▼M15
Der Rat bestimmt auf Vorschlag der Kommission, der nach Anhörung des Sta-
tutsbeirats unterbreitet worden ist, mit qualifizierter Mehrheit über die Verwen-
dung der Guthaben des in Artikel 83 Absatz 1 des früheren Statuts der Beamten
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl genannten Versorgungs-
fonds.

▼B
(2) Die Beamten tragen zu einem Drittel zur Finanzierung dieser Versorgung
bei. Der Beitrag wird auf ►M123 10,9 % ◄ des Grundgehalts festgesetzt,
wobei die Berichtigungskoeffizienten (Art. 64) außer Betracht bleiben. Der Bei-
trag wird monatlich vom Gehalt des Beamten einbehalten. ►M112 Der Beitrag
wird gemäß den Vorschriften des Anhangs XII angepasst. ◄

(3) Die Einzelheiten für die Feststellung der Ruhegehälter der Beamten, die
ihren Dienst zum Teil bei der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl
ausgeübt haben oder den gemeinsamen Organen oder Einrichtungen der Gemein-
schaften angehören, sowie die Aufteilung der aus der Zahlung dieser Ruhege-
hälter entstehenden Lasten auf den Versorgungsfonds der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl und die Haushaltspläne der Europäischen Wirtschafts-
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▼B

gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft werden auf Grund einer
von den Räten und dem Ausschuß der Präsidenten der Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl im gegenseitigen Einvernehmen nach Stellungnahme
des Statutsbeirats erlassenen Verordnung geregelt.

▼M112
__________

Artikel 83a

(1) Das Gleichgewicht des Versorgungssystems wird nach den Modalitäten
des Anhangs XII gewährleistet.

(2) Agenturen nach Artikel 1a, die keine Finanzhilfen aus dem Gesamthaus-
halt der Europäischen Union erhalten, überweisen die Gesamtheit der für die
Finanzierung des Versorgungssystems erforderlichen Beiträge an den Gesamt-
haushalt der Europäischen Union.

(3) Im Rahmen der fünfjährlichen versicherungsmathematischen Bewertungen
gemäß Anhang XII setzt der Rat zur Sicherstellung des Gleichgewichts des
Versorgungssystems den Beitragssatz fest und beschließt über eine etwaige Än-
derung des Alters für den Eintritt in den Ruhestand.

(4) Alljährlich legt die Kommission dem Rat eine aktualisierte Fassung der
versicherungsmathematischen Bewertung gemäß Anhang XII Artikel 1 Absatz 2
vor. Ergibt sich hieraus, dass der geltende Beitragssatz um wenigstens 0,25
Punkte von dem für die Sicherstellung des versicherungsmathematischen Gleich-
gewichts erforderlichen Beitragssatz abweicht, so prüft der Rat, ob der Beitrags-
satz gemäß den vorgesehenen Modalitäten des Anhangs XII geändert werden
muss.

(5) Bei Anwendung der Absätze 3 und 4 beschließt der Rat auf Vorschlag der
Kommission mit der qualifizierten Mehrheit gemäß Artikel 205 Absatz 2 erster
Gedankenstrich des EG-Vertrags. Bei Anwendung von Absatz 3 legt die Kom-
mission ihren Vorschlag nach Stellungnahme des Statutsbeirats vor.

▼B

Artikel 84

Die Versorgung ist im einzelnen in Anhang VIII geregelt.

KAPITEL 4

Rückforderung zuviel gezahlter Beträge

Artikel 85

▼M23
Jeder ohne rechtlichen Grund gezahlte Betrag ist zurückzuerstatten, wenn der
Empfänger den Mangel des rechtlichen Grundes der Zahlung kannte oder der
Mangel so offensichtlich war, daß er ihn hätte kennen müssen.

▼M112
Der Betrag muss innerhalb von fünf Jahren nach seiner Zahlung zurückgefordert
werden. Die Anstellungsbehörde ist nicht an diese Frist gebunden, wenn sie
nachweisen kann, dass der Empfänger die Verwaltung bewusst getäuscht hat,
um den betreffenden Betrag zu erlangen.

▼M62

KAPITEL 5

Forderungsübergang auf die Gemeinschaften

Artikel 85a

(1) Ist der Tod, ein Unfall oder eine Krankheit einer in diesem Statut bezeich-
neten Person auf das Verschulden eines Dritten zurückzuführen, so gehen die
Rechte des Betreffenden oder seiner Rechtsnachfolger beziehungsweise An-
spruchsberechtigten in einem Rechtsstreit gegen den haftpflichtigen Dritten von
Rechts wegen in den Grenzen der Verpflichtungen, die sich für die Gemein-
schaften infolge des Schadensfalles aus dem Statut ergeben, auf die Gemein-
schaften über.
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▼M62

(2) Unter den Rechtsübergang nach Absatz 1 fallen insbesondere:

— die Bezüge, die dem Beamten während seiner vorübergehenden Dienstun-
fähigkeit nach Artikel 59 weitergezahlt werden;

— die Zahlungen, die nach dem Tod eines Beamten oder eines ehemaligen
Beamten, der ein Ruhegehalt bezogen hat, nach Artikel 70 geleistet werden;

— die Leistungen gemäß den Artikeln 72 und 73 und den Durchführungsbe-
stimmungen zu diesen Artikeln über die Sicherung bei Krankheit und Unfall;

— die Kosten für die Überführung nach Artikel 75;

— die zusätzlichen Familienzulagen, die nach Artikel 67 Absatz 3, Artikel 2
Absätze 3 und 5 des Anhangs VII bei schwerer Krankheit, einem Gebrechen
oder einer Behinderung eines unterhaltsberechtigten Kindes gewährt werden;

— die Leistungen im Falle der Invalidität infolge eines Unfalls oder einer Krank-
heit, die die dauernde volle Dienstunfähigkeit des Beamten zur Folge hat;

— die Hinterbliebenenversorgung beim Tod eines Beamten oder eines ehemali-
gen Beamten oder beim Tod des weder als Beamter noch als Bediensteter auf
Zeit beschäftigten Ehegatten eines Beamten oder eines ehemaligen Beamten,
der ein Ruhegehalt bezieht;

— das Waisengeld, das einem Beamten oder einem ehemaligen Beamten für ein
Kind ohne Rücksicht auf dessen Alter zusteht, wenn das betreffende Kind
wegen einer schweren Krankheit, eines Gebrechens oder einer Behinderung
nach dem Tod des Beamten nicht für seinen Unterhalt aufkommen kann.

(3) Vom Forderungsübergang ausgeschlossen sind jedoch die Schadensersat-
zansprüche aufgrund eines rein persönlichen Schadens, insbesondere des imma-
teriellen Schadens, Schmerzensgeld sowie der Teil der Entschädigung für ent-
gangene Lebensfreude, der über den Betrag, der gemäß Artikel 73 gewährt wor-
den wäre, hinausgeht.

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1, 2 und 3 stehen nicht der Erhebung einer
Klage aus eigenem Recht der Gemeinschaften entgegen.

▼B

TITEL VI

DISZIPLINARORDNUNG

Artikel 86

(1) Gegen Beamte oder ehemalige Beamte, die vorsätzlich oder fahrlässig die
ihnen durch das Statut auferlegten Pflichten verletzen, kann eine Disziplinarstrafe
verhängt werden.

▼M112
(2) Werden der Anstellungsbehörde oder dem Europäischen Amt für Betrugs-
bekämpfung Tatsachen zur Kenntnis gebracht, die auf eine Verletzung der
Dienstpflichten im Sinne von Absatz 1 schließen lassen, so können diese eine
Verwaltungsuntersuchung einleiten, um zu prüfen, ob eine solche Dienstpflicht-
verletzung vorliegt.

(3) Die Disziplinarvorschriften und -verfahren sowie die für Verwaltungsun-
tersuchungen geltenden Vorschriften und Verfahren sind in Anhang IX des Sta-
tuts geregelt.

__________

▼B

TITEL VII

BESCHWERDEWEG UND RECHTSSCHUTZ

Artikel 90

▼M23
(1) Jede Person, auf die dieses Statut Anwendung findet, kann einen Antrag
auf Erlaß einer sie betreffenden Entscheidung an die Anstellungsbehörde
richten. Diese teilt dem Antragsteller ihre begründete Entscheidung binnen vier
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▼M23

Monaten nach dem Tag der Antragstellung mit. Ergeht innerhalb dieser Frist kein
Bescheid, so gilt dies als stillschweigende Ablehnung, gegen die eine Be-
schwerde nach Absatz 2 zulässig ist.

(2) Jede Person, auf die dieses Statut Anwendung findet, kann sich mit einer
Beschwerde gegen eine sie beschwerende Maßnahme an die Anstellungsbehörde
wenden; dies gilt sowohl für den Fall, daß die Anstellungsbehörde eine Ent-
scheidung getroffen hat, als auch für den Fall, daß sie eine im Statut vorge-
schriebene Maßnahme nicht getroffen hat. Die Beschwerde muß innerhalb einer
Frist von drei Monaten eingelegt werden. Für den Beginn der Frist gilt folgendes:

— Die Frist beginnt am Tag der Bekanntmachung der Maßnahme, wenn es sich
um eine allgemeine Maßnahme handelt;

— sie beginnt am Tag der Mitteilung der Entscheidung an den Empfänger,
spätestens jedoch an dem Tag, an dem dieser Kenntnis davon erhält, wenn
es sich um eine Einzelmaßnahme handelt; besteht jedoch die Möglichkeit,
daß eine Einzelmaßnahme einen Dritten beschwert, so beginnt die Frist für
den Dritten an dem Tag, an dem dieser Kenntnis von der Maßnahme erhält,
spätestens jedoch am Tag der Bekanntmachung der Maßnahme;

— sie beginnt am Tag, an dem die Beantwortungsfrist abläuft, wenn sich die
Beschwerde auf die stillschweigende Ablehnung eines nach Absatz 1 ein-
gereichten Antrags bezieht.

Die Anstellungsbehörde teilt dem Betreffenden ihre begründete Entscheidung
binnen vier Monaten nach dem Tag der Einreichung der Beschwerde mit.
Wird innerhalb dieser Frist keine Antwort auf die Beschwerde erteilt, so gilt
dies als stillschweigende Ablehnung, gegen die eine Klage nach Artikel 91 zu-
lässig ist.

▼M112
__________

Artikel 90a

Jede Person, auf die dieses Statut Anwendung findet, kann an den Direktor des
Europäischen Amtes für Betrugsbekämpfung einen Antrag gemäß Artikel 90
Absatz 1 auf Erlass einer sie betreffenden Entscheidung im Zusammenhang
mit einer Untersuchung des Amtes richten. Sie kann sich auch mit einer Be-
schwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 an ihn wenden, wenn im Zusammenhang
mit einer Untersuchung des Amtes eine sie beschwerende Maßnahme ergangen
ist.

Artikel 90b

Jede Person, auf die dieses Statut Anwendung findet, kann an den Europäischen
Datenschutzbeauftragten im Rahmen seiner Zuständigkeiten einen Antrag oder
eine Beschwerde gemäß Artikel 90 Absätze 1 und 2 richten

Artikel 90c

Anträge und Beschwerden im Zusammenhang mit Bereichen, auf die Artikel 2
Absatz 2 angewendet worden ist, sind an die Anstellungsbehörde zu richten, der
die Befugnisse übertragen worden sind.

▼B

Artikel 91

▼M23
(1) Für alle Streitsachen zwischen den Gemeinschaften und einer Person, auf
die dieses Statut Anwendung findet, über die Rechtmäßigkeit einer diese Person
beschwerenden Maßnahme im Sinne von Artikel 90 Absatz 2 ist der Gerichtshof
der Europäischen Gemeinschaften zuständig. In Streitsachen vermögensrechtli-
cher Art hat der Gerichtshof die Befugnis zu unbeschränkter Ermessensnachprü-
fung, einschließlich der Befugnis zur Aufhebung oder Änderung der getroffenen
Maßnahmen.

(2) Eine Klage beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ist nur
unter folgenden Voraussetzungen zulässig:

— Bei der Anstellungsbehörde muß zuvor eine Beschwerde im Sinne von Arti-
kel 90 Absatz 2 innerhalb der dort vorgesehenen Frist eingereicht und
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▼M23

— diese Beschwerde muß ausdrücklich oder stillschweigend abgelehnt worden
sein.

(3) Die Klage nach Absatz 2 muß innerhalb einer Frist von drei Monaten
erhoben werden. Für den Beginn der Frist gilt folgendes:

— Die Frist beginnt am Tag der Mitteilung der auf die Beschwerde hin ergan-
genen Entscheidung;

— sie beginnt an dem Tag, an dem die Beantwortungsfrist abläuft, wenn sich die
Klage auf die Ablehnung einer nach Artikel 90 Absatz 2 eingereichten Be-
schwerde bezieht; ergeht jedoch nach einer stillschweigenden Ablehnung,
aber innerhalb der Frist für die Klage, eine ausdrückliche Entscheidung
über die Ablehnung einer Beschwerde, so beginnt die Frist für die Klage
erneut zu laufen.

(4) In Abweichung von Absatz 2 kann jedoch nach Einreichung einer Be-
schwerde gemäß Artikel 90 Absatz 2 bei der Anstellungsbehörde unverzüglich
Klage beim Gerichtshof erhoben werden, wenn der Klage ein Antrag auf Aus-
setzung des angefochtenen Verwaltungsaktes oder der vorläufigen Maßnahmen
beigefügt wird. In diesem Fall wird das Hauptverfahren vor dem Gerichtshof bis
zu dem Zeitpunkt ausgesetzt, zu dem die Beschwerde ausdrücklich oder still-
schweigend abgelehnt wird.

(5) Bei Klagen im Sinne dieses Artikels wird nach der Verfahrensordnung des
Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften untersucht und entschieden.

▼M112

Artikel 91a

Klagen im Zusammenhang mit Bereichen, auf die Artikel 2 Absatz 2 angewendet
worden ist, sind gegen das Organ zu richten, dem gegenüber die Anstellungsbe-
hörde, der die Befugnisse übertragen worden sind, rechenschaftspflichtig ist.

▼B

TITEL VIII

SONDERVORSCHRIFTEN FÜR DIE WISSENSCHAFTLICHEN UND
TECHNISCHEN BEAMTEN ►M9 __________ ◄ ►M15 DER

GEMEINSCHAFTEN ◄

▼M112

Artikel 92

In diesem Titel sind die Sondervorschriften für die Beamten der Gemeinschaften
festgelegt, die aus Forschungs- und Investitionsmitteln finanzierte Planstellen
innehaben und die gemäß Anhang I Abschnitt A eingestuft sind.

Artikel 93

Zum Ausgleich für besonders beschwerliche Arbeitsbedingungen können be-
stimmten in Artikel 92 genannten Beamten Sonderzulagen gewährt werden.

Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission die Empfänger, die Voraussetzungen
für die Gewährung und die Höhe dieser Sonderzulagen fest.

Artikel 94

Abweichend von Artikel 56a Absatz 2 und Artikel 56b Absatz 2 und lediglich in
Ausnahmefällen auf Grund von dienstlichen Erfordernissen, von Sicherheitsvor-
schriften oder von nationalen oder internationalen Verpflichtungen bezeichnet die
Anstellungsbehörde die unter Artikel 92 fallenden Beamten, auf die die Bestim-
mungen dieser Artikel angewandt werden können.

__________
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▼M67

TITEL VIIIa

SONDERVORSCHRIFTEN FÜR DIE BEAMTEN DER EUROPÄISCHEN
GEMEINSCHAFTEN, DIE IN EINEM DRITTLAND DIENST TUN

Artikel 101a

Vorbehaltlich der sonstigen Bestimmungen des Statuts legt Anhang X Sonder-
vorschriften für die Beamten der Europäischen Gemeinschaften fest, die in einem
Drittland Dienst tun.

▼B

TITEL IX

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSVORSCHRIFTEN

KAPITEL 1

Übergangsvorschriften

▼M112
__________

▼M23
__________

▼M62
__________

▼M112
__________

Artikel 107a

Die Übergangsvorschriften sind in Anhang XIII geregelt.

▼M23
__________

▼B

KAPITEL 2

Schlußvorschriften

▼M112

Artikel 110

(1) Die allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu diesem Statut werden
von jedem Organ nach Anhörung seiner Personalvertretung und nach Stellung-
nahme des Statutsbeirats erlassen. Die Agenturen erlassen nach Anhörung der
jeweiligen Personalvertretung im Einvernehmen mit der Kommission geeignete
Durchführungsbestimmungen zu diesem Statut.

(2) Für den Erlass von Regelungen im gegenseitigen Einvernehmen zwischen
den Organen werden Agenturen nicht wie Organe behandelt. Die Kommission
hört jedoch die Agenturen vor dem Erlass solcher Regelungen an.

(3) Alle allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu diesem Statut sowie alle
von den Organen im gegenseitigen Einvernehmen erlassenen Regelungen werden
dem Personal zur Kenntnis gebracht.

(4) Die Verwaltungen der Organe konsultieren einander regelmäßig über die
Anwendung des Statuts. In diesen Konsultationen sind die Agenturen gemäß den
Vorschriften, die sie in gegenseitigem Einvernehmen festlegen, gemeinsam ver-
treten.
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▼M112

ANHANG I

A. Funktionsbezeichnungen in jeder Funktionsgruppe gemäß Artikel 5 Ab-
satz 3

Funktionsgruppe AD („Administration“) Funktionsgruppe AST („Assistenz“)

Generaldirektor AD 16

Generaldirektor/Direktor AD 15

AD-Beamter, z. B. tätig als

Direktor/

Referatsleiter/

Berater/

Ltd. (1) Sprachsachverständiger,

Ltd. Ökonomierat,

Ltd. Rechtsrat

Ltd. Medizinalrat

Ltd. Veterinärrat,

Ltd. Wissenschaftsrat

Ltd. Forschungsrat

Ltd. Finanzrat,

Ltd. Finanzprüfungsrat

AD 14

AD-Beamter, z. B. tätig als

Referatsleiter/

Berater/

Ltd. Sprachsachverständiger,

Ltd. Ökonomierat,

Ltd. Rechtsrat

Ltd. Medizinalrat

Ltd. Veterinärrat,

Ltd. Wissenschaftsrat

Ltd. Forschungsrat

Ltd. Finanzrat,

Ltd. Finanzprüfungsrat

AD 13

AD-Beamter, z. B. tätig als

Referatsleiter/

Hauptübersetzer,

Hauptdolmetscher,

Hauptökonomierat,

Hauptrechtsrat,

Hauptmedizinalrat,

Hauptveterinärrat,

Hauptwissenschaftsrat,

Hauptforschungsrat,

Hauptfinanzrat,

Hauptfinanzprüfungsrat

AD 12
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Funktionsgruppe AD („Administration“) Funktionsgruppe AST („Assistenz“)

AD-Beamter, z. B. tätig als

Referatsleiter/

Hauptübersetzer,

Hauptdolmetscher,

Hauptökonomierat,

Hauptrechtsrat,

Hauptmedizinalrat,

Hauptveterinärrat,

Hauptwissenschaftsrat,

Hauptforschungsrat,

Hauptfinanzrat,

Hauptfinanzprüfungsrat

AD 11 AST 11 AST-Beamter, z. B. tätig als Persönli-
cher Assistent, Verwaltungsamtsrat,
technischer Amtsrat, informationstechni-
scher Amtsrat

AD-Beamter, z. B. tätig als

Referatsleiter/

Oberübersetzer,

Oberdolmetscher,

Oberökonomierat,

Oberrechtsrat,

Obermedizinalrat

Oberveterinärrat,

Oberwissenschaftsrat,

Oberforschungsrat,

Oberfinanzrat,

Oberfinanzprüfungsrat

AD 10 AST 10 AST-Beamter, z. B. tätig als Persönli-
cher Assistent, Verwaltungsamtsrat,
technischer Amtsrat, informationstechni-
scher Amtsrat

AD-Beamter, z. B. tätig als

Referatsleiter

Oberübersetzer,

Oberdolmetscher,

Oberökonomierat,

Oberrechtsrat,

Obermedizinalrat,

Oberveterinärrat,

Oberwissenschaftsrat,

Oberforschungsrat,

Oberfinanzrat,

Oberfinanzprüfungsrat

AD 9 AST 9 AST-Beamter, z. B. tätig als Persönli-
cher Assistent, Verwaltungsamtsrat,
technischer Amtsrat, informationstechni-
scher Amtsrat

AD-Beamter, z. B. tätig als

Übersetzer,

Dolmetscher,

Ökonomierat

Rechtsrat,

Medizinalrat,

Veterinärrat,

Wissenschaftsrat,

Forschungsrat,

Finanzrat,

Finanzprüfungsrat

AD 8 AST 8 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungshauptsekretär, Hauptdokumentar,
Haupttechniker, Hauptinformationstech-
niker
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Funktionsgruppe AD („Administration“) Funktionsgruppe AST („Assistenz“)

AD-Beamter, z. B. tätig als

Übersetzer,

Dolmetscher,

Ökonomierat

Rechtsrat,

Medizinalrat,

Veterinärrat,

Wissenschaftsrat,

Forschungsrat,

Finanzrat,

Finanzprüfungsrat

AD 7 AST 7 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungshauptsekretär, Hauptdokumentar,
Haupttechniker, Hauptinformationstech-
niker

AD-Beamter, z. B. tätig als

Übersetzer i.E. (2),

Dolmetscher i.E.,

Ökonomierat i.E.,

Rechtsrat i.E.,

Medizinalrat i.E.,

Veterinärrat i.E.,

Wissenschaftsrat i.E.,

Forschungsrat i.E.,

Finanzrat i.E.,

Finanzprüfungsrat i.E.

AD 6 AST 6 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungssekretär, Dokumentar, Techniker,
Informationstechniker

AD-Beamter, z. B. tätig als

Übersetzer i.E.,

Dolmetscher i.E.,

Ökonomierat i.E.,

Rechtsrat i.E.,

Medizinalrat i.E.,

Veterinärrat i.E.,

Wissenschaftsrat i.E.,

Forschungsrat i.E.,

Finanzrat i.E.,

Finanzprüfungsrat i.E.

AD 5 AST 5 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungssekretär, Dokumentar, Techniker,
Informationstechniker

AST 4 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungssekretär i.E., Dokumentar i.E. Tech-
niker i.E. Informationstechniker i.E.

AST 3 AST-Beamter, z. B. tätig als Verwal-
tungssekretär i.E., Dokumentar i.E.,
Techniker i.E., Informationstechniker i.
E., Saaldiener des Parlaments (3)

AST 2 AST-Beamter, z. B. tätig als Sekreta-
riatsassistent, technischer Assistent, in-
formationstechnischer Assistent, Saal-
diener des Parlaments (3)

AST 1 Sekretariatsassistent, technischer Assis-
tent, informationstechnischer Assistent,
Saaldiener des Parlaments (3).

(1) Ltd. = Leitender
(2) i.E. = im Eingangsamt
(3) Die Anzahl der Planstellen für Saaldiener im Europäischen Parlament darf 85 nicht überschreiten.
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▼M112

B. Standard — Multiplikationssätze für die Äquivalenz durchschnittlicher
Laufbahnen

Besoldungsgruppe Funktionsgruppe Assistenz
Funktionsgruppe Administra-

tion

13 — 20 %

12 — 25 %

11 — 25 %

10 20 % 25 %

9 20 % 25 %

8 25 % 33 %

7 25 % 33 %

6 25 % 33 %

5 25 % 33 %

4 33 % —

3 33 % —

2 33 % —

1 33 % —
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▼B

ANHANG II

Zusammensetzung sowie Einzelheiten der Tätigkeit der in Artikel 9 des
Statuts vorgesehenen Einrichtungen

INHALTSVERZEICHNIS

Abschnitt l: Personalvertretung

Art. 1

Abschnitt 2: Paritätischer Ausschuß

Art. 2 bis 3a

Abschnitt 3: Invaliditätsausschuß

Art. 7 bis 9

Abschnitt 4: Beurteilungsausschuß

Art. 10 und 11

Abschnitt 5: Paritätische Beratende Ausschuss für unzulängliche fachliche
Leistungen

Art. 12

Ab s c hn i t t 1

PERSONALVERTRETUNG

Artikel 1

▼M91
Die Personalvertretung setzt sich aus Mitgliedern und gegebenenfalls stellver-
tretenden Mitgliedern zusammen, deren Amtszeit drei Jahre beträgt. Das Organ
kann eine kürzere Amtszeit beschließen, die allerdings nicht weniger als ein Jahr
betragen darf. Alle Beamten des Organs haben das aktive und passive Wahlrecht.

▼M23
Das Verfahren für die Wahl der nicht in örtliche Sektionen unterteilten Personal-
vertretung oder, falls die Personalvertretung in örtliche Sektionen unterteilt ist,
für die örtliche Sektion wird durch die Versammlung der Beamten des Organs
festgelegt, die an dem betreffenden Dienstort tätig sind. ►M112 Das Organ kann
jedoch beschließen, sein Personal in einem Referendum über das Verfahren für
die Wahl entscheiden zu lassen. ◄ Die Wahlen sind geheim.

Ist die Personalvertretung in örtliche Sektionen unterteilt, so wird das Verfahren,
nach dem für jeden Dienstort die Mitglieder der zentralen Personalvertretung
bestimmt werden, von der Versammlung der Beamten des Organs festgelegt,
die an dem betreffenden Dienstort tätig sind. Zu Mitgliedern der zentralen Per-
sonalvertretung können nur Mitglieder der betreffenden örtlichen Sektion bestellt
werden.

Die nicht in örtliche Sektionen unterteilte Personalvertretung oder, falls die Per-
sonalvertretung in örtliche Sektionen unterteilt ist, die örtlichen Sektionen müssen
so zusammengesetzt sein, daß die Vertretung aller in Artikel 5 des Statuts ge-
nannten ►M112 Funktionsgruppen ◄ sowie der in Artikel 7 Absatz 1 der
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften
genannten Bediensteten gewährleistet ist. Die zentrale Personalvertretung einer in
örtliche Sektionen unterteilten Personalvertretung ist rechtswirksam gebildet, so-
bald die Mehrheit ihrer Mitglieder bestellt ist.

Die Wahl zu der nicht in örtliche Sektionen unterteilten Personalvertretung oder,
wenn die Personalvertretung in örtliche Sektionen unterteilt ist, zur örtlichen
Sektion ist gültig, wenn sich mindestens zwei Drittel der Wahlberechtigten an
der Wahl beteiligt haben. Wird diese Wahlbeteiligung nicht erreicht, so ist die
Wahl im zweiten Durchgang gültig, falls die Mehrheit der Wahlberechtigten
daran teilnimmt.

Die Tätigkeit der Mitglieder der Personalvertretung und der Beamten, die nach
Bestellung durch die Personalvertretung in einer auf Grund des Statuts oder von
dem Organ geschaffenen Einrichtung einen Sitz haben, gilt als Teil des Dienstes,
den sie bei ihrem Organ zu leisten haben. Dem Betreffenden darf aus der Aus-
übung dieser Tätigkeit kein Nachteil erwachsen.
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▼B

Ab s c hn i t t 2

PARITÄTISCHER AUSSCHUSS

▼M85

Artikel 2

Paritätische Ausschüsse setzen sich zusammen aus:

— einem alljährlich von der Anstellungsbehörde ernannten Vorsitzenden;

— Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern, die von der Anstellungsbe-
hörde und der Personalvertretung zu gleicher Zeit in gleicher Anzahl bestellt
werden.

Ein für zwei oder mehr Organe gebildeter gemeinsamer Paritätischer Ausschuß
setzt sich zusammen aus:

— einem Vorsitzenden, der von der Anstellungsbehörde im Sinne des Artikels 2
Absatz 3 des Statuts ernannt wird;

— Mitgliedern und stellvertretenden Mitgliedern, die von den im gemeinsamen
Paritätischen Ausschuß vertretenen Anstellungsbehörden und von den Perso-
nalvertretungen in gleicher Anzahl bestellt werden.

Die Modalitäten der Konstitutierung werden von den im gemeinsamen Paritäti-
schen Ausschuß vertretenen Organen nach Anhörung ihrer jeweiligen Personal-
vertretung einvernehmlich festgelegt.

Ein Stellvertretendes Mitglied hat nur bei Abwesenheit eines Mitglieds eine
Stimme.

▼B

Artikel 3

Der Paritätische Ausschuß tritt nach Einberufung durch die Anstellungsbehörde
oder auf Verlangen der Personalvertretung zusammen.

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn alle Mitglieder oder — in deren Abwe-
senheit — die stellvertretenden Mitglieder anwesend sind.

Der Vorsitzende des Ausschusses nimmt — außer bei Verfahrensfragen — nicht
an der Beschlußfassung teil.

▼M23
__________

▼B
Die Stellungnahme ►M23 des Ausschusses ◄ ist der Anstellungsbehörde und
der Personalvertretung innerhalb von fünf Tagen nach der Beschlußfassung
schriftlich zu übermitteln.

Jedes Ausschußmitglied kann verlangen, daß seine Meinung in der Stellung-
nahme festgehalten wird.

▼M85

Artikel 3a

Der gemeinsame Paritätische Ausschuß tritt nach Einberufung durch die Anstel-
lungsbehörde im Sinne ►M112 des Artikels 2 Absatz 2 ◄ des Statuts oder
durch eine Anstellungsbehörde oder auf Verlangen der Personalvertretung eines
der in diesem Ausschuß vertretenen Organe zusammen.

Der Ausschuß ist beschlußfähig, wenn alle Miglieder oder ihre Stellvertreter
anwesend sind.

Der Vorsitzende des gemeinsamen Paritätischen Ausschusses nimmt — außer bei
Verfahrensfragen — nicht an der Beschlußfassung teil.

Die Stellungnahme des gemeinsamen Paritätischen Ausschusses ist der Anstel-
lungsbehörde im Sinne ►M112 des Artikels 2 Absatz 2 ◄ des Statuts, den
übrigen Anstellungsbehörden und den Personalvertretungen innerhalb von fünf
Tagen nach der Beschlußfassung schriftlich zu übermitteln.

Jedes Mitglied des gemeinsamen Paritätischen Ausschusses kann verlangen, daß
seine Meinung in der Stellungnahme festgehalten wird.
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▼M112
__________

Ab s c hn i t t 3

▼B
INVALIDITÄTSAUSSCHUSS

Artikel 7

▼M23
Der Invaliditätsausschuß setzt sich aus drei Ärzten zusammen:

— einem von dem Organ, dem der Beamte angehört, benannten Arzt,

— einem von dem Beamten benannten Arzt,

— einem von diesen beiden Ärzten im gegenseitigen Einvernehmen benannten
Arzt.

Hat der Beamte keinen Arzt benannt, so bestellt der Präsident des Gerichtshofes
der Europäischen Gemeinschaften von Amts wegen einen Arzt.

▼M39
Wird binnen zwei Monaten nach der Benennung des zweiten Arztes keine Eini-
gung über die Benennung des dritten Arztes erzielt, so wird dieser auf Veran-
lassung einer der Parteien vom Präsidenten des Gerichtshofes der Europäischen
Gemeinschaften von Amts wegen bestellt.

▼B

Artikel 8

Die durch die Tätigkeit des Invaliditätsausschusses entstehenden Kosten trägt das
für den Betroffenen zuständige Organ.

Wohnt der von dem Betroffenen bestellte Arzt nicht an dessen Dienstort, so geht
das entstehende Mehrhonorar zu Lasten des Betroffenen; dies gilt nicht für die
Fahrkosten 1. Klasse, die von dem Organ erstattet werden.

Artikel 9

Der Beamte kann dem Invaliditätsausschuß Gutachten oder Zeugnisse des ihn
behandelnden Arztes als auch derjenigen Ärzte vorlegen, die er gegebenenfalls
hinzugezogen hat.

Die Schlußfolgerungen des Ausschusses werden der Anstellungsbehörde und
dem Bediensteten zugeleitet.

Die Arbeiten des Ausschusses sind geheim.

▼M112
Ab s c hn i t t 4

▼B
BEURTEILUNGSAUSSCHUSS

▼M112

Artikel 10

Die Mitglieder des Beurteilungsausschusses werden alljährlich in gleicher Zahl
von der Anstellungsbehörde und von der Personalvertretung aus dem Kreis der
Beamten der Funktionsgruppe AD des Organs bestellt. Der Ausschuss wählt
seinen Vorsitzenden. Mitglieder des paritätischen Ausschusses dürfen dem Beur-
teilungsausschuss nicht angehören.

Hat der Beurteilungsausschuss eine Empfehlung abzugeben, die einen Beamten
betrifft, dessen unmittelbarer Vorgesetzter dem Ausschuss angehört, so nimmt
dieser Vorgesetzte an der Beratung des Ausschusses nicht teil.

▼B

Artikel 11

Die Arbeiten des Beurteilungsausschusses sind geheim.
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▼M112

Ab s c hn i t t 5

PARITÄTISCHER BERATENDER AUSSCHUSS FÜR
UNZULÄNGLICHE FACHLICHE LEISTUNGEN

Artikel 12

Der Paritätische Beratende Ausschuss für unzulängliche fachliche Leistungen
setzt sich aus einem Vorsitzenden und mindestens zwei Mitgliedern, die Beamte
der Besoldungsgruppe AD 14 oder darüber sind, zusammen. Die Amtszeit des
Vorsitzenden und der Mitglieder beträgt drei Jahre. Die Hälfte der Mitglieder
wird von der Personalvertretung und die andere Hälfte von der Anstellungsbe-
hörde bestellt. Der Vorsitzende wird von der Anstellungsbehörde auf der Grund-
lage einer im Einvernehmen mit der Personalvertretung aufgestellten Kandidaten-
liste bestellt.

In den Fällen, die Beamte bis zur Besoldungsgruppe AD 14 betreffen, wird der
Paritätische Beratende Ausschuss um zwei weitere Mitglieder ergänzt, die auf
dieselbe Weise ernannt werden wie die ständigen Mitglieder und die derselben
Funktionsgruppe und derselben Besoldungsgruppe angehören wie der betreffende
Beamte.

Hat der Paritätische Beratende Ausschuss den Fall einer höheren Führungskraft
im Sinne von Artikel 29 Absatz 2 des Status zu behandeln, so wird auf Ad-hoc-
Basis ein besonderer Paritätischer Beratender Ausschuss mit zwei von der Per-
sonalvertretung und zwei von der Anstellungsbehörde bestellten Mitgliedern ein-
gesetzt, die mindestens derselben Besoldungsgruppe angehören wie der betrof-
fene Beamte.

In den Fällen, die in einem Land außerhalb der Europäischen Union Dienst
tuende Beamte oder Vertragsbedienstete betreffen, verständigen sich Anstellungs-
behörde und Personalvertretung auf ein Ad-hoc-Verfahren zur Bestellung der
beiden weiteren Mitglieder nach Absatz 2.
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ANHANG III

Auswahlverfahren

Artikel 1

(1) ►M23 Die Stellenausschreibung wird von der Anstellungsbehörde nach
Anhörung des Paritätischen Ausschusses angeordnet. ◄

In der Stellenausschreibung sind anzugeben:

▼M23
a) die Art des Auswahlverfahrens (Auswahlverfahren innerhalb des Organs,

Auswahlverfahren innerhalb der Organe, ►M85 allgemeines — gegebenen-
falls von zwei oder mehr Organen gemeinsam durchgeführtes — Auswahl-
verfahren ◄);

▼B
b) das Verfahren (Auswahlverfahren auf Grund von Befähigungsnachweisen,

auf Grund von Prüfungen oder auf Grund von Befähigungsnachweisen und
Prüfungen);

c) die Art der Tätigkeiten und des Aufgabenbereichs, die mit dem zu besetz-
enden Dienstposten verbunden sind ►M112 sowie die angebotene Funk-
tions- und Besoldungsgruppe ◄;

d) die für den zu besetzenden Dienstposten erforderlichen Diplome und sonsti-
gen Befähigungsnachweise oder praktischen Erfahrungen ►M112 gemäß
Artikel 5 Absatz 3 des Statuts ◄;

e) bei einem Auswahlverfahren auf Grund von Prüfungen: die Art der Prüf-
ungen und ihre Bewertung;

f) gegebenenfalls die wegen der besonderen Art der zu besetzenden Dienstpos-
ten erforderlichen Sprachkenntnisse;

▼M23
g) gegebenenfalls das Höchstalter sowie das hinausgeschobene Höchstalter für

Bedienstete die seit mindestens einem Jahr im Dienst stehen;

▼B
h) der späteste Zeitpunkt für den Eingang der Bewerbungen;

i) gegebenenfalls die Ausnahmegenehmigungen nach Artikel 28 Buchstabe a)
des Statuts.

▼M85
Bei von zwei oder mehr Organen gemeinsam durchgeführten allgemeinen Aus-
wahlverfahren wird die Stellenausschreibung von der Anstellungsbehörde im
Sinne ►M112 des Artikels 2 Absatz 2 ◄ des Statuts nach Anhörung des ge-
meinsamen Paritätischen Ausschusses angeordnet.

▼B
(2) Allgemeine Stellenausschreibungen sind spätestens einen Monat vor dem
für die Einreichung der Bewerbungen festgelegten Zeitpunkt und gegebenenfalls
mindestens zwei Monate vor dem Zeitpunkt der Prüfungen im Amtsblatt der
europäischen Gemeinschaften zu veröffentlichen.

(3) Alle Stellenausschreibungen sind innerhalb der Organe der drei europä-
ischen Gemeinschaften unter Einhaltung derselben Fristen bekanntzugeben.

Artikel 2

Die Bewerber haben ein von der Anstellungsbehörde vorgeschriebenes Formblatt
auszufüllen.

Von den Bewerbern können zusätzlich Unterlagen oder Auskünfte aller Art an-
gefordert werden.

Artikel 3

▼M112
Der Prüfungsausschuss besteht aus einem von der Anstellungsbehörde bestellten
Vorsitzenden und aus Mitgliedern, die in gleicher Zahl von der Anstellungsbe-
hörde und von der Personalvertretung benannt werden.



▼M85

Bei von zwei oder mehr Organen gemeinsam durchgeführten allgemeinen Aus-
wahlverfahren besteht der Prüfungsausschuß aus einem von der Anstellungsbe-
hörde im Sinne ►M112 des Artikels 2 Absatz 2 ◄ des Statuts ernannten Vor-
sitzenden und aus den Mitgliedern, die von der Anstellungsbehörde im Sinne
►M112 des Artikels 2 Absatz 2 ◄ des Statuts auf Vorschlag der Organe be-
stellt werden, sowie aus Mitgliedern, die von den Personalvertretungen der Or-
gane einvernehmlich auf paritätischer Grundlage bestellt werden.

▼B
Der Prüfungsausschuß kann zu bestimmten Prüfungen einen oder mehrere Beisit-
zer mit beratender Stimme hinzuziehen.

Die unter den Beamten ausgewählten Mitglieder des Prüfungsausschusses müssen
mindestens der gleichen ►M112 Funktions- und Besoldungsgruppe ◄ angehö-
ren, die für den zu besetzenden Dienstposten vorgesehen ist.

▼M112
Zählt ein Prüfungsausschuss mehr als vier Mitglieder, so müssen ihm mindestens
zwei Mitglieder jedes Geschlechts angehören.

▼B

Artikel 4

Die Anstellungsbehörde stellt das Verzeichnis der Bewerber auf, die die Voraus-
setzungen nach Artikel 28 Buchstaben a), b) und c) des Statuts erfüllen, und
übermittelt es mit den Bewerbungsunterlagen dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses.

Artikel 5

Der Prüfungsausschuß nimmt von den Unterlagen Kenntnis und stellt das Ver-
zeichnis der Bewerber auf, die den Bedingungen der Stellenausschreibung ent-
sprechen.

Bei einem Auswahlverfahren auf Grund von Prüfungen werden sämtliche in
diesem Verzeichnis aufgeführten Bewerber zu den Prüfungen zugelassen.

Bei einem Auswahlverfahren auf Grund von Befähigungsnachweisen legt der
Prüfungsausschuß die Grundsätze für die Bewertung der Befähigungsnachweise
der Bewerber fest und prüft die Befähigungsnachweise der Bewerber, die in dem
in Absatz 1 genannten Verzeichnis aufgeführt sind.

Bei einem Auswahlverfahren auf Grund von Befähigungsnachweisen und Prüf-
ungen bestimmt der Prüfungsausschuß, welche der in diesem Verzeichnis aufge-
führten Bewerber zur Prüfung zugelassen werden.

Anschließend stellt der Prüfungsausschuß das in Artikel 30 des Statuts vorge-
sehene Verzeichnis der geeigneten Bewerber auf; die Zahl der in diesem Ver-
zeichnis aufgeführten Bewerber muß nach Möglichkeit mindestens doppelt so
groß sein wie die Zahl der zu besetzenden Dienstposten.

Der Prüfungsausschuß leitet der Anstellungsbehörde das Verzeichnis der geeig-
neten Bewerber und einen mit Gründen versehenen Bericht zu, der gegebenen-
falls die Bemerkungen der Ausschußmitglieder enthält.

Artikel 6

Die Arbeiten des Prüfungsausschusses sind geheim.

▼M112

Artikel 7

(1) Die Organe beauftragen nach Stellungnahme des Statutsbeirats das Euro-
päische Amt für Personalauswahl (im Folgenden „Amt“), die erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um zu gewährleisten, dass in den Ausleseverfahren für
Beamte der Gemeinschaften sowie bei der Beurteilung und in den Prüfungsver-
fahren gemäß den Artikeln 45 und 45a des Statuts einheitliche Kriterien ange-
wandt werden.

(2) Das Amt hat folgende Aufgaben:

a) es führt auf Antrag einzelner Organe allgemeine Auswahlverfahren durch;

b) es leistet auf Antrag eines einzelnen Organs die technische Unterstützung bei
der Durchführung interner Auswahlverfahren, die das Organ selbst organisiert;
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▼M112

c) es legt den Inhalt aller von den Organen durchgeführten Prüfungen fest, um
sicherzustellen, dass die Anforderungen nach Artikel 45a Absatz 1 Buchstabe
c) des Statuts auf einheitliche und kohärente Weise erfüllt werden;

d) es trägt die allgemeine Verantwortung für die Definition der sprachlichen
Fähigkeiten der Beamten und die Durchführung der Beurteilung dieser Fähig-
keiten, um sicherzustellen, dass die Anforderungen von Artikel 45 Absatz 2
des Statuts auf einheitliche und kohärente Weise erfüllt werden.

(3) Auf Antrag eines Organs kann das Amt im Zusammenhang mit der Aus-
wahl von Beamten weitere Aufgaben wahrnehmen.

(4) Auf Ersuchen unterstützt das Amt die einzelnen Organe bei der Auslese
von Bediensteten auf Zeit und Vertragsbediensteten, und zwar insbesondere bei
der Definition des Prüfungsinhalts und der Durchführung der Auswahlverfahren
im Rahmen der Artikel 12 und 82 der Beschäftigungsbedingungen für die sons-
tigen Bediensteten.
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▼B

ANHANG IV

Verfahren für die Gewährung der in den Artikeln 41 und 50 des Statuts
vorgesehenen Vergütung

Einziger Artikel

(1) Ein Beamter, auf den die Artikel 41 und 50 des Statuts Anwendung
finden, hat Anspruch:

a) für drei Monate auf eine monatliche Vergütung in Höhe seines Grundgehalts;

b) für einen Zeitabschnitt, der sich nach dem Lebensalter und der Dienstzeit an
Hand der Tabelle in Absatz 3 bestimmt, auf eine monatliche Vergütung in
Höhe von

— 85 % seines Grundgehalts für den 4. bis 6. Monat,

— 70 % seines Grundgehalts für die folgenden fünf Jahre,

— 60 % seines Grundgehalts für die übrige Zeit.

Der Anspruch auf Gewährung der Vergütung endet mit dem Tage, an dem der
Beamte das ►M112 63. ◄ Lebensjahr vollendet.

▼M23
Die Vergütung kann jedoch über diesen Zeitpunkt hinaus, aber höchstens bis
zum 65. Lebensjahr gewährt werden, und zwar solange der Beamte den An-
spruch auf den Höchstsatz des Ruhegehalts noch nicht erworben hat.

Grundgehalt im Sinne dieses Artikels ist das Grundgehalt nach der Gehaltstabelle
des Artikels 66, die am ersten Tag des Monats in Kraft ist, für den die Vergütung
zu ermitteln ist.

▼B
(2) Die Vorschriften dieses Anhangs werden nach Ablauf von zehn Jahren
nach Inkrafttreten des Statuts überprüft.

(3) Um an Hand des Lebensalters des Beamten den Zeitabschnitt zu bestim-
men, während dessen er Anspruch auf die in den Artikeln 41 und 50 des Statuts
vorgesehene Vergütung hat, ist der in der nachstehenden Tabelle festgelegte
Koeffizient auf seine Dienstzeit anzuwenden; der Zeitabschnitt wird gegebenen-
falls auf den vorhergehenden Monat abgerundet.

Lebensalter %

20 18

21 19,5

22 21

23 22,5

24 24

25 25,5

26 27

27 28,5

28 30

29 31,5

30 33

31 34,5
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▼B

Lebensalter %

32 36

33 37,5

34 39

35 40,5

36 42

37 43,5

38 45

39 46,5

40 48

41 49,5

42 51

43 52,5

44 54

45 55,5

46 57

47 58,5

48 60

49 61,5

50 63

51 64,5

52 66

53 67,5

54 69

55 70,5

56 72

57 73,5

58 75

►M23 59 bis 64◄ ►M23 76,5◄

▼M112
(4) Für den Zeitabschnitt, in dem der in den Artikeln 41 und 50 des Statuts
genannte Beamte Anspruch auf die Vergütung hat, sowie für die ersten sechs
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▼M112

Monate nach diesem Zeitabschnitt, hat er für sich und die mitangeschlossenen
Personen Anspruch auf die Leistungen auf Grund der Krankheitsfürsorgeregelung
nach Artikel 72 des Statuts, sofern er den entsprechenden Beitrag entrichtet, der
je nach Lage des Falls nach dem Grundgehalt oder nach dem in Absatz 1
erwähnten Teil davon berechnet wird, und er keine Erwerbstätigkeit ausübt.

▼B
Nach Ablauf des Zeitraums gemäß Unterabsatz 1 und nach Maßgabe der dort
vorgesehenen Bedingungen kann der Betreffende auf Antrag weiterhin in den
Genuß der Leistungen aufgrund der Krankenfürsorgeregelung kommen, sofern er
den Beitrag nach Artikel 72 Absatz 1 des Statuts in voller Höhe trägt.

Nach Ablauf des Zeitabschnitts, während dessen der Betreffende Anspruch auf
die Vergütung hat, wird der Beitrag aufgrund der zuletzt gezahlten monatlichen
Vergütung ermittelt.

Bezieht der Beamte das Ruhegehalt nach der im Statut vorgesehenen Versor-
gungsordnung, so wird er bei der Anwendung des Artikels 72 des Statuts einem
Beamten gleichgestellt, der bis zu seinem ►M112 63. ◄ Lebensjahr im Dienst
verblieben ist.
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▼M112

ANHANG IVa

Teilzeitbeschäftigung

Artikel 1

Außer in hinreichend begründeten dringenden Fällen hat der Beamte den Antrag
auf Genehmigung einer Teilzeitbeschäftigung mindestens zwei Monate vor dem
gewünschten Beginn der Teilzeitbeschäftigung über den unmittelbaren Vorge-
setzten einzureichen.

Unbeschadet der in Artikel 15 und Artikel 55a Absatz 2 Buchstabe e) genannten
Fälle kann die Genehmigung für mindestens einen Monat bis höchstens drei
Jahre erteilt werden.

Die Genehmigung kann zu den selben Bedingungen verlängert werden. Der Be-
amte hat dazu mindestens zwei Monate vor Ablauf des Zeitraums, für den die
Genehmigung erteilt worden war, einen Antrag auf Verlängerung zu stellen. Die
Teilzeitbeschäftigung darf nicht weniger als die Hälfte der regulären Arbeitszeit
betragen.

Eine Teilzeitbeschäftigung beginnt — außer in hinreichend begründeten Fällen
— am ersten Tag eines Monats.

Artikel 2

Die Anstellungsbehörde kann die Genehmigung auf Antrag des Beamten vor
Ablauf des Zeitraums, für den sie erteilt worden ist, zurückziehen. Der Zeitpunkt
der Rücknahme der Genehmigung darf höchstens zwei Monate nach dem von
dem Beamten vorgeschlagenen Zeitpunkt liegen, bzw. vier Monate, wenn die
Genehmigung für mehr als ein Jahr erteilt worden ist.

In Ausnahmefällen und im dienstlichen Interesse kann die Anstellungsbehörde
die Genehmigung vor Ablauf des Zeitraums, für den sie erteilt worden ist, unter
Einhaltung einer zweimonatigen Benachrichtigungsfrist zurückziehen.

Artikel 3

Der Beamte hat während des Zeitraums, für den ihm die Genehmigung zur
Ausübung einer Teilzeitbeschäftigung erteilt worden ist, Anspruch auf den Teil
seiner Dienstbezüge, der der geleisteten regulären Arbeitszeit entspricht. Die Zu-
lage für unterhaltsberechtigte Kinder, der Grundbetrag der Haushaltszulage und
die Erziehungszulage werden jedoch weiterhin in voller Höhe ausgezahlt.

Die Beiträge zur Krankheitsfürsorge werden unter Zugrundelegung des Grund-
gehalts eines vollzeitlich beschäftigten Beamten berechnet. Die Beiträge zur Ver-
sorgung werden unter Zugrundelegung des Grundgehalts eines teilzeitlich be-
schäftigten Beamten berechnet. Der Beamte kann beantragen, dass die Beiträge
zur Versorgung unter Zugrundelegung des Grundgehalts eines vollzeitlich be-
schäftigten Beamten im Einklang mit Artikel 83 berechnet werden. Die gemäß
Anhang VIII Artikel 2, 3 und 5 des Statuts erworbenen Ruhegehaltsansprüche
werden proportional zu dem Prozentsatz der geleisteten Beiträge berechnet.

Der Beamte darf während der Zeit seiner Teilzeitbeschäftigung keine Überstun-
den leisten und, abgesehen von einer Tätigkeit in Einklang mit Artikel 15 des
Statuts, keiner anderen Erwerbstätigkeit nachgehen.

Artikel 4

Abweichend von Artikel 3 Absatz 1 Satz 1 erhält ein Beamter, der mindestens
das 55. Lebensjahr vollendet hat und dem zur Vorbereitung seiner Versetzung in
den Ruhestand die Ausübung einer Halbzeitbeschäftigung gestattet worden ist,
ein gekürztes Grundgehalt, das dem höheren der folgenden Prozentsätze des
Grundgehalts bei Vollzeitbeschäftigung entspricht:

a) 60 % oder

b) dem Prozentsatz nach Maßgabe der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre im Sinne
des Anhangs VIII Artikel 2, 3, 4, 5, 9 und 9a zu Beginn der Halbzeitbe-
schäftigung, zuzüglich 10 %.

Der Beamte, auf den die Bestimmungen dieses Artikels Anwendung finden, ist
am Ende seiner Halbzeitbeschäftigung gehalten, entweder in den Ruhestand ein-

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 68



▼M112

zutreten oder die während seiner Halbzeitbeschäftigung bezogenen Beträge, die
50 % des Grundgehalts übersteigen, zurückzuzahlen.

Artikel 5

Die Anstellungsbehörde kann die Einzelheiten für die Anwendung dieser Be-
stimmungen festlegen.
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ANHANG V

Urlaubsordnung

INHALTSVERZEICHNIS

Abschnitt l: Jahresurlaub

Art. 1 bis 5

Abschnitt 2: Dienstbefreiung

Art. 6

Abschnitt 3: Reisetage

Art. 7

Ab s c hn i t t 1

JAHRESURLAUB

Artikel 1

Für das Jahr des Dienstantritts und des Ausscheidens aus dem Dienst besteht ein
Anspruch auf Urlaub von zwei Arbeitstagen je vollen Dienstmonat, von zwei
Arbeitstagen für den Bruchteil eines Monats bei mehr als fünfzehn Tagen und
von einem Arbeitstag bei bis zu fünfzehn Tagen.

Artikel 2

Der Beamte kann den Jahresurlaub nach Wunsch zusammenhängend oder in
Abschnitten nehmen, wobei die dienstlichen Erfordernisse zu berücksichtigen
sind. Der Urlaub muß jedoch mindestens einen Zeitabschnitt von zwei aufeinan-
derfolgenden Wochen umfassen. Neueingestellte Beamte erhalten erst drei Mo-
nate nach ihrem Dienstantritt Urlaub; in außergewöhnlichen hinreichend begrün-
deten Fällen kann der Urlaub vor Ablauf dieser Frist bewilligt werden.

Artikel 3

Erkrankt ein Beamter wahrend seines Jahresurlaubs und hätte ihn diese Erkran-
kung, wenn er nicht beurlaubt gewesen wäre, an der Ausübung seines Dienstes
gehindert, so verlängert sich der Jahresurlaub um die Tage der Dienstunfähigkeit,
die durch ärztliches Zeugnis ordnungsgemäß nachgewiesen wird.

Artikel 4

▼C1
Hat ein Beamter aus Gründen, die nicht auf dienstliche Erfordernisse zurückzu-
führen sind, bis zum Ende des laufenden Kalenderjahrs nur einen Teil seines
Jahresurlaubs genommen, so darf die Übertragung des Urlaubsanspruchs auf das
folgende Jahr zwölf Urlaubstage nicht überschreiten.

▼B
Hat ein Beamter bei seinem Ausscheiden aus dem Dienst nur einen Teil seines
Jahresurlaubs genommen, so erhält er als Ausgleich für jeden nicht in Anspruch
genommenen Urlaubstag einen Betrag in Höhe von einem Dreißigstel seiner
monatlichen Dienstbezüge im Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Dienst.

Hat ein Beamter bei seinem Ausscheiden aus dem Dienst mehr Jahresurlaub
genommen, als ihm zu diesem Zeitpunkt zustand, so wird ein nach Absatz 2
zu berechnender Betrag einbehalten.

Artikel 5

Wird ein Beamter aus dienstlichen Gründen aus seinem Jahresurlaub zurückge-
rufen oder wird eine ihm erteilte Urlaubsgenehmigung aus dienstlichen Gründen
widerrufen, so sind ihm die daraus entstehenden ordnungsgemäß nachgewiesenen
Kosten zu erstatten und erneut Reisetage zu bewilligen.
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Ab s c hn i t t 2

DIENSTBEFREIUNG

Artikel 6

Außer dem Jahresurlaub kann dem Beamten auf Antrag Dienstbefreiung gewährt
werden. Anspruch auf Dienstbefreiung besteht insbesondere in nachstehenden
Fällen und in folgenden Grenzen:

— Eheschließung des Beamten: 4 Tage

— Umzug des Beamten: bis zu 2 Tagen

— schwere Erkrankung des Ehegatten: bis zu 3 Tagen

— Tod des Ehegatten: 4 Tage

— schwere Erkrankung eines Verwandten in aufsteigender gerader Linie: bis zu
2 Tagen

— Tod eines Verwandten in aufsteigender gerader Linie: 2 Tage

— ►M112 __________ ◄ Eheschließung eines Kindes: 2 Tage

▼M112
— Geburt eines Kindes: 10 Tage, binnen 14 Wochen nach der Geburt zu neh-

men

— Tod der Ehefrau während des Mutterschaftsurlaubs: eine dem verbleibenden
Mutterschaftsurlaub entsprechende Zahl von Tagen; ist die Ehefrau keine
Beamtin, so wird die Dauer des verbleibenden Mutterschaftsurlaubs sinnge-
mäß unter Anwendung der Bestimmungen des Artikels 58 des Statuts be-
rechnet

▼B
— schwere Erkrankung eines Kindes: bis zu 2 Tagen

▼M112
— sehr schwere Erkrankung eines Kindes — durch ärztliche Bescheinigung

nachgewiesen — oder Krankenhausaufenthalt eines bis zu 12 Jahren alten
Kindes: bis zu 5 Tagen

▼B
— Tod eines Kindes: 4 Tage

▼M112
— Adoption eines Kindes: 20 Wochen; Adoption eines behinderten Kindes: 24

Wochen.

Für jedes adoptierte Kind besteht nur einmal Anspruch auf Dienstbefreiung,
den sich die Adoptiveltern teilen können, wenn beide Elternteile Beamte sind.
Die Dienstbefreiung wird nur gewährt, wenn der Ehegatte des Beamten zu-
mindest halbzeitlich erwerbstätig ist. Ist der Ehegatte nicht bei einem Organ
der Gemeinschaften beschäftigt und wird ihm eine vergleichbare Dienstbe-
freiung gewährt, wird vom Anspruch des Beamten eine entsprechende Zahl
von Tagen abgezogen.

Die Anstellungsbehörde kann erforderlichenfalls eine zusätzliche Dienstbe-
freiung in Fällen gewähren, in denen gemäß den Rechtsvorschriften des
Landes, in dem das Adoptionsverfahren stattfindet und das nicht das Land
der dienstlichen Verwendung des adoptierenden Beamten ist, die Anwesen-
heit eines oder beider Adoptivelternteile verlangt wird.

— Eine Dienstbefreiung von 10 Tagen wird gewährt, wenn der Beamte nicht in
den Genuss der vollen Dienstbefreiung von 20 bzw. 24 Wochen entsprechend
dem ersten Satz dieses Gedankenstrichs kommt; diese zusätzliche Dienstbe-
freiung wird für jedes adoptierte Kind nur einmal gewährt.

▼M39
Außerdem kann das Organ innerhalb der Grenzen des Programms für berufliche
Fortbildung, das das Organ in Anwendung ►M112 des Artikels 24a des Sta-
tuts ◄ festgelegt hat, Dienstbefreiung für berufliche Fortbildung gewähren.

▼M112
Im Sinne dieses Artikels wird der unverheiratete Lebenspartner eines Beamten
wie ein Ehegatte behandelt, wenn die ersten drei Voraussetzungen nach Anhang
VII Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe c) erfüllt sind.
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Ab s c hn i t t 3

REISETAGE

Artikel 7

▼M9
Die Dauer des in Abschnitt 1 vorgesehenen Urlaubs verlängert sich um Reise-
tage, die nach der Entfernung in Eisenbahnkilometern zwischen dem Urlaubsort
und dem Ort der dienstlichen Verwendung wie folgt berechnet werden:

— zwischen 50 und 250 km: ein Tag für Hin- und Rückreise

— zwischen 251 und 600 km: zwei Tage für Hin- und Rückreise

— zwischen 601 und 900 km: drei Tage für Hin- und Rückreise

— zwischen 901 und 1 400 km: vier Tage für Hin- und Rückreise

— zwischen 1 401 und 2 000 km: fünf Tage für Hin- und Rückreise

— über 2 000 km: sechs Tage für Hin- und Rückreise.

▼M112
__________

▼M9
Urlaubsort im Sinne dieses Artikels ist beim Jahresurlaub der Herkunftsort.

▼M112
Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Beamte, bei denen der Ort der dienst-
lichen Verwendung im Gebiet der Mitgliedstaaten liegt. Liegt der Ort der dienst-
lichen Verwendung außerhalb dieses Gebiets, so wird die Zahl der Reisetage
unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch besondere Verfügung
festgelegt.

▼M9
Bei den in Abschnitt 2 vorgesehenen Dienstbefreiungen wird die etwaige Zahl
der Reisetage unter Berücksichtigung der jeweiligen Erfordernisse durch beson-
dere Verfügung festgelegt.
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ANHANG VI

Ausgleich und Vergütung für Überstunden

Artikel 1

Die Beamten der ►M112 Besoldungsgruppen AST 1 bis AST 4 ◄ haben nach
Maßgabe des Artikels 56 des Statuts Anspruch darauf, daß die von ihnen ge-
leisteten Überstunden wie folgt durch Freizeit abgegolten oder vergütet werden:

a) Für jede Überstunde ist als Ausgleich ►M39 eineinhalb Stunden Freizeit ◄
zu gewähren; wurde die Überstunde jedoch zwischen 22 Uhr und 7 Uhr oder
an einem Sonn- und Feiertag geleistet, so sind als Ausgleich ►M39 zwei
Stunden Freizeit ◄ zu gewähren; Freizeit als Überstundenausgleich wird
unter Berücksichtigung der dienstlichen Erfordernisse und der Wünsche des
Beamten gewährt.

b) Ist es aus dienstlichen Gründen nicht möglich gewesen, die Überstunden
innerhalb eines Monats nach Ablauf des Monats, in dem sie geleistet worden
sind, durch Dienstbefreiung abzugelten, so gewährt die Anstellungsbehörde
eine Vergütung der nicht durch Freizeit abgegoltenen Überstunden in Höhe
von ►M39 0,56 v.H. ◄ des Monatsgrundgehalts für jede Überstunde an
Hand der unter Buchstabe a) getroffenen Regelung.

c) Ein Ausgleich oder eine Vergütung für Überstunden wird nur dann gewährt,
wenn die zusätzliche Dienstleistung länger als 30 Minuten gedauert hat.

Artikel 2

Fahrzeiten bei Dienstreisen gelten nicht als Überstunden im Sinne dieses An-
hangs. Arbeitsstunden, die am Dienstreiseort über die normale Arbeitszeit hinaus
geleistet werden, können durch Verfügung der Anstellungsbehörde durch Freizeit
abgegolten oder gegebenenfalls vergütet werden.

Artikel 3

Abweichend von den Artikeln 1 und 2 können Überstunden, die von bestimmten
unter besonderen Bedingungen arbeitenden Gruppen von Beamten der
►M112 Besoldungsgruppen AST 1 bis AST 4 ◄ geleistet werden, durch
eine Pauschalzulage vergütet werden; die Höhe dieser Zulage sowie Vorausset-
zungen und Verfahren für ihre Gewährung werden von der Anstellungsbehörde
nach Anhörung des Paritätischen Ausschusses festgelegt.
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ANHANG VII

Vorschriften über Dienstbezüge und Kostenerstattungen

INHALTSVERZEICHNIS

Abschnitt 1: Familienzulagen

Art. 1 bis 3

Abschnitt 2: Auslandszulage

Art. 4

Abschnitt 3: Kostenerstattung

A) Einrichtungsbeihilfe

Art. 5

B) Wiedereinrichtungsbeihilfe

Art. 6

C) Reisekosten

Art. 7 und 8

D) Umzugskosten

Art. 9

E) Tagegeld

Art. 10

F) Dienstreisekosten

Art. 11 bis 13a

G) Pauschalerstattung von Kosten

Art. 14 und 15

Abschnitt 4: Zahlung der Bezüge

Art. 16 und 17

Ab s c hn i t t 1

FAMILIENZULAGEN

Artikel 1

▼M112
(1) Die Haushaltszulage besteht aus einem Grundbetrag von
►M122 164,27 EUR ◄ zuzüglich 2 % des Grundgehalts des Beamten.

▼M25
(2) Anspruch auf die Haushaltszulage hat:

a) der verheiratete Beamte;

b) der verwitwete, geschiedene, rechtswirksam getrennt lebende oder ledige Be-
amte, der ein oder mehrere unterhaltsberechtigte Kinder im Sinne des Artikels
2 Absätze 2 und 3 hat;

▼M112
c) der Beamte, der als fester Partner in einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft

eingetragen ist, sofern

i) das Paar eine von einem Mitgliedstaat oder einer zuständigen Behörde
eines Mitgliedstaats anerkannte Urkunde vorlegt, die die nichteheliche
Lebensgemeinschaft bescheinigt,

ii) kein Partner in einer ehelichen oder einer anderen nichtehelichen Lebens-
gemeinschaft lebt,

iii) zwischen den Partnern keines der folgenden Verwandtschaftsverhältnisse
besteht: Elternteil, Kind, Großelternteil, Enkel, Bruder, Schwester, Tante,
Onkel, Neffe, Nichte, Schwiegersohn, Schwiegertochter,

iv) das Paar nicht in einem Mitgliedstaat eine gesetzliche Ehe schließen kann;
für die Zwecke dieser Ziffer gilt, dass ein Paar dann eine gesetzliche Ehe
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schließen kann, wenn beide Partner alle nach dem Recht eines Mitglieds-
taats notwendigen Bedingungen für die Eheschließung eines solchen Paa-
res erfüllen;

▼M25
►M112 d) ◄ auf Grund einer besonderen, mit Gründen versehenen und auf

beweiskräftige Unterlagen gestützten Verfügung der Anstellungsbehörde: der
Beamte, der die Voraussetzungen ►M112 nach den Buchstaben a), b) und
c) ◄ zwar nicht erfüllt, jedoch tatsächlich Familienlasten zu tragen hat.

(3) Übt der Ehegatte eines Beamten, der Anspruch auf die Haushaltszulage
hat, eine berufliche Erwerbstätigkeit aus und überschreitet die Einkünfte aus
dieser Tätigkeit vor Abzug der Steuern ►M39 das Jahresgehalt eines Beamten
►M112 der Besoldungsgruppe 3 Dienstaltersstufe 2 ◄ unter Berücksichtigung
des Berichtigungskoeffizienten, der für das Land, in dem der Ehegatte seine
berufliche Tätigkeit ausübt, festgesetzt ist ◄, so wird diese Zulage nicht ge-
währt, soweit durch besondere Verfügung der Anstellungsbehörde nicht etwas
anderes bestimmt wird. Der Anspruch auf die Zulage bleibt jedoch erhalten,
wenn ein oder mehrere unterhaltsberechtigte Kinder vorhanden sind.

(4) Haben Ehegatten, die im Dienst der Gemeinschaften stehen, nach den
vorgenannten Bestimmungen Anspruch auf die Zulage, so steht sie nur dem
Ehegatten zu, der das höhere Grundgehalt bezieht.

▼M56
(5) Wenn ein Beamter lediglich gemäß Absatz 2 Buchstabe b) Anspruch auf
die Haushaltszulage hat und das Sorgerecht für seine im Sinne des Artikels 2
Absätze 2 und 3 unterhaltsberechtigten Kinder durch Gesetz oder durch Beschluß
eines Gerichts bzw. der zuständigen Verwaltungsbehörde einer anderen Person
übertragen wurde, wird die Haushaltszulage für Rechnung und im Namen des
Beamten an diese Person gezahlt. Bei volljährigen unterhaltsberechtigten Kindern
wird diese Voraussetzung als erfüllt angesehen, falls diese ihren gewöhnlichen
Aufenthalt bei dem anderen Elternteil nehmen.

Wurde das Sorgerecht für die Kinder des Beamten jedoch mehreren Personen
übertragen, so wird die Haushaltszulage auf diese Personen anteilmäßig nach der
Zahl der Kinder, für die sie das Sorgerecht haben, aufgeteilt.

Hat die Person, an die die dem Beamten zustehende Haushaltszulage nach den
vorstehenden Bestimmungen gezahlt werden muß, als Beamter oder sonstiger
Bediensteter selbst Anspruch auf diese Zulage, so wird ihr lediglich der jeweils
höhere Betrag gezahlt.

▼B

Artikel 2

▼M16
(1) Der Beamte erhält nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 für jedes unter-
haltsberechtigte Kind eine Kinderzulage von monatlich ►M122 358,96 EUR ◄.

(2) Als unterhaltsberechtigtes Kind gilt das eheliche, das uneheliche oder das
an Kindes Statt angenommene Kind des Beamten oder seines Ehegatten, wenn es
von dem Beamten tatsächlich unterhalten wird.

Das gleiche gilt für das Kind, für das ein Adoptionsantrag gestellt und für das
das Adoptionsverfahren eingeleitet worden ist.

▼M112
Ein Kind, zu dessen Unterhalt ein Beamter aufgrund einer gerichtlichen Ver-
fügung verpflichtet ist, die auf den Rechtsvorschriften des betreffenden Mit-
gliedstaats zum Schutz von Minderjährigen beruht, wird dem unterhaltsberechtig-
ten Kind gleichgestellt.

▼M16
(3) Die Zulage wird gewährt:

a) ohne weiteres für ein Kind unter achtzehn Jahren;

b) auf begründeten Antrag des Beamten für ein Kind von achtzehn bis sechs-
undzwanzig Jahren, das sich in Schul- oder Berufsausbildung befindet.

▼B
(4) Dem unterhaltsberechtigten Kind kann ausnahmsweise durch besondere
mit Gründen versehene und auf beweiskräftige Unterlagen gestützte Verfügung
der Anstellungsbehörde jede Person gleichgestellt werden, der gegenüber der
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Beamte gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet ist und deren Unterhalt ihn mit
erheblichen Ausgaben belastet.

(5) Diese Zulage wird ohne Rücksicht auf das Alter des Kindes weitergezahlt,
wenn es dauernd gebrechlich ist oder an einer schweren Krankheit leidet, die es
ihm unmöglich macht, seinen Lebensunterhalt zu bestreiten; dies gilt für die
gesamte Dauer der Krankheit oder des Gebrechens.

(6) Für ein unterhaltsberechtigtes Kind im Sinne dieses Artikels wird die
Kinderzulage nur einmal gewährt, auch dann, wenn die Eltern zwei verschiede-
nen Organen der drei europäischen Gemeinschaften angehören.

▼M56
(7) Wird das Sorgerecht für ein im Sinne der Absätze 2 und 3 unterhalts-
berechtigtes Kind aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder durch Beschluß eines
Gerichts bzw. der zuständigen Verwaltungsbehörde einer anderen Person über-
tragen, so wird die Zulage für Rechnung und im Namen des Beamten an diese
Person gezahlt.

▼B

Artikel 3

▼M112
(1) Der Beamte erhält unter den Voraussetzungen der allgemeinen Durchfüh-
rungsbestimmungen für jedes mindestens fünf Jahre alte unterhaltsberechtigte
Kind im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 dieses Anhangs, das regelmäßig und
vollzeitlich eine gebührenpflichtige Primar- oder Sekundarschule bzw. eine
Hochschule besucht, eine Erziehungszulage in Höhe der ihm durch den Schul-
besuch entstandenen Kosten bis zu einem monatlichen Höchstbetrag von
►M122 243,55 EUR ◄. Die Bedingung, dass das unterhaltsberechtigte Kind
eine gebührenpflichtige Lehranstalt besucht, gilt jedoch nicht für die Erstattung
der Schülerbeförderungskosten.

▼M16
Der Anspruch auf die Zulage entsteht mit dem ersten Tage des Monats, in dem
das Kind zum ersten Mal eine Grundschule besucht, und erlischt mit dem Ende
des Monats, in dem das Kind das sechsundzwanzigste Lebensjahr vollendet.

▼M112
Der in Unterabsatz 1 genannte Höchstbetrag erhöht sich bis auf das Doppelte für:

▼M39
— einen Beamten, dessen Ort der dienstlichen Verwendung mindestens 50 km

entfernt ist

von einer Europäischen Schule,

oder

von einer Schule seiner Muttersprache, die das Kind aus zwingenden päda-
gogischen und ordnungsmäßig nachgewiesenen Gründen besucht;

▼M29
— einen Beamten, dessen Ort der dienstlichen Verwendung mindestens 50 km

von einer Hochschule des Landes seiner Staatsangehörigkeit und seiner Spra-
che entfernt ist, sofern das Kind tatsächlich eine Hochschule besucht, die
mindestens 50 km vom Ort der dienstlichen Verwendung entfernt ist, und
der Beamte die Auslandszulage erhält; die letztgenannte Voraussetzung ent-
fällt, wenn es im Land der Staatsangehörigkeit des Beamten eine derartige
Lehranstalt nicht gibt ►M112 oder wenn das Kind eine Hochschule in einem
anderen Land als dem Land der dienstlichen Verwendung des Beamten be-
sucht; ◄

▼M112
— die nicht im aktiven Dienst stehenden Anspruchsberechtigten unter denselben

Voraussetzungen wie für die beiden vorangehenden Gedankenstriche unter
Berücksichtigung des Wohnortes anstelle des Ortes der dienstlichen Verwen-
dung.

Zahlungen nach Unterabsatz 3 setzen nicht voraus, dass für die besuchte Schule
Unterrichtsgebühren zu zahlen sind.

▼M56
Wird das Sorgerecht für das Kind, das Anspruch auf die Erziehungszulage hat,
aufgrund gesetzlicher Vorschriften oder durch Beschluß eines Gerichts bzw. der
zuständigen Verwaltungsbehörde einer anderen Person übertragen, so wird das
Erziehungsgeld für Rechnung und im Namen desBeamten an diese Person ge-
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zahlt. In diesem Fall wird die in Absatz 3 genannte Entfernung von mindestens
50 km vom Wohnort der Person an gerechnet, die das Sorgerecht hat.

▼M112
(2) Für jedes unterhaltsberechtigte Kind im Sinne des Artikels 2 Absatz 2
dieses Anhangs, das unter fünf Jahre alt ist bzw. noch nicht regelmäßig und
vollzeitlich eine Primar- oder Sekundarschule besucht, beträgt diese Zulage
►M122 87,69 EUR ◄ pro Monat. Es gilt Absatz 1 letzter Unterabsatz Satz 1.

▼B

Ab s c hn i t t 2

AUSLANDSZULAGE

Artikel 4

(1) ►M25 Eine Auslandszulage in Höhe von 16 v. H. des Gesamtbetrags des
Grundgehalts sowie der Haushaltszulage und der Zulage für unterhaltsberechtigte
Kinder, die dem Beamten gezahlt werden, wird gewährt: ◄

a) Beamten, die

— die Staatsangehörigkeit des Staates, in dessen
►M39 __________ ◄Hoheitsgebiet sie ihre Tätigkeit ausüben, nicht
besitzen und nicht besessen haben und

— während eines sechs Monate vor ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeit-
raums von fünf Jahren in dem europäischen Hoheitsgebiet des genannten
Staates weder ihre ständige hauptberufliche Tätigkeit ausgeübt noch ihren
ständigen Wohnsitz gehabt haben. Bei Anwendung dieser Vorschrift bleibt
die Lage unberücksichtigt, die sich aus dem Dienst für einen anderen Staat
oder eine internationale Organisation ergibt.

b) Beamten, die die Staatsangehörigkeit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie
ihre Tätigkeit ausüben, besitzen oder besessen haben, jedoch während eines
bei ihrem Dienstantritt ablaufenden Zeitraums von zehn Jahren aus einem
anderen Grund als der Ausübung einer Tätigkeit in einer Dienststelle eines
Staates oder in einer internationalen Organisation ihren ständigen Wohnsitz
nicht in dem europäischen Hoheitsgebiet des genannten Staates hatten.

▼M16
Die Auslandszulage beträgt mindestens ►M122 486,88 EUR ◄ monatlich.

▼M25
__________

▼M39
(2) Beamte, die die Staatsangehörigkeit des Staates, in dessen Hoheitsgebiet
der Ort ihrer dienstlichen Verwendung liegt, nicht besitzen und nicht besessen
haben, jedoch die Bedingungen nach Absatz 1 nicht erfüllen, haben Anspruch auf
eine Expatriierungszulage, die gleich dem vierten Teil der Auslandszulage ist.

(3) Für die Anwendung der Absätze 1 und 2 wird der Beamte, der durch
Heirat von Amts wegen ohne Möglichkeit eines Verzichts die Staatsangehörigkeit
des Staates erworben hat, in dessen Hoheitsgebiet der Ort seiner dienstlichen
Verwendung liegt, dem in Absatz 1 Buchstabe a) erster Gedankenstrich erwähn-
ten Beamten gleichgestellt.

▼M112
__________

▼B

Ab s c hn i t t 3

KOSTENERSTATTUNG

A) Einrichtungsbeihilfe

Artikel 5

▼M112
(1) Ein Beamter auf Lebenszeit, der nachweislich seinen Wohnsitz verlegen
musste, um den Verpflichtungen nach Artikel 20 des Statuts nachzukommen, hat
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Anspruch auf eine Einrichtungsbeihilfe; sie beträgt bei Beamten, die Anspruch
auf die Haushaltszulage haben, zwei Monatsgrundgehälter und bei Beamten, die
keinen Anspruch auf die Haushaltszulage haben, ein Monatsgrundgehalt.

▼M25
Haben beide Ehegatten als Beamte ►M112 oder sonstige Bedienstete ◄ der
Gemeinschaften Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe, so steht diese nur dem
Ehegatten zu, der das höhere Grundgehalt bezieht.

▼M23
Auf die Einrichtungsbeihilfe wird der Berichtigungskoeffizient angewandt, der
für den Dienstort des Beamten gilt.

▼B
(2) Ein Beamter, der infolge einer Verwendung an einem neuen Dienstort in
Erfüllung der Pflichten nach Artikel 20 des Statuts seinen Wohnsitz wechseln
muß, hat Anspruch auf eine Einrichtungsbeihilfe in gleicher Höhe.

(3) Die Einrichtungsbeihilfe wird nach dem Personenstand und dem Grund-
gehalt des Beamten am Tage der Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit oder
der anderweitigen dienstlichen Verwendung berechnet.

Die Einrichtungsbeihilfe wird auf Grund von Unterlagen gezahlt, aus denen
hervorgeht, daß der Beamte — und, ►M25 wenn er Anspruch auf die Haus-
haltszulage hat ◄, auch seine Familie — am Ort der dienstlichen Verwendung
Wohnung genommen hat.

(4) Nimmt ein Beamter, ►M25 der Anspruch auf die Haushaltszulage hat ◄,
ohne seine Familie am Ort seiner dienstlichen Verwendung Wohnung, so erhält
er nur die Hälfte der Beihilfe, auf die er sonst Anspruch hätte; die zweite Hälfte
wird ihm gezahlt, wenn seine Familie am Ort seiner dienstlichen Verwendung
Wohnung nimmt und hierbei die in Artikel 9 Absatz 3 vorgesehenen Fristen
eingehalten werden. Wird der Beamte, bevor seine Familie am Ort seiner dienst-
lichen Verwendung Wohnung genommen hat, am Wohnsitz seiner Familie
dienstlich verwendet, so erwirbt er dadurch keinen Anspruch auf eine Einrich-
tungsbeihilfe.

(5) Ein Beamter auf Lebenszeit, der die Einrichtungsbeihilfe erhalten hat und
vor Ablauf einer Frist von zwei Jahren nach dem Tage seines Dienstantritts auf
eigenen Wunsch aus dem Dienst der Gemeinschaften ausscheidet, muß bei sei-
nem Ausscheiden die erhaltene Beihilfe anteilmäßig im Verhältnis der noch zu
verbleibenden Frist zurückzahlen.

▼M23
(6) Der Beamte, der Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe hat, muß Beihilfen
gleicher Art angeben, die er anderweitig erhält: diese werden von der in diesem
Artikel vorgesehenen Beihilfe abgezogen.

▼B

B) Wiedereinrichtungsbeihilfe

Artikel 6

(1) Beim endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst hat der Beamte auf Le-
benszeit, ►M112 der nachweislich den Wohnsitz gewechselt hat ◄, Anspruch
auf eine Wiedereinrichtungsbeihilfe, sofern er mindestens vier Dienstjahre abge-
leistet hat und in seiner neuen Stelle nicht eine Beihilfe gleicher Art erhält; sie
beträgt bei einem Beamten, ►M25 der Anspruch auf die Haushaltszulage
hat ◄, zwei Monatsgrundgehälter und bei einem Beamten, ►M25 der keinen
Anspruch auf diese Zulage hat ◄, ein Monatsgrundgehalt. ►M25 Haben beide
Ehegatten als Beamte ►M112 oder sonstige Bedienstete ◄ der Gemeinschaften
Anspruch auf die Wiedereinrichtungsbeihilfe, so steht diese nur dem Ehegatten
zu, der das höhere Grundgehalt bezieht. ◄

Bei Berechnung dieser Frist werden die Jahre berücksichtigt, die der Beamte in
einer der dienstrechtlichen Stellungen nach Artikel 35 des Statuts — mit Aus-
nahme des Urlaubs aus persönlichen Gründen — verbracht hat.

Dieser Frist bedarf es nicht, wenn der Beamte aus dienstlichen Gründen seiner
Stelle enthoben worden ist.

▼M23
Auf die Wiedereinrichtungsbeihilfe ist der Berichtigungskoeffizient anzuwenden,
der am letzten Dienstort des Beamten gilt.
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(2) Beim Tode eines Beamten auf Lebenszeit wird die Wiedereinrichtungsbei-
hilfe an den überlebenden Ehegatten, andernfalls an die nach Artikel 2 unter-
haltsberechtigten Personen gezahlt. Die Bedingung nach Absatz 1 (Dienstjahre)
braucht nicht erfüllt zu sein.

▼B
(3) Die Wiedereinrichtungsbeihilfe wird nach dem Personenstand und dem
Grundgehalt des Beamten am Tage seines endgültigen Ausscheidens aus dem
Dienst berechnet.

(4) Die Wiedereinrichtungsbeihilfe wird gezahlt, wenn nachgewiesen ist, daß
der Beamte und seine Familie an einem Ort Wohnung genommen haben, der von
dem Ort seiner dienstlichen Verwendung mindestens 70 km entfernt ist; ist der
Beamte verstorben, so muß seine Familie unter den gleichen Voraussetzungen
Wohnung genommen haben.

Der Beamte muß spätestens innerhalb von drei Jahren nach dem Ausscheiden,
die Familie eines verstorbenen Beamten spätestens innerhalb von drei Jahren
nach dem Tode des Beamten übersiedelt sein.

Dem Anspruchsberechtigten kann der Fristablauf nicht entgegengehalten werden,
wenn er nachweisen kann, daß er von diesen Vorschriften keine Kenntnis hatte.

C) Reisekosten

Artikel 7

(1) Der Beamte hat in folgenden Fällen für sich, seinen Ehegatten und die
unterhaltsberechtigten Personen, die tatsächlich mit ihm in häuslicher Gemein-
schaft leben, Anspruch auf Erstattung der Reisekosten:

a) bei Dienstantritt: vom Ort der Einberufung bis zum Ort der dienstlichen Ver-
wendung;

b) beim endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst nach Artikel 47 des Statuts:
vom Ort der dienstlichen Verwendung zu dem Herkunftsort nach Absatz 3;

c) bei jeder Versetzung, die eine Änderung des Ortes der dienstlichen Verwen-
dung zur Folge hat.

Beim Tode eines Beamten haben die Witwe und die unterhaltsberechtigten Per-
sonen unter den gleichen Bedingungen Anspruch auf Erstattung der Reisekosten.

Die Reisekosten umfassen ferner die Kosten für etwaige Platzkarten, für die
Beförderung des Gepäcks und gegebenenfalls unumgängliche Hotelkosten.

▼M112
(2) Der Erstattung wird der übliche kürzeste und billigste Reiseweg mit der
Eisenbahn in der ersten Klasse zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung
und dem Ort der Einberufung oder dem Herkunftsort zugrunde gelegt.

Ist der Reiseweg gemäß Unterabsatz 1 länger als 500 km oder wird auf dem
üblichen Reiseweg ein Meer überquert, so hat der Betreffende bei Vorlage der
Flugkarten Anspruch auf Erstattung der Flugkosten in der Businessklasse oder
einer entsprechenden Klasse. Wird ein anderes als eines der vorstehend genann-
ten Beförderungsmittel benutzt, so wird der Erstattung der Preis für die Eisen-
bahnfahrt unter Ausschluss des Schlafwagenzuschlags zugrunde gelegt. Kann die
Berechnung nicht auf dieser Grundlage erfolgen, so ist die Erstattung durch
besondere Verfügung der Anstellungsbehörde zu regeln.

▼B
(3) Der Herkunftsort des Beamten wird bei seinem Dienstantritt unter Berück-
sichtigung des Ortes, von dem aus er einberufen worden ist, oder des Mittel-
punkts seiner Lebensinteressen festgestellt. Diese Feststellung kann im Laufe der
Amtszeit des Beamten und anläßlich seines Ausscheidens aus dem Dienst durch
eine besondere Verfügung der Anstellungsbehörde geändert werden. Diese Ver-
fügung darf während der Amtszeit des Beamten nur in Ausnahmefällen und bei
Vorlage von Unterlagen getroffen werden, durch die der Antrag des Beamten
ordnungsgemäß belegt wird.

Bei dieser Änderung darf ein Ort außerhalb der Hoheitsgebiete der Mitgliedstaa-
ten der Gemeinschaften und der in Anhang IV des Vertrages zur Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft erwähnten Länder und Hoheitsgebiete als
Mittelpunkt der Lebensinteressen nicht anerkannt werden.

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 79



▼B

Artikel 8

▼M112
(1) Der Beamte hat für sich und, soweit er Anspruch auf die Haushaltszulage
hat, für seinen Ehegatten und die unterhaltsberechtigten Personen im Sinne des
Artikels 2 einmal jährlich Anspruch auf eine Pauschalvergütung der Reisekosten
vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Herkunftsort gemäß Artikel 7.

Sind beide Ehegatten Beamte der Gemeinschaften, so hat jeder von ihnen nach
den vorstehenden Bestimmungen für sich und für die unterhaltsberechtigten Perso-
nen Anspruch auf die Pauschalvergütung der Reisekosten; jeder unterhaltsberech-
tigten Person wird die Zahlung nur einmal gewährt. Für die unterhaltsberechtigten
Kinder wird bei der Berechnung der Vergütung auf entsprechenden Antrag der
Ehegatten der Herkunftsort eines der beiden Ehegatten zugrunde gelegt.

Erwirbt der Beamte während des laufenden Jahres durch Eheschließung den
Anspruch auf die Haushaltszulage, so werden die dem Ehegatten zustehenden
Reisekosten anteilig im Verhältnis zu dem Zeitraum berechnet, der zwischen der
Eheschließung und dem Jahresende liegt.

Bei Änderungen der Berechnungsgrundlage auf Grund von Veränderungen des
Familienstands, die nach dem Zahlungstermin für die betreffenden Beträge ein-
getreten sind, braucht der Empfänger keine Rückzahlung zu leisten.

Den Reisekosten für Kinder von zwei bis zehn Jahren wird die Hälfte der Kilo-
metervergütung und die Hälfte des zusätzlichen Pauschalbetrags zugrunde gelegt;
für die Zwecke dieser Berechnung ist jeweils anzunehmen, dass die Kinder am 1.
Januar des laufenden Jahres das zweite bzw. das zehnte Lebensjahr vollendet
haben.

(2) Der Pauschalvergütung liegt eine anhand der Entfernung in Kilometern
vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Einberufungs- oder Herkunftsort
berechnete Vergütung zugrunde; die Entfernungen werden nach Maßgabe des
Artikels 7 Absatz 2 Unterabsatz 1 berechnet.

Die Kilometervergütung beträgt:

▼M122
0 EUR pro km für eine Entfernung von 0 bis 200 km

0,3651 EUR pro km für eine Entfernung von 201 bis 1 000 km

0,6085 EUR pro km für eine Entfernung von 1 001 bis 2 000 km

0,3651 EUR pro km für eine Entfernung von 2 001 bis 3 000 km

0,1216 EUR pro km für eine Entfernung von 3 001 bis 4 000 km

0,0586 EUR pro km für eine Entfernung von 4 001 bis 10 000 km

0 EUR pro km, der über eine Entfernung von 10 000 km hinausgeht.

Die vorstehende Kilometervergütung wird ergänzt durch einen Pauschalbetrag in
Höhe von

— 182,54 EUR bei einer Entfernung von mindestens 725 und weniger als 1 450
Bahnkilometern zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem
Herkunftsort;

— 365,04 EUR bei einer Entfernung von 1 450 Bahnkilometern oder mehr
zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem Herkunftsort.

▼M112
Die Kilometervergütung und die vorgenannten Pauschalbeträge werden jährlich
entsprechend der Angleichung der Bezüge angepasst.

▼B
(3) Scheidet ein Beamter während eines Kalenderjahrs aus anderen Gründen
als durch Tod aus dem Amt aus oder erhält er einen Urlaub aus persönlichen
Gründen, so hat er, sofern er während des Jahres weniger als neun Monate im
Dienst der Organe der drei europäischen Gemeinschaften tätig war, lediglich
Anspruch auf einen Teil der in Absatz 1 genannten Zahlung, die anteilig im
Verhältnis zu der im aktiven Dienst verbrachten Zeit berechnet wird.

▼M112
(4) Die vorstehenden Bestimmungen gelten für Beamte, bei denen der Ort der
dienstlichen Verwendung innerhalb des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten liegt.
Beamte, bei denen der Ort der dienstlichen Verwendung außerhalb des Hoheits-
gebiets der Mitgliedstaaten liegt, haben einmal je Kalenderjahr für sich selbst
und, sofern sie Anspruch auf die Haushaltszulage haben, für ihren Ehegatten und

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 80



▼M112

die unterhaltsberechtigten Personen im Sinne von Artikel 2 Anspruch auf Er-
stattung der Kosten für die Reise zum Herkunftsort oder bis zur Höhe dieser
Kosten auf Erstattung der Kosten für die Reise nach einem anderen Ort. Für den
Fall, dass der Ehegatte und die unterhaltsberechtigten Personen im Sinne von
Artikel 2 Absatz 2 ihren Wohnsitz nicht am Dienstort des Beamten haben, haben
sie einmal je Kalenderjahr Anspruch auf die Erstattung der Kosten für die Reise
vom Herkunftsort zum Ort der dienstlichen Verwendung oder bis zur Höhe dieser
Kosten auf Erstattung der Kosten für die Reise nach einem anderen Ort.

Die Erstattung dieser Reisekosten erfolgt durch Zahlung einer Pauschalvergütung
auf der Grundlage der Kosten für eine Flugreise in der unmittelbar über der
Economy-Klasse liegenden Klasse.

▼B

D) Umzugskosten

Artikel 9

(1) Die für den Umzug der persönlichen beweglichen Habe verauslagten Be-
träge einschließlich der Versicherungskosten zur Deckung einfacher Risiken
(Bruch, Diebstahl, Feuer) werden dem nach Artikel 20 des Statuts zur Verlegung
seines Wohnsitzes verpflichteten Beamten erstattet, sofern ihm diese Beträge
nicht anderweitig ersetzt werden. Die Beträge werden in den Grenzen eines zuvor
genehmigten Kostenvoranschlags erstattet. Den zuständigen Stellen des Organs
sind mindestens zwei Kostenvoranschläge vorzulegen. Sind die zuständigen Stel-
len der Auffassung, daß die vorgelegten Kostenvoranschläge einen angemessenen
Betrag übersteigen, so können sie einen anderen Transportunternehmer
vorschlagen. Die Erstattung der Umzugskosten, auf die der Beamte Anspruch
hat, kann dann auf den Betrag begrenzt werden, den dieser Transportunternehmer
in seinem Kostenvoranschlag angegeben hat.

(2) Beim Ausscheiden aus dem Dienst oder beim Tod des Beamten werden
die Kosten für den Umzug vom Ort seiner dienstlichen Verwendung bis zu
seinem Herkunftsort erstattet.

War der verstorbene Beamte unverheiratet, so werden diese Kosten seinen
Rechtsnachfolgern erstattet.

(3) Der Umzug eines Beamten auf Lebenszeit muß innerhalb eines Jahres
nach Ablauf seiner Probezeit durchgeführt werden.

Beim endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst muß der Umzug innerhalb der in
Artikel 6 Absatz 4 Unterabsatz 2 vorgesehenen Frist von drei Jahren durchge-
führt werden.

Nach Ablauf der genannten Fristen entstandene Umzugskosten dürfen nur in
Ausnahmefällen auf Grund einer besonderen Verfügung der Anstellungsbehörde
erstattet werden.

E) Tagegeld

Artikel 10

▼M112
(1) Weist ein Beamter nach, dass er seinen Wohnsitz ändern muss, um seinen
Verpflichtungen aus Artikel 20 des Statuts nachzukommen, so hat er für die in
Absatz 2 des vorliegenden Artikels bestimmte Dauer je Kalendertag Anspruch
auf ein Tagegeld in Höhe von

▼M122
— 37,73 EUR im Falle von Beamten, die Anspruch auf die Haushaltszulage

haben,

— 30,42 EUR im Falle von Beamten, die keinen Anspruch auf die Haushaltszu-
lage haben.

▼M112
Die vorgenannten Beträge werden bei jeder Überprüfung des Besoldungsniveaus
gemäß Artikel 65 des Statuts überprüft.

▼M23
(2) Die Dauer der Gewährung des Tagegelds wird wie folgt festgesetzt:

a) für einen Beamten,►M25 der keinen Anspruch auf die Haushaltszulage hat ◄:
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120 Tage;

b) für einen Beamten, ►M25 der Anspruch auf die Haushaltszulage hat ◄:

180 Tage oder, falls es sich um einen Beamten auf Probe handelt, bis einen
Monat nach Ablauf der Probezeit.

▼M25
Haben beide Ehegatten als Beamte ►M112 oder sonstige Bedienstete ◄ der
Gemeinschaften Anspruch auf das Tagegeld, soist die in Buchstabe b) vorge-
sehene Dauer der Gewährung auf den Ehegatten anzuwenden, der das höhere
Grundgehalt bezieht. Auf den anderen Ehegatten ist die in Buchstabe a) vorge-
sehene Dauer der Gewährung anzuwenden.

▼M23
Das Tagegeld wird auf keinen Fall über den Zeitpunkt hinaus gewährt, zu dem
der Beamte umgezogen ist, um seinen Verpflichtungen aus Artikel 20 des Statuts
nachzukommen.

▼M112
__________

▼B

F) Dienstreisekosten

Artikel 11

(1) Ein Beamter, der auf Grund eines Dienstreiseauftrags eine Dienstreise
ausführt, hat gemäß den nachstehenden Vorschriften Anspruch auf Erstattung
der Fahrkosten und auf Tagegelder.

▼M112
__________

▼B
(2) ►M112 In dem Dienstreiseauftrag ist insbesondere die voraussichtliche
Dauer der Dienstreise festzusetzen, die bei der Berechnung des Vorschusses
zugrunde zu legen ist, den der mit der Dienstreise beauftragte Beamte je nach
Höhe der vorgesehenen Tagegelder erhalten kann. ◄ Der Vorschuß wird, soweit
nicht etwas anderes bestimmt wird, nicht gezahlt, wenn die Reise voraussichtlich
nicht länger als 24 Stunden dauert und innerhalb eines Landes stattfindet, in dem
die gleiche Währung Geltung hat wie am Ort der dienstlichen Verwendung des
Beamten.

▼M112
(3) Außer in Sonderfällen, die durch besondere Verfügung festzulegen sind
und wozu insbesondere der Rückruf aus dem Urlaub gehört, wird der Erstattung
der Dienstreisekosten der niedrigstmögliche Tarif für die Fahrten zwischen dem
Ort der dienstlichen Verwendung und dem Zielort der Dienstreise zugrunde ge-
legt, sofern dies den Beamten nicht verpflichtet, seinen Aufenthalt vor Ort we-
sentlich zu verlängern.

Artikel 12

1. Eisenbahn

Die Fahrkosten für Dienstreisen mit der Eisenbahn werden gegen Vorlage ent-
sprechender Belege auf der Grundlage des Fahrpreises der ersten Klasse für den
kürzesten Reiseweg zwischen dem Ort der dienstlichen Verwendung und dem
Zielort der Dienstreise erstattet.

2. Flugzeug

Beträgt die Entfernung für die Hin- und Rückreise mit der Bahn 800 km oder
mehr, so wird dem Beamten gestattet, das Flugzeug zu benutzen.

3. Schiff

Bei Schiffsreisen werden die zu benutzende Klasse sowie die Aufpreise für
Kabinen von Fall zu Fall je nach Dauer und Kosten der Reise von der An-
stellungsbehörde bestimmt.

4. Personenkraftwagen

Die entsprechenden Fahrkosten werden ausgehend vom Eisenbahnfahrpreis nach
Punkt 1 pauschal unter Ausschluss jeglichen Zuschlags erstattet.
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Die Anstellungsbehörde kann jedoch einem Beamten, der Dienstreisen unter
besonderen Umständen ausführt, statt der vorgenannten pauschalen Erstattung
der Fahrkosten eine Vergütung nach zurückgelegten Kilometern gewähren,
wenn die Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel offensichtlich mit Nachteilen
behaftet ist.

Artikel 13

(1) Mit den Tagegeldern für Dienstreisen werden pauschal sämtliche Ausga-
ben des mit der Dienstreise beauftragten Beamten erstattet: Frühstück, zwei
Hauptmahlzeiten und die übrigen Auslagen, einschließlich Ausgaben für die Be-
förderung vor Ort. ►C12 Gegen Vorlage entsprechender Belege werden die
Kosten für die Unterbringung einschließlich der ortsgebundenen Abgaben bis
zu dem für jedes Land festgesetzten Höchstbetrag erstattet. ◄.

(2) a) Tabelle der Tagegelder für Dienstreisen in die Mitgliedstaaten der
Union:

▼M119
(in EUR)

Bestimmungsland
Höchstbetrag (Hotelkos-

ten)
Tagegeld

Belgien 140 92

Bulgarien 169 58

Tschechische Repub-
lik

155 75

Dänemark 150 120

Deutschland 115 93

Estland 110 71

Griechenland 140 82

Spanien 125 87

Frankreich 150 95

Irland 150 104

Italien 135 95

Zypern 145 93

Lettland 145 66

Litauen 115 68

Luxemburg 145 92

Ungarn 150 72

Malta 115 90

Niederlande 170 93

Österreich 130 95

Polen 145 72

Portugal 120 84

Rumänien 170 52

Slowenien 110 70

Slovakei 125 80

Finnland 140 104

Schweden 160 97

Vereinigtes König-
reich

175 101

▼M112
Nimmt der auf Dienstreise befindliche Beamte an einem Essen teil, das
von einem der Organe der Gemeinschaften, einer nationalen Behörde
oder einer Drittstelle gegeben wird oder dessen Kosten nachträglich von
einer dieser Stellen erstattet werden, oder übernimmt eine solche Stelle
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die Kosten für seine Unterbringung, so hat er dies mitzuteilen. Es wer-
den dann entsprechende Abzüge vorgenommen.

b) Die Tagegelder für Dienstreisen in Länder außerhalb des europäischen
Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten werden in regelmäßigen Abständen
von der Anstellungsbehörde festgesetzt und angeglichen.

(3) Der Rat überprüft zweijährlich die in Absatz 2 Buchstabe a) genannten
Beträge. Hierbei stützt er sich auf einen Bericht der Kommission über die Preise
im Hotel- und Gaststättengewerbe unter Berücksichtigung der Indizes für die
Entwicklung dieser Preise. Der Rat trifft seine Entscheidung über die Änderung
der Beträge auf Vorschlag der Kommission mit der qualifizierten Mehrheit ge-
mäß Artikel 205 Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Gedankenstrich des EG-Vertrags.

Artikel 13a

Die Anwendungsmodalitäten für die Artikel 11, 12 und 13 dieses Anhangs wer-
den von den einzelnen Organen im Rahmen der allgemeinen Durchführungsbe-
stimmungen festgelegt.

▼B

G) Pauschalerstattung von Kosten

Artikel 14

(1) Einem Beamten, der auf Grund der ihm übertragenen Aufgaben regelmä-
ßig Aufwandskosten zu verauslagen hat, kann von der Anstellungsbehörde eine
Pauschale für diese Dienstaufwandskosten gewährt werden; die Höhe dieser Pau-
schale wird von der Anstellungsbehörde bestimmt.

In besonderen Fällen kann die Anstellungsbehörde zusätzlich die Übernahme
eines Teils der Wohnungskosten des Beamten durch das Organ beschließen.

(2) Für einen Beamten, der auf Grund besonderer Weisungen gelegentlich im
dienstlichen Interesse Aufwandskosten zu verauslagen hat, wird der Betrag der
Entschädigung für diese Dienstaufwandskosten gegen Vorlage der Belege und
unter den von der Anstellungsbehörde festgelegten Bedingungen von Fall zu Fall
bebestimmt.

▼M112
__________

▼B

Artikel 15

Durch Verfügung der Anstellungsbehörde ►M112 können höhere Führungs-
kräfte im Sinne von Artikel 29 Absatz 2 des Statuts, die nicht über einen Dienst-
wagen verfügen ◄, als pauschale Abgeltung der Kosten für Fahrten innerhalb
des Gebiets der Stadt, ►M112 in der sie dienstlich verwendet werden ◄, eine
Vergütung erhalten, die jährlich ►M97 892,42 EUR ◄ nicht übersteigen darf.

Diese Vergütung kann durch eine mit Gründen versehene Verfügung der An-
stellungsbehörde auch dem Beamten gewährt werden der aus dienstlichen Grün-
den ständig Fahrten zurücklegt, für die er auf Grund einer besonderen Ermäch-
tigung seinen privaten Kraftwagen benutzen darf.

A b s c hn i t t 4

ZAHLUNG DER BEZÜGE

Artikel 16

(1) Die Dienstbezüge werden dem Beamten am 15. Tag jeden Monats für den
laufenden Monat gezahlt. Der Betrag der Dienstbezüge wird ►M94 auf volle
Cent ◄ aufgerundet.

(2) Besteht kein Anspruch auf volle Monatsdienstbezüge, so werden diese in
Dreißigstel geteilt, und zwar entspricht die Anzahl der zu zahlenden Dreißigstel:

a) bei fünfzehn Tagen oder weniger der tatsächlichen Zahl der zu vergütenden
Tage;
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▼B

b) bei mehr als fünfzehn Tagen dem Unterschied zwischen dreißig und der
tatsächlichen Zahl der nicht zu vergütenden Tage.

(3) Entsteht der Anspruch auf Familienzulagen und Auslandszulage nach dem
Dienstantritt des Beamten, so erhält er die Zulagen vom ersten Tag des Monats
an, in dem der Anspruch entsteht. Bei Erlöschen des Anspruchs auf diese Zula-
gen werden sie dem Beamten bis zum letzten Tag des Monats gezahlt, in dem
der Anspruch erlischt.

▼M43

Artikel 17

(1) Die einem Beamten zustehenden Bezüge werden an dem Ort und in der
Währung des Landes gezahlt, in dem der Beamte seine Tätigkeit ausübt.

▼M112
(2) Nach Maßgabe einer von den Organen der Gemeinschaften im gegenseiti-
gen Einvernehmen nach Stellungnahme des Statutsbeirats beschlossenen Rege-
lung kann der Beamte einen Teil seiner Bezüge durch das Organ, dem er unter-
steht, regelmäßig in einen anderen Mitgliedstaat überweisen lassen.

Folgende Beträge können einzeln oder zusammen überwiesen werden:

a) wenn Kinder eine Lehranstalt in einem anderen Mitgliedstaat besuchen, je
unterhaltsberechtigtes Kind ein Höchstbetrag in Höhe der tatsächlich für die-
ses Kind bezogenen Erziehungszulage;

b) gegen Vorlage gültiger Belege regelmäßige Beträge, die an jede andere, in
dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassene Person, gegenüber der der
Beamte Verpflichtungen aufgrund einer Gerichts- oder Verwaltungsentschei-
dung zu erfüllen hat, zu zahlen sind.

Der Gesamtbetrag der unter Buchstabe b) genannten Überweisungen darf 5 % des
Grundgehalts des Beamten nicht übersteigen.

(3) Die Überweisungen nach Absatz 2 erfolgen auf der Grundlage der in
Artikel 63 Absatz 2 des Statuts genannten Wechselkurse. Die überwiesenen Be-
träge werden mit einem Koeffizienten multipliziert, der sich aus der Differenz
zwischen dem Berichtigungskoeffizienten, der für das Land, in das der Betrag
überwiesen wird, im Sinne von Anhang XI Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe b) des
Statuts festgesetzt wird, und dem Berichtigungskoeffizienten, der auf das Gehalt
des Beamten im Sinne von Anhang XI Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe a) des
Statuts angewandt wird, ergibt.

(4) Neben den Überweisungen nach den Absätzen 1 bis 3 kann der Beamte
beantragen, dass regelmäßig ein Betrag zum monatlichen Wechselkurs und ohne
Anwendung eines Koeffizienten in einen anderen Mitgliedstaat überwiesen wird.
Der so überwiesene Betrag darf 25 % des Grundgehalts des Beamten nicht über-
steigen.
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ANHANG VIII

Versorgungsordnung

INHALTSVERZEICHNIS

Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften

Art. 1

Kapitel 2: Ruhegehalt und Abgangsgeld

Abschnitt 1: Ruhegehalt

Art. 2 bis 11

Abschnitt 2: Abgangsgeld

Art. 12

Kapitel 3: Invalidengeld

Art. 13 bis 15

Kapitel 4: Hinterbliebenenversorgung

Art. 17 bis 29

Kapitel 5: Vorläufige Versorgungsbezüge

Art. 30 bis 33

Kapitel 6: Erhöhung der Versorgungsbezüge für unterhaltsberechtigte Kinder

Art. 34 und 35

Kapitel 7:

Abschnitt 1: Finanzierung der Versorgung

Art. 36 bis 38

Abschnitt 2: Feststellung der Versorgungsansprüche

Art. 40 bis 44

Abschnitt 3: Zahlung der Versorgungsbezüge

Art. 45 bis 46

Kapitel 8: Übergangsvorschriften

Art. 48 bis 51

KAPITEL 1

Allgemeine Vorschriften

Artikel 1

(1) Wird bei der ärztlichen Untersuchung vor Dienstantritt festgestellt, daß ein
Beamter krank oder gebrechlich ist, so kann die Anstellungsbehörde verfügen,
daß die für den Fall der Invalidität oder des Todes vorgesehenen Garantien erst
fünf Jahre nach dem Eintritt in den Dienst der Gemeinschaften wirksam werden,
soweit es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwirkungen dieser Krankheit
oder dieses Gebrechens handelt.

Der Beamte kann bei dem Invaliditätsausschuß gegen diese Verfügung Einspruch
erheben.

(2) Ein Beamter, der sich in der dienstrechtlichen Stellung „Beurlaubung zum
Wehrdienst“ befindet, hat für die unmittelbaren Folgen von Unfällen oder Er-
krankungen, die auf den Wehrdienst zurückzuführen sind, keinen Anspruch auf
die für den Fall der Invalidität oder des Todes vorgesehenen Leistungen. Die auf
Hinterbliebene übertragungsfähigen Ruhegehaltsansprüche, die ein Beamter im
Zeitpunkt seiner „Beurlaubung zum Wehrdienst“ erworben hat, werden durch
die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt.

KAPITEL 2

Ruhegehalt und Abgangsgeld

Ab s c hn i t t 1

RUHEGEHALT

Artikel 2

Das Ruhegehalt wird nach der Gesamtzahl der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre
des Beamten berechnet. Jedes nach Maßgabe des Artikels 3 berücksichtigte



▼B
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Dienstjahr ist als ruhegehaltsfähiges Dienstjahr anzurechnen, jeder volle Monat
als ein Zwölftel eines ruhegehaltsfähigen Dienstjahrs.

Bei der Festlegung des Ruhegehaltsanspruchs können höchstens ►M112 die
ruhegehaltsfähigen Dienstjahre berücksichtigt werden, die erforderlich sind, um
das Höchstruhegehalt im Sinne von Artikel 77 Absatz 2 des Statuts zu errei-
chen ◄.

▼M112

Artikel 3

Unter der Voraussetzung, dass der Bedienstete während der nachfolgend genann-
ten Zeiten die vorgesehenen Beiträge entrichtet hat, werden bei der Berechnung
der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre im Sinne des Artikels 2 berücksichtigt:

a) die in der Eigenschaft als Beamter eines der Organe in einer der dienstrecht-
lichen Stellungen nach Artikel 35 Buchstaben a), b), c), e) und f) des Statuts
abgeleistete Dienstzeit, wobei für Beamte, denen der Rechtsvorteil des Arti-
kels 40 des Status gewährt wurde, allerdings Absatz 3 Unterabsatz 2 letzter
Satz dieses Artikels maßgebend ist;

b) bis zu höchstens fünf Jahren die Zeit, in welcher der Anspruch auf die Ver-
gütung nach Artikel 41 oder 50 des Statuts besteht;

c) die Zeit, in welcher Invalidengeld bezogen wird;

d) die in einer anderen Eigenschaft nach Maßgabe der Beschäftigungsbedingun-
gen für die sonstigen Bediensteten abgeleistete Dienstzeit. Wird jedoch ein
Vertragsbediensteter im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen Beamter, so
werden die als Vertragsbediensteter erworbenen ruhegehaltsfähigen Dienst-
jahre nach Maßgabe des Verhältnisses zwischen dem letzten als Vertrags-
bediensteter bezogenen Grundgehalt und dem ersten als Beamter bezogenen
Grundgehalt in ruhegehaltsfähige Dienstjahre eines Beamten umgerechnet,
und zwar im Rahmen der jeweils tatsächlich abgeleisteten Dienstjahre. Darü-
ber hinaus gehende Beiträge, die der Differenz zwischen der Anzahl der
errechneten ruhegehaltsfähigen Dienstjahre und der Anzahl der tatsächlichen
Dienstjahre entsprechen, werden der betreffenden Person auf der Grundlage
des letzten Grundgehalts als Vertragsbediensteter ausgezahlt. Wird ein Be-
amter Vertragsbediensteter, so gilt sinngemäß das Gleiche.

Artikel 4

(1) Der Beamte, der früher bereits als Beamter, als Bediensteter auf Zeit oder
als Vertragsbediensteter bei einem der Organe beschäftigt war und von einem
Organ der Gemeinschaften erneut eingestellt wird, erwirbt neue Ruhegehaltsan-
sprüche. Er kann verlangen, dass ihm gemäß Artikel 3 dieses Anhangs bei der
Berechnung der Ruhegehaltsansprüche seine Dienstzeit als Beamter, Bediensteter
auf Zeit oder Vertragsbediensteter, für die Beiträge gezahlt worden sind, ange-
rechnet wird, sofern er:

a) das ihm aufgrund von Artikel 12 gezahlte Abgangsgeld zuzüglich Zinsen und
Zinseszinsen zum Jahreszinssatz von ►M123 3,1 % ◄ wieder einzahlt; falls
er eine Zahlung nach Artikel 42 oder Artikel 112 der Beschäftigungsbedin-
gungen für die sonstigen Bediensteten erhalten hat, so hat er den betreffenden
Betrag ebenfalls zuzüglich Zinsen und Zinseszinsen zum genannten Zinssatz
zurückzuzahlen;

b) zu diesem Zweck vor Berechnung der anzurechnenden Dienstjahre gemäß
Artikel 11 Absatz 2 in dem Fall, dass ihm nach seinem erneuten Dienstantritt
auf seinen Antrag der Rechtsvorteil dieses Artikels gewährt wurde, den Teil
des auf das Versorgungssystem der Gemeinschaften übertragenen Betrags
zurücklegen lässt, welcher dem nach Artikel 11 Absatz 1 oder nach Artikel 12
Absatz 1 Buchstabe b) berechneten und auf das ursprüngliche Versorgungs-
system übertragenen versicherungsmathematischen Gegenwert zuzüglich Zin-
sen und Zinseszinsen zum Jahreszinssatz von ►M123 3,1 % ◄ entspricht.

Hat der Betreffende eine Zahlung nach Artikel 42 oder Artikel 112 der Beschäf-
tigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten erhalten, so ist bei dem zu-
rückzulegenden Betrag ebenfalls der in Anwendung des betreffenden Artikels
gezahlte Betrag zuzüglich Zinsen und Zinseszinsen zum Jahreszinssatz von
►M123 3,1 % ◄ zu berücksichtigen.

Reicht der auf das Versorgungssystem der Gemeinschaften übertragene Betrag
nicht aus, um die Versorgungsansprüche für die gesamte vorhergehende Dienst-
zeit wiederherzustellen, so kann der Beamte auf seinen Antrag hin den Betrag bis
zu dem nach Unterabsatz 1 Buchstabe b) festgelegten Betrag vervollständigen.



▼M112

(2) Der in Absatz 1 vorgesehene Zinssatz kann nach den Modalitäten des
Anhangs XII Artikel 10 des Statuts geändert werden.

▼B

Artikel 5

▼M112
Ungeachtet des Artikels 2 dieses Anhangs hat ein Beamter, der nach Erreichen
des Alters von 63 Jahren im Dienst bleibt, für jedes Dienstjahr, das er ab diesem
Alter ableistet, Anspruch auf eine Erhöhung seines Ruhegehalts in Höhe von 2 %
des für die Berechnung des Ruhegehalts zugrunde gelegten Grundgehalts; das
Ruhegehalt darf jedoch 70 % des letzten Grundgehalts des Beamten nach Arti-
kel 77 Absatz 2 bzw. Absatz 3 des Statuts nicht übersteigen.

▼B
Dieser Steigerungssatz wird auch im Todesfall gewährt, wenn der Beamte über
das ►M112 dreiundsechzigste ◄ Lebensjahr hinaus im Dienst geblieben ist.

Artikel 6

▼M23
Als Existenzminimum für die Berechnung der Leistungen gilt das Grundge-
halt eines Beamten ►M112 in der ersten Dienstaltersstufe der Besoldungs-
gruppe 1 ◄.

▼M112
__________

Artikel 8

Als versicherungsmathematischer Gegenwert des Ruhegehalts gilt der Kapital-
wert der dem Beamten zustehenden Leistung; dieser Betrag errechnet sich nach
der in Anhang XII Artikel 9 des Statuts genannten Sterblichkeitstafel und auf der
Grundlage eines Jahreszinssatzes von ►M123 3,1 % ◄, der nach den Modalitä-
ten des Anhangs XII Artikel 10 des Statuts geändert werden kann.

Artikel 9

(1) Scheidet ein Beamter vor dem dreiundsechzigsten Lebensjahr aus dem
Dienst aus, so kann er verlangen, dass die Ruhegehaltszahlung

a) entweder bis zum ersten des Kalendermonats ausgesetzt wird, der auf den
Monat folgt, in dem er das dreiundsechzigste Lebensjahr vollendet,

b) oder, sofern er das fünfundfünfzigste Lebensjahr vollendet hat, sofort beginnt.
In diesem Fall wird das Ruhegehalt je nach dem Alter des Beamten zur Zeit
des Beginns der Ruhegehaltszahlung gekürzt.

Für jedes Jahr, für das der Beamte vor Erreichen des Alters, zu dem er nach
Artikel 77 des Statuts den Anspruch auf Ruhegehalt erwirbt, Ruhegehalt
bezieht, wird eine Kürzung des Ruhegehalts um 3,5 % vorgenommen. Ist
die Differenz zwischen dem Alter, zu dem der Anspruch auf Ruhegehalt im
Sinne von Artikel 77 des Statuts erworben wird, und dem Alter des Betref-
fenden zu dem genannten Zeitpunkt nicht gleich einer genauen Anzahl von
Jahren, so wird die Kürzung für ein weiteres Jahr vorgenommen.

(2) Im Interesse des Dienstes kann die Anstellungsbehörde nach Maßgabe
objektiver Kriterien und unter Anwendung transparenter Verfahren, die im
Wege allgemeiner Durchführungsbestimmungen festgelegt werden, beschließen,
die genannte Kürzung auf die betreffenden Beamten nicht anzuwenden. Die Ge-
samtzahl der Beamten und Bediensteten auf Zeit, die pro Jahr ohne Kürzung
ihrer Versorgungsbezüge in den Ruhestand treten, darf jedoch 10 % der Anzahl
der Beamten aller Organe nicht übersteigen, die im Vorjahr in den Ruhestand
getreten sind. Diese Quote kann jährlich zwischen 8 und 12 % schwanken, sofern
über zwei Jahre insgesamt eine Quote von 20 % nicht überschritten wird und
Haushaltsneutralität gewährleistet ist. Die Kommission legt vor Ablauf von fünf
Jahren dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht zur Bewertung
der Anwendung dieser Maßnahme vor. Gegebenenfalls schlägt die Kommission
auf der Grundlage von Artikel 283 des EG-Vertrags vor, die Quote nach fünf
Jahren auf jährlich höchstens 5 bis 10 % aller im Vorjahr in sämtlichen Organen
in den Ruhestand getretenen Beamten festzusetzen.
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▼M112

Artikel 9a

Verlangt ein Beamter, der Ruhegehaltsansprüche von über 70 % seines letzten
Grundgehaltes erworben hat, gemäß Artikel 9 den sofortigen Beginn der Ruhe-
gehaltszahlung, so wird zur Berechnung der Höhe seines Ruhegehalts die Kür-
zung nach Artikel 9 auf einen theoretischen Betrag angewandt, der den ruhege-
haltsfähigen Dienstjahren entspricht, anstatt auf einen Betrag, der höchstens 70 %
des letzten Grundgehaltes entspricht. Das auf diese Weise berechnete gekürzte
Ruhegehalt darf jedoch auf keinen Fall 70 % des letzten Grundgehaltes im Sinne
des Artikels 77 des Statuts übersteigen.

▼B

Artikel 10

Der Anspruch auf Ruhegehalt wird mit dem ersten Tage des Kalendermonats
wirksam, der auf den Monat folgt, in dem der Beamte von Amts wegen oder auf
eigenen Wunsch in den Ruhestand versetzt wird; er erhält seine Bezüge bis zu
dem Zeitpunkt, zu dem das Ruhegehalt erstmalig zu zahlen ist.

Artikel 11

▼M83
(1) Scheidet ein Beamter aus dem Dienst aus, um

— in den Dienst einer Verwaltung oder einer innerstaatlichen oder internationa-
len Einrichtung zu treten, die mit den Gemeinschaften ein Abkommen ge-
troffen hat,

— eine unselbständige oder selbständige Tätigkeit auszuüben, für die er Ruhe-
gehaltsansprüche in einem System geltend machen kann, dessen Verwal-
tungsorgane ein Abkommen mit den Gemeinschaften getroffen haben,

so ist er berechtigt, den ►M112 zum Zeitpunkt der tatsächlichen Übertragung
bestehenden ◄ versicherungsmathematischen Gegenwert seines bei den Gemein-
schaften erworbenen Ruhegehaltsanspruchs auf die Pensionskasse dieser Verwal-
tung oder Einrichtung oder auf die Pensionskasse zu übertragen, bei der der
Beamte aufgrund seiner unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit Ruhege-
haltsansprüche geltend machen kann.

(2) Ein Beamter, der in den Dienst der Gemeinschaft tritt

— nach Ausscheiden aus dem Dienst bei einer Verwaltung, einer innerstaatli-
chen oder internationalen Einrichtung, oder

— nach dem Ausüben einer unselbständigen oder selbständigen Tätigkeit,

▼M112
kann in der Zeit zwischen seiner Ernennung zum Beamten auf Lebenszeit und
dem Zeitpunkt, zu dem er den Anspruch auf ein Ruhegehalt im Sinne des
Artikels 77 des Statuts erwirbt, den Kapitalwert der Ruhegehaltsansprüche, die
er aufgrund der genannten Tätigkeit erworben hat, an die Gemeinschaften zahlen
lassen; zugrunde gelegt wird hierbei der zum Zeitpunkt der tatsächlichen Über-
tragung bestehende Kapitalwert.

In diesem Fall legt das Organ, bei dem der Beamte im Dienst steht, unter
Berücksichtigung des Grundgehalts, des Alters und des Wechselkurses zum Zeit-
punkt des Antrags auf Übertragung mittels allgemeiner Durchführungsbestim-
mungen die Anzahl der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre fest, die es ihm gemäß
der Versorgungsordnung der Gemeinschaften für die frühere Dienstzeit unter
Zugrundelegung des übertragenen Kapitals und abzüglich des Wertzuwachses
zwischen dem Zeitpunkt des Antrags auf Übertragung und der tatsächlichen
Übertragung anrechnet.

Diese Möglichkeit kann der Beamte je Mitgliedstaat und Pensionskasse nur ein
einziges Mal in Anspruch nehmen.

▼M56
(3) Absatz 2 gilt auch für den Beamten, der nach seiner Abordnung gemäß
Artikel 37 Absatz 1 Buchstabe b) zweiter Gedankenstrich wiederverwendet wird,
sowie für den Beamten, der nach seinem Urlaub aus persönlichen Gründen ge-
mäß Artikel 40 des Statuts wiederverwendet wird.
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▼B

Ab s c hn i t t 2

ABGANGSGELD

▼M112

Artikel 12

(1) Ein Beamter, der vor dem dreiundsechzigsten Lebensjahr aus anderen
Gründen als durch Tod oder Dienstunfähigkeit endgültig aus dem Dienst aus-
scheidet, hat bei seinem Ausscheiden, sofern er nicht zu dem sofortigen oder bis
zu einem späteren Zeitpunkt ausgesetzten Bezug von Ruhegehalt berechtigt ist,
Anspruch darauf,

a) dass ihm, wenn er weniger als ein Dienstjahr abgeleistet hat und sofern er
nicht die Möglichkeit des Artikels 11 Absatz 2 wahrgenommen hat, ein
Abgangsgeld in dreifacher Höhe der als Ruhegehaltsbeiträge von seinem
Grundgehalt einbehaltenen Beträge ausgezahlt wird, gegebenenfalls abzüglich
der Beträge, die in Anwendung der Artikel 42 und 112 der Beschäftigungs-
bedingungen für die sonstigen Bediensteten gezahlt wurden;

b) oder, falls die in Buchstabe a) genannten Bedingungen nicht zutreffen, dass
Artikel 11 Absatz 1 auf ihn angewandt wird oder der versicherungsmathema-
tische Gegenwert auf eine Privatversicherung oder einen privaten Pensions-
fonds seiner Wahl übertragen wird, sofern die betreffende Einrichtung Folgen-
des gewährleistet:

i) sie zahlt keinen Kapitalbetrag aus;

ii) sie zahlt frühestens ab dem 60. und spätestens ab dem 65. Lebensjahr eine
monatliche Rente;

iii) sie sieht Leistungen für Hinterbliebene vor;

iv) eine Übertragung auf eine andere Versicherung oder einen anderen Fonds
nimmt sie nur vor, wenn die unter den Ziffern i), ii) und iii) genannten
Bedingungen erfüllt sind.

(2) Hat ein Beamter seit seinem Dienstantritt Zahlungen zum Erwerb oder zur
Erhaltung von Versorgungsansprüchen an ein nationales Versorgungssystem, an
eine Privatversicherung oder an einen privaten Pensionsfonds seiner Wahl ge-
leistet, die bzw. der die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt, und scheidet er
vor dem 63. Lebensjahr aus anderen Gründen als durch Tod oder Dienstunfä-
higkeit endgültig aus dem Dienst aus und ist dabei nicht zu dem sofortigen oder
bis zu einem späteren Zeitpunkt ausgesetzten Bezug von Ruhegehalt berechtigt,
so hat er abweichend von Absatz 1 Buchstabe b) Anspruch darauf, dass ihm bei
seinem Ausscheiden aus dem Dienst ein Abgangsgeld gezahlt wird, dessen Be-
trag dem versicherungsmathematischen Gegenwert seiner Ruhegehaltsansprüche,
die er aufgrund seiner Tätigkeit in den Organen erworben hat, entspricht. In
diesen Fällen werden die Beträge, die gemäß Artikel 42 oder 112 der Beschäfti-
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten zum Erwerb oder zur Erhaltung
der Ruhegehaltsansprüche des Beamten bei dem nationalen Versorgungssystem
gezahlt worden sind, vom Abgangsgeld abgezogen.

(3) Scheidet jedoch ein Beamter endgültig aus dem Dienst aus, weil er aus
dem Dienst entfernt worden ist, so wird das auszuzahlende Abgangsgeld oder der
gegebenenfalls zu übertragende versicherungsmathematische Gegenwert nach
Maßgabe des nach Anhang IX Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe h) des Statuts
gefassten Beschlusses festgesetzt.

__________

▼B

KAPITEL 3

▼M112
Invalidengeld

▼B

Artikel 13

►M112 (1) ◄ Erkennt der Invaliditätsausschuß an, daß ein noch nicht fünf-
undsechzig Jahre alter Beamter während der Zeit, in der er Ruhegehaltsansprüche
erwirbt, dauernd voll dienstunfähig geworden ist und ein Amt seiner Laufbahn
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▼B

bei ►M15 den Gemeinschaften ◄, nicht wahrnehmen kann und muß der Be-
amte deshalb seinen Dienst aufgeben, so hat er vorbehaltlich der Vorschriften des
Artikels 1 Absatz 1 für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit Anspruch ►M23 auf
ein ►M112 Invalidengeld ◄ gemäß Artikel 78 des Statuts ◄.

▼M112
(2) Ein Empfänger von Invalidengeld darf nur dann eine Erwerbstätigkeit aus-
üben, wenn dies zuvor von der Anstellungsbehörde genehmigt worden ist. Über-
steigen die Einkünfte aus dieser Tätigkeit zusammen mit dem Invalidengeld die
letzten Gesamtbezüge im aktiven Dienst gemäß der am ersten Tage des Monats,
für den das Invalidengeld festzustellen ist, geltenden Gehaltstabelle, so wird das
Invalidengeld um den Differenzbetrag gegenüber den letzten Gesamtbezügen
gekürzt.

Der Invalidengeldempfänger hat auf Verlangen entsprechende Bescheinigungen
vorzulegen und dem Organ alle Gegebenheiten mitzuteilen, die sich auf seinen
Anspruch auf Invalidengeld auswirken könnten.

▼B

Artikel 14

▼M62
Der Anspruch auf ►M112 Invalidengeld ◄ entsteht mit dem ersten Tag des
Kalendermonats, der auf die Versetzung in den Ruhestand nach Artikel 53 des
Statuts folgt.

▼M23
Erfüllt ein ►M62 ehemaliger Beamter ◄ nicht mehr die Voraussetzungen für
die Gewährung des ►M112 Invalidengelds ◄, so ist er in die erste in seiner
Laufbahngruppe oder Sonderlaufbahn frei werdende Planstelle einzuweisen, die
seiner Laufbahn entspricht, sofern er die dafür erforderliche Eignung besitzt.
Lehnt er die ihm angebotene Planstelle ab, so hat er weiterhin Anspruch auf
Wiederverwendung in einer seiner Laufbahn entsprechenden Planstelle seiner
Laufbahngruppe oder Sonderlaufbahn, wenn eine solche Planstelle erneut frei
wird und er die dafür erforderliche Eignung besitzt; lehnt er zum zweiten Mal
ab, so kann er von Amts wegen entlassen werden ►M112 __________ ◄.

Beim Tode ►M62 eines ehemaligen Beamten ◄, der Anspruch auf ein
►M112 Invalidengeld ◄ hat, erlischt der Anspruch am Ende des Kalender-
monats, in dem der ►M62 ehemalige Beamte ◄ verstorben ist.

▼B

Artikel 15

Solange der ►M62 ehemalige Beamte ◄, der ein ►M112 Invalidengeld ◄
bezieht, das ►M112 dreiundsechzigste ◄ Lebensjahr nicht vollendet hat, kann
ihn das Organ in bestimmten Zeitabständen untersuchen lassen, um sich zu ver-
gewissern, daß er die Voraussetzungen für den Bezug ►M112 des Invaliden-
gelds ◄ noch erfüllt.

▼M112
__________

▼B

KAPITEL 4

Hinterbliebenenversorgung

Artikel 17

►M23 ►M112 Der überlebende Ehegatte ◄ eines Beamten, der sich bei
seinem Tod in einer der dienstrechtlichen Stellungen nach Artikel 35
des Statuts befand, erhält ◄, sofern die Ehe mindestens ein Jahr gedauert
hat, vorbehaltlich des Artikels 1 Absatz 1 und des Artikels 22eine
►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ in Höhe von ►M5 60 v. H. ◄ des
Ruhegehalts, das an den Beamten gezahlt worden wäre, wenn er —

►M62 ohne Voraussetzung einer Mindestdienstzeit oder eines Mindestalters ◄
— im Zeitpunkt seines Todes hierauf Anspruch gehabt hätte.

Die in Absatz 1 vorgesehene Dauer der Ehe bleibt außer Betracht, sofern aus der
Ehe oder aus einer früheren Ehe des Beamten ein oder mehrere Kinder hervor-
gegangen sind und ►M112 der überlebende Ehegatte ◄ für diese Kinder sorgt
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▼B

oder gesorgt hat oder wenn der Tod des Beamten auf ein Gebrechen oder eine
Erkrankung, die er sich anläßlich der Ausübung seines Amtes zugezogen hat,
oder auf einen Unfall zurückzuführen ist.

▼M56

Artikel 17a

Vorbehaltlich des Artikels 1 Absatz 1 und des Artikels 22 hat ►M112 der
überlebende Ehegatte ◄ eines ehemaligen Beamten, der seiner Stelle enthoben
oder auf den eineMaßnahme zum Ausscheiden aus dem Dienst gemäß den Ver-
ordnungen (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68, (Euratom, EGKS, EWG)
Nr. 2530/72 oder (EGKS, EWG, Euratom) Nr. 1543/73 angewandt worden
war und der vor seinem Tod eine monatliche Vergütung nach Artikel 50 des
Statuts oder nach einer der vorgenannten Verordnungen bezogen hatte,
►M112 sofern die Ehe vor dem Ausscheiden aus dem Dienst geschlossen wor-
den war und mindestens ein Jahr bestand ◄, Anspruch aufeine
►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ in Höhe von 60 v. H. des Ruhegehalts,
das ►M112 der ehemalige Beamte ◄ bezogen hätte, wenn er ohne Voraus-
setzung einer Mindestdienstzeit oder eines Mindestalters zum Zeitpunkt seines
Todes darauf Anspruch gehabt hätte.

Die in Absatz 1 vorgesehene ►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ darf nicht
niedriger sein als die in Artikel 79 Absatz 2 des Statuts vorgesehenen Beträge. Es
darf jedoch keinesfalls höher sein als die erste Zahlung des Ruhegehalts, auf das
der ehemalige Beamte Anspruch gehabt hätte, wenn er am Leben geblieben wäre
und ihm nach Ausschöpfung seiner Ansprüche auf eine der oben genannten
Vergütungen ein Ruhegehalt zuerkannt worden wäre.

Die in Absatz 1 genannte Dauer der Ehe bleibt außer Betracht, wenn aus einer
Ehe, die der Beamte vor seinem Ausscheiden aus dem Dienst eingegangen ist,
ein oder mehrere Kinder hervorgegangen sind und ►M112 der überlebende
Ehegatte ◄ für diese im Sinne des Anhangs VII Artikel 2 Absatz 2 unterhalts-
berechtigten Kinder sorgt oder gesorgt hat.

Das gleiche gilt, wenn der Tod des ehemaligen Beamten auf einen der in Arti-
kel 17 Absatz 2 am Ende genannten Umstände zurückzuführen ist.

▼M112

Artikel 18

Der überlebende Ehegatte des ehemaligen Beamten, der ein Ruhegehalt bezog,
hat vorbehaltlich des Artikels 22 und sofern die Ehe vor dem Ausscheiden aus
dem Dienst geschlossen worden war und mindestens ein Jahr bestand, Anspruch
auf eine Hinterbliebenenversorgung in Höhe von 60 v. H. des Ruhegehalts, das
der ehemalige Beamte am Tag seines Todes bezog. Die Hinterbliebenenversorgung
beträgt mindestens 35 v. H. des letzten Grundgehalts, darf aber keinesfalls höher als
das Ruhegehalt sein, das der ehemalige Beamte am Tag seines Todes bezog.

Die Dauer der Ehe bleibt außer Betracht, sofern aus einer Ehe, die der Beamte
vor seinem Ausscheiden aus dem Dienst eingegangen ist, ein oder mehrere Kin-
der hervorgegangen sind und der überlebende Ehegatte für diese Kinder sorgt
oder gesorgt hat.

▼M23

Artikel 18a

►M112 Der überlebende Ehegatte ◄ eines ehemaligen Beamten, der vor Voll-
endung des ►M112 63. Lebensjahres ◄ aus dem Dienst ausgeschieden ist und
beantragt hat, daß die Ruhegehaltszahlung bis zum ersten Tag des Kalender-
monats aufgeschoben wird, der auf den Monat folgt, in dem er das
►M112 63. Lebensjahr ◄ vollendet, hat vorbehaltlich des Artikels 22 und
►M112 sofern die Ehe vor dem Ausscheiden aus dem Dienst geschlossen wor-
den war und mindestens ein Jahr bestand ◄, Anspruch auf
►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ in Höhe von 60 v. H. des Ruhegehalts,
das ►M112 der ehemalige Beamte ◄ bei Vollendung des ►M112 63. Lebens-
jahres ◄ bezogen hätte. ►M112 Die Hinterbliebenenversorgung ◄ beträgt
mindestens 35 v. H. des letzten Grundgehalts, darf aber keinesfalls höher als
das Ruhegehalt sein, auf das der ehemalige Beamte bei Vollendung des
►M112 63. Lebensjahres ◄ Anspruch gehabt hätte.

Die Dauer der Ehe bleibt außer Betracht, sofern aus einer Ehe, die ►M62 der
ehemalige Beamte ◄ vor seinem Ausscheiden aus dem Dienst eingegangen ist,
ein oder mehrere Kinder hervorgegangen sind und ►M112 der überlebende
Ehegatte ◄ für diese Kinder sorgt oder gesorgt hat.
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▼M112

Artikel 19

Der überlebende Ehegatte eines ehemaligen Beamten, der Invalidengeld bezogen
hat, hat vorbehaltlich des Artikels 22 dieses Anhangs Anspruch auf Hinterblie-
benenversorgung in Höhe von 60 v. H. des Invalidengelds, das der ehemalige
Beamte am Tag seines Todes bezog, sofern er im Zeitpunkt der Zuerkennung des
Invalidengelds mit dem ehemaligen Beamten verheiratet war.

Die Hinterbliebenenversorgung muss mindestens 35 v. H. des letzten Grundge-
halts betragen, darf aber keinesfalls höher als das Invalidengeld sein, das der
ehemalige Beamte am Tag seines Todes bezog.

▼B

Artikel 20

Die ►M62 in den Artikeln 17a, 18, 18a und 19 ◄ vorgesehene Dauer der Ehe
bleibt außer Betracht, sofern die Ehe mit dem Beamten, auch wenn sie nach
seinem Ausscheiden aus dem Dienst geschlossen wurde, mindestens fünf Jahre
gedauert hat.

Artikel 21

(1) Das Waisengeld nach Artikel 80 ►M62 Absätze 1, 2 und 3 ◄ des Statuts
beträgt für das erste verwaiste Kind 8/10 ►M112 der Hinterbliebenenversor-
gung ◄, auf das ►M112 der überlebende Ehegatte ◄ des Beamten
►M62 oder ehemaligen Beamten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder ein Invali-
dengeld ◄ zustand ◄ Anspruch gehabt hätte; hierbei bleiben die Kürzungen
nach Artikel 25 außer Betracht.

▼M23
Das Waisengeld darf vorbehaltlich des Artikels 22 nicht unter dem Existenz-
minimum liegen.

▼B
(2) Das Waisengeld erhöht sich vom zweiten unterhaltsberechtigten Kind ab
für jedes Kind um den doppelten Betrag der Kinderzulage.

▼M23
Sind die Voraussetzungen des Anhangs VII Artikel 3 erfüllt, so hat die Waise
Anspruch auf die Erziehungszulage.

▼B
(3) Der Gesamtbetrag des Waisengelds und der Kinderzulage wird zu gleichen
Teilen auf die berechtigten Waisen aufgeteilt.

Artikel 22

Hinterläßt ein Beamter ►M112 einen überlebenden Ehegatten ◄ und zugleich
Waisen aus früherer Ehe oder andere Rechtsnachfolger, so wird die Gesamtver-
sorgung so berechnet wie ►M112 die Hinterbliebenenversorgung für einen über-
lebenden Ehegatten, der ◄ für unterhaltsberechtigte Personen zu sorgen hat, und
entsprechend den Versorgungsbezügen, die den einzelnen Anspruchsberechtigten
gesondert zuerkannt worden wären, auf die in Betracht kommenden Personen-
gruppen anteilig aufgeteilt.

Hinterläßt ein Beamter Waisen, die aus verschiedenen Ehen hervorgegangen sind,
so wird die Gesamtversorgung so berechnet, als ob die Kinder aus ein und
derselben Ehe hervorgegangen wären, und entsprechend den Versorgungsbezü-
gen, die den einzelnen Anspruchsberechtigten gesondert zuerkannt worden wä-
ren, auf die in Betracht kommenden Personengruppen anteilig aufgeteilt.

Bei der Berechnung des Aufteilungssatzes werden die aus einer früheren Ehe
eines Ehegatten hervorgegangenen und nach Anhang VII Artikel 2 als unterhalts-
berechtigt anerkannten Kinder in die Gruppe der aus der Ehe mit dem Beamten
►M62 oder ehemaligen Beamten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder ein Invali-
dengeld ◄ zustand ◄ hervorgegangenen Kinder einbezogen.

In dem in Absatz 2 geregelten Fall werden die Verwandten aufsteigender Linie,
die nach Anhang VII Artikel 2 als unterhaltsberechtigt anerkannt sind, den unter-
haltsberechtigten Kindern gleichgestellt und bei der Berechnung des Aufteilungs-
satzes in die Gruppe der Verwandten absteigender Linie einbezogen.

▼M62
__________
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▼B

Artikel 24

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung entsteht mit dem ersten Tage des
Kalendermonats, der auf den Sterbemonat des Beamten ►M62 oder ehemaligen
Beamten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder ein Invalidengeld ◄ zustand ◄
folgt. ►M23 Wird jedoch beim Tode des Beamten oder des Empfängers von
Versorgungsbezügen die Zahlung nach Artikel 70 des Statuts geleistet, so ent-
steht der Anspruch erst am ersten Tag des vierten Monats, der auf den Sterbe-
monat folgt. ◄

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung erlischt am Ende des Kalender-
monats, in dem der Berechtigte stirbt oder die Voraussetzungen für den Bezug
der Versorgung nicht mehr erfüllt. ►M112 Außerdem erlischt der Anspruch auf
Waisengeld, wenn der Anspruchsberechtigte nicht mehr als unterhaltsberechtigtes
Kind im Sinne des Anhangs VII Artikel 2 gilt. ◄

Artikel 25

Beträgt der Altersunterschied zwischen dem verstorbenen Beamten ►M62 oder
ehemaligen Beamten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder Invalidengeld ◄ zu-
stand ◄ und seinem Ehegatten abzüglich der Dauer der Ehe mehr als zehn
Jahre, so wird die nach den vorstehenden Vorschriften festgesetzte Hinterbliebe-
nenversorgung für jedes volle Jahr des Altersunterschieds wie folgt gekürzt:

— um 1 v. H. für die Jahre zwischen dem zehnten und dem zwanzigsten Jahr,

— um 2 v. H. für die Jahre vom zwanzigsten bis zum fünfundzwanzigsten Jahr
ausschließlich,

— um 3 v. H. für die Jahre vom fünfundzwanzigsten bis zum dreißigsten Jahr
ausschließlich,

— um 4 v. H. für die Jahre vom dreißigsten bis zum fünfunddreißigsten Jahr
ausschließlich,

— um 5 v. H. für die Jahre vom fünfunddreißigsten Jahr an.

Artikel 26

Der Anspruch ►M112 des Ehegatten auf Hinterbliebenenversorgung ◄ erlischt,
►M112 wenn er ◄ eine neue Ehe eingeht. ►M112 Er hat ◄, sofern nicht
Artikel 80 Absatz 2 des Statuts anwendbar ist, Anspruch auf sofortige Zahlung
einer Abfindung in Höhe des zweifachen Jahresbetrags ►M112 seiner Hinter-
bliebenenversorgung ◄.

▼M112

Artikel 27

Der geschiedene Ehegatte eines Beamten oder ehemaligen Beamten hat Anspruch
auf die Hinterbliebenenversorgung nach den Vorschriften dieses Kapitels, sofern
er nachweisen kann, dass er für sich selbst beim Tod seines früheren Ehegatten
Anspruch auf eine Unterhaltszahlung zu dessen Lasten hatte, die entweder durch
richterliche Entscheidung oder durch amtlich eingetragene und rechtswirksame
Vereinbarung zwischen den ehemaligen Ehegatten festgelegt wurde.

Die Hinterbliebenenversorgung darf jedoch die Unterhaltszahlung, die zum Zeit-
punkt des Todes des früheren Ehegatten geleistet wurde, nicht übersteigen, wobei
letztere nach den Modalitäten des Artikels 82 des Statuts angepasst wird.

Der Anspruch des geschiedenen Ehegatten erlischt, wenn er vor dem Tod seines
früheren Ehegatten eine neue Ehe eingeht. Geht er nach dessen Tod eine neue
Ehe ein, so findet Artikel 26 auf ihn Anwendung.

▼B

Artikel 28

▼M62
Beanspruchen mehrere geschiedene Ehefrauen oder ein oder mehrere
►M112 geschiedene Ehegatten ◄ und ►M112 ein überlebender Ehegatte ◄
►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄, so wird dieses entsprechend der jewei-
ligen Dauer der Ehe aufgeteilt. In diesem Falle findet Artikel 27 Absätze 2 und 3
Anwendung.
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▼B

►M112 Stirbt einer der Berechtigten ◄ oder ►M112 verzichtet er auf seinen
Anteil an der Hinterbliebenenversorgung ◄, so wächst dieser Anteil dem Anteil
der anderen zu, es sei denn, daß der Anspruch nach Artikel 80 Absatz 2 des
Statuts auf die Waisen übergeht.

Bei Aufteilung der Versorgungsbezüge nach diesem Artikel werden die Kürz-
ungen wegen Altersunterschieds nach Artikel 25 getrennt vorgenommen.

Artikel 29

►M112 Hat der geschiedene Ehegatte seinen ◄ Versorgungsanspruch nach
Artikel 42 verloren, so werden ►M112 dem überlebenden Ehegatten ◄ die
vollen Versorgungsbezüge gewährt, sofern nicht Artikel 80 Absatz 2 des Statuts
anwendbar ist.

KAPITEL 5

Vorläufige Versorgungsbezüge

Artikel 30

Ist ein ►M62 in einer der dienstrechtlichen Stellungen nach Artikel 35 des
Statuts ◄ stehender Beamter länger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so
können dem Ehegatten oder den Personen, die ihm gegenüber als unterhaltsbe-
rechtigt gelten, vorläufig die Versorgungsbezüge gezahlt werden, die ihnen nach
diesem Anhang zustehen würden.

Artikel 31

Ist ►M62 ein ehemaliger Beamter ◄, der ein Ruhegehalt ►M112 oder Invali-
dengeld ◄ bezieht, länger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so können dem
Ehegatten oder den Personen, die ihm gegenüber als unterhaltsberechtigt gelten,
vorläufig die Versorgungsbezüge gezahlt werden, die ihnen nach diesem Anhang
zustehen würden.

▼M62

Artikel 31a

Ist ein ehemaliger Beamter im Sinne von Artikel 18a des Anhangs VIII oder ein
ehemaliger Beamter, der eine Vergütung nach Artikel 50 des Statuts
►M112 oder nach der Verordnung (EWG) Nr. 1857/89 (1), der Verordnung
(EG, Euratom) Nr. 1746/2002 (2), der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1747/2002 (3) oder der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1748/2002 (4). ◄
bezieht, seit mehr als einem Jahr unbekannten Aufenthalts, so können dem Ehe-
gatten oder den Personen, die ihm gegenüber als unterhaltsberechtigt gelten,
vorläufig die Versorgungsbezüge gezahlt werden, die ihnen nach diesem Anhang
zustehen würden.

▼B

Artikel 32

Ist eine Person, die eine Hinterbliebenenversorgung bezieht oder darauf Anspruch
hat, länger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so ist Artikel 31 auf die Perso-
nen anwendbar, die ihr gegenüber als unterhaltsberechtigt gelten.

Artikel 33

Die vorläufigen Versorgungsbezüge nach Artikel 30, 31 ►M62 , 31a ◄ und 32
werden in endgültige Versorgungsbezüge umgewandelt, wenn der Tod des Be-
amten oder ►M62 des ehemaligen Beamten ◄ amtlich festgestellt oder der
Beamte durch rechtskräftiges Urteil für verschollen erklärt wird.
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▼B

KAPITEL 6

Erhöhung der Versorgungsbezüge für unterhaltsberechtigte Kinder

Artikel 34

Artikel 81 Absatz 2 des Statuts gilt auch für die Empfänger vorläufiger Ver-
sorgungsbezüge.

▼M112
Die Artikel 80 und 81 des Statuts gelten auch für Kinder, die weniger als 300
Tage nach dem Tod des Beamten oder ruhegehalts- oder invalidengeldberechtig-
ten ehemaligen Beamten geboren werden.

▼M23
__________

▼B

Artikel 35

▼M23
Die Gewährung eines Ruhegehalts, ►M112 eines Invalidengelds ◄, einer Hin-
terbliebenenversorgung oder vorläufiger Versorgungsbezüge begründet keinen
Anspruch auf die Auslandszulage.

▼B

KAPITEL 7

Ab s c hn i t t 1

FINANZIERUNG DER VERSORGUNG

Artikel 36

►M112 Bei jeder Gehalts- und Invalidengeldzahlung ◄ wird der Beitrag zu der
in den Artikeln 77 bis 84 des Statuts vorgesehenen Versorgung einbehalten.

Artikel 37

Ein abgeordneter Beamter hat den in Artikel 36 erwähnten Beitrag weiterhin
abzuführen; bei der Berechnung wird das seiner Dienstaltersstufe und seiner
Besoldungsgruppe entsprechende Grundgehalt zugrunde gelegt. Das gleiche gilt
für einen Beamten, der die bei Versetzung in den einstweiligen Ruhestand und
bei Stellenenthebung aus dienstlichen Gründen vorgesehene Vergütung erhält,
►M39 sowie für einen Beamten in Urlaub aus persönlichen Gründen, der wei-
terhin nach Maßgabe des Artikels 40 Absatz 3 des Statuts neue Ruhegehaltsan-
sprüche erwirbt, ◄ jedoch mit der in Artikel 3 vorgesehenen Begrenzung auf
fünf Jahre.

Alle Leistungen, auf die der Beamte oder seine Rechtsnachfolger nach den Vor-
schriften der Versorgungsordnung gegebenenfalls Anspruch haben, werden unter
Zugrundelegung dieses Grundgehalts berechnet.

Artikel 38

Ordnungsgemäß einbehaltene Beitrage können nicht zurückgefordert
werden. Beiträge, die zu Unrecht erhoben worden sind, begründen keinen An-
spruch auf ein Ruhegehalt; sie werden auf Antrag des Beamten oder seiner
Rechtsnachfolger ohne Zinsen zurückgezahlt.

▼M112
__________
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▼B

Ab s c hn i t t 2

FESTSTELLUNG DER VERSORGUNGSANSPRÜCHE

Artikel 40

▼M23
Die Feststellung des Ruhegehalts, ►M112 des Invalidengelds ◄, der Hinter-
bliebenenversorgung oder der vorläufigen Versorgungsbezüge obliegt dem Or-
gan, dem der Beamte zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst ange-
hörte. Gleichzeitig mit der Verfügung, mit der diese Versorgungsbezüge zuer-
kannt werden, erhalten der Beamte oder seine Rechtsnachfolger und die Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften, die die Auszahlung der Versorgungs-
bezüge vorzunehmen hat, einen Feststellungsbescheid, aus dem die Berechnung
im einzelnen hervorgeht.

▼M112
Das Ruhegehalt und das Invalidengeld dürfen weder mit aus dem Gesamthaus-
haltsplan der Europäischen Union oder von Agenturen zu zahlenden Dienstbezü-
gen noch mit einer Vergütung nach Artikel 41 und 50 des Statuts
zusammentreffen. Desgleichen dürfen sie mit keinerlei Bezügen zusammentref-
fen, die sich aus einem Amt in einem der Organe oder einer Agentur ergeben.

▼B

Artikel 41

Versorgungsbezüge können bei irrtümlicher oder lückenhafter Berechnung gleich
welcher Art jederzeit neu festgesetzt werden.

Sie können anderweit festgesetzt oder entzogen werden, wenn sie im Wider-
spruch zu den Vorschriften des Statuts und dieses Anhangs gewährt worden sind.

Artikel 42

Die Rechtsnachfolger eines verstorbenen Beamten ►M62 oder ehemaligen Be-
amten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder ein Invalidengeld ◄ zustand ◄, die
die Festsetzung ihrer Versorgungsansprüche nicht innerhalb des auf den Tod des
Beamten ►M62 oder ehemaligen Beamten, dem ein Ruhegehalt ►M112 oder
ein Invalidengeld ◄ zustand ◄ folgenden Jahres beantragen, verlieren ihre
Ansprüche, es sei denn, daß sie den Antrag nachweislich infolge höherer Gewalt
nicht fristgemäß stellen konnten.

Artikel 43

Der ►M62 ehemalige Beamte ◄ und seine Rechtsnachfolger, denen die Leis-
tungen nach der Versorgungsordnung zustehen, sind verpflichtet, die schriftlichen
Nachweise zu erbringen, die verlangt werden können, und dem in Artikel 45
Absatz 2 genannten Organ jeden Umstand mitzuteilen, der zu einer Änderung
ihrer Versorgungsansprüche führen könnte.

Artikel 44

Ein Beamter, dessen Versorgungsanspruch ►M112 nach Anhang IX Artikel 9 ◄
des Statuts ►M112 vorübergehend ◄ ganz oder teilweise erlischt, hat entspre-
chend der Kürzung seines Ruhegehalts Anspruch auf anteilige Erstattung der von
ihm gezahlten Versorgungsbeiträge.

Abschnitt 3

ZAHLUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE

Artikel 45

Die Bezüge nach der Versorgungsordnung werden monatlich nachträglich ge-
zahlt.

Die Bezüge werden ►M15 im Namen der Gemeinschaften ◄ durch das Organ
gewährt, das von den für die Feststellung des Haushaltsplans zuständigen Orga-
nen bestimmt worden ist; ein anderes Organ darf aus eigenen Mitteln — gleich-
viel unter welcher Bezeichnung —Versorgungsbezüge nicht gewähren.

1962R0031— DE — 01.01.2009 — 007.001— 97



▼M112

Versorgungsberechtigten mit Wohnsitz in der Europäischen Union werden die
Versorgungsbezüge in Euro bei einer Bank des Wohnsitzmitgliedstaats gezahlt.

Versorgungsberechtigten mit Wohnsitz außerhalb der Europäischen Union wer-
den die Versorgungsbezüge in Euro bei einer Bank des Wohnsitzlandes gezahlt.
Abweichend von dieser Regel können die Bezüge auch in Euro bei einer Bank
des Sitzlandes des Organs oder in der Währung des Wohnsitzlandes gezahlt
werden, wobei in letzterem Fall die Umrechnung auf der Grundlage der bei
der Ausführung des Gesamthaushaltsplans der Europäischen Union jeweils ange-
wandten letzten Wechselkurse erfolgt.

Dieser Artikel findet auf Invalidengeldberechtigte sinngemäß Anwendung.

▼M62
__________

▼B

Artikel 46

Beträge, die ein Beamter ►M62 oder ehemaliger Beamter, dem ein Ruhegehalt
►M112 oder ein Invalidengeld ◄ zustand, ◄ ►M15 den Gemeinschaften ◄
zu dem Zeitpunkt schuldet, in dem der Betreffende auf irgendwelche Bezüge
nach der Versorgungsordnung Anspruch hat, werden von diesen Bezügen oder
den seinen Rechtsnachfolgern zustehenden Bezügen abgezogen. Die Einbehal-
tung kann über mehrere Monate verteilt werden.

▼M62
__________

▼B

KAPITEL 8

Übergangsvorschriften

Artikel 48

Die Ruhegehaltsberechtigung eines Beamten, dem nach den Übergangsvorschrif-
ten die Rechtsvorteile aus dem Statut gewährt werden, beginnt mit dem Zeitpunkt
seines Anschlusses an die gemeinsame vorläufige Versorgungseinrichtung der
Organe der Gemeinschaften.

Ungeachtet entgegenstehender Vorschriften des Statuts steht dem Beamten auf
Antrag dieser Ruhegehaltsanspruch von dem Tage an zu, an dem er seinen
Dienst — gleichgültig in welchem Rechtsverhältnis — bei einem der Organe
der drei europäischen Gemeinschaften angetreten hat. Hat der Beamte während
der gesamten früheren Dienstzeit oder während eines Teiles dieser Dienstzeit
keine Beiträge zur Versorgungseinrichtung geleistet, so kann er für die Zeit, in
der er keinen Beitrag zahlen konnte, die Ruhegehaltsansprüche durch Entrichtung
in Teilbeträgen nachträglich erwerben. Die von dem Beamten entrichteten Bei-
träge und die entsprechenden Zahlungen des Organs gelten als dem Konto des
Beamten bei der vorläufigen Versorgungseinrichtung am Tage des Inkrafttretens
des Statuts gutgeschrieben.

Artikel 49

Hat ein Beamter von der ihm gebotenen Möglichkeit Gebrauch gemacht, seinem
Konto bei der gemeinsamen vorläufigen Versorgungseinrichtung der Organe der
Gemeinschaften die Beträge zu entnehmen, die er zur Sicherung der Aufrechter-
haltung seiner Ruhegehaltsansprüche in seinem Herkunftsland zu zahlen hatte, so
werden seine Ruhegehaltsansprüche für die Zeit seiner Zugehörigkeit zur vor-
läufigen Versorgungseinrichtung anteilig entsprechend den seinem Konto ent-
nommenen Beträgen gekürzt.

Absatz 1 gilt nicht für einen Beamten, der innerhalb von drei Monaten nach
Zuerkennung der Rechtsvorteile aus dem Statut die Wiedereinzahlung dieser
Beträge zuzüglich Zinseszinsen zu einem Jahreszinssatz von 3,5 v. H. beantragt
hat.

Artikel 50

Scheidet ein Beamter, dem nach den Übergangsvorschriften die Rechtsvorteile
aus dem Statut gewährt werden, mit fünfundsechzig Jahren aus dem Dienst aus,
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ohne die in Artikel 77 Absatz 1 des Statuts vorgesehenen zehn Dienstjahre ab-
geleistet zu haben, so kann er zwischen einer nach Artikel 12 berechneten Zah-
lung und einem nach Artikel 77 Absatz 2 des Statuts berechneten anteiligen
Ruhegehalt wählen.

Artikel 51

Die Versorgungsordnung gilt für Witwen und Rechtsnachfolger der Bediensteten,
die vor Inkrafttreten des Statuts im aktiven Dienst verstorben sind, und für die
Bediensteten, die vor Inkrafttreten des Statuts im Sinne seines Artikels 78 dau-
ernd voll dienstunfähig geworden sind, wenn die auf dem Konto der Betreffen-
den bei der gemeinsamen vorläufigen Versorgungseinrichtung der Organe der
Gemeinschaften stehenden Beträge auf ►M15 die Gemeinschaften ◄ übertra-
gen werden. ►M15 Die Gemeinschaften übernehmen ◄ die in dieser Versor-
gungsordnung vorgesehenen Leistungen.
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ANHANG IX

Disziplinarordnung

Ab s c hn i t t 1

Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

(1) Geht aus einer Untersuchung des Europäischen Amtes für Betrugsbekämp-
fung hervor, dass ein Beamter oder ehemaliger Beamter eines Organs möglicher-
weise persönlich darin verwickelt ist, so wird dieser umgehend in Kenntnis ge-
setzt, sofern die Untersuchung dadurch nicht beeinträchtigt wird. Am Ende der
Untersuchung dürfen keine Schlussfolgerungen gezogen werden, in denen ein
Beamter namentlich genannt wird, ohne dass dieser die Gelegenheit erhalten
hat, zu dem ihn betreffenden Sachverhalt Stellung zu nehmen. In den Schluss-
folgerungen wird auf die Bemerkungen des Beamten Bezug genommen.

(2) In Fällen, in denen aus ermittlungstechnischen Gründen absolute Geheim-
haltung gewahrt werden muss und die die Hinzuziehung einer innerstaatlichen
Justizbehörde erfordern, kann dem betreffenden Beamten mit Zustimmung der
Anstellungsbehörde zu einem späteren Zeitpunkt Gelegenheit zur Stellungnahme
gegeben werden. In diesem Fall kann ein Disziplinarverfahren erst dann einge-
leitet werden, wenn der Beamte zuvor Stellung nehmen konnte.

(3) Kann am Ende einer Untersuchung des Europäischen Amtes für Betrugs-
bekämpfung keiner der Vorwürfe gegen den Beamten, gegen den Anschuldigun-
gen erhoben worden sind, aufrecht erhalten werden, so wird die ihn betreffende
Untersuchung durch Verfügung des Leiters des Amtes ohne weitere Maßnahme
eingestellt; der Leiter des Amtes unterrichtet den Beamten und sein Organ
schriftlich darüber. Der Beamte kann beantragen, dass die Verfügung in seine
Personalakte aufgenommen wird.

Artikel 2

(1) Die Bestimmungen von Artikel 1 dieses Anhangs gelten sinngemäß auch
für Verwaltungsuntersuchungen der Anstellungsbehörde.

(2) Die Anstellungsbehörde unterrichtet den Betreffenden über das Ende der
Untersuchung und übermittelt ihm die Schlussfolgerungen des Untersuchungs-
berichts sowie auf Verlangen vorbehaltlich des Schutzes der berechtigten Interes-
sen Dritter sämtliche Unterlagen, die unmittelbar mit den gegen ihn erhobenen
Anschuldigungen zusammenhängen.

(3) Die Organe erlassen gemäß Artikel 110 des Statuts Durchführungsbestim-
mungen zu diesem Artikel.

Artikel 3

(1) Auf der Grundlage des Untersuchungsberichts kann die Anstellungsbe-
hörde nach Unterrichtung des betreffenden Beamten über alle in den Akten ent-
haltenen Beweismittel nach Anhörung des Beamten

a) feststellen, dass keine belastende Tatsache gegen den Beamten vorliegt, wobei
der Beamte darüber schriftlich unterrichtet wird, oder

b) beschließen, obwohl eine Dienstpflichtverletzung vorliegt oder offensichtlich
vorgelegen hat, gegen den Beamten keine Strafe zu verhängen und gegebe-
nenfalls eine Ermahnung aussprechen, oder

c) bei einer Dienstpflichtverletzung im Sinne von Artikel 86 des Statuts

i) beschließen, das in Abschnitt 4 dieses Anhangs vorgesehene Disziplinar-
verfahren einzuleiten, oder

ii) beschließen, ein Verfahren vor dem Disziplinarrat einzuleiten.

Artikel 4

Ist es aus objektiven Gründen nicht möglich, den betreffenden Beamten nach den
Bestimmungen dieses Anhangs zu hören, so kann er aufgefordert werden, seine
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Bemerkungen schriftlich darzulegen oder sich durch eine Person seiner Wahl
vertreten zu lassen.

Ab s c hn i t t 2

Disziplinarrat

Artikel 5

(1) In jedem Organ wird ein Disziplinarrat eingerichtet. Mindestens eines der
Mitglieder des Disziplinarrats, gegebenenfalls der Vorsitzende, muss eine Person
sein, die dem Organ nicht angehört.

(2) Der Disziplinarrat besteht aus einem Vorsitzenden und vier ordentlichen
Mitgliedern, die durch stellvertretende Mitglieder ersetzt werden können; in Fäl-
len, die Beamte bis zur Besoldungsgruppe AD 13 betreffen, setzt sich der Dis-
ziplinarrat aus zwei weiteren Mitgliedern zusammen, die derselben Funktions-
und Besoldungsgruppe angehören wie der Beamte, gegen den das Disziplinar-
verfahren eingeleitet worden ist.

(3) In allen Fällen, die Beamte betreffen, die nicht der Besoldungsgruppe AD
16 oder AD 15 angehören, werden die ordentlichen und stellvertretenden Mit-
glieder des Disziplinarrates aus dem Kreis der im aktiven Dienst stehenden Be-
amten bestellt, die mindestens der Besoldungsgruppe AD 14 angehören.

(4) In Fällen, die Beamte der Besoldungsgruppe AD 16 oder AD 15 betreffen,
werden die ordentlichen und stellvertretenden Mitglieder des Disziplinarrates aus
dem Kreis der im aktiven Dienst stehenden Beamten der Besoldungsgruppe AD
16 bestellt.

(5) In Fällen, die einen in einem Drittland Dienst tuenden Beamten betreffen,
verständigen sich Anstellungsbehörde und Personalvertretung auf ein Ad-hoc-
Verfahren für die Bestellung der beiden weiteren Mitglieder gemäß Absatz 2.

Artikel 6

(1) Anstellungsbehörde und Personalvertretung bestellen gleichzeitig jeweils
zwei ordentliche und zwei stellvertretende Mitglieder.

(2) Der Vorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Anstellungsbe-
hörde bestellt.

(3) Der Vorsitzende, sein Stellvertreter, die ordentlichen Mitglieder und die
stellvertretenden Mitglieder werden für einen Zeitraum von drei Jahren bestellt.
Die Organe können jedoch für die Mitglieder eine kürzere Amtszeit vorsehen, die
aber mindestens ein Jahr beträgt.

(4) Die beiden Mitglieder des erweiterten Disziplinarrates gemäß Artikel 5
Absatz 2 dieses Anhangs werden auf folgende Weise bestellt:

a) Die Anstellungsbehörde stellt eine Liste auf, die soweit möglich die Namen
von zwei Beamten aus jeder Besoldungsgruppe in jeder Funktionsgruppe
enthält. Gleichzeitig übermittelt die Personalvertretung der Anstellungsbe-
hörde eine entsprechende Liste.

b) Innerhalb von zehn Tagen nach Zuleitung des Berichts, mit dem das Diszip-
linarverfahren oder das in Artikel 22 des Statuts genannte Verfahren einge-
leitet wird, lost der Vorsitzende des Disziplinarrates im Beisein des betref-
fenden Beamten aus den vorstehend genannten Listen die beiden Mitglieder
des Disziplinarrates aus, wobei ein Mitglied aus jeder Liste ausgelost wird.
Der Vorsitzende kann beschließen, dass ihn der Sekretär des Disziplinarrates
hierbei ersetzt. Der Vorsitzende teilt dem betreffenden Beamten und den ein-
zelnen Mitgliedern die vollständige Zusammensetzung des Disziplinarrates
mit.

(5) Innerhalb von fünf Tagen nach Bildung des Disziplinarrates kann der be-
treffende Beamte ein Mitglied des Disziplinarrates ablehnen. Auch das Organ
kann ein Mitglied des Disziplinarrates ablehnen.

Innerhalb der gleichen Frist können die Mitglieder des Disziplinarrates berech-
tigte Selbstablehnungsgründe geltend machen; bei einem Interessenkonflikt leh-
nen sie ihre Bestellung ab.

Der Vorsitzende des Disziplinarrates nimmt gegebenenfalls eine neue Auslosung
vor, um die gemäß Absatz 4 bestellten Mitglieder zu ersetzen.
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Artikel 7

Der Disziplinarrat wird von einem Sekretär unterstützt; dieser wird von der An-
stellungsbehörde ernannt.

Artikel 8

(1) Der Vorsitzende und die Mitglieder des Disziplinarrates üben ihre Befug-
nisse in völliger Unabhängigkeit aus.

(2) Die Beratungen und Arbeiten des Disziplinarrates sind geheim.

Ab s c hn i t t 3

Disziplinarstrafen

Artikel 9

(1) Die Anstellungsbehörde kann eine der folgenden Strafen verhängen:

a) schriftliche Verwarnung,

b) Verweis,

c) zeitweiliges Versagen des Aufsteigens in den Dienstaltersstufen für einen
Zeitraum zwischen einem Monat und dreiundzwanzig Monaten,

d) Einstufung in eine niedrigere Dienstaltersstufe,

e) zeitweilige Einstufung in eine niedrigere Besoldungsgruppe für einen Zeit-
raum zwischen 15 Tagen und einem Jahr,

f) Einstufung in eine niedrigere Besoldungsgruppe derselben Funktionsgruppe,

g) Einstufung in eine niedrigere Funktionsgruppe mit oder ohne Einstufung in
eine niedrigere Besoldungsgruppe,

h) Entfernung aus dem Dienst, gegebenenfalls unter zeitweiliger Kürzung des
Ruhegehalts oder unter Einbehaltung eines Teilbetrags des Invalidengeldes
während eines bestimmten Zeitraums, wobei sich die Auswirkungen dieser
Strafe nicht auf die dem Beamten gegenüber anspruchsberechtigten Personen
erstrecken dürfen. Bei einer solchen Kürzung dürfen jedoch die Bezüge des
ehemaligen Beamten das in Anhang VIII Artikel 6 vorgesehene Existenzmi-
nimum zuzüglich etwaiger Familienzulagen nicht unterschreiten.

(2) Ist der betreffende Beamte ein Ruhegehalts- oder Invalidengeldempfänger,
so kann die Anstellungsbehörde für einen befristeten Zeitraum beschließen, einen
Teilbetrag des Ruhegehalts oder Invalidengeldes einzubehalten, wobei sich die
Auswirkungen dieser Strafe nicht auf die dem Beamten gegenüber anspruchsbe-
rechtigten Personen erstrecken dürfen. Die Bezüge des betreffenden Beamten
dürfen jedoch das in Anhang VIII Artikel 6 vorgesehene Existenzminimum
zuzüglich etwaiger Familienzulagen nicht unterschreiten.

(3) Ein und dasselbe Dienstvergehen kann nur eine Disziplinarstrafe nach sich
ziehen

Artikel 10

Die verhängte Disziplinarstrafe muss der Schwere des Dienstvergehens
entsprechen. Bei der Feststellung, wie schwer das Dienstvergehen wiegt und
welche Disziplinarstrafe angemessen ist, wird insbesondere Folgendem Rechnung
getragen:

a) der Art des Dienstvergehens und den Tatumständen;

b) dem Ausmaß, in dem das Dienstvergehen die Integrität, den Ruf oder die
Interessen der Organe beeinträchtigt;

c) dem Ausmaß, in dem das Dienstvergehen mit vorsätzlichen oder fahrlässigen
Handlungen verbunden ist;

d) den Gründen des Beamten für das Dienstvergehen;

e) der Besoldungsgruppe und dem Dienstalter des Beamten;

f) dem Grad der persönlichen Verantwortung des Beamten;

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 102



▼M112

g) dem Niveau der Aufgaben und Zuständigkeiten des Beamten;

h) der Frage, ob das Dienstvergehen mit wiederholten Handlungen oder wieder-
holtem Verhalten verbunden ist, und

i) der bisherigen dienstlichen Führung des Beamten.

Ab s c hn i t t 4

Disziplinarverfahren ohne Befassung des Disziplinarrates

Artikel 11

Die Anstellungsbehörde kann ohne Befassung des Disziplinarrates über Strafen
wie die Verhängung einer schriftlichen Verwarnung oder eines Verweises
beschließen. Bevor eine solche Disziplinarstrafe von der Anstellungsbehörde ver-
hängt wird, ist der betreffende Beamte zu hören.

Ab s c hn i t t 5

Disziplinarverfahren vor dem Disziplinarrat

Artikel 12

(1) Der Disziplinarrat wird durch einen Bericht der Anstellungsbehörde be-
fasst, in dem die zur Last gelegten Handlungen und gegebenenfalls die Tatum-
stände, darunter auch etwaige erschwerende oder mildernde Umstände, eindeutig
anzugeben sind.

(2) Der Bericht wird dem betreffenden Beamten und dem Vorsitzenden des
Disziplinarrates übermittelt, der ihn den Mitgliedern des Disziplinarrates zur
Kenntnis bringt.

Artikel 13

(1) Nach Erhalt des Berichts ist der betreffende Beamte berechtigt, seine voll-
ständige Personalakte einzusehen und von allen Verfahrensunterlagen Abschrift
zu nehmen, auch von denen, die ihn entlasten.

(2) Zur Vorbereitung der Verteidigung steht dem betreffenden Beamten vom
Zeitpunkt des Erhalts des Berichts an, mit dem das Disziplinarverfahren eröffnet
wird, eine Frist von mindestens fünfzehn Tagen zur Verfügung.

(3) Der betreffende Beamte kann sich des Beistands einer von ihm gewählten
Person bedienen.

Artikel 14

Räumt der betreffende Beamte im Beisein des Vorsitzenden des Disziplinarrates
seine Dienstverfehlung ein und akzeptiert er vorbehaltlos den Bericht im Sinne
von Artikel 12 dieses Anhangs, so kann die Anstellungsbehörde im Einklang mit
dem Grundsatz, dass zwischen der Schwere des Dienstvergehens und der in
Betracht zu ziehenden Strafe Verhältnismäßigkeit bestehen muss, die Angelegen-
heit aus dem Disziplinarrat zurückziehen. Wird die Angelegenheit aus dem Dis-
ziplinarrat zurückgezogen, äußert sich der Vorsitzende des Disziplinarrates zu der
Strafe, die seiner Auffassung nach ins Auge zu fassen ist.

Abweichend von Artikel 11 dieses Anhangs kann die Anstellungsbehörde bei
diesem Verfahren eine der Strafen nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben a) bis d)
dieses Anhangs verhängen.

Bevor der betreffende Beamte seine Dienstverfehlung einräumt, wird er darüber
unterrichtet, welche Folgen dies für ihn haben kann.

Artikel 15

Vor der ersten Sitzung des Disziplinarrates beauftragt der Vorsitzende ein Mit-
glied, über den gesamten Disziplinarfall Bericht zu erstatten, und unterrichtet die
anderen Mitglieder darüber.
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Artikel 16

(1) Der betreffende Beamte wird vom Disziplinarrat gehört; dabei kann er sich
schriftlich oder mündlich äußern, entweder persönlich oder durch einen von ihm
bestimmten Vertreter. Er kann Zeugen benennen.

(2) Das Organ ist vor dem Disziplinarrat durch einen von der Anstellungsbe-
hörde beauftragten Beamten vertreten und hat den Rechten des betreffenden
Beamten entsprechende Rechte.

(3) Hat das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung eine Untersuchung ein-
geleitet, so kann der Disziplinarrat ermittelnde Beamte dieses Amtes hören.

Artikel 17

(1) Sind nach Auffassung des Disziplinarrates die dem Beamten zur Last ge-
legten Handlungen oder die Tatumstände nicht genügend geklärt, so ordnet er
Ermittlungen an, bei denen jeder Seite Gelegenheit gegeben wird, Stellung zu
nehmen und auf die Einlassungen der Gegenseite zu antworten.

(2) Die Ermittlungen werden vom Vorsitzenden oder von einem Mitglied des
Disziplinarrates geführt. Für die Zwecke der Ermittlungen kann der Disziplinarrat
die Aushändigung sämtlicher Unterlagen verlangen, die sich auf den anhängigen
Disziplinarfall beziehen. Das Organ händigt die Unterlagen innerhalb der vom
Disziplinarrat gegebenenfalls gesetzten Frist aus. Wird der Beamte aufgefordert,
Unterlagen auszuhändigen und lehnt er dies ab, so wird die Ablehnung zu den
Akten genommen.

Artikel 18

Nach Prüfung der ihm vorgelegten Unterlagen und unter Berücksichtigung etwai-
ger schriftlicher oder mündlicher Erklärungen sowie der Ergebnisse der gege-
benenfalls durchgeführten Ermittlungen gibt der Disziplinarrat mit der Mehrheit
seiner Stimmen eine mit Gründen versehene Stellungnahme darüber ab, ob die
Anschuldigungen begründet sind und welche Disziplinarstrafe die betreffenden
Handlungen gegebenenfalls nach sich ziehen sollten. Diese Stellungnahme wird
von allen Mitgliedern des Disziplinarrates unterzeichnet. Jedes Mitglied kann der
Stellungnahme einen abweichenden Standpunkt beifügen. Die Stellungnahme
wird der Anstellungsbehörde und dem Beamten innerhalb von zwei Monaten
nach Eingang des Berichts der Anstellungsbehörde zugeleitet, sofern diese Frist
der Komplexität des Falls angemessen ist. Die Frist beträgt vier Monate, wenn
der Disziplinarrat die Durchführung von Ermittlungen veranlasst hat, sofern die-
ser Zeitraum der Komplexität des Falls angemessen ist.

Artikel 19

(1) Der Vorsitzende des Disziplinarrates nimmt — außer bei Verfahrensfragen
oder bei Stimmengleichheit — an der Beschlussfassung des Disziplinarrates nicht
teil.

(2) Der Vorsitzende sorgt für die Ausführung der Beschlüsse des Disziplinar-
rates und bringt jedem Mitglied sämtliche Informationen und Unterlagen zur
Kenntnis, die sich auf den Disziplinarfall beziehen.

Artikel 20

Der Sekretär erstellt ein Protokoll über die Sitzungen des Disziplinarrates. Die
Zeugen unterzeichnen die Niederschrift ihrer Aussage.

Artikel 21

(1) Wird im Disziplinarverfahren auf eine der in Artikel 9 dieses Anhangs
vorgesehenen Strafen erkannt, so hat der betreffende Beamte die im Laufe des
Verfahrens vor dem Disziplinarrat durch seine Veranlassung entstandenen Kos-
ten, insbesondere die Gebühren für einen von ihm ausgewählten Rechtsbeistand
oder Verteidiger zu tragen.

(2) In außergewöhnlichen Fällen, in denen diese Belastung für den betreffen-
den Beamten unangemessen wäre, kann die Anstellungsbehörde jedoch etwas
anderes beschließen.
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Artikel 22

(1) Innerhalb von zwei Monaten nach Erhalt der Stellungnahme des Diszipli-
narrates erlässt die Anstellungsbehörde nach Anhörung des Beamten eine Ver-
fügung gemäß den Artikeln 9 und 10 dieses Anhangs. Die Verfügung ist zu
begründen.

(2) Beschließt die Anstellungsbehörde, den Fall abzuschließen, ohne eine Dis-
ziplinarstrafe zu verhängen, so ist der betreffende Beamte unverzüglich schriftlich
darüber zu unterrichten. Der Beamte kann beantragen, dass die Entscheidung in
seine Personalakte aufgenommen wird.

Ab s c hn i t t 6

Vorläufige Dienstenthebung

Artikel 23

(1) Hat die Anstellungsbehörde einem Beamten ein schweres Dienstvergehen,
sei es eine Dienstpflichtverletzung oder eine rechtswidrige Handlung, zur Last zu
legen, so kann sie den Beamten unverzüglich für einen befristeten oder unbe-
fristeten Zeitraum vorläufig seines Dienstes entheben.

(2) Außer in Ausnahmefällen erlässt die Anstellungsbehörde diese Verfügung
nach Anhörung des betreffenden Beamten.

Artikel 24

(1) In der Verfügung über die vorläufige Dienstenthebung muss bestimmt
werden, ob der Beamte während der Dauer der Dienstenthebung seine vollen
Bezüge behält oder ob ein in derselben Verfügung festzusetzender Teilbetrag
einzubehalten ist. Die dem Beamten gezahlten Bezüge dürfen jedoch das in
Anhang VIII Artikel 6 des Statuts vorgesehene Existenzminimum zuzüglich et-
waiger Familienzulagen nicht unterschreiten.

(2) Die Rechtsstellung des vorläufig seines Dienstes enthobenen Beamten ist
binnen einer Frist von sechs Monaten, gerechnet vom Tag des Inkrafttretens der
Verfügung über die vorläufige Dienstenthebung, endgültig zu regeln. Ist nach
Ablauf der sechs Monate eine Entscheidung nicht ergangen, so erhält der Beamte
wieder seine vollen Dienstbezüge vorbehaltlich der Bestimmungen in Absatz 3.

(3) Ist gegen den vorläufig seines Dienstes enthobenen Beamten wegen des-
selben Sachverhalts ein Strafverfahren eingeleitet worden und befindet er sich
deshalb in Haft, so kann die Einbehaltung eines Teilbetrags seiner Bezüge über
die Sechsmonatsfrist nach Absatz 2 hinaus aufrecht erhalten werden. In diesem
Fall erhält der Beamte erst dann wieder seine vollen Bezüge, wenn das zustän-
dige Gericht die Aufhebung der Haft verfügt hat.

(4) Wird gegen den Beamten keine Disziplinarstrafe verhängt oder lediglich
eine schriftliche Verwarnung, ein Verweis oder ein zeitweiliges Versagen des
Aufsteigens in den Dienstaltersstufen verfügt, so werden ihm die gemäß Absatz 1
einbehaltenen Beträge zurückgezahlt; wird keine Disziplinarstrafe verhängt, so
erfolgt die Rückzahlung zuzüglich der Zinsen und Zinseszinsen zu dem Satz
nach Anhang XII Artikel 12.

Ab s c hn i t t 7

Gleichzeitige Strafverfolgung

Artikel 25

Ist gegen den Beamten wegen desselben Sachverhalts ein Strafverfahren einge-
leitet worden, so wird seine Rechtsstellung erst dann endgültig geregelt, wenn
das Urteil des zuständigen Gerichts rechtskräftig geworden ist.
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Ab s c hn i t t 8

Schlussbestimmungen

Artikel 26

In Fällen, in denen das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung eine Unter-
suchung eingeleitet hat, werden Verfügungen gemäß den Artikeln 11, 14, 22 und
23 dieses Anhangs dem Amt zur Information mitgeteilt.

Artikel 27

Ein Beamter, gegen den eine andere Disziplinarstrafe verhängt worden ist als die
Entfernung aus dem Dienst, kann, wenn es sich um eine schriftliche Verwarnung
oder einen Verweis handelt, nach drei Jahren, bei anderen Strafen nach sechs
Jahren, den Antrag stellen, dass sämtliche die Strafe betreffenden Vorgänge aus
seiner Personalakte entfernt werden. Die Anstellungsbehörde entscheidet darüber,
ob diesem Antrag stattzugeben ist.

Artikel 28

Kommen neue, hinreichend belegte Tatsachen ans Licht, kann die Anstellungs-
behörde das Disziplinarverfahren von sich aus oder auf Antrag des betreffenden
Beamten wiedereröffnen.

Artikel 29

Konnte gemäß Artikel 1 Absatz 3 und Artikel 22 Absatz 2 dieses Anhangs keiner
der Vorwürfe gegen den Beamten aufrecht erhalten werden, so kann dieser ver-
langen, durch eine angemessene Bekanntgabe der Entscheidung der Anstellungs-
behörde einen Ausgleich für den entstandenen Schaden zu erlangen.

Artikel 30

Unbeschadet des Artikels 2 Absatz 3 erlässt jedes Organ nach Anhörung seiner
Personalvertretung erforderlichenfalls die Durchführungsbestimmungen zu die-
sem Anhang.
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ANHANG X

Sondervorschriften für die Beamten der Europäischen Gemeinschaften, die
in einem Drittland Dienst tun

KAPITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

Dieser Anhang legt Sondervorschriften für Beamte der Europäischen Gemein-
schaften fest, die in einem Drittland Dienst tun.

Für eine solche dienstliche Verwendung dürfen nur Staatsangehörige von Mit-
gliedstaaten der Gemeinschaften eingestellt werden, wobei die Anstellungsbe-
hörde die Ausnahmeregelung gemäß Artikel 28 Buchstabe a) des Statuts nicht
anwenden kann.

Allgemeine Durchführungsbestimmungen werden gemäß Artikel 110 des Statuts
festgelegt.

Artikel 2

Im Zuge der Mobilität werden die Beamten im dienstlichen Interesse regelmäßig
von der Anstellungsbehörde versetzt, und zwar gegebenenfalls unabhängig da-
von, ob freie Planstellen zu besetzen sind.

▼M112
Die Anstellungsbehörde nimmt diese Versetzungen im Rahmen des so genannten
„Mobilitätsverfahrens“ vor, für das sie nach Anhörung der Personalvertretung
detaillierte Durchführungsvorschriften festlegt.

▼M67

Artikel 3

►M112 Im Rahmen dieses Mobilitätsverfahrens kann die Anstellungsbehörde
beschließen, einen in einem Drittland diensttuenden Beamten vorübergehend
wieder mit seiner Planstelle am Sitz des Organs oder an jedem anderen Dienstort
in der Gemeinschaft zu verwenden; diese dienstliche Verwendung, der keine
Stellenausschreibung vorausgeht, darf vier Jahre nicht überschreiten. ◄ In Ab-
weichung von Artikel 1 Absatz 1 kann die Anstellungsbehörde aufgrund allgem-
einer Durchführungsvoschriften beschließen, daß auf den Beamten während die-
ser vorübergehenden dienstlichen Verwendung weiterhin bestimmte Vorschriften
dieses Anhangs — mit Ausnahme der Artikel 5, 10 und 12 — Anwendung
finden.

KAPITEL 2

PFLICHTEN

Artikel 4

Der Beamte ist verpflichtet, sein Amt an dem Ort auszuüben, der bei seiner
Einstellung oder bei seiner aus dienstlichen Gründen in Anwendung des Mobi-
litätsverfahrens erfolgten Versetzung bestimmt wird.

▼M112

Artikel 5

(1) Stellt das Organ dem Beamten eine Wohnung zur Verfügung, die dem
Niveau der von ihm wahrgenommenen Tätigkeiten sowie der Zahl der unterhalts-
berechtigten Familienangehörigen entspricht, so hat er diese zu beziehen.

(2) Die Anwendungsmodalitäten für Absatz 1 werden nach Anhörung der
Personalvertretung von der Anstellungsbehörde festgelegt. Die Anstellungsbe-
hörde befindet nach Maßgabe der an jedem Dienstort herrschenden Lebensbedin-
gungen auch über die Ausstattung mit Möbeln und sonstigen Einrichtungsgegen-
ständen.

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 107



▼M67

KAPITEL 3

ARBEITSBEDINGUNGEN

Artikel 6

Dem Beamten steht für jedes Kalenderjahr ein Jahresurlaub von
►M112 dreieinhalb Arbeitstagen ◄ je Dienstmonat zu.

Artikel 7

Beim Dienstantritt und beim Ausscheiden aus dem Dienst in einem Drittland besteht
für den Bruchteil eines Jahres Anspruch auf Urlaub von ►M112 dreieinhalb Ar-
beitstagen ◄ je voller Dienstmonat, von ►M112 dreieinhalb Arbeitstagen ◄ für
den Bruchteil eines Monats bei mehr als fünfzehn Tagen und von ►M112 zwei
Arbeitstagen ◄ bei bis zu fünfzehn Tagen.

Hat ein Beamter aus Gründen, die nicht auf den Dienst zurückzuführen sind, bis
zum Ende des laufenden Kalenderjahres nur einen Teil seines Jahresurlaubs ge-
nommen, so darf die Übertragung des Urlaubsanspruchs auf das folgende Jahr
►M112 vierzehn Arbeitstage ◄ nicht überschreiten.

Artikel 8

Die Anstellungsbehörde kann dem Beamten in Ausnahmefällen durch eine mit
Gründen versehene Sonderverfügung einen Erholungsurlaub wegen besonders
beschwerlicher Lebensbedingungen am Ort seiner dienstlichen Verwendung
gewähren. Die Anstellungsbehörde bestimmt für jeden dieser Orte die Stadt
bzw. die Städte, in der bzw. in denen dieser Urlaub genommen werden kann.

Artikel 9

(1) Der Beamte kann den Jahresurlaub nach Wunsch zusammenhängend oder
in Abschnitten nehmen, wobei die dienstlichen Erfordernisse zu berücksichtigen
sind. Der Urlaub muß jedoch mindestens einmal einen Zeitraum von
►M112 vierzehn Arbeitstagen ◄ umfassen.

(2) Der in Artikel 8 vorgesehene Erholungsurlaub darf fünfzehn►M112 Arbeits-
tage ◄ je Dienstjahr nicht überschreiten. ►M112 __________ ◄

Die Dauer des Erholungsurlaubs verlängert sich um Reisetage gemäß Anhang V
Artikel 7 des Statuts.

KAPITEL 4

BESOLDUNG UND SOZIALE RECHTE

Ab s c hn i t t 1

DIENSTBEZÜGE, FAMILIENZULAGEN

Artikel 10

(1) Eine Zulage für die Lebensbedingungen wird nach Maßgabe des Ortes, an
dem der Beamte dienstlich verwendet wird, als Prozentsatz eines Referenzbetrags
festgesetzt. Dieser Referenzbetrag setzt sich zusammen aus dem Gesamtbetrag
des Grundgehalts sowie der Auslandszulage, der Haushaltszulage und der Zulage
für unterhaltsberechtigte Kinder nach Abzug der nach dem Statut oder dessen
Durchführungsverordnungen einzubehaltenden Beträge.

Wird der Beamte in einem Land dienstlich verwendet, in dem die Lebensbedin-
gungen gegenüber den in der Gemeinschaft üblichen Bedingungen als gleich-
wertig angesehen werden können, so wird eine solche Zulage nicht gezahlt.

Für die sonstigen Dienstorte wird die Zulage für die Lebensbedingungen wie
nachstehend angegeben festgesetzt.

Bei der Festsetzung der Zulage für die Lebensbedingungen sind folgende Para-
meter zu berücksichtigen:

— sanitäre Verhältnisse sowie Verhältnisse in den Krankenhäusern,
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— Sicherheitsaspekte,

— klimatische Bedingungen,

jeweils mit dem Koeffizienten 1;

— Grad der Isolierung,

— sonstige örtliche Gegebenheiten,

jeweils mit dem Koeffizienten 0,5.

Jedem dieser Parameter wird folgender Wert zuerkannt:

bei normalen Bedingungen, die jedoch den in der Gemeinschaft üblichen Bedin-
gungen nicht gleichwertig sein müssen, der Wert 0,

bei Bedingungen, die im Verhältnis zu den in der Gemeinschaft üblichen Bedin-
gungen schwierig sind, der Wert 2,

bei Bedingungen, die im Verhältnis zu den in der Gemeinschaft üblichen Bedin-
gungen sehr schwierig sind, der Wert 4.

Die Zulage wird als Prozentsatz des Referenzbetrags nach Unterabsatz 1 festge-
setzt auf:

— 10 v. H. wenn dieser Wert gleich 0 ist,

— 15 v. H. wenn dieser Wert größer als 0, aber kleiner oder gleich 2 ist,

— 20 v. H., wenn dieser Wert größer als 2, aber kleiner oder gleich 5 ist,

— 25 v. H. wenn dieser Wert größer als 5, aber kleiner oder gleich
►M112 7 ◄ ist,

▼M112
— 30 v. H., wenn dieser Wert größer als 7, aber kleiner oder gleich 9 ist,

▼M67
— 35 v. H., wenn dieser Wert größer als ►M112 9, aber kleiner oder gleich

11 ◄ ist,

▼M112
— 40 v. H., wenn dieser Wert größer ist als 11.

▼M67
Die für die einzelnen Dienstorte vorgesehene Zulage für die Lebensbedingungen
wird jährlich überprüft und gegebenenfalls von der Anstellungsbehörde nach
Stellungnahme der Personalvertretung geändert.

▼M112
Erklärt sich der Beamte, der an einem Ort mit schwierigen oder sehr schwierigen
Bedingungen tätig ist, für den eine Zulage für die Lebensbedingungen in Höhe
von 30 %, 35 % oder 40 % gewährt wird, damit einverstanden, während seiner
Laufbahn erneut an einem Ort mit einer Zulage von 30 %, 35 % oder 40 %
Dienst zu tun, so erhält er zuzüglich zu der an dem neuen Dienstort geltenden
Zulage für die Lebensbedingungen eine Prämie von 5 % des in Unterabsatz 1
genannten Referenzbetrags.

Diese Prämien sind bei jeder neuen Einweisung des Beamten an einen Dienstort
mit schwierigen oder sehr schwierigen Bedingungen kumulierbar, wobei aber der
Gesamtbetrag aus der Zulage für die Lebensbedingungen und der Prämie 45 %
des in Unterabsatz 1 genannten Referenzbetrags nicht übersteigen darf.

▼M67
(2) Gefährden die Lebensbedingungen am Ort der dienstlichen Verwendung
die körperliche Unversehrtheit des Beamten, so wird ihm durch eine mit Gründen
versehene Sonderverfügung der Anstellungsbehörde zeitlich begrenzt eine zusätz-
liche Zulage gezahlt. Diese wird als Prozentsatz des Referenzbetrags nach Absatz
1 Unterabsatz 1 festgesetzt auf:

— 5 v. H. sofern die Anstellungsbehörde ihren Bediensteten empfiehlt, ihre
Familien nicht zu dem betreffenden Dienstort umziehen zu lassen;

— 10 v. H. sofern die Anstellungsbehörde beschließt, die Zahl ihrer Bedienste-
ten an dem betreffenden Dienstort vorübergehend zu verringern.
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Artikel 11

Die Dienstbezüge einschließlich der in Artikel 10 erwähnten Zulagen werden in
►M94 Euro ◄ in Belgien ausgezahlt. Auf die Dienstbezüge und die Zulagen
wird der für die Dienstbezüge der in Belgien diensttuenden Beamten geltende
Berichtigungskoeffizient angewandt.

Artikel 12

Auf Antrag des Beamten kann die Anstellungsbehörde beschließen, die Dienst-
bezüge ganz oder teilweise in der Währung des Landes der dienstlichen Ver-
wendung auszuzahlen. In diesem Fall wird der für den Dienstort geltende Be-
richtigungsköeffizient auf die Dienstbezüge angewandt, die zu dem betreffenden
Wechselkurs umzurechnen sind.

Inordnungsgemäß begründeten Ausnahmefällen kann die Anstellungsbehörde
nach geeigneten Modalitäten zur Aufrechterhaltung der Kaufkraft die Dienstbe-
züge ganz oder teilweise in einer anderen Währung als der Währung des Dienst-
ortes auszahlen.

Artikel 13

Der Rat setzt die Berichtigungskoeffizienten im Sinne von Artikel 12
►M112 einmal jährlich ◄ fest, damit die Gleichwertigkeit der Kaufkraft der
Beamten unabhängig vom Ort ihrer dienstlichen Verwendung soweit wie irgend
möglich gewahrt bleibt. Der Rat beschließt auf Vorschlag der Kommission mit
qualifizierter Mehrheit gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 erster Gedankenstrich von
Artikel 148 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft sowie von Artikel 118 des Vertrages zur Gründung der Europäischen
Atomgemeinschaft im Wege des schriftlichen Verfahrens binnen eines Monats.
Falls ein Mitgliedstaat eine förmliche Prüfung des Kommissionsvorschlags bean-
tragt, beschließt der Rat binnen zwei Monaten.

Wenn die mit dem Berichtigungskoeffizienten und dem entsprechenden Wechsel-
kurs erfaßte Änderung der Lebenshaltungskosten seit der letzten Anpassung für
das betreffende Land 5 v. H. übersteigt, beschließt die Kommission Maßnahmen
zur zwischenzeitlichen Anpassung dieses Koeffizienten und setzt den Rat mög-
lichst rasch davon in Kenntnis.

Artikel 14

Die Kommission unterbreitet dem Rat jedes Jahr einen Bericht über die Anwen-
dung dieses Anhangs und insbesondere über die. Festsetzung des Satzes der
Zulage für die Lebensbedingungen gemäß Artikel 10.

Artikel 15

Der Beamte hat unter von der Anstellungsbehörde festgelegten Bedingungen
Anspruch auf eine Erziehungszulage zur Deckung der durch den Schulbesuch
tatsächlich entstehenden Kosten, die gegen Vorlage von Belegen gezahlt wird.
Außer in Ausnahmefällen, über die die Anstellungsbehörde entscheidet, darf
diese Zulage einen Höchstbetrag in dreifacher Höhe des doppelten Höchstbetrags
der Erziehungszulage nicht überschreiten.

Artikel 16

Dem Beamten zu erstattende Kosten werden auf mit einer Begründung versehe-
nen Antrag des Beamten ►M112 entweder in Euro, in der Währung des Landes
der dienstlichen Verwendung oder in der Währung der Ausgabe ◄ gezahlt.

Die Einrichtungs- bzw. Wiedereinrichtungsbeihilfe kann nach Wahl des Beamten
entweder in ►M94 Euro ◄ oder in der Währung des Ortes, an dem der Beamte
Wohnung nimmt, ausgezahlt werden; im letztgenannten Fall findet der für diesen
Ort festgesetzte Berichtigungskoeffizient auf die Einrichtungs- bzw. Wiederein-
richtungsbeihilfe, die zu dem entsprechenden Wechselkurs umgerechnet wird,
Anwendung.
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Ab s c hn i t t 2

VORSCHRIFTEN ÜBER DIE KOSTENERSTATTUNG

Artikel 17

Einem Beamten, ►M112 dem aufgrund von Artikel 5 oder Artikel 23 dieses
Anhangs eine Wohnung zur Verfügung steht ◄ und der aus Gründen, die sich
seinem Einfluß entziehen, gezwungen ist, am gleichen Dienstort eine andere
Wohnung zu nehmen, werden durch eine mit Gründen versehene Sonderverfü-
gung der Anstellungsbehörde gegen Vorlage von Belegen entsprechend der gül-
tigen Umzugsregelung die für den Umzug ►M112 der Möbel und der persön-
lichen Effekten ◄ verauslagten Beträge erstattet.

In diesem Fall werden dem Beamten gegen Vorlage von Belegen ►M112 die
übrigen Kosten aufgrund dieses Wohnungswechsels ◄ bis zur Höhe von höchs-
tens der Hafte der Einrichtungsbeihilfe erstattet.

Artikel 18

Dem Beamten, der am Ort der dienstlichen Verwendung im Hotel untergebracht
ist, da ihm die in Artikel 5 vorgesehene Wohnung noch nicht zugewiesen werden
konnte oder ihm nicht mehr zur Verfügung gestellt wird, oder der aus Gründen,
die sich seinem Einfluß entziehen, seine Wohnung nicht beziehen konnte, werden
für sich und seine Familienangehörigen gegen Vorlage der Hotelrechnungen nach
vorheriger Zustimmung der Anstellungsbehörde die Hotelkosten erstattet.

▼M112
Außerdem erhält der Beamte das in Anhang VII Artikel 10 vorgesehene, um
50 % herabgesetzte Tagegeld, ausgenommen in Fällen höherer Gewalt, über die
die Anstellungsbehörde zu befinden hat.

▼M67
Kann die Unterbringung nicht in einem Hotel erfolgen, so hat der
►M112 Beamte ◄ nach vorheriger Zustimmung der Anstellungsbehörde An-
spruch auf Erstattung der tatsächlichen Mietkosten für eine vorläufige Wohnung.

▼M112

Artikel 19

Steht dem Beamten für Fahrten aus dienstlichen Gründen, die unmittelbar mit der
Ausübung seiner Funktionen zusammenhängen ein Dienstwagen nicht zur Ver-
fügung, so erhält er für die Benutzung seines privaten Kraftwagens ein Kilome-
tergeld, dessen Höhe von der Anstellungsbehörde festgesetzt wird.

▼M67

Artikel 20

Der Beamte hat für sich und, soweit er Anspruch auf die Haushaltszulage hat, für
seinen Ehegatten und die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebenden unter-
haltsberechtigten Personen Anspruch auf die Erstattung der anläßlich des Erho-
lungsurlaubs entstandenen Kosten für die Reise vom Ort der dienstlichen Ver-
wendung zum genehmigten Urlaubsort.

Ist eine Eisenbahnverbindung nicht vorhanden oder nicht benutzbar, so wird die
Reisekostenerstattung unabhängig von der Entfernung durch Sonderverfügung
gegen Vorlage der Flugkarten vorgenommen.

Artikel 21

▼M112
Für den Beamten, der nach Artikel 20 des Statuts bei Dienstantritt oder bei einer
Versetzung zur Verlegung seines Wohnsitzes verpflichtet ist, übernimmt das
Organ unter den von der Anstellungsbehörde festgelegten Bedingungen nach
Maßgabe der Wohnverhältnisse, die der Beamte am Dienstort vorfindet,

a) bei Bereitstellung einer nicht möblierten Wohnung die Kosten für den Umzug
seiner Möbel und persönlichen Effekten (ganz oder teilweise) von dem Ort,
an dem sie sich tatsächlich befinden, zum Dienstort und für die Beförderung
der persönlichen Effekten;
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b) bei Bereitstellung einer möblierten Wohnung die Kosten für die Beförderung
der persönlichen Effekten und für das Möbellager zur Aufnahme seiner Möbel
und persönlichen Effekten.

▼M67
Beim endgültigen Ausscheiden aus dem Dienst oder beim Tod des Beamten
werden die tatsächlich verauslagten Kosten für den Umzug der persönlichen
beweglichen Habe von dem Ort, an dem sie sich tatsächlich befindet, zu seinem
Herkunftsort oder die tatsächlich verauslagten Kosten für die Beförderung der
persönlichen Effekten vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Herkunftsort
nach Maßgabe der von der Anstellungsbehörde festgelegten Bedingungen vom
Organ erstattet; diese Erstattungen schließen sich nicht gegenseitig aus.

War der verstorbene Beamte unverheiratet, so werden diese Kosten seinen
Rechtsnachfolgern erstattet.

Artikel 22

Das vorläufige Wohnungsgeld und die Kosten für die Beförderung der persön-
lichen Effekten des Ehegatten und der unterhaltsberechtigten Personen werden
dem Beamten auf Probe vom Organ vorgestreckt.

Wird der Betreffende nach Ablauf der Probezeit nicht zum Beamten auf Lebens-
zeit ernannt, so kann das Organ diese Beträge in Ausnahmefällen bis zur Hälfte
auf der Grundlage der von der Anstellungsbehörde festgelegten Bedingungen
zurückfordern.

Artikel 23

Wird dem Beamten vom Organ eine Wohnung nicht zur Verfügung gestellt, so
werden ihm die Mietkosten erstattet, sofern die Wohnung ►M112 den von ihm
wahrgenommenen Tätigkeiten ◄ und der Zusammensetzung seiner unterhalts-
berechtigten Familie entspricht.

A b s c hn i t t 3

SOZIALE SICHERHEIT

Artikel 24

Der Beamte, sein Ehegatte, seine Kinder und die sonstigen unterhaltsberechtigten
Personen sind durch eine zusätzliche Krankenversicherung, die die Differenz
zwischen den tatsächlich verauslagten Kosten und den Leistungen der Krank-
heitsfürsorge im Sinne des Artikels 72 des Statuts — mit Ausnahme von Absatz 3
— deckt, gesichert.

Die Hälfte der zur Deckung dieser Versicherung zu zahlenden Prämie wird von
dem Berechtigten getragen, darf jedoch 0,6 v. H. seines Grundgehalts nicht
übersteigen; der Restbetrag geht zu Lasten des Organs.

Der Beamte, sein Ehegatte, seine Kinder und die sonstigen unterhaltsberechtigten
Personen sind versichert gegen das Risiko der Rückführung in dringenden und
äußerst dringenden Krankheitsfällen; die Prämie hierfür wird in voller Höhe vom
Organ übernommen.

Artikel 25

Der Ehegatte und die Kinder des Beamten sowie die sonstigen unterhaltsberech-
tigten Personen sind versichert gegen mögliche Unfälle in den Ländern außerhalb
der Gemeinschaft, die in einem von der Anstellungsbehörde erstellten Verzeich-
nis aufgeführt sind.

Die erforderliche Prämie wird zur Hälfte vom Beamten getragen, die andere
Hälfte geht zu Lasten des Organs.

▼M112
__________

__________
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ANHANG XI

Anwendungsmodalitäten zu den Artikeln 64 und 65 des Statuts

KAPITEL 1

JÄHRLICHE ÜBERPRÜFUNG DES BESOLDUNGSNIVEAUS GEMÄß
ARTIKEL 65 ABSATZ 1 DES STATUTS

Ab s c hn i t t 1

Elemente der jährlichen Angleichung

Artikel 1

(1) Bericht des Statistischen Amts der Europäischen Gemeinschaften (Euros-
tat)

Für die Überprüfung des Besoldungsniveaus gemäß Artikel 65 Absatz 1 des
Statuts erstellt Eurostat jedes Jahr bis Ende Oktober einen Bericht über die Ent-
wicklung der Lebenshaltungskosten in Brüssel, die Kaufkraftparitäten zwischen
Brüssel und bestimmten Orten in den Mitgliedstaaten und die Entwicklung der
Kaufkraft der Dienstbezüge der nationalen Beamten in den Zentralverwaltungen.

(2) Entwicklung der Lebenshaltungskosten in Brüssel (Brüsseler internationa-
ler Index)

Anhand von Angaben der belgischen Behörden ermittelt Eurostat einen Index,
mit dem sich die Entwicklung der Lebenshaltungskosten für Beamte der Gemein-
schaften in Brüssel messen lässt. Dieser (nachstehend „Brüsseler internationaler
Index“ genannte) Index berücksichtigt die Entwicklung zwischen dem Monat
Juni des Vorjahres und dem Monat Juni des laufenden Jahres und basiert auf
der statistischen Methodik, die die in Artikel 13 vorgesehene Arbeitsgruppe
„Artikel 64 des Statuts“ festlegt.

(3) Entwicklung der Lebenshaltungskosten außerhalb Brüssels (Kaufkraftpari-
täten und implizite Indizes)

a) Im Einvernehmen mit den nationalen statistischen Ämtern oder sonstigen
zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten berechnet Eurostat die Kauf-
kraftparitäten, mit denen die Kaufkraftäquivalenz

i) der Dienstbezüge der Beamten der Gemeinschaften, die in den Hauptstäd-
ten der Mitgliedstaaten — mit Ausnahme der Niederlande, bei denen an-
stelle von Amsterdam Den Haag herangezogen wird — und in bestimmten
anderen Dienstorten tätig sind, gegenüber Brüssel und

ii) der in den Mitgliedstaaten gezahlten Versorgungsbezüge gegenüber Bel-
gien

festgelegt wird.

b) Die Kaufkraftparitäten beziehen sich jeweils auf den Monat Juni.

c) Die Kaufkraftparitäten werden so berechnet, dass alle zugrunde liegenden
Komponenten zweimal jährlich aktualisiert und mindestens einmal alle fünf
Jahre durch Direkterhebung überprüft werden können. Eurostat aktualisiert die
Kaufkraftparitäten unter Zugrundelegung der am besten geeigneten Indizes
gemäß den Angaben der in Artikel 13 vorgesehenen Arbeitsgruppe „Artikel 64
des Statuts“.

d) Außerhalb von Belgien und Luxemburg wird die Entwicklung der Lebens-
haltungskosten während des Bezugszeitraums anhand der impliziten Indizes
gemessen. Diese Indizes werden als Produkt aus dem Brüsseler internationa-
len Index und der Entwicklung der Kaufkraftparität errechnet.

(4) Entwicklung der Kaufkraft der Dienstbezüge der nationalen Beamten in
den Zentralverwaltungen (spezifische Indikatoren)

a) Um zu ermitteln, inwieweit sich die Kaufkraft der Gehälter im öffentlichen
Dienst der Mitgliedstaaten prozentual erhöht oder verringert hat, stellt Euros-
tat anhand der Angaben, die bis Ende September von den betreffenden na-
tionalen Behörden eingegangen sind, spezifische Indikatoren auf, aus denen
hervorgeht, wie sich die realen Dienstbezüge der nationalen Beamten in den
Zentralverwaltungen zwischen dem Monat Juli des Vorjahres und dem Monat
Juli des laufenden Jahres entwickelt haben. Bei den beiden Dienstbezügen ist
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jeweils ein Zwölftel sämtlicher jährlich gezahlter Bestandteile der Dienstbe-
züge einzubeziehen.

Die spezifischen Indikatoren gliedern sich in

i) einen Indikator für jede der im Statut definierten Funktionsgruppen und

ii) einen Durchschnittsindikator, gewichtet nach Maßgabe der Zahl der na-
tionalen Beamten, die jeder Funktionsgruppe entspricht.

Jeder dieser Indikatoren wird als Brutto- und als Nettorealindikator aufgestellt.
Bei der Umrechnung von Brutto- in Nettowert werden die Pflichtabzüge
sowie die allgemeinen Steuerfaktoren berücksichtigt.

Zur Ermittlung der Brutto- und Nettoindikatoren für die gesamte Europäische
Union verwendet Eurostat eine Stichprobe, die sich aus folgenden Mitglied-
staaten zusammensetzt: Belgien, Deutschland, Spanien, Frankreich, Italien,
Luxemburg, Niederlande und Vereinigtes Königreich. Der Rat kann gemäß
Artikel 65 Absatz 3 des Statuts auf Vorschlag der Kommission eine neue
Stichprobe beschließen, die für mindestens 75 % des BIP der Europäischen
Union repräsentativ sein muss und ab dem Jahr gilt, das auf das Jahr der
Beschlussfassung folgt. Die Ergebnisse für die einzelnen Länder werden mit
dem unter Verwendung der Kaufkraftparitäten gemessenen jeweiligen natio-
nalen BIP gewichtet, das sich aus den neuesten, gemäß den Definitionen der
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in der jeweils geltenden Fassung des
Europäischen Systems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen veröffentlich-
ten Statistiken ergibt.

b) Die betreffenden nationalen Behörden übermitteln Eurostat auf Anfrage die
ergänzenden Angaben, die Eurostat für notwendig hält, um einen spezifischen
Indikator zur korrekten Messung der Entwicklung der Kaufkraft der nationa-
len Beamten festlegen zu können.

Stellt Eurostat nach erneuter Konsultation der betreffenden nationalen Behör-
den fest, dass die mitgeteilten Angaben statistische Anomalien aufweisen oder
es nicht möglich ist, für einen bestimmten Mitgliedstaat die Indikatoren auf-
zustellen, mit denen sich die Entwicklung der Realeinkommen der Beamten
des betreffenden Landes statistisch genau messen lässt, so erstattet Eurostat
der Kommission Bericht und übermittelt ihr alle Materialien, die für eine
Beurteilung erforderlich sind.

c) Neben den spezifischen Indikatoren errechnet Eurostat bestimmte
Kontrollindikatoren. Einer dieser Indikatoren ist die reale Pro-Kopf-Lohn-
und Gehaltsmasse in den Zentralverwaltungen; sie wird gemäß den Definitio-
nen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung in der jeweils geltenden Fas-
sung des Europäischen Systems volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen er-
mittelt.

In dem Bericht von Eurostat über die spezifischen Indikatoren ist auf Abwei-
chungen zwischen diesen Indikatoren und den genannten Kontrollindikatoren
einzugehen.

Artikel 2

Die Kommission erstellt alle drei Jahre einen ausführlichen Bericht über den
Personalbedarf der Organe und übermittelt ihn dem Europäischen Parlament
und dem Rat. Auf der Grundlage dieses Berichts unterbreitet die Kommission
gegebenenfalls nach Anhörung der übrigen Organe gemäß den Bestimmungen
des Statuts dem Rat entsprechende, alle relevanten Faktoren einbeziehende Vor-
schläge.

Ab s c hn i t t 2

Modalitäten der jährlichen Angleichung der Dienst- und Versorgungsbezüge

Artikel 3

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli beschließt der Rat gemäß Artikel 65 Absatz 3
des Statuts bis Ende eines jeden Jahres über die von der Kommission vorge-
schlagene Angleichung der Dienst- und Versorgungsbezüge auf der Grundlage
der in Abschnitt 1 dieses Anhangs genannten Elemente.

(2) Der Wert der Angleichung entspricht dem Produkt aus dem spezifischen
Indikator und dem Brüsseler internationalen Index. Die Angleichung wird in
Nettowerten als ein gleicher Prozentsatz für alle ausgedrückt.
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(3) Der auf diese Weise festgelegte Wert der Angleichung geht nach folgen-
dem Verfahren in die Grundgehaltstabellen in Artikel 66 des Statuts und im
Anhang XIII des Statuts sowie in den Artikeln 20, 63 und 93 der Beschäfti-
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten ein:

a) Das Nettogehalt und die Nettoversorgungsbezüge mit Berichtigungskoeffizient
100 werden um den Wert der jährlichen Angleichung gemäß Absatz 2 herauf-
oder herabgesetzt.

b) Bei der Aufstellung der neuen Grundgehaltstabelle wird der Bruttobetrag be-
stimmt, der nach Abzug der Steuer — unter Berücksichtigung von Absatz 4
— und der Pflichtbeiträge zum System der sozialen Sicherheit und zum Ver-
sorgungssystem den Nettobetrag ergibt.

c) Bei dieser Umrechnung von Nettobeträgen in Bruttobeträge wird von der
Situation eines ledigen Beamten ausgegangen, der keine der im Statut vorge-
sehenen Zulagen erhält.

(4) Bei der Anwendung der Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 260/68
werden die in Artikel 4 dieser Verordnung genannten Beträge mit einem Faktor
multipliziert, der sich zusammensetzt aus

a) dem sich aus der vorangegangenen Angleichung ergebenden Faktor und/oder

b) dem Wert der Angleichung der Dienstbezüge gemäß Absatz 2.

(5) Die Berichtigungskoeffizienten für Belgien und Luxemburg werden auf
100 festgesetzt. Die Berichtigungskoeffizienten,

a) die für die Dienstbezüge der in anderen Mitgliedstaaten oder an bestimmten
anderen Dienstorten tätigen Beamten der Gemeinschaften gelten ►C12 , ◄

b) die abweichend von Artikel 82 Absatz 1 des Statuts für die Versorgungs-
bezüge gelten, die von den Gemeinschaften in anderen Mitgliedstaaten für den
Anteil gezahlt werden, der den vor dem 1. Mai 2004 erworbenen Ansprüchen
entspricht,

werden auf der Grundlage des Verhältnisses zwischen den in Artikel 1 dieses
Anhangs genannten Kaufkraftparitäten und den in Artikel 63 des Statuts vorge-
sehenen Wechselkursen für die betreffenden Länder festgesetzt.

Für Dienstorte mit starker Inflation gelten die Bestimmungen des Artikels 8
dieses Anhangs über die rückwirkende Geltung der Berichtigungskoeffizienten.

(6) Die Organe nehmen die entsprechende positive oder negative Angleichung
der Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten, ehemaligen Beamten und
sonstigen anspruchsberechtigten Personen mit rückwirkender Geltung für den
Zeitraum zwischen dem Beginn der Anwendung und dem Tag des Inkrafttretens
des Beschlusses über die folgende Angleichung vor.

Falls diese rückwirkende Angleichung die Rückforderung zuviel gezahlter Be-
träge erfordert, so kann diese Rückforderung über einen Zeitraum von höchstens
12 Monaten ab dem Tag des Inkrafttretens des Beschlusses über die folgende
jährliche Angleichung verteilt werden.

KAPITEL 2

ZWISCHENZEITLICHE ANGLEICHUNG DER DIENST- UND
VERSORGUNGSBEZÜGE

(ARTIKEL 65 ABSATZ 2 DES STATUTS)

Artikel 4

(1) Zwischenzeitliche Angleichungen der Dienst- und Versorgungsbezüge im
Sinne von Artikel 65 Absatz 2 des Statuts werden mit Wirkung vom 1. Januar
beschlossen, falls zwischen Juni und Dezember nach Maßgabe der in Artikel 6
Absatz 1 dieses Anhangs genannten Sensibilitätsschwelle und unter Berücksich-
tigung der für den laufenden zwölfmonatigen Bezugszeitraum vorausgeschätzten
Kaufkraftentwicklung eine erhebliche Änderung der Lebenshaltungskosten ein-
tritt.

(2) Der Vorschlag der Kommission wird dem Rat spätestens in der zweiten
Aprilhälfte übermittelt.

(3) Diese zwischenzeitlichen Angleichungen werden bei der jährlichen Anglei-
chung der Dienstbezüge berücksichtigt.
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Artikel 5

(1) Die Vorausschätzung der Kaufkraftentwicklung in dem betreffenden Zeit-
raum wird von Eurostat alljährlich im März anhand der Angaben erstellt, die auf
der in Artikel 12 dieses Anhangs genannten Sitzung mitgeteilt werden.

Ergibt sich bei dieser Vorausschätzung ein negativer Prozentsatz, so wird er zur
Hälfte bei der zwischenzeitlichen Angleichung berücksichtigt.

(2) Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten in Brüssel wird durch den
Brüsseler internationalen Index für den Zeitraum Juni bis Dezember des voran-
gegangenen Kalenderjahres ermittelt.

(3) Für die Dienstorte, für die ein Berichtigungskoeffizient festgelegt wurde
(Belgien und Luxemburg ausgenommen), wird eine Schätzung der in Artikel 1
Absatz 3 genannten Kaufkraftparitäten für Dezember angestellt. Die Entwicklung
der Lebenshaltungskosten wird nach den Modalitäten des Artikels 1 Absatz 3
berechnet.

Artikel 6

(1) Die Sensibilitätsschwelle für den in Artikel 5 Absatz 2 genannten Sechs-
monatszeitraum liegt bei einem Prozentsatz, der 7 % für einen Zwölfmonatszeit-
raum entspricht.

(2) Die Schwelle wird — vorbehaltlich der Anwendung von Artikel 5 Absatz 1
Unterabsatz 2 dieses Anhangs — nach folgendem Verfahren angewandt:

a) Wird die Sensibilitätsschwelle in Brüssel erreicht oder überschritten (nach
Maßgabe der Entwicklung des Brüsseler internationalen Index zwischen
Juni und Dezember), so werden die Dienstbezüge für alle Orte nach dem
jährlichen Angleichungsverfahren angeglichen;

b) wird die Sensibilitätsschwelle in Brüssel nicht erreicht, so werden nur die
Berichtigungskoeffizienten der Dienstorte mit einer über dieser Schwelle lie-
genden Kaufkraftentwicklung (nach Maßgabe der Entwicklung der impliziten
Indizes zwischen Juni und Dezember) angeglichen.

Artikel 7

Bei der Anwendung von Artikel 6 dieses Anhangs gilt Folgendes:

Der Wert der Angleichung entspricht dem Brüsseler internationalen Index, gege-
benenfalls multipliziert mit der Hälfte des vorausgeschätzten spezifischen Indi-
kators, falls dieser negativ ist.

Die Berichtigungskoeffizienten entsprechen dem Verhältnis zwischen der jewei-
ligen Kaufkraftparität und dem Wechselkurs nach Artikel 63 des Statuts, multi-
pliziert mit dem Wert der Angleichung, falls die Angleichungsschwelle in Brüs-
sel nicht erreicht wird.

KAPITEL 3

ZEITPUNKT DER ANWENDUNG EINES BERICHTIGUNGSKOEFFI-
ZIENTEN

(DIENSTORTE MIT STARKEM ANSTIEG DER LEBENSHALTUNGS-
KOSTEN)

Artikel 8

(1) Für Orte mit starkem Anstieg der Lebenshaltungskosten (nach Maßgabe
der Entwicklung der impliziten Indizes) finden die Berichtigungskoeffizienten im
Fall der zwischenzeitlichen Angleichung vor dem 1. Januar und im Fall der
jährlichen Angleichung vor dem 1. Juli Anwendung. Damit soll erreicht werden,
dass der Kaufkraftverlust dem Kaufkraftverlust an einem Dienstort entspricht, an
dem die Sensibilitätsschwelle bei der Entwicklung der Lebenshaltungskosten
erreicht ist.

(2) Der Zeitpunkt der Wirksamkeit der jährlichen Angleichung wird wie folgt
festgesetzt:

a) auf den 16. Mai für die Dienstorte, bei denen der implizite Index über 6,3 %
liegt, und

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001— 116



▼M112

b) auf den 1. Mai für die Dienstorte, bei denen der implizite Index über 12,6 %
liegt.

(3) Der Zeitpunkt der Wirksamkeit der zwischenzeitlichen Angleichung wird
wie folgt festgesetzt:

a) auf den 16. November für die Dienstorte, bei denen der implizite Index über
6,3 % liegt, und

b) auf den 1. November für die Dienstorte, bei denen der implizite Index über
12,6 % liegt.

KAPITEL 4

FESTSETZUNG UND AUFHEBUNG VON BERICHTIGUNGSKOEFFI-
ZIENTEN

(ARTIKEL 64 DES STATUTS)

Artikel 9

(1) Die zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats, die Verwaltung
eines Organs der Gemeinschaften oder die Vertreter der Beamten der Gemein-
schaften an einem bestimmten Dienstort können die Festsetzung eines Berichti-
gungskoeffizienten für diesen Ort beantragen.

Der Antrag hat sich auf objektive Elemente zu stützen, die eine mehrere Jahre
andauernde erhebliche Differenz der Lebenshaltungskosten an einem bestimmten
Dienstort gegenüber der Hauptstadt des betreffenden Mitgliedstaats erkennen
lassen (ausgenommen die Niederlande, bei denen anstelle von Amsterdam Den
Haag herangezogen wird). Bestätigt Eurostat, dass die Differenz erheblich (über
5 %) und nachhaltig ist, so legt die Kommission einen Vorschlag zur Festsetzung
eines Berichtigungskoeffizienten für diesen Dienstort vor.

(2) Desgleichen kann der Rat auf Vorschlag der Kommission beschließen,
einen Berichtigungskoeffizienten für einen bestimmten Ort aufzuheben. In diesem
Fall beruht der Vorschlag auf einer der folgenden Voraussetzungen:

a) Ein Antrag der zuständigen Behörden des betreffenden Mitgliedstaats, der
Verwaltung eines Organs der Gemeinschaften oder der Vertreter der Beamten
der Gemeinschaften an einem bestimmten Dienstort lässt erkennen, dass die
Lebenshaltungskosten an diesem Dienstort nicht mehr wesentlich (um weniger
als 2 %) unter denen der Hauptstadt des betreffenden Mitgliedstaats liegen,
und diese Annäherung ist nachhaltig und von Eurostat bestätigt worden.

b) An dem Dienstort sind keine Beamten oder Bediensteten auf Zeit der Gemein-
schaften mehr beschäftigt.

(3) Der Rat beschließt über den Vorschlag gemäß Artikel 64 Absatz 2 des
Statuts.

KAPITEL 5

AUSNAHMEKLAUSEL

Artikel 10

Geht aus von der Kommission mitgeteilten objektiven Daten hervor, dass in der
Gemeinschaft eine erhebliche, abrupte Verschlechterung der wirtschaftlichen und
sozialen Lage eingetreten ist, so legt die Kommission dem Rat entsprechende
Vorschläge vor, über die dieser nach dem Verfahren des Artikels 283 des EG-
Vertrags beschließt.

KAPITEL 6

AUFGABE VON EUROSTAT UND BEZIEHUNGEN ZU DEN
ZUSTÄNDIGEN BEHÖRDEN DER MITGLIEDSTAATEN

Artikel 11

Eurostat hat die Aufgabe, die Qualität der Ausgangsdaten und der statistischen
Methoden zu überwachen, die zur Ermittlung der bei der Angleichung der
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Dienstbezüge berücksichtigten Elemente herangezogen werden. Insbesondere ist
Eurostat damit beauftragt, alle Bewertungen vorzunehmen und alle für diese
Überwachung erforderlichen Untersuchungen anzustellen.

Artikel 12

Eurostat beruft alljährlich im März eine aus Experten der zuständigen Behörden
in den Mitgliedstaaten bestehende Arbeitsgruppe, „Gruppe Artikel 65 des Sta-
tuts“ genannt, ein.

Bei dieser Gelegenheit wird die statistische Methodik und ihre Anwendung bei
der Berechnung der spezifischen und der Kontrollindikatoren geprüft.

Zusammen mit den Angaben über die Entwicklung der Arbeitszeit in den zentral-
staatlichen Dienststellen werden auf der Arbeitsgruppensitzung die Informationen
übermittelt, die zur Vorausschätzung der Kaufkraftentwicklung für die Zwecke
der zwischenzeitlichen Angleichung der Dienstbezüge erforderlich sind.

Artikel 13

Eurostat beruft mindestens einmal im Jahr, spätestens im September, eine aus
Experten der zuständigen Behörden in den Mitgliedstaaten bestehende Arbeits-
gruppe, „Gruppe Artikel 64 des Statuts“ genannt, ein.

Bei dieser Gelegenheit wird die statistische Methodik und ihre Anwendung bei
der Festsetzung des Brüsseler internationalen Index und der Kaufkraftparitäten
geprüft.

Artikel 14

Jeder Mitgliedstaat teilt Eurostat auf dessen Verlangen mit, welche Faktoren sich
mittelbar oder unmittelbar auf die Zusammensetzung und die Entwicklung der
Dienstbezüge der nationalen Beamten auf zentralstaatlicher Ebene auswirken.

KAPITEL 7

SCHLUSSBESTIMMUNG UND REVISIONSKLAUSEL

Artikel 15

(1) Die Bestimmungen dieses Anhangs gelten vom 1. Juli 2004 bis zum
31. Dezember 2012.

(2) Am Ende des vierten Jahres ihrer Geltungsdauer werden sie insbesondere
unter Berücksichtigung ihrer Haushaltswirkung einer Bewertung
unterzogen. Hierzu legt die Kommission dem Europäischen Parlament und
dem Rat einen Bericht und gegebenenfalls einen Vorschlag zur Änderung dieses
Anhangs auf der Grundlage von Artikel 283 EG-Vertrag vor.
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ANHANG XII

Anwendungsmodalitäten zu Artikel 83a des Statuts

KAPITEL 1

ALLGEMEINE GRUNDSÄTZE

Artikel 1

(1) Zur Festsetzung des Beitrags der Beamten zur Versorgung nach Artikel 83
Absatz 2 des Statuts nimmt die Kommission alle fünf Jahre und erstmals 2004
eine versicherungsmathematische Bewertung des Gleichgewichts des Versor-
gungssystems nach Artikel 83a Absatz 3 des Statuts vor. Aus dieser Bewertung
soll hervorgehen, ob der Beitrag der Beamten ausreicht, um ein Drittel der
Kosten des Versorgungssystems abzudecken.

(2) Zur Vorbereitung der Prüfung nach Artikel 83a Absatz 4 des Statuts
aktualisiert die Kommission diese versicherungsmathematische Bewertung jedes
Jahr unter Berücksichtigung der Entwicklung der Teilnehmerpopulation im Sinne
von Artikel 9 dieses Anhangs, des Zinssatzes im Sinne von Artikel 10 dieses
Anhangs und der auf die Gehaltstabelle der EG-Beamten anzuwendenden jähr-
lichen Änderungsrate im Sinne von Artikel 11 dieses Anhangs.

(3) Die Bewertung und die Aktualisierungen werden in jedem Jahr n unter
Bezugnahme auf die Population der am 31. Dezember des Vorjahres (n-1) im
aktiven Dienst stehenden Teilnehmer am Versorgungssystem durchgeführt.

Artikel 2

(1) Eine etwaige Anpassung des Beitragssatzes wird zusammen mit der all-
jährlichen Angleichung der Bezüge nach Artikel 65 des Statuts am 1. Juli wirk-
sam. Bei einer Anpassung wird der Beitragssatz um höchstens einen Prozent-
punkt gegenüber dem Beitragssatz des Vorjahres herauf- oder herabgesetzt.

(2) Die am 1. Juli 2004 wirksam werdende Anpassung führt zu einem Bei-
tragssatz, der 9,75 % nicht übersteigt. Die am 1. Juli 2005 wirksam werdende
Anpassung führt zu einem Beitragssatz, der 10,25 % nicht übersteigt.

(3) Besteht zwischen der Beitragssatzänderung, wie sie sich aus der versiche-
rungsmathematischen Berechnung ergeben hätte, und der Anpassung, die sich aus
der Änderung nach Absatz 2 ergibt, eine Differenz, so wird diese zu keinem
Zeitpunkt nachverrechnet und folglich auch bei späteren versicherungsmathema-
tischen Berechnungen nicht berücksichtigt. Der Beitragssatz, wie er sich aus der
versicherungsmathematischen Berechnung ergeben hätte, wird in den Bewer-
tungsbericht gemäß Artikel 1 dieses Anhangs aufgenommen.

KAPITEL 2

BEWERTUNG DES VERSICHERUNGSMATHEMATISCHEN GLEICH-
GEWICHTS

Artikel 3

Bei der fünfjährlichen versicherungsmathematischen Bewertung werden zur Be-
stimmung der Voraussetzungen für das Gleichgewicht des Versorgungssystems
das Ruhegehalt im Sinne des Artikels 77 des Statuts, das Invalidengeld im Sinne
des Artikels 78 des Statuts und die Hinterbliebenenversorgung im Sinne der
Artikel 79 und 80 des Statuts als Kostenfaktoren des Systems berücksichtigt.

Artikel 4

(1) Das versicherungsmathematische Gleichgewicht wird auf der Grundlage
der in diesem Kapitel dargestellten Berechnungsmethode bewertet.

(2) Nach dieser Methode stellt der versicherungsmathematische Gegenwert der
bis zum Zeitpunkt der Berechnung erworbenen Versorgungsansprüche Verpflich-
tungen aus vergangener Dienstzeit dar; der versicherungsmathematische Gegen-
wert der Versorgungsansprüche, die in dem zum Zeitpunkt der Berechnung be-
ginnenden Dienstjahr erworben werden, wird als „Dienstzeitaufwand“ bezeichnet.
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(3) Es wird von der Annahme ausgegangen, dass der Ruhestand (außer bei
Invalidität) stets zu einem festen Durchschnittsalter (r) angetreten wird. Das
durchschnittliche Ruhestandeintrittsalter wird erst im Zuge der fünfjährlichen
versicherungsmathematischen Bewertung nach Artikel 1 dieses Anhangs aktuali-
siert und kann für verschiedene Personalkategorien unterschiedlich sein.

(4) Bei der Bestimmung der versicherungsmathematischen Gegenwerte wird
wie folgt vorgegangen:

a) Der Entwicklung des Grundgehalts der einzelnen Beamten zwischen dem
Zeitpunkt der Berechnung und dem angenommenen Ruhestandeintrittsalter
wird Rechnung getragen.

b) Die bis zum Berechnungszeitpunkt erworbenen Versorgungsansprüche (Ver-
pflichtungen aus vergangener Dienstzeit) werden nicht berücksichtigt.

(5) Alle einschlägigen Bestimmungen dieses Statuts (und insbesondere der
Anhänge VIII und XIII) werden bei der versicherungsmathematischen Bewertung
des Dienstzeitaufwands berücksichtigt.

(6) Bei der Bestimmung des realen Abzinsungssatzes und der jährlichen Än-
derungsrate, die auf die Gehaltstabellen für die Beamten der Gemeinschaften
anzuwenden sind, wird eine Glättung vorgenommen. Die Glättung wird durch
die Verwendung eines gleitenden Zwölfjahresschnitts für den Zinssatz und für
die auf die Gehaltstabellen anzuwendende Änderungsrate bewirkt.

Artikel 5

(1) Die Beitragsformel beruht auf folgender Gleichung:

Beitragssatz Jahr n = Dienstzeitaufwand Jahr n/Jahresgrundgehaltssumme

(2) Der Beitrag der Beamten zur Finanzierung des Versorgungssystems ist
gleich einem Drittel des Verhältnisses zwischen dem Dienstzeitaufwand des lau-
fenden Jahres (n) für alle Beamten im aktiven Dienst, die dem Versorgungs-
system angeschlossen sind, und der Jahresgrundgehaltssumme für dieselbe Popu-
lation an aktiven Teilnehmern am Versorgungssystem zum 31. Dezember des
vorangegangenen Jahres (n-1).

(3) Der Dienstzeitaufwand ist die Summe aus

a) dem Dienstzeitaufwand für das Ruhegehalt (näher dargestellt in Artikel 6
dieses Anhangs), d. h. dem versicherungsmathematischen Gegenwert der Ru-
hegehaltsansprüche, die im Laufe des Jahres n erworben werden, einschließ-
lich des Wertes des Anteils an dem betreffenden Ruhegehalt, der nach dem
Tod des Beamten im Ruhestand an den überlebenden Ehegatten und/oder
unterhaltsberechtigte Kinder zu zahlen ist;

b) dem Dienstzeitaufwand für das Invalidengeld (näher dargestellt in Artikel 7
dieses Anhangs), d. h. dem versicherungsmathematischen Gegenwert der Ver-
sorgungsleistungen, die an die Beamten im aktiven Dienst zu zahlen sein wer-
den, welche im Laufe des Jahres n voraussichtlich dienstunfähig werden; und

c) dem Dienstzeitaufwand für die Hinterbliebenenversorgung (näher dargestellt in
Artikel 8 dieses Anhangs), d. h. dem versicherungsmathematischen Gegenwert
der Versorgungsleistungen, die an die Hinterbliebenen der Beamten im aktiven
Dienst zu zahlen sind, welche im Laufe des Jahres n voraussichtlich sterben.

(4) Die Bewertung des Dienstzeitaufwands für das laufende Jahr beruht auf
den Versorgungsansprüchen und den entsprechenden Annuitäten, wie in den
Artikeln 6 bis 8 dieses Anhangs näher dargestellt.

Diese Annuitäten ergeben nach Berücksichtigung des Zinssatzes, der auf die
Gehaltstabelle anzuwendenden jährlichen Änderungsrate und der Wahrscheinlich-
keit, dass der betreffende Beamte bei Erreichen des Ruhestandsalters noch am
Leben ist, auf den Berechnungszeitpunkt bezogen den versicherungsmathemati-
schen Gegenwert von 1 EUR pro Jahr.

(5) Den in Titel V Kapitel 2 des Statuts und in Anhang VIII des Statuts
enthaltenen Angaben zum Existenzminimum wird Rechnung getragen.

Artikel 6

(1) Zur Berechnung des Wertes der Ruhegehälter werden die im Jahr n er-
worbenen Ruhegehaltsansprüche für jeden Beamten im aktiven Dienst berechnet,
indem sein geschätztes Grundgehalt beim Eintritt in den Ruhestand mit dem auf
ihn anzuwendenden Zuwachsfaktor multipliziert wird.
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Machen die Versorgungsansprüche, die der Beamte seit seiner Einstellung (ein-
schließlich übertragener Ansprüche) am 31. Dezember des Jahres n-1 erworben
hat, 70 % oder mehr aus, so wird so verfahren, als habe der Beamte im Jahre n
keine Versorgungsansprüche erworben.

(2) Das geschätzte Grundgehalt (PS für Projected basic Salary) beim Eintritt in
den Ruhestand wird nach einer Formel berechnet, bei der vom Grundgehalt am
31. Dezember des Vorjahres ausgegangen wird und die auf die Gehaltstabelle
anzuwendende jährliche Änderungsrate und die geschätzte jährliche Steigerungs-
rate aufgrund von Dienstalter und Beförderungen wie folgt berücksichtigt wer-
den:

PS ¼ SAL � ð1 þ GSG þ ISPÞm

wobei:

SAL = gegenwärtiges Gehalt

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate)

ISP = geschätzte jährliche Steigerungsrate aufgrund von Dienstalter und
Beförderungen

m = Differenz zwischen dem geschätzten Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x).

Da die Berechnungen in realen Größen (inflationsbereinigt) vorgenommen wer-
den, sind die auf die Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate und
die jährliche Steigerungsrate aufgrund von Dienstalter und Beförderungen infla-
tionsbereinigte Änderungsraten.

(3) Auf der Grundlage der Berechnung der von einem gegebenen Beamten
erworbenen Versorgungsansprüche wird der versicherungsmathematische Gegen-
wert dieser Ansprüche (und der mit ihnen verbundenen Versorgungsleistungen an
Hinterbliebene) berechnet, indem die im Jahr n erworbenen Versorgungsansprü-
che multipliziert werden mit der Summe aus

a) einer aufgeschobenen nachschüssigen Annuität zum Alter x, aufgeschoben um
m Jahre:

mj αx ¼
Xω � x þ 1

k ¼ m þ 1

�
1

1 þ τ

�
k � 0:5 � kpx � ð1 þ GSGÞk � m � 0:5

wobei:

x = Alter des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1

τ = Zinssatz

kpx = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters x in k Jahren noch
am Leben ist

m = Differenz zwischen dem angenommenen Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x)

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate)

ω = Obergrenze der Sterblichkeitstabelle

und

b) einer aufgeschobenen nachschüssigen Hinterbliebenenrente zum Alter x und
zum Alter y, wobei y das angenommene Alter des Ehegatten ist. Letztere
Rente wird mit der Wahrscheinlichkeit, dass der Beamte verheiratet ist, und
dem anzuwendenden Koeffizienten für Versorgungsleistungen an Hinterblie-
bene nach Maßgabe von Anhang VIII des Statuts multipliziert:

mj αxy ¼
Xω � x þ 1

k ¼ m þ 1

�
1

1þ τ

�
k� 0:5 � kpy � ð1� kpxÞ � ð1þ GSGÞk � m � 0:5

wobei:

x = Alter des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1
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τ = Zinssatz

kpx = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters x in k Jahren noch
am Leben ist

kpy = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters y (Ehegatte des
Beamten des Alters x) in k Jahren noch am Leben ist

m = Differenz zwischen dem angenommenen Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x)

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate)

ω = Obergrenze der Sterblichkeitstabelle.

(4) Bei der Berechnung des Dienstzeitaufwands für das Ruhegehalt wird Fol-
gendes berücksichtigt:

a) der Beamten, die nach Erreichen des Ruhestandsalters noch im Dienst blei-
ben, gewährte Steigerungssatz;

b) der für Beamte, die vor Erreichen des Ruhestandsalters aus dem Dienst aus-
scheiden, geltende Abschlagsfaktor.

Artikel 7

(1) Zur Berechnung des Wertes der Invalidengelder wird zunächst ermittelt, in
wie vielen Fällen im Laufe des Jahres n Anspruch auf Invalidengeld entsteht;
hierzu wird auf die einzelnen Beamten im aktiven Dienst die Wahrscheinlichkeit,
in dem betreffenden Jahr dienstunfähig zu werden, angewandt. Diese Wahr-
scheinlichkeit wird dann mit dem Jahresbetrag an Invalidengeld multipliziert,
auf das der Beamte Anspruch haben würde.

(2) Bei der Berechnung des versicherungsmathematischen Gegenwerts der
Invalidengelder, die erstmals im Jahr n zu zahlen sind, wird von folgenden
Annuitäten ausgegangen:

a) einer befristet zahlbaren nachschüssigen Annuität bei einem Alter x:

αx ¼
Xm
k ¼ 1

�
1

1þ τ

�
k � 0:5 � kpx � ð1þ GSGÞk � 0:5

wobei:

x = Alter des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1

τ = Zinssatz

kpx = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters x in k Jahren noch
am Leben ist

m = Differenz zwischen dem angenommenen Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x)

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate)

und

b) eine nachschüssige Hinterbliebenenannuität. Letztere Annuität wird mit der
Wahrscheinlichkeit, dass der Beamte verheiratet ist, und dem anzuwendenden
Koeffizienten für Versorgungsleistungen an Hinterbliebene multipliziert:

αxy ¼
Xm
k ¼ 1

�
1

1þ τ

�
k � 0:5 � kpy � ð1� kpxÞ � ð1þ GSGÞk � 0:5

wobei:

x = Alter des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1

y = Alter des Ehegatten des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1

τ = Zinssatz

kpx = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters x in k Jahren noch
am Leben ist
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m = Differenz zwischen dem angenommenen Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x)

kpy = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters y (Ehegatte des
Beamten des Alters x) in k Jahren noch am Leben ist

m = Differenz zwischen dem angenommenen Alter beim Eintritt in den
Ruhestand (r) und dem gegenwärtigen Alter des Beamten (x)

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate).

Artikel 8

(1) Der Wert der Versorgungsleistungen, auf die die Hinterbliebenen im Laufe
des Jahres n Anspruch erwerben, wird berechnet, indem auf jeden Beamten im
aktiven Dienst die Wahrscheinlichkeit, dass er in dem betreffenden Jahre stirbt,
angewandt und diese mit dem Jahresbetrag der Versorgungsleistungen multipli-
ziert wird, auf die der hinterbliebene Ehegatte im laufenden Jahr Anspruch haben
würde. Bei der Berechnung werden auch möglicherweise zahlbare Waisengelder
berücksichtigt.

(2) Bei der Berechnung des versicherungsmathematischen Gegenwertes der
Versorgungsleistungen, auf die die Hinterbliebenen im Laufe des Jahres n An-
spruch erwerben, wird eine nachschüssige Annuität verwendet. Letztere Annuität
wird mit der Wahrscheinlichkeit, dass der Beamte verheiratet ist, multipliziert:

αy ¼
Xω � y þ1

k ¼ 1

�
1

1þ τ

�
k � 0:5 � kpy � ð1þ GSGÞk � 0:5

wobei:

y = Alter des Ehegatten des Beamten zum 31. Dezember des Jahres n-1

τ = Zinssatz

kpy = Wahrscheinlichkeit, dass eine Person des Alters y (Ehegatte des
Beamten des Alters x) in k Jahren noch am Leben ist

GSG = geschätzte Jahresrate der allgemeinen Gehaltsentwicklung (auf die
Gehaltstabelle anzuwendende jährliche Änderungsrate)

ω = Obergrenze der Sterblichkeitstabelle.

KAPITEL 3

BERECHNUNGSVERFAHREN

Artikel 9

(1) Die demografischen Parameter für die versicherungsmathematische Bewer-
tung basieren auf der Beobachtung der Population der dem Versorgungssystem
angeschlossenen Personen, die das Personal im aktiven Dienst und die n umfasst.
Die entsprechenden Daten werden jährlich von der Kommission erhoben; diese
stützt sich dabei auf die Angaben der verschiedenen Organe und Agenturen,
deren Bedienstete dem System angeschlossen sind.

Aus der Beobachtung dieses Personenkreises werden u. a. deren Struktur, das
durchschnittliche Ruhestandseintrittsalter und die Invaliditätstafel abgeleitet.

(2) Bei der Sterbetafel wird von einer Population ausgegangen, deren spezi-
fische Merkmale möglichst weitgehend der Population der Teilnehmer am Ver-
sorgungssystem entsprechen. Die Sterbetafel wird erst bei der fünfjährlichen ver-
sicherungsmathematischen Bewertung nach Artikel 1 dieses Anhangs aktualisiert.

Artikel 10

(1) Den Zinssätzen, die bei den versicherungsmathematischen Berechnungen
heranzuziehen sind, liegen die durchschnittlichen jährlichen Zinssätze zugrunde,
die für die langfristige Staatsschuld der Mitgliedstaaten festgestellt und von der
Kommission veröffentlicht werden. Zur Berechnung des entsprechenden, für die
versicherungsmathematischen Berechnungen erforderlichen inflationsbereinigten
Zinssatzes wird ein geeigneter Verbraucherpreisindex verwendet.
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(2) Der bei den versicherungsmathematischen Berechnungen effektiv zu ver-
wendende Jahreszinssatz ist der Mittelwert, der sich aus den durchschnittlichen
realen Zinssätzen der letzten 12 Jahre vor dem jeweiligen laufenden Jahr ergibt.

Artikel 11

(1) Der auf die Gehaltstabelle der Beamten anzuwendenden jährlichen Ände-
rungsrate, die bei den versicherungsmathematischen Berechnungen zu berück-
sichtigen ist, liegen die spezifischen Indikatoren nach Anhang XI Artikel 1 Ab-
satz 4 des Statuts zugrunde.

(2) Die bei den versicherungsmathematischen Berechnungen effektiv zu ver-
wendende jährliche Änderungsrate ist der Mittelwert, der sich aus den inflations-
bereinigten spezifischen Indikatoren für die Europäische Union der letzten 12
Jahre vor dem jeweils laufenden Jahr ergibt.

Artikel 12

Als Zinssatz für die Berechnung von Zinsen und Zinseszinsen nach Anhang VIII
Artikel 4 und 8 des Statuts gilt der effektiv zu verwendende Zinssatz im Sinne
des Artikels 10 dieses Anhangs; er wird erforderlichenfalls zum Zeitpunkt der
fünfjährlichen versicherungsmathematischen Bewertung angepasst.

KAPITEL 4

DURCHFÜHRUNG

Artikel 13

(1) Eurostat ist für die technische Durchführung dieses Anhangs zuständig.

(2) Eurostat wird bei der versicherungsmathematischen Bewertung nach Arti-
kel 1 dieses Anhangs von einem oder mehreren unabhängigen qualifizierten
Experten unterstützt. Eurostat liefert den betreffenden Experten unter anderem
die Parameter nach den Artikeln 9 bis 11 dieses Anhangs.

(3) Eurostat legt jedes Jahr am 1. September einen Bericht über die Bewertun-
gen und Aktualisierungen nach Artikel 1 dieses Anhangs vor.

(4) Sollten sich bei der Durchführung dieses Anhangs methodische Fragen
stellen, so werden diese von Eurostat in Zusammenarbeit mit den nationalen
Experten der zuständigen Dienststellen der Mitgliedstaaten und dem oder den
unabhängigen qualifizierten Experten behandelt. Hierzu beruft Eurostat wenigs-
tens einmal pro Jahr eine Sitzung dieser Personengruppe ein. Sollte Eurostat dies
für erforderlich halten, so kann das Amt jedoch auch häufiger eine Sitzung ein-
berufen.

KAPITEL 5

REVISIONSKLAUSEL

Artikel 14

(1) Artikel 2 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 sowie die Artikel 9, 10, 11 und 12

(2) Auf der Grundlage eines Berichts der Kommission, der gegebenenfalls von
einem nach Stellungnahme des Statutsbeirats vorgelegten Vorschlag der Kom-
mission begleitet wird, kann der Rat die Bestimmungen dieses Anhangs zum
Zeitpunkt der fünfjährlichen versicherungsmathematischen Bewertung überprü-
fen, und zwar insbesondere unter Berücksichtigung ihrer Haushaltswirkung und
des versicherungsmathematischen Gleichgewichts. Der Rat beschließt über den
genannten Vorschlag der Kommission mit der qualifizierten Mehrheit nach Arti-
kel 205 Absatz 2 erster Gedankenstrich des EG-Vertrags.

(3) Abweichend von Artikel 83a des Statuts und Absatz 2 dieses Artikels ist
dem Rat bis Ende 2008 die zweite Bewertung, ein Bericht und gegebenenfalls
ein Vorschlag der Kommission vorzulegen.
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ANHANG XIII

Übergangsmaßnahmen für die Beamten der Gemeinschaften (Artikel 107a
des Statuts)

Ab s c hn i t t 1

Artikel 1

(1) Für den Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2006 erhält Artikel 5
Absätze 1 und 2 des Statuts folgende Fassung:

„1. Die Dienstposten im Sinne des Statuts sind nach Art und Bedeutung der
ihnen entsprechenden Aufgaben in vier Laufbahngruppen zusammengefasst,
die in absteigender Rangfolge mit den Buchstaben A*, B*, C* und D*
bezeichnet werden.

2. Die Laufbahngruppe A* umfasst zwölf Besoldungsgruppen, die Laufbahn-
gruppe B* neun, die Laufbahngruppe C* sieben und die Laufbahngruppe D*
fünf.“

(2) Als Zeitpunkt der Einstellung gilt der Tag des Dienstantritts.

Artikel 2

(1) Am 1. Mai 2004 erhalten die Besoldungsgruppen der Beamten, die sich in
einer der dienstrechtlichen Stellungen gemäß Artikel 35 des Statuts befinden,
vorbehaltlich des Artikels 8 dieses Anhangs folgende Bezeichnungen:

Alte Besoldungs-
gruppe

Neue (vorü-
bergehende)
Besoldungs-

gruppe

Alte Besol-
dungsgruppe

Neue (vorü-
bergehende)
Besoldungs-

gruppe

Alte Besol-
dungsgruppe

Neue (vorü-
bergehende)
Besoldungs-

gruppe

Alte Besol-
dungsgruppe

Neue (vorü-
bergehende)
Besoldungs-

gruppe

A1 A*16

A2 A*15

A3/LA3 A*14

A4/LA4 A*12

A5/LA5 A*11

A6/LA6 A*10 B1 B*10

A7/LA7 A*8 B2 B*8

A8/LA8 A*7 B3 B*7 C1 C*6

B4 B*6 C2 C*5

B5 B*5 C3 C*4 D1 D*4

C4 C*3 D2 D*3

C5 C*2 D3 D*2

D4 D*1

(2) Vorbehaltlich des Artikels 7 dieses Anhangs wird das Monatsgrundgehalt
für jede Besoldungsgruppe und jede Dienstaltersstufe nach folgenden Tabellen
festgesetzt (Beträge in Euro):
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(3) Die Gehälter für die neuen vorübergehenden Besoldungsgruppen sind die
anwendbaren Beträge im Sinne von Artikel 7 dieses Anhangs.

Artikel 3

Die Dienstaltersstufe eines Beamten und das in seiner Besoldungsgruppe und
Dienstaltersstufe erreichte Dienstalter wird durch das in Artikel 2 Absatz 1 dieses
Anhangs beschriebene Verfahren nicht berührt. Die Gehälter werden gemäß Arti-
kel 7 dieses Anhangs festgelegt.

Artikel 4

Für die Zwecke dieser Bestimmungen und für den in Artikel 1 Satz 1 dieses
Anhangs genannten Zeitraum gilt:

a) Der Begriff „Funktionsgruppe“ wird durch den Begriff „Laufbahngruppe“
ersetzt

i) in folgenden Statutsbestimmungen:

— Artikel 5 Absatz 5,

— Artikel 6 Absatz 1,

— Artikel 7 Absatz 2,

— Artikel 31 Absatz 1,

— Artikel 32 Absatz 3,

— Artikel 39 Buchstabe f),

— Artikel 40 Absatz 4,

— Artikel 41 Absatz 3,

— Artikel 51 Absätze 1, 2, 8 und 9,

— Artikel 78 Absatz 1;

ii) in Anhang II Artikel 1 Absatz 4 des Statuts;

iii) in Anhang III des Statuts in

— Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c),

— Artikel 3 Absatz 4;

iv) in Anhang IX des Statuts in

— Artikel 5,

— Artikel 9 Absatz 1 Buchstaben f) und g).

b) Der Begriff „Funktionsgruppe AD“ wird durch den Begriff „Laufbahngruppe
A*“ ersetzt

i) in folgenden Statutsbestimmungen:

— Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe c),

— Artikel 48 Absatz 3,

— Artikel 56 Absatz 2,

ii) in Anhang II Artikel 10 Absatz 1 des Statuts.

c) Der Begriff „Funktionsgruppe AST“ wird durch den Begriff „Laufbahngrup-
pen B*, C* und D*“ ersetzt

i) in folgenden Statutsbestimmungen:

— Artikel 43 Absatz 2,

— Artikel 48 Absatz 3,

ii) in Anhang VI Artikel 1 und 3 des Statuts.

d) In Artikel 56 Absatz 3 des Statuts werden die Worte „Besoldungsgruppe
AST1 bis AST4“ durch die Worte „Laufbahngruppen C* und D* Besol-
dungsgruppen 1 bis 4“ ersetzt;

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 131



▼M112

e) In Artikel 5 Absatz 3 Buchstabe a) des Statuts wird der Begriff „Funktions-
gruppe AST“ durch den Begriff „Laufbahngruppen B* und C*“ ersetzt.

f) Artikel 29 Absatz 4 des Statuts erhält folgende Fassung: „Vor dem 1. Mai
2006führt das Europäische Parlament mindestens ein Auswahlverfahren für
die die Laufbahngruppen C*, B* und A* durch.“

g) In Artikel 43 Absatz 2 des Statuts werden die Worte „die Funktion eines
Beamten der Funktionsgruppe Administration“ ersetzt durch die Worte „eine
Funktion in der nächsthöheren Laufbahngruppe“.

h) In Artikel 45a Absatz 1 des Statuts werden die Worte „Funktionsgruppe
AST“ durch die Worte „Laufbahngruppe B*“ und die Worte „Funktions-
gruppe AD“ durch die Worte „Laufbahngruppe A*“ ersetzt.

i) In Artikel 46 des Statuts werden die Worte „Besoldungsgruppen AD9 bis 14“
durch die Worte „Besoldungsgruppen A*9 bis A*14“ ersetzt.

j) In Artikel 29 Absatz 2 des Statuts werden die Worte „Besoldungsgruppen
AD16 oder AD15“ durch die Worte „Besoldungsgruppen A*16 oder A*15“
und die Worte „Besoldungsgruppen AD15 oder AD14“ durch die Worte
„Besoldungsgruppen A*15 oder A*14“ ersetzt.

k) In Anhang II Artikel 12 Absatz 1 des Statuts wird die Angabe „AD14“ durch
die Angabe „A*14“ ersetzt.

l) In Anhang IX Artikel 5 des Statuts werden in

i) Absatz 2 die Angabe „AD13“ durch die Angabe „A*13“,

ii) Absatz 3 die Angabe „AD14“ durch die Angabe „A*14 oder höher“ und
die Angabe „AD16 oder AD15“ durch die Angabe „A*16 oder A*15“,

iii) Absatz 4 die Angabe „AD16“ durch die Angabe „A*16“ und die Angabe
„AD15“ durch die Angabe „A*15“

ersetzt.

m) In Artikel 43 Absatz 2 des Statuts werden die Worte „Ab der Besoldungs-
gruppe 4 kann die Beurteilung für Beamte der Besoldungsgruppen B, C und
D auch“ durch die Worte „Die Beurteilung für Beamte der Besoldungsgrup-
pen B, C und D kann auch“ ersetzt.

n) In Artikel 5 Absatz 4 des Statuts wird die Bezugnahme auf Anhang I Teil A
durch eine Bezugnahme auf Anhang XIII.1 ersetzt.

o) Jede Bezugnahme im Statut auf das Monatsgrundgehalt eines Beamten der
Besoldungsgruppe AST 1 wird durch eine Bezugnahme auf das Monats-
grundgehalt eines Beamten der Besoldungsgruppe D*1 ersetzt.

Artikel 5

(1) Abweichend von Artikel 45 des Statuts behält ein Beamter, der am 1. Mai
2004 für eine Beförderung in Frage kommt, seine Anwartschaft auf Beförderung,
auch wenn er in seiner Besoldungsgruppe das Mindestdienstalter von zwei Jahren
noch nicht erreicht hat.

(2) Ein Beamter, der vor dem 1. Mai 2006 in eine Eignungsliste für einen
Wechsel der Laufbahngruppe aufgenommen wurde, wird, wenn der Wechsel ab
dem 1. Mai 2004 erfolgt, in die Besoldungsgruppe und Dienstaltersstufe einge-
stuft, in der er sich in der bisherigen Laufbahngruppe befand, oder anderenfalls in
die erste Dienstaltersstufe der Eingangsbesoldungsgruppe seiner neuen Laufbahn-
gruppe.

(3) Die Artikel 1 bis 11 finden auf Zeitbedienstete Anwendung, die vor dem
1. Mai 2004 eingestellt und danach gemäß Absatz 4 als Beamte eingestellt
worden sind.

(4) Ein Bediensteter auf Zeit, der vor dem 1. Mai 2006 in eine Eignungsliste
für einen Wechsel der Laufbahngruppe aufgenommen wurde, wird, wenn die
Einstellung ab dem 1. Mai 2004 erfolgt, in die Besoldungsgruppe und Dienst-
altersstufe eingestuft, in der er sich in der bisherigen Laufbahngruppe befand,
oder anderenfalls in die erste Dienstaltersstufe der Eingangsbesoldungsgruppe
seiner neuen Laufbahngruppe.

(5) Wird ein Beamter, der am 30. April 2004 in der Besoldungsgruppe A3
eingestuft ist, nach diesem Zeitpunkt zum Direktor ernannt, so ist er gemäß
Artikel 7 Absatz 5 dieses Anhangs in die nächsthöhere Besoldungsgruppe
einzustufen. Artikel 46 letzter Satz des Statuts findet keine Anwendung.
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Artikel 6

Unbeschadet der Artikel 9 und 10 dieses Anhangs werden für die erste Beför-
derung der vor dem 1. Mai 2004 eingestellten Beamten die in Artikel 6 Absatz 2
des Statuts und in Anhang I Teil B aufgeführten Prozentsätze so angepasst, dass
sie den vor diesem Zeitpunkt in den einzelnen Organen geltenden Modalitäten
gerecht werden.

Wird die Beförderung eines Beamten vor dem 1. Mai 2004 wirksam, so wird sie
durch die am Tag des Wirksamwerdens der Beförderung geltenden Statutsbe-
stimmungen geregelt.

Artikel 7

Für die Festlegung des Monatsgrundgehalts der vor dem 1. Mai 2004 einge-
stellten Beamten gelten folgende Regeln:

1. Mit der Neubezeichnung der Besoldungsgruppen gemäß Artikel 2 Absatz 1
dieses Anhangs ist keine Änderung des Monatsgrundgehalts des einzelnen
Beamten verbunden.

2. Für jeden Beamten wird am 1. Mai 2004 ein Multiplikationsfaktor berechnet.
Dieser Multiplikationsfaktor ist gleich dem Verhältnis zwischen dem monat-
lichen Grundgehalt, das der Beamte vor dem 1. Mai 2004 bezog, und dem
anwendbaren Betrag gemäß Artikel 2 Absatz 2 dieses Anhangs.

Das monatliche Grundgehalt, das dem Beamten am 1. Mai 2004 gezahlt wird,
entspricht dem Produkt aus dem anwendbaren Betrag und dem Multiplika-
tionsfaktor.

Der Multiplikationsfaktor wird zur Festsetzung des Monatsgrundgehalts des
Beamten beim Aufstieg in eine höhere Dienstaltersstufe oder bei der Anpas-
sung der Gehälter angewandt.

3. Unbeschadet der Absätze 1 und 2 entspricht nach dem 1. Mai 2004 das
Monatsgrundgehalt des Beamten mindestens dem Betrag, den er aufgrund
der vor diesem Zeitpunkt geltenden Regelung beim automatischen Aufsteigen
in eine höhere Dienstaltersstufe seiner alten Besoldungsgruppe als Monats-
grundgehalt bezogen hätte. In allen Besoldungsgruppen und Dienstalterstufen
entspricht das zugrunde zu legende alte Grundgehalt dem Produkt aus dem
Betrag, der nach dem 1. Mai 2004 anzuwenden ist, und dem in Artikel 2
Absatz 2 dieses Anhangs definierten Koeffizienten.

4. Bei Beamten der Besoldungsgruppen A*10 bis A*16 bzw. AD10 bis AD16,
die am 30. April 2004 Referatsleiter, Direktor oder Generaldirektor sind oder
danach zum Referatsleiter, Direktor oder Generaldirektor ernannt werden und
ihre neuen Aufgaben in den ersten neun Monaten zufriedenstellend erfüllt
haben, wird das Monatsgrundgehalt um einen Betrag angehoben, der dem
in Prozent ausgedrückten Steigerungssatz zwischen der ersten und zweiten
Dienstaltersstufe der betreffenden Besoldungsgruppe gemäß den Tabellen in
Artikel 2 Absatz 1 dieses Anhangs und Artikel 8 Absatz 1 dieses Anhangs
entspricht.

5. Unbeschadet des Absatzes 3 wird mit der ersten Beförderung nach dem
1. Mai 2004 das Monatsgrundgehalt jedes Beamten um einen Prozentsatz
angehoben, der sich entsprechend nachstehender Tabelle nach der Laufbahn-
gruppe, der er vor dem 1. Mai 2004 angehörte, und seiner Dienstaltersstufe
bei Wirksamwerden der Beförderung richtet:

Dienstaltersstufen

Laufbahn-
gruppe

1 2 3 4 5 6 7 8

A 13,1 % 11,0 % 6,8 % 5,7 % 5,5 % 5,2 % 5,2 % 4,9 %

B 11,9 % 10,5 % 6,4 % 4,9 % 4,8 % 4,7 % 4,5 % 4,3 %

C 8,5 % 6,3 % 4,6 % 4,0 % 3,9 % 3,7 % 3,6 % 3,5 %

D 6,1 % 4,6 % 4,3 % 4,1 % 4,0 % 3,9 % 3,7 % 3,6 %
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Zur Bestimmung des anwendbaren Prozentsatzes wird jede Besoldungsgruppe
in fiktive Dienstaltersstufen, die jeweils einem Dienstalter von zwei Monaten
entsprechen, und in fiktive Prozentsätze unterteilt, die um ein Zwölftel der
Differenz zwischen dem für die betreffende Dienstaltersstufe geltenden Pro-
zentsatz und dem für die nächsthöhere Dienstaltersstufe der betreffenden fikti-
ven Dienstaltersstufe geltenden Prozentsatz gekürzt werden.

Bei der Berechnung des vor der Beförderung bezogenen Gehalts eines Be-
amten, der nicht die letzte Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe erreicht
hat, wird der Wert der fiktiven Dienstaltersstufe berücksichtigt. Für diesen
Zweck wird jede Besoldungsgruppe zusätzlich in fiktive Gehälter unterteilt,
die von der ersten bis zur letzten tatsächlichen Dienstaltersstufe um ein Zwölf-
tel des zweijährlichen Steigerungsbetrags steigen, der für die Dienstaltersstu-
fen dieser Besoldungsgruppe gilt.

6. Bei dieser ersten Beförderung wird ein neuer Multiplikationsfaktor festgelegt.
Dieser ist gleich dem Verhältnis zwischen den neuen Grundgehältern, die sich
aus der Anwendung von Absatz 5 ergeben, und dem anwendbaren Betrag
gemäß Artikel 2 Absatz 2 dieses Anhangs. Dieser Multiplikationsfaktor
wird vorbehaltlich Absatz 7 beim Aufsteigen in den Dienstaltersstufen und
bei der Anpassung der Gehälter angewendet.

7. Ist der Multiplikationsfaktor nach einer Beförderung kleiner als 1, so verbleibt
der Beamte abweichend von Artikel 44 des Statuts so lange in der ersten
Dienstaltersstufe seiner neuen Besoldungsgruppe, wie der Multiplikationsfak-
tor kleiner als 1 ist oder bis der betreffende Beamte erneut befördert wird. Um
dem Wert der höheren Dienstaltersstufe Rechnung zu tragen, auf die er nach
dem genannten Artikel Anspruch gehabt hätte, wird ein neuer Multiplikations-
faktor berechnet. Sobald der Faktor gleich 1 ist, beginnt der Beamte, gemäß
Artikel 44 des Statuts in den Dienstaltersstufen aufzusteigen. Ist der Faktor
größer als 1, so wird ein etwaiger Überschussbetrag in Dienstalter in der
Dienstaltersstufe umgerechnet.

8. Der Multiplikationsfaktor wird auch bei weiteren Beförderungen angewandt.

Artikel 8

(1) Mit Wirkung vom 1. Mai 2006 erhalten die mit Artikel 2 Absatz 1 ein-
geführten Besoldungsgruppen die folgenden Bezeichnungen:

Alte (vorüberge-
hende) Besoldungs-

gruppe

Neue Besoldungs-
gruppe

Alte (vorüberge-
hende) Besoldungs-

gruppe

Neue Besoldungs-
gruppe

A*16 AD 16

A*15 AD 15

A*14 AD 14

A*13 AD 13

A*12 AD 12

A*11 AD 11 B*11 AST 11

A*10 AD 10 B*10 AST 10

A*9 AD 9 B*9 AST 9

A*8 AD 8 B*8 AST 8

A*7 AD 7 B*7/C*7 AST 7

A*6 AD 6 B*6/C*6 AST 6

A*5 AD 5 B*5/C*5/D*5 AST 5

B*4/C*4/D*4 AST 4

B*3/C*3/D*3 AST 3

C*2/D*2 AST 2
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Alte (vorüberge-
hende) Besoldungs-

gruppe

Neue Besoldungs-
gruppe

Alte (vorüberge-
hende) Besoldungs-

gruppe

Neue Besoldungs-
gruppe

C*1/D*1 AST 1

(2) Unbeschadet des Artikels 7 dieses Anhangs wird das Monatsgrundgehalt
für jede Besoldungsgruppe und jede Dienstaltersstufe nach der Tabelle in Arti-
kel 66 des Statuts festgesetzt. Für Beamte, die vor dem 1. Mai 2004 eingestellt
wurden, gilt bis zur ersten Beförderung folgende Tabelle:

▼M122

1.7.2008 DIENSTALTERSSTUFE

BESOL-
DUNG-
SGRUP-

PE

1 2 3 4 5 6 7 8

16 16 299,08 16 983,99 17 697,68 17 697,68 17 697,68 17 697,68

15 14 405,66 15 011,01 15 641,79 16 076,97 16 299,08 16 983,99

14 12 732,20 13 267,22 13 824,73 14 209,36 14 405,66 15 011,01 15 641,79 16 299,08

13 11 253,14 11 726,01 12 218,75 12 558,70 12 732,20

12 9 945,89 10 363,83 10 799,33 11 099,79 11 253,14 11 726,01 12 218,75 12 732,20

11 8 790,51 9 159,90 9 544,81 9 810,36 9 945,89 10 363,83 10 799,33 11 253,14

10 7 769,34 8 095,82 8 436,01 8 670,72 8 790,51 9 159,90 9 544,81 9 945,89

9 6 866,80 7 155,35 7 456,03 7 663,46 7 769,34

8 6 069,10 6 324,13 6 589,88 6 773,22 6 866,80 7 155,35 7 456,03 7 769,34

7 5 364,07 5 589,48 5 824,35 5 986,40 6 069,10 6 324,13 6 589,88 6 866,80

6 4 740,94 4 940,16 5 147,76 5 290,97 5 364,07 5 589,48 5 824,35 6 069,10

5 4 190,20 4 366,28 4 549,76 4 676,34 4 740,94 4 940,16 5 147,76 5 364,07

4 3 703,44 3 859,06 4 021,22 4 133,10 4 190,20 4 366,28 4 549,76 4 740,94

3 3 273,22 3 410,76 3 554,09 3 652,97 3 703,44 3 859,06 4 021,22 4 190,20

2 2 892,98 3 014,55 3 141,22 3 228,61 3 273,22 3 410,76 3 554,09 3 703,44

1 2 556,91 2 664,35 2 776,31 2 853,56 2 892,98

▼M112

Artikel 9

Abweichend von Anhang I Teil B des Statuts gelten vom 1. Mai 2004 bis zum
30. April 2011 für Beamte der Besoldungsgruppen AD12 und AD13 sowie AST
10 folgende Prozentsätze gemäß Artikel 6 Absatz 2 des Statuts:

Besoldungsgruppe 1. Mai 2004 bis

30.4.2005 30.4.2006 30.4.2007 30.4.2008 30.4.2009 30.4.2010 30.4.2011

A*/AD 13 — — 5 % 10 % 15 % 20 % 20 %

A*/AD 12 5% 5% 5 % 10 % 15 % 20 % 25 %

B*/AST 10 5 % 5 % 5 % 10 % 15 % 20 % 20 %

Artikel 10

(1) Beamte, die vor dem 1. Mai 2004 in den Laufbahngruppen C oder D
Dienst taten, werden ab dem 1. Mai 2006 in Laufbahnschienen mit folgenden
Beförderungsmöglichkeiten eingewiesen:

a) alte Laufbahngruppe C: bis Besoldungsgruppe AST 7;

b) alte Laufbahngruppe D: bis Besoldungsgruppe AST 5.
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(2) Für diese Beamten gelten abweichend von Anhang I Teil B des Statuts ab
dem 1. Mai 2004 folgende Prozentsätze gemäß Artikel 6 Absatz 2 des Statuts:

Laufbahnschiene C

Besoldungsgruppe 1. Mai 2004 bis
Nach

30.4.2010
30.4.2005 30.4.2006 30.4.2007 30.4.2008 30.4.2009 30.4.2010

C*/AST 7 — — — — — — —

C*/AST 6 5 % 5 % 5 % 10 % 15% 20 % 20%

C*/AST 5 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 %

C*/AST 4 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 %

C*/AST 3 25 % 25 % 25 % 25 % 25% 25 % 25 %

C*/AST 2 25 % 25 % 25% 25 % 25 % 25% 25 %

C*/AST 1 25 % 25 % 25 % 25 % 25 % 25 % 25 %

Laufbahnschiene D

Besoldungsgruppe 1. Mai 2004 bis
Nach

30.4.2010
30.4.2005 30.4.2006 30.4.2007 30.4.2008 30.4.2009 30.4.2010

D*/AST 5 — — — — — — —

D*/AST 4 5 % 5 % 5 % 10 % 10 % 10 % 10 %

D*/AST 3 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 % 22 %

D*/AST 2 22 % 22 % 22 % 22 % 22% 22 % 22 %

D*/AST 1 — — — — — — —

(3) Ein Beamter, auf den Absatz 1 Anwendung findet, kann nach Bestehen
eines allgemeinen Auswahlverfahrens oder auf der Grundlage eines Bescheini-
gungsverfahrens als keinen Einschränkungen unterliegendes Mitglied der Funk-
tionsgruppe Assistenz eingestuft werden. Das Bescheinigungsverfahren richtet
sich nach dem Dienstalter, der Erfahrung, den Verdiensten und dem Ausbil-
dungsstand des Beamten sowie nach den in der Funktionsgruppe der AST zur
Verfügung stehenden Stellen. Ein gemischter Ausschuss prüft die Bewerbungen
der Beamten, die eine Bescheinigung anstreben. Die Organe erlassen bis zum
1. Mai 2004 Vorschriften zur Durchführung des Bescheinigungsverfahrens. Er-
forderlichenfalls erlassen die Organe spezielle Bestimmungen, um der mit einer
solchen Neueinstufung verbundenen Änderung der anwendbaren Beförderungs-
quoten Rechnung zu tragen.

(4) Zusammen mit dem von der Kommission nach Artikel 6 Absatz 3 des
Statuts erstellten Bericht macht die Kommission auch Angaben zu den finanz-
iellen Auswirkungen der in diesem Anhang vorgesehenen Beförderungsquoten
sowie der Einbeziehung von Beamten, die bereits vor dem 1. Mai 2004 in Dienst
waren, in das neue Laufbahnsystem, einschließlich der Anwendung des Beschei-
nigungsverfahrens.

(5) Dieser Artikel gilt nicht für Beamte, die nach dem 1. Mai 2004 die Lauf-
bahngruppe gewechselt haben.

Artikel 11

Artikel 45 Absatz 2 des Statuts gilt nicht für Beförderungen, die vor dem 1. Mai
2006 wirksam werden.
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Ab s c hn i t t 2

Artikel 12

(1) Für den Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2006 gilt bei einer
Bezugnahme auf die Besoldungsgruppen in den Funktionsgruppen AST und AD
in Artikel 31 Absätze 2 und 3 des Statuts Folgendes:

— AST1 bis AST4 entsprechen C*1, C*2, B*3 und B*4,

— AD5 bis AD8 entsprechen A*5 bis A*8,

— AD9, AD10, AD11, AD12 entsprechen A*9, A*10, A*11, A*12.

(2) Artikel 5 Absatz 3 des Statuts gilt nicht für Beamte, die anhand von
Eignungslisten aus vor dem 1. Mai 2004 bekannt gemachten Auswahlverfahren
eingestellt wurden.

(3) Beamte, die vor dem 1. Mai 2006 in eine Eignungsliste aufgenommen und
zwischen dem 1. Mai 2004 und dem 30. April 2006 eingestellt wurden, werden

— im Fall einer für die Laufbahngruppe A*, B* oder C* erstellten Eignungsliste
in die Besoldungsgruppe eingestuft, die in der Bekanntgabe des Auswahlver-
fahrens genannt war;

— im Fall einer für die Laufbahngruppe A, LA, B oder C erstellten Eignungs-
liste entsprechend nachstehender Tabelle eingestuft:

Besoldungsgruppe des Auswahlverfahrens Besoldungsgruppe der Einstellung

A8/LA8 A*5

A7/LA7 und A6/LA6 A*6

A5/LA5 und A4/LA4 A*9

A3/LA3 A*12

A2 A*14

A1 A*15

B5 und B4 B*3

B3 und B2 B*4

C5 und C4 C*1

C3 und C2 C*2

Artikel 13

(1) Beamte, die vor dem 1. Mai 2006 in eine Eignungsliste aufgenommen und
nach diesem Zeitpunkt eingestellt wurden, werden entsprechend nachstehender
Tabelle eingestuft:

Besoldungsgruppe des Auswahlverfahrens
Besoldungsgruppe der Ein-

stellung

A8/LA8 A*5 AD5

A7/LA7 und A6/LA6 A*6 AD6

A*7 AD7

A*8 AD8

A5/LA5 und A4/LA4 A*9 AD9
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Besoldungsgruppe des Auswahlverfahrens
Besoldungsgruppe der Ein-

stellung

A*10 AD10

A*11 AD11

A3/LA3 A*12 AD12

A2 A*14 AD14

A1 A*15 AD15

B5 und B4 B*3 AST3

B3 und B2 B*4 AST4

C5 und C4 C*1 AST1

C3 und C2 C*2 AST2

►C11 (2) Abweichend von Artikel 12 Absatz 3 und von Absatz 1 dieses
Artikels können die Organe Beamte, die vor dem 1. Mai 2006 in eine Eignungs-
liste aus einem Auswahlverfahren für die Laufbahngruppen LA 7 und LA 6
oder A*6 aufgenommen wurden und die mit den Aufgaben von Rechts- und
Sprachsachverständigen betraut werden, bei der Einstellung in die Besoldungs-
gruppen A*7 bzw. AD7 einstufen. ◄ Die Anstellungsbehörde kann indessen
unter Berücksichtigung der Ausbildung und der besonderen Erfahrung der betref-
fenden Person für den Dienstposten in dieser Besoldungsgruppe eine Verbesse-
rung hinsichtlich der Dienstaltersstufe gewähren, die 48 Monate nicht überschrei-
ten darf.

A b s c hn i t t 3

Artikel 14

Abweichend von Anhang VII Artikel 2 Absatz 1 des Statuts wird der Betrag der
Kinderzulage durch folgende Beträge ersetzt:

▼M122
1.7.2008—31.12.2008 344,55

▼M112
Diese Beträge werden jährlich anhand des Prozentsatzes angeglichen, der für die
in Anhang XI des Statuts beschriebene jährliche Angleichung gilt.

Artikel 15

Abweichend von Artikel 3 Absatz 2 des Anhangs VII des Statuts wird der Betrag
der Zulage für jedes unterhaltsberechtigte Kind, das jünger als fünf Jahre ist oder
noch nicht regelmäßig und vollzeitig eine Primar- oder Sekundarschule besucht,
durch folgende Beträge ersetzt:

▼M122
1.7.2008—31.8.2008 70,14

▼M112
Diese Beträge werden jährlich anhand des Prozentsatzes angeglichen, der für die
in Anhang XI des Statuts beschriebene jährliche Angleichung gilt.

Artikel 16

Abweichend von Anhang VII Artikel 3 des Statuts behält ein Beamter, der An-
spruch auf die Zahlung einer pauschalen Erziehungszulage hat, diesen Anspruch
so lange, wie die Bedingungen, unter denen die Zahlung gewährt wurde, gegeben
sind, längstens jedoch bis zum 31. August 2008. Jedoch werden die Beträge der
Pauschalzahlungen am 1. September 2004 auf 80 %, am 1. September 2005 auf
60 %, am 1. September 2006 auf 40 % und am 1. September 2007 auf 20 % ihres
Wertes vom 30. April 2004 gesenkt.
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Artikel 17

Vom 1. Mai 2004 bis 31. Dezember 2008 kann abweichend von Anhang VII
Artikel 17 Absatz 2 des Statuts ein zusätzlicher Betrag überwiesen werden, wenn
folgende Bedingungen erfüllt sind:

a) die Überweisung muss bereits vor dem 1. Mai 2004 regelmäßig erfolgt sein,
und die Voraussetzungen für ihre ursprüngliche Genehmigung müssen weiter-
hin gegeben sein,

b) dieser zusätzliche Betrag darf nicht zur Folge haben, dass der Gesamtbetrag
der monatlichen Überweisungen die folgenden Obergrenzen, ausgedrückt in
Prozent des vor dem 1. Mai 2004 monatlich überwiesenen Gesamtbetrags,
überschreitet:

1. Mai 2004 — 31. Dezember 2004: 100 %

1. Januar 2005 — 31. Dezember 2005: 80 %

1. Januar 2006 — 31. Dezember 2006: 60 %

1. Januar 2007 — 31. Dezember 2007: 40 %

1. Januar 2008 — 31. Dezember 2008: 20 %.

Artikel 18

(1) Ein Beamter, der in dem Monat, der dem 1. Mai 2004 vorangeht, An-
spruch auf die Pauschalzulage gemäß dem ehemaligen Artikel 4a des Anhangs
VII des Statuts hatte, erhält diese Zulage weiterhin „ad personam“ bis einschließ-
lich Besoldungsgruppe 6. Auf die Zulage wird jedes Jahr der Prozentsatz ange-
wandt, anhand dessen die Bezüge jährlich nach Maßgabe des Anhangs XI des
Statuts angeglichen werden. Sind nach der Beförderung des Beamten in die
Besoldungsgruppe 7 bei ansonsten gleich bleibenden Bedingungen seine Netto-
bezüge infolge der Streichung der Pauschalzulage niedriger als seine Nettobezüge
im letzten Monat vor der Beförderung, so hat er bis zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Dienstaltersstufe Anspruch auf eine Ausgleichszulage in Höhe der
Differenz.

(2) Ein Beamter, der vor dem 1. Mai 2004 in die Laufbahngruppe C oder D
eingestuft war und der nicht gemäß Artikel 10 Absatz 3 dieses Anhangs als
keinen Einschränkungen unterliegendes Mitglied der Funktionsgruppe Assistenz
(AST) eingestuft wurde, hat gemäß Anhang VI des Statuts weiterhin Anspruch
auf Dienstbefreiung als Ausgleich von Überstunden; ist es aus dienstlichen Grün-
den nicht möglich, die Überstunden innerhalb eines Monats nach Ablauf des
Monats, in dem sie geleistet wurden, durch Dienstbefreiung abzugelten, so hat
er Anspruch auf eine Vergütung.

Artikel 19

Sind während des Übergangszeitraums vom 1. Mai 2004 bis zum 31. Dezember
2008 die monatlichen Nettobezüge eines Beamten vor Anwendung eines etwai-
gen Berichtigungskoeffizienten niedriger als die Nettobezüge, die er unter den-
selben persönlichen Umständen in dem Monat vor dem 1. Mai 2004 erhalten
hätte, so erhält er eine Ausgleichszulage in Höhe der Differenz. Diese Bestim-
mung ist nicht anwendbar, wenn die Verringerung der Nettobezüge Folge der
jährlichen Angleichung der Bezüge gemäß Anhang XI des Statuts ist. Diese
Garantie des Nettoeinkommens gilt nicht für die Auswirkungen der Sonderab-
gabe, Änderungen des Rentenbeitragssatzes und die Änderung der Bestimmungen
für die Überweisung eines Teils der Dienstbezüge.

Ab s c hn i t t 4

Artikel 20

(1) Die Versorgungsbezüge von Beamten, die vor dem 1. Mai 2004 in den
Ruhestand treten, unterliegen gemäß Anhang XI Artikel 3 Absatz 5 Buchstabe b)
des Statuts dem Berichtigungskoeffizienten für den Mitgliedstaat, in dem der
Empfänger nachweislich seinen ersten Wohnsitz hat.

Der Berichtigungskoeffizient beträgt mindestens 100.

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 139



▼M112

Für Beamte, die ihren ersten Wohnsitz in einem Drittland haben, gilt ein Be-
richtigungskoeffizient von 100.

Abweichend von Anhang VIII Artikel 45 des Statuts werden die Versorgungs-
bezüge nach Maßgabe des Artikels 63 Absatz 2 des Statuts in der Währung des
Wohnsitzmitgliedstaats gezahlt, wenn der Versorgungsberechtigte in einem Mit-
gliedstaat wohnt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 1 erfolgt für die Zeit vom 1. Mai
2004 bis zum 1. Mai 2009 die Angleichung der vor dem 1. Mai 2004 bestimmten
Versorgungsbezüge anhand des Mittelwerts aus den in Anhang XI Artikel 3
Absatz 5 Buchstaben a) und b) des Statuts genannten Berichtigungskoeffizienten,
die für den Mitgliedstaat gelten, in dem der Empfänger nachweislich seinen
ersten Wohnsitz hat. Der Mittelwert wird nach Maßgabe der in folgender Tabelle
angegebenen Gewichtung berechnet:

Vom 1.5.2004 1.5.2005 1.5.2006 1.5.2007 1.5.2008

% 80 % Buchstabe a)

20 % Buchstabe b)

60 % Buchstabe a)

40 % Buchstabe b)

40 % Buchstabe a)

60 % Buchstabe b

20 % Buchstabe a)

80 % Buchstabe b)

100 % Buchstabe b)

Bei Änderung mindestens eines Koeffizienten gemäß Anhang XI Artikel 3 Ab-
satz 5 wird die entsprechende Änderung des Mittelwerts zum selben Zeitpunkt
wirksam.

(3) Für vor dem 1. Mai 2004 eingestellte Beamte, die am 1. Mai 2004 kein
Ruhegehalt beziehen, findet zu dem Zeitpunkt, zu dem die Ruhegehaltsansprüche
bestimmt werden, die in den vorhergehenden Absätzen niedergelegte Berech-
nungsmethode Anwendung auf

a) die vor dem 1. Mai 2004 geleisteten ruhegehaltsfähigen Dienstjahre im Sinne
von Anhang VIII Artikel 3 des Statuts und

b) die ruhegehaltsfähigen Dienstjahre, die einem Beamten, der seinen Dienst vor
dem 1. Mai 2004 angetreten hat, aufgrund einer Übertragung seiner vor dem
1. Mai 2004 in einem anderen System erworbenen Ruhegehaltsansprüche
gemäß Anhang VIII Artikel 11 des Statuts angerechnet werden.

Auf die Ruhegehälter dieser Beamten wird der Berichtigungskoeffizient nur dann
angewendet, wenn der Wohnsitz des Beamten im Land ihres Herkunftsortes im
Sinne von Anhang VII Artikel 7 Absatz 3 des Statuts liegt. Ruhegehaltsemp-
fänger können jedoch aus familiären oder gesundheitlichen Gründen bei der
Anstellungsbehörde die Änderung ihres Herkunftsortes beantragen. Die Entschei-
dung hierüber wird aufgrund geeigneter Belege getroffen, die der betreffende
Beamte vorzulegen hat.

Abweichend von Anhang VIII Artikel 45 des Statuts werden die Versorgungs-
bezüge nach Maßgabe des Artikels 63 Absatz 2 des Statuts in der Währung des
Wohnsitzmitgliedstaats gezahlt, wenn der Versorgungsberechtigte in einem Mit-
gliedstaat wohnt.

(4) Dieser Artikel findet auf das Invalidengeld und die Vergütungen gemäß
den Artikeln 41 und 50 des Statuts sowie gemäß den Verordnungen (EWG)
Nr. 1857/89, (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2688/95 (1), (EG, Euratom, EGKS)
Nr. 2689/95 (2), (EG, Euratom) Nr. 1746/2002, (EG, Euratom) Nr. 1747/2002
oder (EG, Euratom) Nr. 1748/2002 entsprechend Anwendung. Dieser Artikel gilt
jedoch nicht für Empfänger der Vergütung gemäß Artikel 41 des Statuts, die im
Land der letzten dienstlichen Verwendung wohnen.

Artikel 21

Abweichend von Artikel 77 Absatz 2 Satz 2 des Statuts erwirbt der Beamte, der
seinen Dienst vor dem 1. Mai 2004 angetreten hat, pro ruhegehaltsfähigem
Dienstjahr, berechnet nach Maßgabe von Artikel 3 des Anhangs VIII des Statuts,
Anspruch auf 2 % des in den erstgenannten Bestimmungen genannten Gehalts.

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 140

(1) ABl. L 280 vom 23.11.1995, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG, EGKS, Euratom) Nr.2458/98 (ABl. L 307 vom 17.11.1998, S. 1).

(2) ABl. L 280 vom 23.11.1995, S. 4. Verordnung zuletzt geändert durch die Verordnung
(EG, EGKS, Euratom) Nr. 2458/98.



▼M112

Artikel 22

(1) Beamte, die am 1. Mai 2004 mindestens das 50. Lebensjahr vollendet oder
mindestens 20 Dienstjahre abgeleistet haben, haben mit Vollendung des 60.
Lebensjahrs Anspruch auf ein Ruhegehalt.

Beamte, die am 1. Mai 2004 zwischen 30 und 49 Jahre alt sind, haben mit
Erreichen des in nachstehender Tabelle angegebenen Alters Anspruch auf ein
Ruhegehalt:

Alter am 1. Mai 2004
Ruhestandsalter (Anspruch auf Ruhegehalt

ab):

49 Jahre 60 Jahre

2 Monate

48 Jahre 60 Jahre

4 Monate

47 Jahre 60 Jahre

6 Monate

46 Jahre 60 Jahre

8 Monate

45 Jahre 60 Jahre

10 Monate

44 Jahre 61 Jahre

0 Monate

43 Jahre 61 Jahre

2 Monate

42 Jahre 61 Jahre

4 Monate

41 Jahre 61 Jahre

6 Monate

40 Jahre 61 Jahre

8 Monate

39 Jahre 61 Jahre

10 Monate

38 Jahre 61 Jahre

11 Monate

37 Jahre 62 Jahre

0 Monate

36 Jahre 62 Jahre

1 Monate

35 Jahre 62 Jahre

2 Monate

34 Jahre 62 Jahre

4 Monate

33 Jahre 62 Jahre

5 Monate
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Alter am 1. Mai 2004
Ruhestandsalter (Anspruch auf Ruhegehalt

ab):

32 Jahre 62 Jahre

6 Monate

31 Jahre 62 Jahre

7 Monate

30 Jahre 62 Jahre

8 Monate

Beamte, die am 1. Mai 2004 das 30. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,
haben mit Vollendung des 63. Lebensjahres Anspruch auf ein Ruhegehalt.

Bei Beamten, die ihren Dienst vor dem 1. Mai 2004 angetreten haben, richtet
sich das Ruhestandsalter, das bei allen Bezugnahmen auf das Ruhestandsalter in
diesem Statut zugrunde zu legen ist, nach den vorgenannten Bestimmungen,
soweit dies im Statut nicht anders geregelt ist.

(2) Verbleibt ein Beamter, der seinen Dienst vor dem 1. Mai 2004 angetreten
hat, nach Erreichen des Alters, mit dem er Anspruch auf ein Ruhegehalt hat,
weiterhin im aktiven Dienst, so wird ihm unabhängig von Anhang VIII Artikel 2
des Statuts für jedes Dienstjahr, das er nach Erreichen des Ruhegehaltsalters
ableistet, auf den Grundbetrag seines Ruhegehalts ein Steigerungssatz gewährt;
das Ruhegehalt darf jedoch 70 % seines letzten Grundgehalts im Sinne von
Artikel 77 Absatz 2 bzw. Absatz 3 des Statuts nicht übersteigen.

Dieser Steigerungssatz wird auch gewährt, wenn der Beamte verstirbt, sofern er
nach Erreichen des Alters, mit dem er Anspruch auf ein Ruhegehalt hatte, im
aktiven Dienst verblieben ist.

Leistet ein Beamter, der vor dem 1. Mai 2004 den Dienst angetreten und teil-
zeitlich gearbeitet hat, gemäß Anhang IVa des Statuts im Verhältnis zur geleis-
teten Arbeitszeit berechnete Beiträge zur Versorgungsregelung, so werden die in
diesem Absatz genannten Steigerungssätze der Ruhegehaltsansprüche anteilmäßig
angewendet.

Für Beamte, die mindestens das 50. Lebensjahr vollendet oder mindestens 20
Dienstjahre abgeleistet haben, beträgt der Steigerungssatz des Ruhegehalts nach
Absatz 2 Unterabsatz 1 5 % der Ruhegehaltsansprüche, die der Beamte mit Voll-
endung des 60. Lebensjahres erworben hatte. Für Beamte, die zwischen 40 und
49 Jahre alt sind, beträgt der Steigerungssatz des Ruhegehalts 3 % des der Be-
rechnung des Ruhegehalts zugrunde gelegten Gehalts, höchstens jedoch 4,5 %
der Ruhegehaltsansprüche, die der Beamte mit Vollendung des 60. Lebensjahres
erworben hatte. Für Beamte, die zwischen 35 und 39 Jahre alt sind, beträgt der
Steigerungssatz des Ruhegehalts 2,75 % des der Berechnung des Ruhegehalts
zugrunde gelegten Gehalts, höchstens jedoch 4 % der Ruhegehaltsansprüche,
die der Beamte mit Vollendung des 60. Lebensjahres erworben hatte. Für Be-
amte, die zwischen 30 und 34 Jahre alt sind, beträgt der Steigerungssatz des
Ruhegehalts 2,5 % des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde gelegten Ge-
halts, höchstens jedoch 3,5 % der Ruhegehaltsansprüche, die der Beamte mit
Vollendung des 60. Lebensjahres erworben hatte. Für Beamte, die das 30. Le-
bensjahr nicht vollendet haben, beträgt der Steigerungssatz des Ruhegehalts 2 %
des der Berechnung des Ruhegehalts zugrunde gelegten Gehalts.

(3) Wenn die Einführung der neuen Ruhegehaltsregelung in Einzelfällen un-
billige Auswirkungen auf die Ruhegehaltsansprüche bestimmter Beamter in dem
Sinne nach sich zieht, dass eine erhebliche Abweichung von den durchschnitt-
lichen Kürzungen entsteht, so schlägt die Kommission dem Rat angemessene
Ausgleichsmaßnahmen vor. Der Rat beschließt über diesen Vorschlag mit der
qualifizierten Mehrheit nach Artikel 205 Absatz 2 erster Gedankenstrich des EG-
Vertrags.

(4) Beamte, die vor dem 1. Mai 2004 ihren Dienst angetreten haben und nach
Anwendung der Artikel 2, 3 und 11 des Anhangs VIII des Statuts nicht in der
Lage sind, im Alter von 65 Jahren den in Artikel 77 Absatz 2 des Statuts für das
Ruhegehalt vorgesehenen Höchstsatz zu erreichen, können in den Grenzen dieses
Höchstsatzes zusätzliche Ruhegehaltsansprüche erwerben.

Die betreffenden Beamten haben Beiträge in Höhe des Gesamtbetrags ihres ei-
genen Beitrags und des Arbeitgeberbeitrags gemäß Artikel 83 Absatz 2 des
Statuts zu entrichten. Die Kommission legt im Wege allgemeiner Durchführungs-
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bestimmungen die Berechnungsmethode für die Beiträge fest, die die betreffen-
den Beamten zu zahlen haben; dabei stellt sie sicher, dass bei dem Erwerb
zusätzlicher Ruhegehaltsansprüche das versicherungsmathematische Gleichge-
wicht gewahrt bleibt und die Methode so angewandt wird, dass sich hieraus
keine Bezuschussung aus dem Versorgungssystem der EU-Organe ergibt. Die
Kommission erlässt diese allgemeinen Durchführungsbestimmungen vor dem
1. Januar 2005.

Die betreffenden Beamten können diese Maßnahme während eines Zeitraums
von fünf Jahren nach dem 1. Mai 2004 in Anspruch nehmen; die Zeiten, für
die zusätzlich Beiträge geleistet werden können, sind dabei wie folgt begrenzt:
bei Beamten, die am 1. Mai 2004 zwischen 45 und 49 Jahre alt sind, auf drei
Monate; bei Beamten, die am 1. Mai 2004 zwischen 38 und 44 Jahre alt sind, auf
neun Monate; bei Beamten, die am 1. Mai 2004 zwischen 30 und 37 Jahre alt
sind, auf 15 Monate; und bei Beamten, die am 1. Mai 2004 das 30. Lebensjahr
nicht vollendet haben, auf zwei Jahre.

Artikel 23

(1) Abweichend von Artikel 52 des Statuts kann ein Beamter, der vor dem
1. Mai 2004 seinen Dienst antritt und vor Erreichen des Alters, mit dem er
gemäß Artikel 22 dieses Anhangs Anspruch auf ein Ruhegehalt hätte, aus dem
Dienst ausscheidet, die Anwendung von Anhang VIII Artikel 9 zweiter Gedan-
kenstrich des Statuts verlangen, und zwar

a) bei Beamten, die am 1. Mai 2004 das 45. Lebensjahr vollendet oder mindes-
tens 20 Dienstjahre abgeleistet haben, ab dem Alter von 50 Jahren;

b) bei Beamten, die am 1. Mai 2004 das 45. Lebensjahr nicht vollendet haben,
ab dem Alter gemäß nachstehender Tabelle:

Alter am 1. Mai 2004
Alter des vorzeitigen Eintritts in den Ru-

hestand

45 Jahre und älter 50 Jahre

0 Monate

44 Jahre 50 Jahre

6 Monate

43 Jahre 51 Jahre

0 Monate

42 Jahre 51 Jahre

6 Monate

41 Jahre 52 Jahre

0 Monate

40 Jahre 52 Jahre

6 Monate

39 Jahre 53 Jahre

0 Monate

38 Jahre 53 Jahre

6 Monate

37 Jahre 54 Jahre

0 Monate

36 Jahre 54 Jahre

6 Monate

35 Jahre und jünger 55 Jahre

0 Monate
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(2) In einem solchen Fall kommt es zusätzlich zu der in Anhang VIII Artikel 9
des Statuts genannten Kürzung der Ruhegehaltsansprüche bei Beamten, die vor
Vollendung des 55. Lebensjahrs aus dem Dienst scheiden, zu folgender Kürzung:
um 4,483 % der erworbenen Ruhegehaltsansprüche, falls das Ruhegehalt ab dem
54. Lebensjahr bezogen wird, um 8,573 %, falls das Ruhegehalt ab dem 53.
Lebensjahr bezogen wird, um 12,316 %, falls das Ruhegehalt ab dem 52. Le-
bensjahr bezogen wird, um 15,778 %, falls das Ruhegehalt ab dem 51. Lebens-
jahr bezogen wird, und um 18,934 %, falls das Ruhegehalt ab dem 50. Lebens-
jahr bezogen wird.

Artikel 24

(1) Im Fall von vor dem 1. Mai 2004 festgesetzten Versorgungsbezügen unter-
liegen die Ansprüche des Empfängers auch nach diesem Zeitpunkt den Bestim-
mungen, die zum Zeitpunkt der ursprünglichen Festsetzung seiner Ansprüche
galten. Das Gleiche gilt für den Versicherungsschutz im Rahmen des Gemein-
samen Krankenfürsorgesystems. Die ab dem 1. Mai 2004 geltenden Bestimmun-
gen über die Familienzulagen und die Berichtigungskoeffizienten sind hingegen
sofort anwendbar, unbeschadet der Anwendung des Artikels 20.

Abweichend von Unterabsatz 1 kann der Empfänger von Invalidengeld oder
Hinterbliebenenversorgung die Anwendung der ab dem 1. Mai 2004 geltenden
Bestimmungen beantragen.

(2) Bei Inkrafttreten dieser Bestimmungen ist der Nominalbetrag der vor dem
1. Mai 2004 bezogenen Nettoversorgungsbezüge garantiert. Dieser garantierte
Betrag wird jedoch im Fall einer Änderung des Familienstands oder eines Wech-
sels des Wohnsitzlandes des Betroffenen angepasst. Beamten, die in der Zeit vom
1. Mai 2004 bis zum 31. Dezember 2007 in den Ruhestand treten, wird der
Nominalbetrag des zum Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand bezogenen
Nettoruhegehalts garantiert; hierbei ist von den am Tag des Eintritts in den
Ruhestand geltenden Statutsbestimmungen auszugehen.

Ist der Betrag der nach den geltenden Statutsbestimmungen berechneten Versor-
gungsbezüge niedriger als der Betrag der nach Maßgabe der nachstehenden
Unterabsätze berechneten nominalen Versorgungsbezüge, so wird für die Anwen-
dung von Unterabsatz 1 eine Ausgleichszulage in Höhe der Differenz gezahlt.

Im Fall von Bediensteten, die vor dem 1. Mai 2004 ein Ruhegehalt bezogen
haben, wird das nominale Ruhegehalt monatlich unter Berücksichtigung ihres
Familienstands und ihres Wohnsitzlandes zum Zeitpunkt der Berechnung sowie
der am Tag vor dem 1. Mai 2004 geltenden Statutsbestimmungen berechnet.

Im Fall von Bediensteten, die zwischen dem 1. Mai 2004 und dem 31. Dezember
2007 in den Ruhestand treten, wird das nominale Ruhegehalt monatlich unter
Berücksichtigung ihres Familienstands und ihres Wohnsitzlandes zum Zeitpunkt
der Berechnung sowie der am Tag ihres Eintritts in den Ruhestand geltenden
Statutsbestimmungen berechnet.

Stirbt der Empfänger eines vor dem 1. Mai 2004 festgesetzten Ruhegehalts nach
diesem Datum, so wird bei der Festsetzung der Hinterbliebenenversorgung der
für den verstorbenen Ruhegehaltsempfänger geltende garantierte Nominalbetrag
berücksichtigt.

(3) Sofern ein Empfänger eines Ruhegehalts nicht die Anwendung der nach
dem 1. Mai 2004 geltenden Bestimmungen beantragt hat und nicht wieder für
arbeitsfähig erklärt wurde, gilt das weiter gezahlte Ruhegehalt wegen Dienstun-
fähigkeit mit Vollendung des 65. Lebensjahrs als Altersruhegehalt.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind auf die Empfänger einer Vergütung gemäß den
Artikeln 41oder 50 des Statuts oder der Verordnung (EWG) Nr. 1857/89, der
Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2688/1995, der Verordnung (EG, Eura-
tom, EGKS) Nr. 2689/1995, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1746/2002, der
Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1747/2002 oder der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1748/2002 anwendbar. Die Ruhegehälter dieser Empfänger werden jedoch
nach den Bestimmungen festgesetzt, die an dem Tag gelten, an dem das Ruhe-
gehalt erstmals gezahlt wird.

Artikel 25

(1) Vor dem 1. Mai 2004 festgesetzte Versorgungsbezüge werden auf der
Grundlage der Besoldungsgruppe berechnet, die sich aus der in den Tabellen
in Artikel 2 Absatz 1 und Artikel 8 Absatz 1 dieses Anhangs festgelegten Ent-
sprechung ergibt.
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Bei der Festsetzung der Versorgungsbezüge des Empfängers wird das Grundge-
halt zugrunde gelegt, das sich ergibt, wenn auf das in der Tabelle des Artikels 66
des Statuts angegebene Gehalt für die so ermittelte Besoldungsgruppe in der-
selben Dienstaltersstufe ein Prozentsatz angewandt wird, der dem Verhältnis
zwischen dem Grundgehalt nach der alten Tabelle und dem Gehalt nach der
Tabelle in Artikel 66 des Statuts für dieselbe Dienstaltersstufe entspricht.

Bei den Dienstaltersstufen der alten Tabelle, für die es in der Tabelle des Artikels
66 des Statuts keine Entsprechung gibt, wird für die Berechnung des Prozentsat-
zes im Sinne von Unterabsatz 2 die letzte Dienstaltersstufe derselben Besoldungs-
gruppe zugrunde gelegt.

Bei den Dienstaltersstufen der Besoldungsgruppe D4 in der alten Tabelle wird für
die Berechnung des Prozentsatzes im Sinne von Unterabsatz 2 die erste Dienst-
altersstufe der ersten Besoldungsgruppe zugrunde gelegt.

(2) Vorübergehend wird zur Bestimmung des Grundgehalts im Sinne der Arti-
kel 77 und 78 und des Anhangs VIII des Statuts der entsprechende Multiplika-
tionsfaktor im Sinne des Artikels 7 auf das Grundgehalt angewandt, das der
Einstufung des Empfängers für die Festsetzung der Ruhegehaltsansprüche bzw.
der Invalidengeldansprüche gemäß der Tabelle in Artikel 66 des Statuts ent-
spricht.

Bei den Dienstaltersstufen der alten Tabelle, für die es in der Tabelle des Artikels
66 des Statuts keine Entsprechung gibt, wird für die Berechnung des Multiplika-
tionsfaktors die letzte Dienstaltersstufe derselben Besoldungsgruppe zugrunde
gelegt.

Für die Festsetzung der Ruhegehälter und Invalidengelder wird vom 1. Mai 2004
bis zum 30. April 2006 Artikel 8 Absatz 1 angewandt.

(3) Für die Empfänger einer Hinterbliebenenversorgung gelten die Absätze 1
und 2 in Bezug auf den verstorbenen Beamten bzw. den verstorbenen Beamten
im Ruhestand.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Empfänger einer Ver-
gütung gemäß den Artikeln 41 oder 50 des Statuts oder der Verordnung (EWG)
Nr. 1857/89, der Verordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2688/1995, der Ver-
ordnung (EG, Euratom, EGKS) Nr. 2689/1995, der Verordnung (EG, Euratom)
Nr. 1746/2002, der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1747/2002 oder der Verord-
nung (EG, Euratom) Nr. 1748/2002.

Artikel 26

(1) Bei vor dem 1. Mai 2004 gestellten Anträgen auf Übertragung von An-
sprüchen gemäß Anhang VIII Artikel 11 Absatz 2 des Statuts wird nach den zum
Zeitpunkt der Antragstellung geltenden Bestimmungen verfahren.

(2) Sofern die in Anhang VIII Artikel 11 Absatz 2 des Statuts genannte Frist
am 1. Mai 2004 noch nicht abgelaufen ist, hat ein Beamter, der innerhalb der
zuvor geltenden Fristen einen entsprechenden Antrag nicht gestellt hatte oder
dessen Antrag wegen Überschreitung dieser Fristen zurückgewiesen worden
war, noch die Möglichkeit, einen Antrag auf Anspruchsübertragung im Sinne
von Anhang VIII Artikel 11 Absatz 2 zu stellen oder erneut zu stellen.

(3) Ein Beamter, der innerhalb der zuvor geltenden Fristen einen Übertra-
gungsantrag gestellt, den ihm unterbreiteten Vorschlag jedoch zurückgewiesen
hatte, der innerhalb der zuvor geltenden Fristen keinen entsprechenden Antrag
gestellt hatte, oder dessen Antrag wegen Überschreitung dieser Fristen zurück-
gewiesen worden war, hat noch die Möglichkeit, bis spätestens 31. Oktober 2004
einen solchen Antrag zu stellen oder erneut zu stellen.

(4) In den in den Absätzen 2 und 3 vorgesehenen Fällen legt das Organ, in
dem der Beamte Dienst tut, die Anzahl der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre fest,
die es entsprechend seinen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 11 Absatz 2
des Anhangs VIII des Statuts anrechnet. Für die Anwendung von Absatz 3 sind
jedoch das Alter und die Besoldungsgruppe des Beamten zum Zeitpunkt seiner
Ernennung maßgeblich.

(5) Der Beamte, der vor dem 1. Mai 2004 einer Übertragung seiner Ruhege-
haltsansprüche gemäß Anhang VIII Artikel 11 Absatz 2 des Statuts zugestimmt
hat, kann beantragen, dass die für die Versorgungsregelung der europäischen
Organe bereits angerechneten Ansprüche gemäß diesem Artikel neu berechnet
werden. Der Neuberechnung sind die zum Zeitpunkt der Anrechnung der An-
sprüche geltenden Parameter nach ihrer Angleichung gemäß Artikel 22 zugrunde
zu legen.
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(6) Der Beamte, dem gemäß Absatz 1 Ansprüche angerechnet wurden, kann
die Anwendung von Absatz 5 beantragen, sobald er über die Anrechnung der
Ansprüche durch die Versorgungsregelung der europäischen Organe unterrichtet
wird.

Artikel 27

(1) Bei der Berechnung des versicherungsmathematischen Gegenwerts gemäß
Anhang VIII Artikel 11 Absatz 1 und Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b) des
Statuts gilt für den Teil der Ansprüche von Beamten oder Bediensteten auf Zeit,
der sich auf die vor dem 1. Mai 2004 geleisteten Dienstzeiten bezieht, folgende
Regelung:

Der versicherungsmathematische Gegenwert des Ruhegehaltsanspruchs entspricht
mindestens der Summe aus

a) dem Betrag der vom Grundgehalt einbehaltenen Ruhegehaltsbeiträge zuzüg-
lich Zinsen und Zinseszinsen zu einem Jahreszinssatz von 3,5 %,

b) einem Abgangsgeld entsprechend der tatsächlich abgeleisteten Dienstzeit und
berechnet unter Zugrundelegung des eineinhalbfachen Betrags des letzten
abzugspflichtigen Monatsgehalts je Dienstjahr,

c) dem gesamten gemäß Anhang VIII Artikel 11 Absatz 2 des Statuts an die
Gemeinschaften gezahlten Betrag zuzüglich Zinsen und Zinseszinsen zu ei-
nem Jahreszinssatz von 3,5 %.

(2) Scheidet der Beamte oder der Bedienstete auf Zeit jedoch wegen Entfer-
nung aus dem Dienst oder Auflösung seiner Dienstvertrags endgültig aus dem
Dienst aus, so wird das Abgangsgeld oder gegebenenfalls der zu übertragende
versicherungsmathematische Gegenwert gemäß dem auf der Grundlage von An-
hang IX Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe h) des Statuts getroffenen Beschluss
festgesetzt.

(3) Ein Beamter, der sich am 1. Mai 2004 im aktiven Dienst befindet und der
in Ermangelung der Möglichkeit einer Übertragung gemäß Artikel 11 Absatz 1
Anspruch auf Zahlung des Abgangsgelds gemäß dem vor dem 1. Mai 2004
geltenden Statut hätte, hat Anspruch auf die Zahlung eines Abgangsgeldes, das
nach den vor diesem Zeitpunkt geltenden Bestimmungen berechnet wird, sofern
er nicht Anhang VIII Artikel 11 Absätze 2 und 3 des Statuts in Anspruch ge-
nommen hat.

Artikel 28

Bedienstete im Sinne von Artikel 2 der Beschäftigungsbedingungen für die sons-
tigen Bediensteten, die am 1. Mai 2004 aufgrund eines Arbeitsvertrags bei den
Gemeinschaften angestellt waren und nach diesem Zeitpunkt als Beamte einge-
stellt wurden, haben beim Eintritt in den Ruhestand Anspruch darauf, dass die als
Zeitbediensteter erworbenen Ruhegehaltsansprüche eine versicherungsmathemati-
sche Anpassung erfahren, bei der der Änderung ihres Ruhestandsalters im Sinne
des Artikels 77 des Statuts Rechnung getragen wird.

Artikel 29

Auf Zeitbedienstete, die vor dem 1. Mai 2004 gemäß Artikel 2 Buchstabe c) der
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten eingestellt wurden,
um eine Fraktion des Europäischen Parlamentes zu unterstützen, findet die Rege-
lung des Artikels 29 Absätze 3 und 4 des Statuts, nach der die betreffenden
Zeitbediensteten ein Auswahlverfahren gemäß Artikel 12 Absatz 4 der Beschäfti-
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemein-
schaften bestanden haben müssen, keine Anwendung.
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ANHANG XIII.1

Grundamtsbezeichnungen in der Übergangszeit

Grundamtsbezeichnungen in jeder Laufbahngruppe gemäß Artikel 4 Buchstabe n)
des Anhangs XIII.

Laufbahngruppe A Laufbahngruppe C

A*5 Verwaltungsrat/ C*1 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

Verwaltungsrat (Forschung)/ C*2 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

Verwaltungsrat (Sprachen) C*3 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

A*6 Verwaltungsrat/ C*4 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

Verwaltungsrat (Forschung)/ C*5 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

Verwaltungsrat (Sprachen) C*6 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

A*7 Verwaltungsrat/ C*7 Bürosekretär/Verwaltungssekretär

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*8 Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*9 Referatsleiter/

Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*10 Referatsleiter/

Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*11 Referatsleiter/

Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*12 Referatsleiter/

Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*13 Referatsleiter/

Verwaltungsrat/

Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)

A*14 Verwaltungsrat (Forschung)/

Verwaltungsrat (Sprachen)/

Verwaltungsrat/Referatsleiter

Direktor

A*15 Direktor/Generaldirektor

A*16 Generaldirektor
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Laufbahngruppe B Laufbahngruppe D

B*3 Inspektor/Forschungsinspektor D*1 Amtsgehilfe

B*4 Inspektor/Forschungsinspektor D*2 Amtsgehilfe

B*5 Inspektor/Forschungsinspektor D*3 Amtsgehilfe

B*6 Inspektor/Forschungsinspektor D*4 Amtsgehilfe

B*7 Inspektor/Forschungsinspektor D*5 Amtsgehilfe

B*8 Inspektor/Forschungsinspektor

B*9 Inspektor/Forschungsinspektor

B*10 Inspektor/Forschungsinspektor

B*11 Inspektor/Forschungsinspektor
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BESCHÄFTIGUNGSBEDINGUNGEN FÜR DIE SONSTIGEN BEDIENSTETEN
DER GEMEINSCHAFTEN

INHALTSVERZEICHNIS

Titel I: Allgemeine Vorschriften

Art. 1 bis 7a

Titel II: Bedienstete auf Zeit

Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften

Art. 8 bis 10

Kapitel 2: Rechte und Pflichten

Art. 11

Kapitel 3: Einstellungsbedingungen

Art. 12 bis 15

Kapitel 4: Arbeitsbedingungen

Art. 16 bis 18

Kapitel 5: Bezüge und soziale Sicherheit

Art. 19 bis 27

Kapitel 6: Soziale Sicherheit

Abschnitt A Sicherung bei Krankheit und Unfällen, Sozialleistungen

Art. 28 bis 30

Abschnitt B Sicherung im Invaliditäts- und Todesfall

Art. 31 bis 38a

Abschnitt C Ruhegehalt und Abgangsgeld

Art. 39 und 40

Abschnitt D Finanzierung der Regelung zur Sicherung bei Invalidität und
Tod sowie der Versorgungsordnung

Art. 41 und 42

Abschnitt E Feststellung der Versorgungsansprüche der Bediensteten auf
Zeit

Art. 43

Abschnitt F Zahlung der Versorgungsbezüge

Art. 44

Abschnitt G Forderungsübergang auf die Gemeinschaften

Art. 44a

Kapitel 7: Rückforderung zuviel gezahlter Beträge

Art. 45

Kapitel 8: Beschwerdeweg und Rechtsschutz

Art. 46

Kapitel 9: Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

Art. 47 bis 50a

Titel III: Hilfskräfte

Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften

Art. 51 bis 53

Kapitel 2: Rechte und Pflichten

Art. 54

Kapitel 3: Einstellungsbedingungen

Art. 55 und 56

Kapitel 4: Arbeitsbedingungen

Art. 57 bis 60

Kapitel 5: Bezüge und Kostenerstattung

Art. 61 bis 69

Kapitel 6: Soziale Sicherheit

Art. 70 und 71
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Kapitel 7: Rückforderung zuviel gezahlter Beträge

Art. 72

Kapitel 8: Beschwerdeweg und Rechtsschutz

Art. 73

Kapitel 9: Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

Art. 74 bis 78

Titel IV: Vertragsbedienstete

Kapitel 1: Allgemeine Vorschriften

Art. 79 bis 80

Kapitel 2: Rechte und Pflichten

Art. 81

Kapitel 3: Einstellungsbedingungen

Art. 82 bis 84

Kapitel 4: Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete im Sinne des
Artikels 3a

Art. 85 bis 87

Kapitel 5: Sonderbestimmungen für Vertragsbedienstete im Sinne des
Artikels 3b

Art. 88 bis 90

Kapitel 6: Arbeitsbedingungen

Art. 91

Kapitel 7: Bezüge und Kostenerstattung

Art. 92 bis 94

Kapitel 8: Sozialleistungen

Abschnitt A Sicherung bei Krankheit und Unfällen, Sozialleistungen

Art. 95 bis 98

Abschnitt B Sicherung im Invaliditäts- und Todesfall

Art. 99 bis 108

Abschnitt C Ruhegehalt und Abgangsgeld

Art. 109 und 110

Abschnitt D Finanzierung der Versorgungsregelungen

Art. 111 und 112

Abschnitt E Feststellung der Versorgungsansprüche der Vertragsbedienste-
ten

Art. 113

Abschnitt F Zahlung der Versorgungsbezüge

Art. 114

Abschnitt G Forderungsübergang auf die Gemeinschaft

Art. 115

Kapitel 9: Rückforderung zu viel gezahlter Beträge

Art. 116

Kapitel 10: Beschwerdeweg und Rechtsschutz

Art. 117

Kapitel 11: Sonder- und Ausnahmebestimmungen für Vertragsbedienstete
in Drittländern

Art. 118

Kapitel 12: Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

Art. 119

Titel V: Örtliche Bedienstete

Art. 120 bis 122

Titel VI: Sonderberater

Art. 123 und 124

Titel VII: Übergangsvorschriften

Art. 125
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Titel VIII: Schlußvorschriften

Art. 126 und 127

Anhang Übergangsvorschriften für die unter die Beschäftigungsbedin-
gungen für die sonstigen Bediensteten fallenden Bediensteten

TITEL I

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 1

Diese Beschäftigungsbedingungen gelten für jeden Bediensteten, der von
►M15 den Gemeinschaften ◄ durch Vertrag eingestellt wird. Dieser Bediens-
tete ist:

— Bediensteter auf Zeit,

— Hilfskraft ►M112 bis zu dem in Artikel 52 genannten Datum ◄,

▼M112
— Vertragsbediensteter,

▼B
— Örtlicher Bediensteter,

— Sonderberater.

▼M33
__________

▼M112
Wird in diesen Beschäftigungsbedingungen auf eine Person männlichen Ge-
schlechts Bezug genommen, so ist dies auch als Bezugnahme auf eine Person
weiblichen Geschlechts zu verstehen und umgekehrt, sofern aus dem Kontext
nicht eindeutig etwas anderes hervorgeht.

▼B

Artikel 2

Bediensteter auf Zeit im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist:

a) der Bedienstete, der zur Besetzung einer Planstelle eingestellt wird, die in dem
dem Einzelplan des Haushaltsplans für jedes Organ beigefügten Stellenplan
aufgeführt und von den für die Feststellung des Haushaltsplans zuständigen
Organen auf Zeit eingerichtet worden ist;

b) der Bedienstete, der auf Zeit zur Besetzung einer Dauerplanstelle eingestellt
wird, die in dem Stellenplan aufgeführt ist, der dem Einzelplan des Haushalt-
splans für jedes Organ beigefügt ist;

c) der Bedienstete, der zur Wahrnehmung von Aufgaben bei einer Person, die
ein in den Verträgen zur Gründung der Gemeinschaften ►M15 oder der
Vertrag zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates oder einer gemeinsamen
Kommisson der Europäischen Gemeinschaften ◄ vorgesehenes Amt innehat
►M112 oder zur Wahrnehmung von Aufgaben bei dem gewählten Präsiden-
ten eines Organs oder einer Einrichtung der Gemeinschaften, dem gewählten
Vorsitzenden einer Fraktion des Europäischen Parlaments oder des Ausschus-
ses der Regionen bzw. einer Gruppe des Europäischen Wirtschafts- und So-
zialausschusses eingestellt ◄ und nicht unter den Beamten der Gemeinschaf-
ten ausgewählt wird;

▼M33
d) Der Bedienstete, der auf Zeit zur Besetzung einer aus Forschungs- und In-

vestitionsmitteln finanzierten Dauerplanstelle eingestellt wird, die in dem Stel-
lenplan aufgeführt ist, der dem Haushaltsplan für das betreffende Organ bei-
gefügt ist.

▼B

Artikel 3

Hilfskraft im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist ein Bediensteter, der
eingestellt wird,
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a) um bei einem Organ in Teil- oder Vollbeschäftigung nach Artikel 52 eine
Tätigkeit auszuüben, ohne eine Planstelle zu besetzen, die in dem Stellenplan
aufgeführt ist, der dem Einzelplan des Haushaltsplans für dieses Organ bei-
gefügt ist;

b) um — nach Prüfung der Möglichkeiten einer vorübergehenden Stellenbeset-
zung durch Beamte des Organs — eine der folgenden Personen zu vertreten,
wenn diese ihre Tätigkeit zeitweilig nicht ausüben kann:

— einen Beamten oder Bediensteten auf Zeit der ►M112 Funktionsgruppe
Assistenz (AST) ◄,

— ausnahmsweise einen Beamten oder Bediensteten auf Zeit der
►M112 Funktionsgruppe Administration (AD), ausgenommen die höhe-
ren Besoldungsgruppen (Generaldirektoren oder gleichrangiges Personal
der Besoldungsgruppen AD 16 oder AD 15 und Direktoren oder gleich-
rangiges Personal der Besoldungsgruppen AD 15 oder AD 14) ◄, der
einen Dienstposten mit fachlich sehr spezialisierten Aufgaben innehat,

und seine Bezüge aus Mitteln erhält, die zu diesem Zweck im Einzelplan des
Haushaltsplans für das Organ pauschal bereitgestellt werden.

▼M112

Artikel 3a

(1) „Vertragsbediensteter“ im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist
ein Bediensteter, der in Teilzeit- oder Vollzeitbeschäftigung eingestellt wird,
ohne eine Planstelle zu besetzen, die in dem Stellenplan aufgeführt ist, der
dem Einzelplan des Haushaltsplans für das betreffende Organ beigefügt ist,
und zwar

a) in einem Organ, um dort manuelle Tätigkeiten oder unterstützende verwal-
tungstechnische Tätigkeiten zu verrichten;

b) in den Agenturen im Sinne von Artikel 1a Absatz 2 des Statuts;

c) in sonstigen Einrichtungen in der Europäischen Union, die nach Stellung-
nahme des Statutsbeirats durch einen spezifischen Rechtsakt eines oder meh-
rerer Organe gegründet wurden und in denen der Einsatz solcher Bediensteter
zulässig ist;

d) in Vertretungen und Delegationen der Gemeinschaftsorgane;

e) in sonstigen Einrichtungen außerhalb der Europäischen Union.

(2) Die Kommission legt der Haushaltsbehörde auf der Grundlage der Infor-
mationen aller Organe alljährlich einen Bericht über die Beschäftigung von Ver-
tragsbediensteten vor, aus dem hervorgeht, ob die Anzahl der Vertragsbediens-
teten insgesamt 75 % des Personals der Agenturen, der sonstigen Einrichtungen
in der Europäischen Union, der Vertretungen und Delegationen der Gemein-
schaftsorgane bzw. der sonstigen Einrichtungen außerhalb der Europäischen
Union nicht überschreitet. Falls diese Obergrenze nicht beachtet worden ist, so
schlägt die Kommission den Agenturen, den sonstigen Einrichtungen in der
Europäischen Union, den Vertretungen und Delegationen der Gemeinschaftsor-
gane bzw. den sonstigen Einrichtungen außerhalb der Europäischen Union vor,
geeignete Korrekturmaßnahmen zu ergreifen.

Artikel 3b

„Vertragsbediensteter für Hilfstätigkeiten“ im Sinne dieser Beschäftigungsbedin-
gungen ist ein Bediensteter, der im Rahmen der zeitlichen Begrenzung gemäß
Artikel 88 in einer der Funktionsgruppen gemäß Artikel 89 bei einem Organ
angestellt ist,

a) um in Teilzeit- oder Vollzeitbeschäftigung andere als die in Artikel 3a Absatz
1 Buchstabe a) genannten Tätigkeiten auszuüben, ohne eine Planstelle zu
besetzen, die in dem Stellenplan aufgeführt ist, der dem Einzelplan des Haus-
haltsplans für das betreffende Organ beigefügt ist,

b) um — nach Prüfung der Möglichkeiten einer vorübergehenden Stellenbeset-
zung durch Beamte des Organs — eine der folgenden Personen zu vertreten,
wenn diese ihre Tätigkeit zeitweilig nicht ausüben kann:

i) einen Beamten oder Bediensteten auf Zeit der Funktionsgruppe AST,
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ii) ausnahmsweise einen Beamten oder Bediensteten auf Zeit der
Funktionsgruppe AD, der einen Dienstposten mit fachlich sehr spezialisier-
ten Aufgaben innehat, ausgenommen Referatsleiter, Direktoren, General-
direktoren und Personen mit gleichwertigen Funktionen.

In den Fällen, in denen Artikel 3a Anwendung findet, ist ein Einsatz von Ver-
tragsbediensteten für Hilfstätigkeiten ausgeschlossen.

Artikel 4

„Örtlicher Bediensteter“ im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist ein
Bediensteter, der in Dienstorten, die außerhalb der Länder der Europäischen
Union liegen, entsprechend den örtlichen Gepflogenheiten zur Verrichtung
von manuellen Tätigkeiten oder Hilfstätigkeiten eingestellt wird, für die in
dem dem Einzelplan des Haushaltsplans für jedes Organ beigefügten Stellenplan
eine Planstelle nicht aufgeführt ist, und der seine Bezüge aus Mitteln erhält, die
zu diesem Zweck im Einzelplan des Haushaltsplans pauschal bereitgestellt
werden. Als örtlicher Bediensteter gilt ebenfalls, wer an Dienstorten außerhalb
der Europäischen Union zur Verrichtung anderer als der oben genannten Tätig-
keiten eingestellt wird, die im dienstlichen Interesse weder einem Beamten noch
einem anderen der in Artikel 1 genannten Bediensteten übertragen werden
können.

▼B

Artikel 5

Sonderberater im Sinne dieser Beschäftigungsbedingungen ist ein Bediensteter,
der wegen seiner außergewöhnlichen Qualifikationen und ungeachtet anderweiti-
ger beruflicher Tätigkeiten eingestellt wird, um ►M15 einem der Organe der
Gemeinschaften ◄ seine Dienste regelmäßig oder während bestimmter Zeitab-
schnitte zur Verfügung zu stellen, und der seine Bezüge aus Mitteln erhält, die
dafür in dem Einzelplan des Haushaltsplans seines Organs pauschal bereitgestellt
werden.

Artikel 6

Jedes Organ bestimmt, wer ermächtigt ist, Dienstverträge mit den in Artikel 1
genannten Bediensteten zu schließen.

►M112 Artikel 1a Absatz 2, Artikel 1b ◄ und Artikel 2 Absatz 2 des Statuts
gelten entsprechend.

Artikel 7

Ein Bediensteter, der durch Vertrag auf mehr als ein Jahr oder auf unbestimmte
Dauer eingestellt ist, hat das aktive und passive Wahlrecht für die in Artikel 9
des Statuts vorgesehene Personalvertretung.

▼M23
Das aktive Wahlrecht hat auch ein Bediensteter, der durch Vertrag auf weniger
als ein Jahr eingestellt ist, sofern er seit mindestens sechs Monaten beschäftigt
wird.

▼B
Der in Artikel 9 des Statuts vorgesehene Paritätische Ausschuß kann von dem
Organ oder von der Personalvertretung zu allen Fragen allgemeiner Art gehört
werden, die die in Artikel 1 genannten Bediensteten betreffen.

▼M23

Artikel 7a

Artikel ►M112 24b ◄ des Statuts gilt für Bedienstete im Sinne des Artikels 1.
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TITEL II

BEDIENSTETE AUF ZEIT

KAPITEL 1

Allgemeine Vorschriften

▼M112

Artikel 8

Das Beschäftigungsverhältnis eines der in Artikel 2 Buchstabe a) genannten
Bediensteten auf Zeit kann auf bestimmte oder unbestimmte Dauer begründet
werden. Der Vertrag des auf bestimmte Dauer eingestellten Bediensteten kann
höchstens einmal auf bestimmte Dauer verlängert werden. Jede weitere Verlän-
gerung dieses Beschäftigungsverhältnisses gilt auf unbestimmte Dauer.

Das Beschäftigungsverhältnis eines der in Artikel 2 Buchstaben b) oder d) ge-
nannten Bediensteten auf Zeit darf für höchstens vier Jahre begründet werden;
der Bedienstete kann auch für einen kürzeren Zeitraum eingestellt werden. Das
Beschäftigungsverhältnis darf nur einmal um höchstens zwei Jahre verlängert
werden, und zwar sofern im ursprünglichen Vertrag die Möglichkeit einer Ver-
längerung vorgesehen ist sowie nach Maßgabe dieses Vertrags. Nach Ablauf
dieser Zeit darf der Betreffende nicht mehr als Bediensteter auf Zeit beschäftigt
werden. Nach Ablauf seines Vertrages kann der Bedienstete nur dann weiterhin
in einer Dauerplanstelle bei dem Organ verwendet werden, wenn er gemäß dem
Statut zum Beamten ernannt wird.

Das Beschäftigungsverhältnis eines der in Artikel 2 Buchstabe c) genannten
Bediensteten auf Zeit darf nur auf unbestimmte Dauer begründet werden.

▼B

Artikel 9

Das Beschäftigungsverhältnis eines Bediensteten auf Zeit darf nur nach den Vor-
schriften dieses Titels und nur zur Besetzung einer freien Planstelle begründet
werden, die in dem dem Einzelplan des Haushaltsplans für jedes Organ beige-
fügten Stellenplan aufgeführt ist.

▼M112

Artikel 9a

Die Kommission legt alljährlich einen Bericht über den Einsatz von Bediensteten
auf Zeit vor, aus dem die Anzahl dieser Bediensteten, Niveau und Art der
Dienstposten, die geografische Verteilung und die Haushaltsmittel je Funktions-
gruppe hervorgehen.

Artikel 10

Artikel 1d und 1e, Artikel 5 Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 7 des Statuts
gelten entsprechend.

In dem Vertrag eines Bediensteten auf Zeit ist anzugeben, in welcher Besol-
dungsgruppe und Dienstaltersstufe er eingestellt wird.

Wird ein Bediensteter auf Zeit auf einem Dienstposten einer höheren Besoldungs-
gruppe als der Besoldungsgruppe verwendet, in der er eingestellt worden ist, so
ist ein Zusatzvertrag zum Einstellungsvertrag zu schließen.

►C12 Titel VIII des Statuts gilt entsprechend für Bedienstete auf Zeit, die aus
den Forschungs- und Investitionsmitteln des Gesamthaushalts der Europäischen
Union vergütet werden. ◄ Titel VIIIa des Statuts gilt für Bedienstete auf Zeit,
die in einem Drittland Dienst tun, entsprechend.

▼B

KAPITEL 2

Rechte und Pflichten

Artikel 11

▼M60
Die Artikel 11 bis 26 des Statuts über die Rechte und Pflichten der Beamten
gelten entsprechend. Für den Bediensteten auf Zeit mit einem Vertrag auf be-
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stimmte Dauer wird jedoch die Dauer des in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen
Urlaubs aus persönlichen Gründen auf die noch verbleibende Dauer des Beschäf-
tigungsverhältnisses beschränkt.

▼B
Die Verfügung nach Artikel 22 des Statuts, den Ersatz eines Schadens zu ver-
langen, der den Gemeinschaften durch schwerwiegendes persönliches Verschul-
den des Bediensteten entstanden ist, wird von der in Artikel 6 Absatz 1 bezeich-
neten Stelle unter Beachtung der für den Fall der Entlassung wegen schwerer
Verfehlung vorgesehenen Verfahrensvorschriften getroffen.

Die Verfügungen, die einen Bediensteten auf Zeit betreffen, werden gemäß Arti-
kel 25 Absatz 2 des Statuts veröffentlicht.

KAPITEL 3

Einstellungsbedingungen

Artikel 12

(1) Bei der Einstellung der Bediensteten auf Zeit ist anzustreben, dem Organ
die Mitarbeit von Personen zu sichern, die in bezug auf Befähigung, Leistung
und Integrität höchsten Ansprüchen genügen; sie sind unter den Staatsangehöri-
gen der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften auf möglichst breiter geographischer
Grundlage auszuwählen.

▼M93
Die Bediensteten auf Zeit werden ohne Rücksicht auf Rasse, politische, philoso-
phische und religiöse Überzeugung, Geschlecht und sexuelle Orientierung und
ungeachtet ihres Personenstands und ihrer familiären Verhältnisse ausgewählt.

▼B
(2) Als Bediensteter auf Zeit darf nur eingestellt werden, wer

a) Staatsangehöriger eines der Mitgliedstaaten der Gemeinschaften ist und die
bürgerlichen Ehrenrechte besitzt; von dem Erfordernis der Staatsangehörigkeit
kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle absehen;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den für ihn geltenden Wehrgesetzen nicht
entzogen hat;

c) den für die Ausübung des Amtes zu stellenden sittlichen Anforderungen ge-
nügt;

d) die für die Ausübung seines Amtes erforderliche körperliche Eignung besitzt;

e) nachweist, daß er gründliche Kenntnisse in einer Sprache der Gemeinschaften
und ausreichende Kenntnisse in einer weiteren Sprache der Gemeinschaften in
dem Umfang besitzt, in dem dies für die Ausübung seines Amtes erforderlich
ist.

▼M112
(3) Das Europäische Amt für Personalauswahl (im Folgenden „das Amt“)
leistet einzelnen Organen auf deren Ersuchen Hilfestellung bei der Auswahl
von Zeitbediensteten, insbesondere durch die Festlegung der Prüfungsinhalte
und die Durchführung der Auswahlverfahren. Das Amt stellt die Transparenz
der Verfahren zur Auswahl von Zeitbediensteten sicher, die nach Maßgabe von
Artikel 2 Buchstaben a), b) und d) eingestellt werden.

(4) Auf Ersuchen eines Organs stellt das Amt bei Verfahren zur Auswahl von
Zeitbediensteten sicher, dass dieselben Maßstäbe wie bei der Auswahl von Be-
amten angewandt werden.

(5) Die Organe erlassen erforderlichenfalls gemäß Artikel 110 des Statuts
allgemeine Durchführungsbestimmungen zu den Einstellungsverfahren für Zeit-
bedienstete.

▼B

Artikel 13

Vor der Einstellung wird der Bedienstete auf Zeit durch einen Vertrauensarzt des
Organs untersucht, damit dieses die Gewißheit erhält, daß der Bewerber die
Voraussetzungen des Artikels 12 Absatz 2 Buchstabe d) erfüllt.
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Artikel 33 Absatz 2 des Statuts gilt entsprechend.

▼B

Artikel 14

Von dem Bediensteten auf Zeit kann die Ableistung einer Probezeit von höchs-
tens sechs Monaten verlangt werden.

▼M39
Ist der Bedienstete während seiner Probezeit durch Krankheit oder Unfall min-
destens einen Monat verhindert, seine Tätigkeit auszuüben, so kann die zum
Abschluß der Dienstverträge ermächtigte Behörde die Probezeit um einen ent-
sprechenden Zeitraum verlängern.

▼M112
Spätestens einen Monat vor Ablauf der Probezeit ist ein Bericht über die Befä-
higung des Bediensteten auf Zeit zur Wahrnehmung der mit seinem Amt ver-
bundenen Aufgaben sowie über seine dienstlichen Leistungen und seine dienst-
liche Führung zu erstellen. Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt, der
schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Der Bedienstete auf Zeit, der nicht unter
Beweis gestellt hat, dass seine Fähigkeiten für eine Weiterbeschäftigung auf
seinem Dienstposten ausreichen, wird entlassen. Die in Artikel 6 Absatz 1 be-
zeichnete Stelle kann jedoch in Ausnahmefällen die Probezeit um einen Zeitraum
von höchstens sechs Monaten verlängern und den Bediensteten auf Zeit gege-
benenfalls in eine andere Dienststelle einweisen.

▼M60
Wenn die Leistungen des Bediensteten auf Zeit während der Probezeit offensicht-
lich unzulänglich sind, kann ein Bericht auch zu jedem anderen Zeitpunkt der
Probezeit erstellt werden. Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt, der
schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Die Anstellungsbehörde kann auf der
Grundlage des Berichts beschließen, den Bediensteten auf Zeit vor Ablauf der
Probezeit unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist zu entlassen
►M112 __________ ◄.

Der entlassene Bedienstete auf Zeit in der Probezeit erhält eine Entschädigung in
Höhe eines Drittels seines Grundgehalts je abgeleisteten Monat der Probezeit.

▼B

Artikel 15

►M62 (1) ◄ Die Ersteinstufung eines Bediensteten auf Zeit richtet sich nach
Artikel 32 des Statuts.

Wird der Bedienstete gemäß Artikel 10 Absatz 3 auf einem Dienstposten einer
höheren Besoldungsgruppe verwendet, so wird er nach Artikel 46 des Statuts
eingestuft.

▼M62
(2) Die Vorschriften über die Beurteilung in Artikel 43 des Statuts gelten
►M112 __________ ◄ entsprechend.

▼B

KAPITEL 4

Arbeitsbedingungen

Artikel 16

▼M112
Die Bestimmungen von Artikel 42a, 42b und 55 bis 61 des Statuts über Arbeits-
zeit und -dauer, Überstunden, Schichtarbeit, Bereitschaft am Arbeitsplatz oder in
der eigenen Wohnung, Urlaub und Feiertage gelten entsprechend. Sonderurlaub
und Elternurlaub sowie Urlaub aus familiären Gründen dürfen nicht über die
Laufzeit des Vertrags hinaus andauern.

▼M62
Der bezahlte Krankheitsurlaub nach Artikel 59 des Statuts übersteigt jedoch nicht
drei Monate oder die Dauer der von dem Bediensteten abgeleisteten Dienstzeit,
sofern diese länger ist. Dieser Urlaub kann nicht über die Laufzeit des Vertrags
des Bediensteten hinaus andauern.
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Nach Ablauf der genannten Fristen erhält der Bedienstete, dessen Beschäfti-
gungsverhältnis nicht beendet wird, obwohl er seine Tätigkeit noch nicht wieder-
aufnehmen kann, einen unbezahlten Urlaub.

Hat sich der Bedienstete jedoch eine Berufskrankheit zugezogen oder hat er bei
Ausübung seines Amtes einen Unfall erlitten, so erhält er während der gesamten
Zeit seiner Arbeitsunfähigkeit weiterhin seine Dienstbezüge in voller Höhe, so-
lange er kein Ruhegehalt wegen Dienstunfähigkeit nach Artikel 33 erhält.

Artikel 17

In Ausnahmefällen kann dem Bediensteten auf Zeit auf Antrag ein unbezahlter
Urlaub aus zwingenden persönlichen Gründen gewährt werden. ►M60 Die in
Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle setzt die Dauer des Urlaubs fest, der nicht
mehr als ein Viertel der abgeleisteten Dienstzeit betragen und nicht höher sein
darf als:

— 3 Monate, wenn der Bedienstete weniger als 4 Jahre Dienstzeit abgeleistet
hat,

— ►M112 12 ◄ Monate in den anderen Fällen. ◄

Die Dauer des in Absatz 1 erwähnten Urlaubs wird bei Anwendung des Artikels
20 Absatz 3 nicht angerechnet.

▼M60
Während des Urlaubs ist die in Artikel 28 vorgesehene Sicherung bei Krankheit
und Unfällen unterbrochen.

►M112 Ein Bediensteter auf Zeit, der nicht erwerbstätig ist, kann ◄, nachdem
er spätestens in dem auf den Beginn des Urlaubs aus persönlichen Gründen
folgenden Monat einen entsprechenden Antrag gestellt hat, weiter den
►M112 in Artikel 28 ◄ vorgesehenen Schutz beanspruchen, sofern er die Bei-
träge, die ►M112 in Artikel 28 vorgesehen ◄ genannten Risiken erforderlich
sind, während der Dauer des Urlaubs zur Hälfte trägt; die Beiträge werden nach
dem letzten Grundgehalt des Bediensteten auf Zeit berechnet.

Weist der Bedienstete auf Zeit im Sinne von Artikel 2 Buchstaben c) oder d)
ferner nach, daß er bei keiner anderen Versorgungseinrichtung Ruhegehaltsan-
sprüche erwerben kann, so kann er auf Antrag weiterhin neue Ruhegehaltsan-
sprüche während der Dauer seines unbezahlten Urlaubs erwerben, sofern er einen
Beitrag entrichtet, der dreimal so hoch ist wie der in Artikel 41 vorgesehene Satz;
die Beiträge werden nach dem der Besoldungsgruppe und der Dienstaltersstufe
des Bediensteten auf Zeit entsprechenden Grundgehalt berechnet.

Artikel 18

Der Bedienstete auf Zeit, der zur Ableistung des gesetzlich vorgeschriebenen
Grundwehrdienstes herangezogen wird, an Wehrübungen teilzunehmen hat oder
zu einem anderen Wehrdienst einberufen wird, wird aus Gründen des nationalen
Dienstes beurlaubt; bei Bediensteten auf Zeit, die aufgrund eines Vertrages auf
bestimmte Dauer eingestellt sind, darf die Dauer der Aussetzung des Vertrages
keinesfalls die Vertragsdauer überschreiten

Dem Bediensteten auf Zeit, der zur Ableistung des gesetzlich vorgeschriebenen
Grundwehrdienstes herangezogen wird, werden keine Dienstbezüge gewährt; die
Vorschriften über das Aufsteigen in den Dienstaltersstufen finden jedoch weiter-
hin auf ihn Anwendung. Auch die Vorschriften über das Ruhegehalt gelten für
ihn weiter, wenn er nach Beendigung der Wehrdienstverpflichtung nachträglich
seine Versorgungsbeiträge entrichtet.

Ein Bediensteter auf Zeit, der an Wehrübungen teilzunehmen hat oder zu einem
anderen Wehrdienst (außer Grundwehrdienst) einberufen wird, erhält für diese
Zeit seine Dienstbezüge; diese werden jedoch um den an ihn gezahlten Wehrsold
gekürzt.
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KAPITEL 5

Bezüge und soziale Sicherheit

Artikel 19

Die Bezüge des Bediensteten auf Zeit umfassen ein Grundgehalt, Familienzula-
gen und andere Zulagen.

▼M112

Artikel 20

(1) Die Artikel 63, 64, 65 und 65a des Statuts über die Währung, in welcher
die Bezüge festgesetzt werden, sowie die Bedingungen für die Angleichung
dieser Bezüge gelten entsprechend.

(2) Die Artikel 66, 67, 69 und 70 des Statuts über die Grundgehälter, die
Familienzulagen, die Auslandszulage und die Zahlungen im Todesfall gelten
entsprechend.

(3) Die Bestimmungen in Artikel 66a des Statuts über die Sonderabgabe gel-
ten für Zeitbedienstete entsprechend.

(4) Ein Zeitbediensteter mit einem Dienstalter von zwei Jahren in einer Stufe
seiner Besoldungsgruppe rückt automatisch in die nächsthöhere Dienstaltersstufe
seiner Besoldungsgruppe auf.

▼B

Artikel 21

Anhang VII Artikel 1, 2, ►M112 3 und 4 ◄ des Statuts betreffend die Voraus-
setzungen für die Gewährung der Familienzulagen ►M112 und ◄ der Aus-
landszulage gelten entsprechend.

Artikel 22

Vorbehaltlich der Artikel 23 bis 26 hat der Bedienstete auf Zeit unter den in
Anhang VII Artikel 5 bis 15 des Statuts festgelegten Bedingungen Anspruch auf
Erstattung der Kosten, die ihm beim Dienstantritt, bei einer Versetzung oder
beim Ausscheiden aus dem Dienst sowie in Ausübung oder anläßlich der Aus-
übung seines Amtes entstanden sind.

Artikel 23

Bedienstete auf Zeit, die für eine bestimmte Dauer von mindestens zwölf Mona-
ten eingestellt sind oder von denen — wenn mit ihnen ein Vertrag auf unbe-
stimmte Dauer geschlossen ist — die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle
annimmt, daß sie eine gleich lange Dienstzeit erreichen werden, haben Anspruch
auf Erstattung der Umzugskosten nach Anhang VII Artikel 9 des Statuts.

Artikel 24

(1) Bedienstete auf Zeit, die für eine bestimmte Dauer von mindestens einem
Jahr eingestellt sind oder von denen — wenn mit ihnen ein Vertrag auf unbe-
stimmte Dauer abgeschlossen ist — die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle
annimmt, daß sie eine gleich lange Dienstzeit erreichen werden, haben Anspruch
auf eine Einrichtungsbeihilfe nach Anhang VII Artikel 5 des Statuts, deren Höhe
für eine voraussichtliche Dienstzeit von

— einem Jahr oder darüber, jedoch von
weniger als zwei Jahren 1/3

9>>>>>>=
>>>>>>;

des in Anhang VII Artikel 5
des Statuts festgelegten Sat-
zes beträgt.

— zwei Jahren oder darüber, jedoch von
weniger als drei Jahren 2/3

— drei Jahren oder darüber 3/3

(2) Die in Anhang VII Artikel 6 des Statuts vorgesehene Wiedereinrichtungs-
beihilfe wird Bediensteten gewährt, die vier Jahre Dienst abgeleistet
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haben. Bedienstete, die mehr als ein Jahr, aber weniger als vier Jahre Dienst
abgeleistet haben, erhalten eine anteilige Wiedereinrichtungsbeihilfe entsprechend
der Dauer der abgeleisteten Dienstzeit; Jahresbruchteile bleiben unberücksichtigt.

▼M112
(3) Die in Absatz 1 vorgesehene Einrichtungsbeihilfe und die in Absatz 2
vorgesehene Wiedereinrichtungsbeihilfe dürfen nicht niedriger sein als:

▼M122
— 1 074,14 EUR für Bedienstete mit Anspruch auf Haushaltszulage,

— 638,68 EUR für Bedienstete ohne Anspruch auf Haushaltszulage.

▼M112
Haben beide Ehegatten als Beamte oder sonstige Bedienstete der Gemeinschaften
Anspruch auf die Einrichtungsbeihilfe oder die Wiedereinrichtungsbeihilfe, so
wird diese nur dem Ehegatten gewährt, der das höhere Grundgehalt bezieht.

▼B

Artikel 25

▼M23
Die Vorschriften über das Tagegeld in Anhang VII Artikel 10 des Statuts gelten
entsprechend. ►M60 Bedienstete auf Zeit, die für eine bestimmte Dauer von
weniger als zwölf Monaten eingestellt werden oder die nach Meinung der in
Artikel 6 erster Absatz bezeichneten Stelle eine gleich lange Dienstzeit erreichen
werden, erhalten das Tagegeld während der gesamten Dauer des Vertrages, je-
doch höchstens ein Jahr lang, wenn mit ihnen ein Vertrag auf unbestimmte Dauer
geschlossen worden ist und sie nachweisen, daß sie nicht weiter an ihrem bishe-
rigen Wohnsitz wohnen können. ◄

▼B

Artikel 26

Die in Anhang VII Artikel 8 des Statuts getroffene Regelung der Erstattung der
jährlichen Reisekosten vom Ort der dienstlichen Verwendung zum Herkunftsort
findet nur auf Bedienstete auf Zeit Anwendung, die mindestens neun Monate
Dienst abgeleistet haben.

Artikel 27

Anhang VII Artikel 16 und 17 des Statuts betreffend die Zahlung der Bezüge
gelten entsprechend.

KAPITEL 6

Soziale Sicherheit

Ab s c h n i t t A

SICHERUNG BEI KRANKHEIT UND UNFÄLLEN,
SOZIALLEISTUNGEN

Artikel 28

►M60 Die Artikel 72 und 73 des Statuts über die Sicherung bei Krankheit und
Unfällen finden entsprechend Anwendung für Bedienstete auf Zeit während ihrer
Dienstzeit, während des Krankheitsurlaubs und während des in Artikel 11 sowie
in Artikel 17 vorgesehenen unbezahlten Urlaubs zu den dort vorgesehenen Be-
dingungen; Artikel 72 des Statuts über die Sicherung bei Krankheit gilt entspre-
chend für Bedienstete auf Zeit, die ein ►M112 Invalidengeld ◄ beziehen sowie
für Empfänger von Hinterbliebenenbezügen. ◄ ►M33 Artikel 72 gilt auch für
die in Artikel 39 Absatz 2 genannten Bediensteten, die ein Ruhegehalt bezie-
hen. ◄

Wird jedoch bei der ärztlichen Untersuchung, der sich der Bedienstete nach
Artikel 13 unterziehen muß, festgestellt, daß er krank oder gebrechlich ist, so
kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle verfügen, daß entstehende
Kosten von der Erstattung nach Artikel 72 des Statuts ausgeschlossen werden,
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soweit es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwirkungen dieser Krankheit
oder dieses Gebrechens handelt.

▼M62
Weist der Bedienstete auf Zeit nach, daß er von keiner anderen gesetzlichen
Krankenversicherung eine Erstattung der Krankheitskosten erhalten kann, so
kann er spätestens innerhalb des auf den Ablauf seines Vertrages folgenden
Monats für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten nach Ablauf seines
Vertrages beantragen, weiter durch die Krankheitsfürsorge nach Absatz 1 ge-
sichert zu werden. Der Beitrag nach Artikel 72 Absatz 1 des Statuts wird nach
den letzten Grundbezügen des Bediensteten berechnet und von diesem zur Hälfte
getragen.

Durch eine Verfügung, die von der zum Abschluß von Dienstverträgen ermäch-
tigten Behörde nach Einholung eines Gutachtens des Vertrauensarztes des Organs
getroffen wird, finden die Frist von einem Monat für die Einreichung des Antrags
sowie die im vorstehenden Absatz vorgesehene Begrenzung auf sechs Monate
keine Anwendung, wenn der Betreffende an einer schweren oder langdauernden
Krankheit leidet, die er sich während seines Beschäftigungsverhältnisses zuge-
zogen und dem Organ vor Ablauf des im vorstehenden Absatz vorgesehenen
Zeitraums von sechs Monaten gemeldet hat, und sofern er sich der durch das
Organ veranlaßten ärztlichen Untersuchung unterzieht.

Artikel 28a

(1) Der ehemalige Bedienstete auf Zeit, der nach dem Ausscheiden aus dem
Dienst eines Organs der Europäischen Gemeinschaften arbeitslos ist und

— der von den Europäischen Gemeinschaften kein Ruhegehalt und kein Ruhe-
gehalt wegen Dienstunfähigkeit bezieht,

— dessen Ausscheiden aus dem Dienst nicht auf eine Entlassung auf Antrag
oder Auflösung des Vertrags aus disziplinarischen Gründen folgt,

— der eine Mindestdienstzeit von sechs Monaten zurückgelegt hat,

— und der in einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft seinen Wohnsitz hat,

erhält unter den nachstehend festgelegten Bedingungen ein monatliches Arbeits-
losengeld.

Hat er Anspruch auf Arbeitslosengeld aus einer einzelstaatlichen Versicherung,
so ist er verpflichtet, dies dem Organ, dem er angehörte, anzugeben; dies setzt
umgehend die Kommission davon in Kenntnis. In diesem Fall wird der Betrag
dieses Arbeitslosengeldes von dem nach Absatz 3 gezahlten abgezogen.

(2) Um Arbeitslosengeld zu erhalten, muß der ehemalige Bedienstete auf Zeit

a) auf Antrag beim Arbeitsamt des Mitgliedstaates, in dem er seinen Wohnsitz
nimmt, als Arbeitssuchender gemeldet werden,

b) die in diesem Mitgliedstaat gesetzlich vorgeschriebenen Auflagen und Bedin-
gungen erfüllen, die dem Empfänger von Arbeitslosengeld aufgrund dieser
Rechtsvorschriften auferlegt sind,

c) dem Organ, dem er angehörte, jeden Monat eine Bescheinigung des zuständi-
gen einzelstaatlichen Arbeitsamtes vorlegen, aus der hervorgeht, ob er den
Auflagen und Bedingungen nach Buchstaben a) und b) nachgekommen ist
oder nicht; das Organ übermittelt die Bescheinigung umgehend der Kommis-
sion.

Die Leistung kann von der Gemeinschaft auch dann gewährt oder beibehalten
werden, wenn die unter Buchstabe b) genannten einzelstaatlichen Auflagen nicht
erfüllt sind, und zwar im Falle von Krankheit, Unfall, Mutterschaft, Dienstun-
fähigkeit oder einer diesen gleichgestellten Situation oder wenn die zuständige
einzelstaatliche Behörde den ehemaligen Bediensteten auf Zeit von der Erfüllung
dieser Auflagen befreit.

Die Kommission legt nach Stellungnahme eines Sachverständigenausschusses die
für die Anwendung dieses Absatzes erforderlichen Bestimmungen fest.

▼M112
(3) Das Arbeitslosengeld richtet sich nach dem Grundgehalt, das der Bediens-
tete auf Zeit zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst bezog. Es wird
festgesetzt auf

a) 60 % des Grundgehalts während eines Anfangszeitraums von zwölf Monaten,

b) 45 % des Grundgehalts vom 13. bis 24. Monat,
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c) 30 % des Grundgehalts vom 25. bis 36. Monat.

Abgesehen von den ersten sechs Monaten, in denen die nachstehend festgelegte
Untergrenze, nicht aber die Obergrenze gilt, dürfen die auf diese Weise bestimm-
ten Beträge nicht weniger als ►M122 1 288,19 EUR ◄ und nicht mehr als
►M122 2 576,39 EUR ◄ betragen. Diese Mindest- und Höchstbeträge werden
in gleicher Weise wie die Gehaltstabelle in Artikel 66 des Statuts gemäß Arti-
kel 65 des Statuts angeglichen.

(4) Der ehemalige Bedienstete auf Zeit erhält das Arbeitslosengeld während
eines Zeitraums von höchstens 36 Monaten von dem Tage an, an dem er aus dem
Dienst ausscheidet, auf keinen Fall aber für mehr als ein Drittel der abgeleisteten
Dienstzeit. Erfüllt der ehemalige Bedienstete auf Zeit jedoch während dieses
Zeitraums die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Bedingungen nicht
mehr, so wird die Zahlung des Arbeitslosengeldes unterbrochen. Das Arbeits-
losengeld wird erneut gezahlt, wenn der ehemalige Bedienstete vor Ablauf dieses
Zeitraums die genannten Bedingungen erneut erfüllt, ohne einen Anspruch auf
eine nationale Arbeitslosenunterstützung erworben zu haben.

▼M62
(5) Der ehemalige Bedienstete auf Zeit, der Arbeitslosengeld bezieht, hat An-
spruch auf die in Artikel 67 des Statuts vorgesehenen Familienzulagen. Die
Haushaltszulage wird gemäß Artikel 1 des Anhangs VII des Statuts auf der
Grundlage des Arbeitslosengeldes berechnet.

Der Betreffende muß gleichartige Zulagen, die von anderer Seite für ihn selbst
oder seinen Ehegatten gezahlt werden, angeben; diese Zulagen werden von den
auf der Grundlage dieses Artikels zu zahlenden Zulagen abgezogen.

Der ehemalige Bedienstete auf Zeit, der Arbeitslosengeld bezieht, hat unter den
Voraussetzungen des Artikels 72 des Statuts Anspruch auf die Sicherung im
Krankheitsfall, ohne beitragspflichtig zu sein.

▼M112
(6) Arbeitslosengeld und Familienzulagen werden von der Kommission in
Euro gezahlt. Es wird kein Berichtigungskoeffizient angewandt.

(7) Der Bedienstete auf Zeit trägt zu einem Drittel zur Finanzierung der Ar-
beitslosenversicherung bei. Dieser Beitrag wird unter Anrechnung eines Pau-
schalabschlags von ►M122 1 171,09 EUR ◄ auf 0,81 % des Grundgehalts
des Betreffenden festgesetzt, wobei die in Artikel 64 des Statuts vorgesehenen
Berichtigungskoeffizienten unberücksichtigt bleiben. Dieser Beitrag wird monat-
lich vom Gehalt des Betreffenden abgezogen und zusammen mit den zwei Drit-
teln, die zu Lasten des Organs gehen, an einen Arbeitslosensonderfonds gezahlt.
Diesem Fonds sind alle Gemeinschaftsorgane angeschlossen; sie überweisen der
Kommission ihre Beiträge monatlich, und zwar spätestens acht Tage nach der
Auszahlung der Dienstbezüge. Alle Zahlungen aufgrund dieses Artikels werden
von der Kommission gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung für den
Gesamthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften angewiesen und ausge-
führt.

▼M62
(8) Auf das Arbeitslosengeld, das dem arbeitslosen ehemaligen Bediensteten
auf Zeit gezahlt wird, findet die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr. 260/68
zur Festlegung der Bestimmungen und des Verfahrens für die Erhebung der
Steuer zugunsten der Europäischen Gemeinschaften Anwendung.

(9) Im Rahmen ihrer einzelstaatlichen Rechtsvorschriften tragen die für Be-
schäftigung und Arbeitslosigkeit zuständigen einzelstaatlichen Stellen sowie die
Kommission für eine effiziente Zusammenarbeit Sorge, damit dieser Artikel ord-
nungsgemäß angewandt wird.

(10) Die Durchführungsmodalitäten zu diesem Artikel sind Gegenstand einer
Regelung, die unbeschadet der Bestimmungen von Absatz 2 letzter Unterabsatz
von den Gemeinschaftsorganen nach Stellungnahme des Statutsbeirats im gegen-
seitigen Einvernehmen festgelegt wird.

▼M112
(11) Die Kommission unterbreitet dem Rat ein Jahr nach Einführung dieser
Arbeitslosenversicherung und in der Folge alle zwei Jahre einen Bericht über die
Finanzlage des Systems. Die Kommission kann dem Rat unabhängig von diesem
Bericht Vorschläge für die Anpassung der Beiträge nach Absatz 7 unterbreiten,
wenn dies für das finanzielle Gleichgewicht des Systems erforderlich ist. Der Rat
entscheidet über diese Vorschläge nach Maßgabe von Absatz 3.
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Artikel 29

Artikel 74 des Statuts betreffend die Geburtszulage und Artikel 75 des Statuts
betreffend die Übernahme der in diesem Artikel genannten Kosten durch das
Organ gelten entsprechend.

Artikel 30

Artikel 76 des Statuts betreffend die Gewährung von Zuwendungen, Darlehen
oder Vorschüssen gilt entsprechend für den Bediensteten auf Zeit während der
Dauer seines Vertrages und auch nach dessen Ablauf, wenn der Bedienstete
infolge einer während der Dauer seines Beschäftigungsverhältnisses aufgetretenen
schweren oder längeren Krankheit ►M112 oder Behinderung ◄ oder wegen
eines in dieser Zeit erlittenen Unfalls arbeitsunfähig ist und nachweist, daß er
keinem anderen System der sozialen Sicherheit angehört.

Ab s c h n i t t B

SICHERUNG IM INVALIDITÄTS- UND TODESFALL

Artikel 31

Der Bedienstete auf Zeit wird unter den nachstehenden Bedingungen während
der Dauer seines Beschäftigungsverhältnisses für den Invaliditäts- und Todesfall
gesichert.

Die Leistungen und Garantien auf Grund dieses Abschnitts ruhen, wenn die
Zahlung der Bezüge aus dem Beschäftigungsverhältnis des Bediensteten auf
Grund dieser Beschäftigungsbedingungen vorübergehend eingestellt ist.

Artikel 32

Wird bei der ärztlichen Untersuchung vor der Einstellung des Bediensteten fest-
gestellt, daß er krank oder gebrechlich ist, so kann die in Artikel 6 Absatz 1
bezeichnete Stelle verfügen, daß die für den Fall der Invalidität oder des Todes
vorgesehenen Garantien erst fünf Jahre nach dem Eintritt in den Dienst des
Organs wirksam werden, soweit es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwir-
kungen dieser Krankheit oder dieses Gebrechens handelt.

▼M62
Der Bedienstete kann diese Verfügung vor dem in Artikel 9 Absatz 1 des Statuts
vorgesehenen Invaliditätsausschuß anfechten.

▼M112

Artikel 33

(1) Bei vorläufigem Ausscheiden des Bediensteten aus dem Dienst des Organs
aufgrund einer als vollständig eingestuften Dienstunfähigkeit erhält der Bediens-
tete für die Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit ein Invalidengeld, dessen Höhe nach-
stehend festgelegt wird.

Artikel 52 des Statuts findet auf Empfänger von Invalidengeld entsprechend
Anwendung. Geht ein Invalidengeldempfänger vor dem Alter von 65 Jahren in
Ruhestand, ohne den Höchstsatz an Ruhegehaltsansprüchen erreicht zu haben, so
gelten die allgemeinen Ruhegehaltsbestimmungen. Das Ruhegehalt richtet sich
nach den Dienstbezügen für die Besoldungsgruppe und die Dienstaltersstufe, in
denen sich der Bedienstete bei der Invalidisierung befand.

Das Invalidengeld wird auf 70 % des letzten Grundgehalts des Bediensteten auf
Zeit festgesetzt. Es darf jedoch nicht unter dem Existenzminimum gemäß Anhang
VIII Artikel 6 des Statuts liegen. Auf das Invalidengeld werden Beiträge zur
Versorgungsordnung erhoben, die auf der Grundlage dieses Invalidengelds be-
rechnet werden.

Entsteht die Dienstunfähigkeit durch einen Unfall in Ausübung oder anlässlich
der Ausübung des Dienstes, durch eine Berufskrankheit oder durch eine aufop-
fernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der Bedienstete auf
Zeit sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten, so beläuft sich
das Invalidengeld auf mindestens 120 % des Existenzminimums. In diesem Fall
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▼M112

wird der Beitrag zur Versorgung aus dem Haushalt des letzten Arbeitgebers
gezahlt.

Ist die Dienstunfähigkeit vom Bediensteten auf Zeit vorsätzlich herbeigeführt
worden, so kann die nach Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle verfügen, dass
der Bedienstete auf Zeit lediglich das Abgangsgeld nach Artikel 39 erhält.

Der Empfänger von Invalidengeld hat nach Maßgabe von Anhang VII des Statuts
Anspruch auf die Familienzulagen gemäß Artikel 67 des Statuts; die Haushalts-
zulage wird nach dem Invalidengeld berechnet.

(2) Die Dienstunfähigkeit wird vom Invaliditätsausschuss (Artikel 9 des Sta-
tuts) festgestellt.

(3) Das in Anhang VIII Artikel 40 des Statuts bezeichnete Organ kann den
Empfänger von Invalidengeld regelmäßig untersuchen lassen, um festzustellen,
ob er die Voraussetzungen für den Bezug weiterhin erfüllt. Stellt der Invaliditäts-
ausschuss fest, dass diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind, so nimmt der
Bedienstete seinen Dienst in dem Organ wieder auf, sofern sein Vertrag nicht
abgelaufen ist.

Kann der Bedienstete auf Zeit jedoch nicht wieder in den Dienst der Gemein-
schaften aufgenommen werden, so kann sein Vertrag aufgelöst werden, wobei
eine Vergütung in Höhe der Bezüge gezahlt wird, die er während der Kündi-
gungsfrist bezogen hätte, sowie gegebenenfalls in Höhe der in Artikel 47 für den
Fall der Kündigung vorgesehenen Vergütung. Außerdem findet Artikel 39 An-
wendung.

▼B

Artikel 34

Beim Tode eines Bediensteten erhalten die in Anhang VIII Kapitel 4 des Statuts
bezeichneten Hinterbliebenen eine Hintenbliebenenrente nach Artikel 35 bis 38.
►M62 __________ ◄

▼M62
__________

▼M33
Beim Tode eines ehemaligen Bediensteten ►M62 der ein
►M112 Invalidengeld ◄ bezieht oder beim Tode eines ehemaligen Bedienste-
ten ◄ im Sinne des Artikels 2 ►M62 Buchstaben a), c) oder d) ◄, der ein
Ruhegehalt bezieht oder vor dem ►M112 63. ◄ Lebensjahr aus dem Dienst
ausgeschieden ist und beantragt hat, daß die Ruhegehaltszahlung bis zum ersten
Tag des Kalendermonats ausgesetzt wird, der auf den Monat folgt, in dem er das
►M112 63. ◄ Lebensjahr vollendet, erhalten die in Anhang VIII Kapitel 4 des
Statuts bezeichneten Hinterbliebenen eine Hinterbliebenenrente nach Maßgabe
dieses Anhangs.

▼M62
Ist ein Bediensteter oder ein ehemaliger Bediensteter, der ein Ruhegehalt nach
der Dienstzeit oder ►M112 ein Invalidengeld ◄ bezieht, oder ein ehemaliger
Bediensteter, der vor Vollendung des ►M112 63. ◄ Lebensjahres aus dem
Dienst ausgeschieden ist und verlangt hat, daß die Ruhegehaltszahlung erst am
ersten Tag des Kalendermonats beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das
►M112 63. ◄ Lebensjahr vollendet, seit länger als einem Jahr unbekannten
Aufenthalts, so gelten die Vorschriften der Kapitel 5 und 6 des Anhangs VIII des
Statuts über die vorläufigen Versorgungsbezüge entsprechend für den Ehegatten
und die als unterhaltsberechtigt geltenden Personen.

▼B

Artikel 35

Der Anspruch auf Hinterbliebenenrente entsteht mit dem ersten Tag des Monats
nach dem Sterbemonat oder gegebenenfalls mit dem ersten Tag des Monats nach
dem Zeitabschnitt, für den ►M112 der überlebende Ehegatte ◄, die Waisen
oder die Unterhaltsberechtigten des verstorbenen Bediensteten dessen Bezüge in
Anwendung von Artikel 70 des Statuts erhalten haben.
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▼B

Artikel 36

▼M62
►M112 Der überlebende Ehegatte ◄ eines Bediensteten erhält unter den in
Anhang VIII Kapitel 4 des Statuts festgelegten Voraussetzungen eine
►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄, deren Betrag nicht niedriger sein darf
als 35 v. H. des Grundgehalts, das der Bedienstete zuletzt bezogen hatte, jedoch
nicht weniger als das Existenzminimum nach Anhang VIII Artikel 6 des Statuts;
Beim Tode eines Bediensteten im Sinne von Artikel 2 Buchstaben a), c) oder d)
erhöht sich die ►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ auf 60 v. H. des Ruhe-
gehalts, das der Bedienstete bezogen hätte, wenn er ohne Voraussetzung einer
Mindestdienstzeit oder eines Mindestalters vor seinem Tode darauf Anspruch
gehabt hätte.

▼M23
Die Empfängerin einer ►M112 Hinterbliebenenversorgung ◄ hat unter den. in
Anhang VII des Statuts genannten Voraussetzungen Anspruch auf Familienzula-
gen im Sinne des Artikels 67 des Statuts. Die Zulage für unterhaltsberechtigte
Kinder hat jedoch die doppelte Höhe der Zulage nach Artikel 67 Absatz 1
Buchstabe b) des Statuts.

▼M62
__________

▼M112

Artikel 37

Stirbt ein Bediensteter oder Ruhegehalts- oder Invalidengeldempfänger, ohne
einen Ehegatten zu hinterlassen, der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung
hat, so haben die ihm gegenüber als unterhaltsberechtigt geltenden Kinder unter
den in Artikel 80 des Statuts genannten Voraussetzungen Anspruch auf Waisen-
geld.

Das Gleiche gilt bei Tod oder Wiederverheiratung eines Ehegatten, der Anspruch
auf Hinterbliebenenversorgung hat.

Stirbt ein Bediensteter oder Ruhegehalts- oder Invalidengeldempfänger, ohne
dass die Voraussetzungen des ersten Absatzes erfüllt sind, so findet Artikel 80
Absatz 3 des Statuts Anwendung.

Stirbt ein ehemaliger Bediensteter auf Zeit im Sinne von Artikel 2 Buchstaben a),
c) oder d), der vor Vollendung des 63. Lebensjahres aus dem Dienst ausgeschie-
den ist und verlangt hat, dass die Ruhegehaltszahlung erst am ersten Tag des
Kalendermonats beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das 63. Lebensjahr
vollendet, so haben die im Sinne von Anhang VII Artikel 2 des Statuts unter-
haltsberechtigten Kinder nach Maßgabe der vorstehenden Absätze Anspruch auf
ein Waisengeld.

Bei Personen, die unterhaltsberechtigten Kindern gemäß Anhang VII Artikel 2
Absatz 4 des Statuts gleichgestellt sind, darf das Waisengeld die doppelte Höhe
der Kinderzulage nicht übersteigen.

Im Falle einer Adoption entsteht beim Tod des leiblichen Elternteils, an dessen
Stelle der Adoptivelternteil getreten ist, kein Anspruch auf Waisengeld.

Die Waise hat Anspruch auf die Erziehungszulage gemäß Anhang VII Artikel 3
des Statuts.

▼B

Artikel 38

Im Falle der Scheidung oder beim Vorhandensein mehrerer Gruppen von Hinter-
bliebenen, die eine Hinterbliebenenrente beanspruchen können, wird diese nach
Anhang VIII Kapitel 4 des Statuts aufgeteilt.

▼M62

Artikel 38a

Die Vorschriften über die Höchstbeträge und die Aufteilung in Artikel 81a des
Statuts gelten entsprechend.
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▼B

Ab s c h n i t t C

▼M23
RUHEGEHALT UND ABGANGSGELD

▼M112

Artikel 39

(1) Beim Ausscheiden aus dem Dienst hat der Bedienstete auf Zeit im Sinne
von Artikel 2 Anspruch auf Ruhegehalt, auf Übertragung des versicherungsma-
thematischen Gegenwertes oder auf ein Abgangsgeld nach Maßgabe des Titels V
Kapitel 3 des Statuts und des Anhangs VIII des Statuts. Hat der Bedienstete
Anspruch auf ein Ruhegehalt, so werden seine Ruhegehaltsansprüche anteilig
zum Betrag der gemäß Artikel 42 geleisteten Zahlungen gekürzt.

Anhang VIII Artikel 9 Absatz 2 des Statuts findet nach Maßgabe folgender
Regelung Anwendung:

Im Interesse des Dienstes kann die Anstellungsbehörde nach Maßgabe objektiver
Kriterien und unter Anwendung transparenter Verfahren, die im Wege allgem-
einer Durchführungsbestimmungen festgelegt werden, beschließen, die genannte
Kürzung auf das Ruhegehalt von höchstens acht der Zeitbediensteten aller Or-
gane, die in einem Jahr in den Ruhestand eintreten, nicht anzuwenden. Die jähr-
liche Anzahl der betreffenden Zeitbediensteten kann schwanken, sofern innerhalb
von jeweils zwei Jahren eine durchschnittliche Anzahl von zehn nicht überschrit-
ten wird und Haushaltsneutralität gewährleistet ist. Die Kommission legt dem Rat
vor Ablauf von fünf Jahren einen Bericht zur Bewertung der Anwendung dieser
Maßnahme vor. Gegebenenfalls schlägt die Kommission auf der Grundlage von
Artikel 283 des EG-Vertrags vor, die jährliche Höchstzahl nach fünf Jahren zu
ändern.

(2) Anhang VIII Artikel 11 Absätze 2 und 3 des Statuts findet auf Bedienstete
im Sinne des Artikels 2 dieser Beschäftigungsbedingungen entsprechend Anwen-
dung.

(3) Der Bedienstete, der ein Ruhegehalt bezieht, hat Anspruch auf die Fami-
lienzulagen nach Artikel 67 des Statuts. Der prozentuale Teil der Haushaltszulage
wird nach dem Ruhegehalt berechnet.

▼B

Artikel 40

Wird ein Bediensteter zum Beamten ►M15 der Gemeinschaften ◄ ernannt, so
wird ihm das in Artikel 39 Absatz 1 vorgesehene Abgangsgeld nicht gezahlt.

Bei der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre wird die als Bediensteter
auf Zeit bei ►M15 den Gemeinschaften ◄ abgeleistete Dienstzeit unter den in
Anhang VIII des Statuts vorgesehenen Voraussetzungen berücksichtigt.

Die Ruhegehaltsansprüche eines Bediensteten, der von der in Artikel 42 gebote-
nen Möglichkeit Gebrauch gemacht hat, werden für den diesen Abzügen ent-
sprechenden Zeitraum anteilig gekürzt.

▼M112
Absatz 3 gilt nicht für den Bediensteten, der innerhalb von drei Monaten nach
Zuerkennung der Rechtsvorteile aus dem Statut die Wiedereinzahlung dieser
Beträge zuzüglich Zinsen und Zinseszinsen zum Jahreszinssatz von
►M113 3,9 % ◄ beantragt hat; dieser Zinssatz kann nach dem Verfahren des
Anhangs XII Artikel 12 des Statuts geändert werden.
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▼B

Ab s c h n i t t D

▼M62
FINANZIERUNG DER REGELUNG ZUR SICHERUNG BEI
INVALIDITÄT UND TOD SOWIE DER VERSORGUNGSORDNUNG

▼B

Artikel 41

▼M62
Für die Finanzierung der in den Abschnitten B und C vorgesehenen Einrichtun-
gen der sozialen Sicherheit gelten Artikel 83 ►M112 und Artikel 83a ◄ des
Statuts sowie die Artikel 36 und 38 des Anhangs VIII des Statuts entsprechend.

▼B

Artikel 42

Der Bedienstete kann beantragen, daß das Organ die Zahlung leistet, die er zur
Bildung oder Aufrechterhaltung seiner Versorgungsansprüche in seinem Her-
kunftsland gegebenenfalls entrichten muß; die Einzelheiten hierfür legt das Organ
fest.

Diese Zahlungen dürfen ►M112 den doppelten Wert des in Artikel 83 Absatz 2
des Statuts vorgesehenen Prozentsatzes ◄ nicht übersteigen und gehen zu Las-
ten ►M15 des Haushalts der Gemeinschaften ◄.

▼M62

Ab s c hn i t t E

FESTSTELLUNG DER VERSORGUNGSANSPRÜCHE DER
BEDIENSTETEN AUF ZEIT

Artikel 43

Die Artikel 40 bis 44 des Anhangs VIII des Statuts gelten entsprechend.

Ab s c hn i t t F

ZAHLUNG DER VERSORGUNGSBEZÜGE

Artikel 44

Artikel 81 a und Artikel 82 des Statuts und Artikel 45 des Anhangs VIII des
Statuts über die Zahlung der Versorgungsbezüge gelten entsprechend.

Beträge, die ein Bediensteter den Gemeinschaften zu dem Zeitpunkt schuldet, in
dem der Betreffende auf Bezüge nach der vorliegenden Versorgungsordnung
Anspruch hat, werden von diesen Bezügen oder den seinen Rechtsnachfolgern
zustehenden Bezügen abgezogen; Einzelheiten bestimmt das in Artikel 45 des
Anhangs VIII des Statuts bezeichnete Organ. Die Einbehaltung kann über meh-
rere Monate verteilt werden.

Ab s c h n i t t G

FORDERUNGSÜBERGANG AUF DIE GEMEINSCHAFTEN

Artikel 44a

Artikel 85a des Statuts über den Forderungsübergang auf die Gemeinschaften gilt
entsprechend.
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▼B

KAPITEL 7

Rückforderung zuviel gezahlter Beträge

Artikel 45

▼M23
Die Vorschriften über die Rückforderung zuviel gezahlter Beträge in Artikel 85
des Statuts gelten entsprechend.

▼B

KAPITEL 8

Beschwerdeweg und Rechtsschutz

Artikel 46

Titel VII des Statuts betreffend den Beschwerdeweg und den Rechtsschutz gilt
entsprechend.

KAPITEL 9

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

▼M112

Artikel 47

Das Beschäftigungsverhältnis des Bediensteten auf Zeit endet, außer im Falle des
Todes:

a) am Ende des Monats, in dem der Bedienstete das fünfundsechzigste Lebens-
jahr vollendet hat, oder

b) bei Verträgen auf bestimmte Dauer:

i) zu dem im Vertrag festgelegten Zeitpunkt;

ii) nach Ablauf der im Vertrag festgelegten Kündigungsfrist, in der der Be-
dienstete oder das Organ den Vertrag vor Ablauf kündigen kann. Die
Kündigungsfrist darf nicht weniger als einen Monat je abgeleistetem
Dienstjahr und nicht weniger als einen Monat, aber nicht mehr als drei
Monate betragen. Bei Bediensteten auf Zeit, deren Beschäftigungsverhält-
nis verlängert worden ist, darf die Kündigungsfrist nicht mehr als sechs
Monate betragen. Die Kündigungsfrist darf jedoch nicht während eines
Mutterschaftsurlaubs beginnen oder während eines Krankheitsurlaubs, so-
weit dieser einen Zeitraum von drei Monaten nicht überschreitet. Außer-
dem wird die Kündigungsfrist während des Mutterschaftsurlaubs oder des
Krankheitsurlaubs in den genannten Grenzen ausgesetzt. Kündigt das Or-
gan den Vertrag, so hat der Bedienstete Anspruch auf eine Vergütung in
Höhe eines Drittels seines Grundgehalts für die Zeit zwischen dem Zeit-
punkt seines Ausscheidens aus dem Dienst und dem Zeitpunkt, zu dem
sein Vertrag abgelaufen wäre;

iii) wenn der Bedienstete die in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a) genannten
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt und vorbehaltlich der in dem genann-
ten Artikel vorgesehenen Ausnahmeregelung. Wird die Anwendung der
Ausnahmeregelung nicht gewährt, so gilt die Kündigungsfrist gemäß
Buchstabe b) Ziffer ii); oder

c) bei Verträgen auf unbestimmte Dauer:

i) nach Ablauf der im Vertrag vorgesehenen Kündigungsfrist; die Kündi-
gungsfrist darf nicht weniger als einen Monat je Jahr der abgeleisteten
Dienstzeit betragen; sie beträgt mindestens drei Monate und höchstens
zehn Monate. Die Kündigungsfrist darf jedoch nicht während eines Mut-
terschaftsurlaubs beginnen oder während eines Krankheitsurlaubs, soweit
dieser einen Zeitraum von drei Monaten nicht überschreitet. Außerdem
wird die Kündigungsfrist während des Mutterschaftsurlaubs oder des
Krankheitsurlaubs in den genannten Grenzen ausgesetzt; oder

ii) wenn der Bedienstete die in Artikel 12 Absatz 2 Buchstabe a) genannten
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt und vorbehaltlich der in dem genann-
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▼M112

ten Artikel vorgesehenen Ausnahmeregelung. Wird die Anwendung der
Ausnahmeregelung nicht gewährt, so gilt die Kündigungsfrist gemäß
Buchstabe c) Ziffer i).

▼M60

Artikel 48

Das Beschäftigungsverhältnis auf bestimmte Dauer und das Beschäftigungsverhält-
nis auf unbestimmte Dauer können durch das Organ fristlos gekündigt werden:

▼C9
a) während oder nach Ablauf der Probezeit unter den in Artikel 14 genannten

Voraussetzungen;

▼M112
__________

▼M60
►M112 b) ◄ wenn der Bedienstete seine Tätigkeit nach Ablauf eines nach

Artikel 16 gewährten bezahlten Krankheitsurlaubs nicht wiederaufnehmen
kann. In diesem Fall erhält der Bedienstete eine Vergütung in Höhe seines
Grundgehalts und seiner Familienzulagen für zwei Tage je Monat abgeleiste-
ter Dienstzeit.

▼B

Artikel 49

▼M62
(1) Das Beschäftigungsverhältnis kann nach Abschluß des Disziplinarverfah-
rens gemäß Anhang IX des Statuts, der entsprechend gilt, aus disziplinarischen
Gründen fristlos gekündigt werden, wenn der Bedienstete auf Zeit vorsätzlich
oder fahrlässig seine Pflichten gröblich verletzt. Die mit Gründen versehene
Verfügung wird von der in Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Stelle
erlassen. Dem Bediensteten ist vorher Gelegenheit zur Rechtfertigung zu geben.

Vor Kündigung des Beschäftigungsverhältnisses kann der Bedienstete nach Maß-
gabe ►M112 des Anhangs IX Artikel 23 und 24 ◄ des Statuts, der entspre-
chend gilt, vorläufig seines Dienstes enthoben werden.

▼B
(2) ►M62 Bei Kündigung des Beschäftigungsverhältnisses nach Artikel 1 ◄
kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle verfügen:

a) daß das in Artikel 39 vorgesehene Abgangsgeld auf die Erstattung des in
Artikel 83 des Statuts festgelegten Beitrags zuzüglich Zinseszinsen zu einem
Jahreszinssatz von 3,5 v. H. beschränkt wird,

b) daß dem Bediensteten der Anspruch auf die in Artikel 24 Absatz 2 vorge-
sehene Wiedereinrichtungsbeihilfe ganz oder teilweise aberkannt wird.

Artikel 50

(1) Das Beschäftigungsverhältnis eines Bediensteten auf Zeit ist durch das
Organ fristlos zu kündigen, sobald die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle
feststellt:

a) daß der Bedienstete bei seiner Einstellung vorsätzlich falsche Angaben hin-
sichtlich seiner beruflichen Fähigkeiten oder der in Artikel 12 Absatz 2 ge-
nannten Voraussetzungen gemacht hat und

b) daß diese falschen Angaben für die Einstellung des Bediensteten maßgebend
waren.

▼M62
(2) In diesem Fall wird die Kündigung von der in Artikel 6 Absatz 1 bezeich-
neten Stelle nach Anhörung des Bediensteten und nach Abschluß des Disziplinar-
verfahrens nach Anhang IX des Statuts, der entsprechend gilt, ausgesprochen.

Vor Kündigung des Beschäftigungsverhältnisses kann der Bedienstete nach Maß-
gabe ►M112 des Anhangs IX Artikel 23 und 24 ◄ des Statuts, der entspre-
chend gilt, vorläufig seines Dienstes enthoben werden.

Artikel 49 Absatz 2 findet Anwendung.
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▼M62

Artikel 50a

Unabhängig von den Vorschriften der Artikel 49 und 50 kann gegen Bedienstete
auf Zeit oder ehemalige Bedienstete auf Zeit, die vorsätzlich oder fahrlässig die
ihnen durch diese Beschäftigungsbedingungen auferlegten Pflichten verletzten,
nach Maßgabe des Titels VI des Statuts und gegebenenfalls des Anhangs IX
des Statuts, die entsprechend gelten, eine Disziplinarstrafe verhängt werden.

▼B

TITEL III

HILFSKRÄFTE

KAPITEL 1

Allgemeine Vorschriften

▼M112

Artikel 51

Der Vertrag mit einer Hilfskraft wird auf bestimmte Dauer abgeschlossen; er
kann verlängert werden.

Artikel 52

Die gesamte Beschäftigungszeit einer Hilfskraft darf — einschließlich der Zeit
einer möglichen Verlängerung ihres Vertrages — drei Jahre nicht übersteigen
bzw. nicht über den 31. Dezember 2007 hinaus reichen. Nach dem 31. Dezember
2006 dürfen keine neuen Hilfskräfte mehr eingestellt werden.

▼B

Artikel 53

Die Hilfskräfte werden in vier Kategorien eingeteilt, die entsprechend den von
den Hilfskräften wahrzunehmenden Tätigkeiten in Gruppen unterteilt sind.

Innerhalb jeder Gruppe werden die Hilfskräfte in vier Klassen eingestuft. Bei der
Einstufung werden ihre Qualifikationen und ihre Berufserfahrung berücksichtigt.

Die Grundtätigkeiten und die Gruppen sind in der nachstehenden Übersicht
einander zugeordnet:

Kategorie Gruppe Tätigkeit

A I Bediensteter, der mit Untersuchungen beauftragt ist,
die große Berufserfahrung auf einem oder mehreren
Gebieten erfordern;

Bediensteter mit Berufserfahrung, der mit der Über-
prüfung von Übersetzungen beauftragt ist;

Bediensteter mit besonderer Berufserfahrung im Dol-
metscherdienst.

II Bediensteter, der mit Untersuchungen beauftragt ist,
die eine gewisse Berufserfahrung erfordern;

Bediensteter, der mit der Überprüfung von Überset-
zungen beauftragt ist;

Bediensteter mit Berufserfahrung, der mit Überset-
zungs- oder Dolmetscheraufgaben betraut ist.

III Bediensteter, der mit Untersuchungen beauftragt ist;

Bediensteter, der mit Übersetzungs- oder Dolmetscher-
aufgaben betraut ist.

B IV Bediensteter, der mit schwierigen Aufgaben (Redak-
tion, Korrektur, Rechnungsführung oder technischen
Arbeiten) beauftragt ist;

V Bediensteter, der mit einfachen Aufgaben (Redaktion,
Rechnungsführung oder technischen Arbeiten) beauf-
tragt ist.
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▼B

Kategorie Gruppe Tätigkeit

C VI Sekretär mit Berufserfahrung;

Bediensteter mit Berufserfahrung, der mit Büroarbei-
ten beauftragt ist;

VII Sekretär, Schreibkraft oder Telefonist;

Bediensteter, der mit einfachen Büroarbeiten beauf-
tragt ist.

D VIII Gelernter Arbeiter;

Amtsdiener oder Kraftfahrer.

IX Ungelernter Arbeiter, Bote.

▼M93
►M112 Artikel 1d ◄ des Statuts betreffend die Gleichbehandlung der Beamten
gilt entsprechend.

▼B

KAPITEL 2

Rechte und Pflichten

Artikel 54

Die Artikel 11 bis 25 des Statuts betreffend die Rechte und Pflichten der Be-
amten gelten entsprechend, jedoch mit Ausnahme des Artikels 13 betreffend die
berufliche Erwerbstätigkeit des Ehegatten des Bediensteten, des Artikels 15 be-
treffend die Stellung eines Beamten, der für ein öffentliches Amt kandidieren will
oder in ein öffentliches Amt gewählt wurde, des Artikels 23 Absatz 3 betreffend
die Ausweise und des Artikels 25 Absatz 2 betreffend die Veröffentlichung von
Verfügungen.

Die Verfügung nach Artikel 22 des Statuts über einen Ersatz des Schadens, den
die Gemeinschaften durch ein schwerwiegendes Verschulden des Bediensteten
erlitten haben, wird von der in Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Stelle unter
Einhaltung der für den Fall der Entlassung wegen schwerer Verfehlung vorge-
sehenen Verfahrensvorschriften erlassen.

KAPITEL 3

Einstellungsbedingungen

Artikel 55

(1) Als Hilfskraft darf nur eingestellt werden, wer

a) Staatsangehöriger eines der Mitgliedstaaten der Gemeinschaft ist und die
bürgerlichen Ehrenrechte besitzt; von dem Erfordernis der Staatsangehörigkeit
kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle absehen;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den für ihn geltenden Wehrgesetzen nicht
entzogen hat;

c) den für die Ausübung seiner Tätigkeit zu stellenden sittlichen Anforderungen
genügt;

d) die für die Ausübung seiner Tätigkeit erforderliche körperliche Eignung be-
sitzt.

(2) Soll das Beschäftigungsverhältnis drei Monate nicht überschreiten, so kann
die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle davon absehen, vom Bewerber die
Vorlage von Belegen darüber zu verlangen, daß er diese Voraussetzungen erfüllt.

Artikel 56

Aus dem Einstellungsvertrag für Hilfskräfte muß insbesondere hervorgehen:

a) die Dauer des Vertrages;

b) der Zeitpunkt des Dienstantritts;

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 170



▼B

c) die Aufgaben, die der Bedienstete zu erfüllen hat;

d) die Einstufung des Bediensteten;

e) der Ort der dienstlichen Verwendung.

KAPITEL 4

Arbeitsbedingungen

Artikel 57

▼M22
Die Artikel 55 bis 56b ►M112 ausgenommen Artikel 55a Absatz 2 Buchstaben
d) und e) ◄ des Statuts betreffend Arbeitszeit, Zeitplan, Überstunden, Schicht-
arbeit und Arbeitsbereitschaft am Arbeitsplatz oder in der Wohnung gelten ent-
sprechend.

▼B

Artikel 58

Die Hilfskraft hat Anspruch auf einen bezahlten Urlaub von zwei Arbeitstagen
für jeden Monat ihrer Tätigkeit; Dienstzeiten unter fünfzehn Tagen oder einem
halben Monat begründen keinen Urlaubsanspruch.

Sofern einem Bediensteten der Urlaub gemäß Absatz 1 während der Zeit seiner
Beschäftigung aus dienstlichen Gründen nicht gewährt werden konnte, werden
nicht genommene Urlaubstage wie abgeleistete Arbeitstage vergütet.

Neben diesem Urlaub kann den Hilfskräften in Ausnahmefällen auf Antrag
Dienstbefreiung gewährt werden, deren Bedingungen durch das Organ nach
den Grundsätzen des Artikels 57 des Statuts und des Anhangs V Artikel 6 des
Statuts festgesetzt werden.

Artikel 59

Die in Artikel 16 getroffene Regelung des Krankheitsurlaubs gilt auch für die
Hilfskräfte. Artikel 58 des Statuts betreffend den Mutterschaftsurlaub findet ent-
sprechende Anwendung. ►M62 Der bezahlte Krankheitsurlaub übersteigt jedoch
nicht einen Monat oder die Dauer der vom Bediensteten abgeleisteten Dienstzeit,
sofern diese länger ist. ◄

Artikel 60

Artikel 60 des Statuts betreffend das unbefugte Fernbleiben vom Dienst und
Artikel 61 des Statuts betreffend die Feiertage gelten entsprechend.

KAPITEL 5

Bezüge und Kostenerstattung

Artikel 61

Die Bezüge der Hilfskraft umfassen ein Grundgehalt, Familienzulagen und an-
dere Zulagen.

Die Hilfskraft verbleibt für die gesamte Dauer ihres Vertrages in der im Vertrag
angegebenen Gehaltsklasse.

Artikel 62

Die Hilfskraft erhält tägliche oder monatliche Bezüge.

Bei täglichen Bezügen werden nur die tatsächlichen Arbeitstage vergütet.

Artikel 63

▼M16
Die Grundgehälter werden nach folgender Tabelle festgesetzt:
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1.7.2008 DIENSTALTERSSTUFE

KATEGORIE GRUPPE 1 2 3 4

A I 6 565,32 7 378,56 8 191,80 9 005,04

II 4 765,00 5 229,31 5 693,62 6 157,93

III 4 004,25 4 182,62 4 360,99 4 539,36

B IV 3 846,60 4 223,18 4 599,76 4 976,34

V 3 021,43 3 220,60 3 419,77 3 618,94

C VI 2 873,61 3 042,79 3 211,97 3 381,15

VII 2 571,98 2 659,49 2 747,00 2 834,51

D VIII 2 324,67 2 461,59 2 598,51 2 735,43

IX 2 238,75 2 269,94 2 301,13 2 332,32

▼M50

Artikel 63a

Artikel 66a des Statuts gilt entsprechend.

▼B

Artikel 64

Die Artikel 63, 64 und 65 des Statuts betreffend die Währung, in welcher die
Bezüge festgesetzt werden, sowie die Bedingungen für die Angleichung und
Anpassung dieser Bezüge gelten entsprechend.

▼M112

Artikel 65

Die Bestimmungen von Artikel 67 des Statuts mit Ausnahme des Absatzes 1
Buchstabe c) und von Artikel 69 des Statuts sowie von Anhang VII Artikel 1, 2
und 4 des Statuts über die Gewährung der Familienzulagen und der Auslands-
zulage gelten entsprechend.

Artikel 66

Für Bedienstete, die tägliche Bezüge erhalten, beträgt die Vergütung für jeden zu
bezahlenden Tag ein Zwanzigstel der Monatsbezüge. Die Bezüge werden am
Ende jeder Woche für die abgelaufene Woche gezahlt.

Artikel 67

Die Bestimmungen des Anhangs VII Artikel 7, 11, 12, 13 und 13a des Statuts
über die Erstattung von Reise- und Dienstreisekosten sowie die Gewährung der
Miet- und der Fahrkostenzulage gelten entsprechend.

Artikel 68

Die Bezüge werden den Bediensteten, die monatliche Bezüge erhalten, spätestens
am letzten Arbeitstag des Monats gezahlt.

Besteht kein Anspruch auf volle Monatsdienstbezüge, so werden diese in Drei-
ßigstel geteilt, und zwar entspricht die Anzahl der zu zahlenden Dreißigstel

a) bei bis zu fünfzehn Tagen der tatsächlichen Zahl der zu vergütenden Tage;

b) bei mehr als fünfzehn Tagen dem Unterschied zwischen dreißig und der
tatsächlichen Zahl der nicht zu vergütenden Tage.

Entsteht der Anspruch auf Familienzulagen und Auslandszulage nach dem
Dienstantritt der Hilfskraft, so erhält sie die Zulagen vom ersten Tag des Monats
an, in dem der Anspruch entsteht. Bei Erlöschen des Anspruchs auf diese Zula-
gen werden sie bis zum letzten Tag des Monats gezahlt, in dem der Anspruch
erlischt.
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Artikel 69

▼M23
Weist eine Hilfskraft nach, daß sie nicht weiterhin an ihrem früheren Wohnsitz
wohnen kann, so erhält sie für die Dauer von höchstens einem Jahr das Tagegeld
gemäß Anhang VII Artikel 10 des Statuts.

▼B

KAPITEL 6

Soziale Sicherheit

Artikel 70

(1) Um die Hilfskräfte bei Krankheit und Unfällen sowie ►M112 bei Arbeits-
losigkeit und ◄ für den Invaliditäts- und Todesfall zu sichern und um ihnen die
Schaffung einer Altersversorgung zu ermöglichen, werden sie einem gesetzlichen
System der sozialen Sicherheit angeschlossen, und zwar vorzugsweise demjeni-
gen des Landes, in dem sie zuletzt versichert waren, oder demjenigen ihres
Herkunftslandes.

Das Organ übernimmt die in den geltenden Rechtsvorschriften vorgesehenen
Arbeitgeberbeiträge, wenn die Hilfskräfte einer derartigen Sozialversicherungs-
einrichtung ►M112 oder einer Einrichtung zur Sicherung bei Arbeitslosig-
keit ◄ als Pflichtmitglieder angeschlossen sind, oder zwei Drittel der Beiträge
der Hilfskräfte, wenn sie weiterhin freiwillig der innerstaatlichen Sozialversiche-
rungseinrichtung angeschlossen sind, der sie vor Eintritt in den Dienst
►M15 der Gemeinschaften ◄ angehört haben, oder wenn sie sich freiwillig
einer innerstaatlichen Sozialversicherungseinrichtung anschließen.

(2) Soweit Absatz 1 keine Anwendung finden kann, werden die Hilfskräfte
auf Kosten des Organs, dem sie angehören, und in Höhe des in Absatz 1
vorgesehenen Anteils von zwei Dritteln gegen Krankheit, Unfall, Invalidität
und Todesfall und zur Gewährleistung ihrer Altersversorgung versichert. Die
Organe erlassen nach Stellungnahme des Statutsbeirats (Art. 10 des Statuts) im
gegenseitigen Einvernehmen die Durchführungsbestimmungen für diese Vor-
schrift.

Artikel 71

Artikel 76 des Statuts betreffend die Gewährung von Zuwendungen, Darlehen
oder Vorschüssen gilt für die Hilfskräfte während der Dauer ihres Vertrages
entsprechend.

KAPITEL 7

Rückforderung zuviel gezahlter Beträge

Artikel 72

▼M23
Die Vorschriften über die Rückforderung zuviel gezahlter Beträge in Artikel 85
des Statuts gelten entsprechend.

▼B

KAPITEL 8

Beschwerdeweg und Rechtsschutz

Artikel 73

Titel VII des Statuts betreffend den Beschwerdeweg und den Rechtsschutz gilt
entsprechend.
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KAPITEL 9

Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses

▼M112

Artikel 74

Das Beschäftigungsverhältnis einer Hilfskraft endet, außer im Falle des Todes:

a) zu dem im Vertrag festgelegten Zeitpunkt;

b) am Ende des Monats, in dem die Hilfskraft das fünfundsechzigste Lebensjahr
vollendet hat;

c) nach Ablauf der im Vertrag festgelegten Kündigungsfrist, in der der Bediens-
tete oder das Organ den Vertrag vor Ablauf kündigen kann. Die Kündigungs-
frist darf nicht weniger als einen Monat je abgeleistetem Dienstjahr und nicht
weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Monate betragen. Die Kün-
digungsfrist darf jedoch nicht während eines Mutterschaftsurlaubs beginnen
oder während eines Krankheitsurlaubs, soweit dieser einen Zeitraum von drei
Monaten nicht überschreitet. Außerdem wird die Kündigungsfrist während des
Mutterschaftsurlaubs oder des Krankheitsurlaubs in den genannten Grenzen
ausgesetzt. Kündigt das Organ den Vertrag, so hat der Bedienstete Anspruch
auf eine Vergütung in Höhe eines Drittels seines Grundgehalts für die Zeit
zwischen dem Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst und dem Zeit-
punkt, zu dem sein Vertrag abgelaufen wäre;

d) wenn der Bedienstete die in Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe a) genannten
Voraussetzungen nicht mehr erfüllt und vorbehaltlich der in dem genannten
Artikel vorgesehenen Ausnahmeregelung. Wird der Ausnahmeregelung nicht
zugestimmt, so gilt die Kündigungsfrist gemäß Buchstabe c).

▼B

Artikel 75

Das Beschäftigungsverhältnis der Hilfskraft ►M112 __________ ◄

1. muß durch das Organ fristlos gekündigt werden, wenn der Bedienstete zum
Grundwehrdienst einberufen wird;

2. kann durch das Organ fristlos gekündigt werden:

a) bei Einberufung des Bediensteten zum Wehrdienst (außer Grundwehrdienst
und Wehrübungen), wenn die Art der Tätigkeit, die von ihm nach seinem
Vertrag auszuüben ist, es nicht erlaubt, eine Wiederverwendung in seiner
Stelle nach Beendigung des Wehrdienstes in Aussicht zu nehmen. In die-
sem Fall erhält der Bedienstete eine Vergütung in Höhe seines Grundge-
halts und seiner Familienzulagen für zwei Tage je Monat abgeleisteter
Dienstzeit;

b) wenn eine Hilfskraft in ein öffentliches Amt gewählt wird und dieses
öffentliche Amt nach Ansicht der in Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Stelle
mit der ordnungsgemäßen Ausübung ihrer Tätigkeit bei ►M15 den
Gemeinschaften ◄, unvereinbar ist;

▼M112
c) wenn der Bedienstete die in Artikel 55 Absatz 1 Buchstabe d) genannten

Voraussetzungen nicht mehr erfüllt. Die Kündigung kann jedoch nur erfol-
gen, wenn der Bedienstete Anspruch auf Invalidengeld hat;

▼B
d) wenn die Hilfskraft ihre Tätigkeit nach Ablauf eines nach Artikel 59 ge-

währten bezahlten Krankheitsurlaubs nicht wiederaufnehmen kann. In die-
sem Fall erhält die Hilfskraft eine Vergütung in Höhe ihres Grundgehalts
und ihrer Familienzulagen für zwei Tage je Monat abgeleisteter Dienstzeit.

Artikel 76

Das Beschäftigungsverhältnis kann aus disziplinarischen Gründen fristlos gekün-
digt werden, wenn die Hilfskraft vorsätzlich oder fahrlässig ihre Pflichten gröb-
lich verletzt. Die mit Gründen versehene Verfügung wird von der in Artikel 6
Absatz 1 bezeichneten Stelle erlassen; dem Bediensteten ist vorher Gelegenheit
zur Rechtfertigung zu geben.
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Artikel 77

Das Beschäftigungsverhältnis einer Hilfskraft ist durch das Organ fristlos zu
kündigen, sobald die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle feststellt:

a) daß der Bedienstete bei seiner Einstellung vorsätzlich falsche Angaben hin-
sichtlich seiner beruflichen Fähigkeiten oder der in Artikel 55 Absatz 1 ge-
nannten Voraussetzungen gemacht hat und

b) daß diese falschen Angaben für die Einstellung des Bediensteten maßgebend
waren.

In diesem Falle wird die Kündigung von der in Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten
Stelle nach Anhörung des Bediensteten ausgesprochen.

Artikel 78

Abweichend von den Vorschriften dieses Titels unterliegen die vom Europä-
ischen Parlament für die Dauer der Arbeiten seiner Sitzungsperioden eingestellten
Hilfskräfte den Einstellungs-und Vergütungsbestimmungen, die in dem Abkom-
men zwischen diesem Organ, dem Europarat und der Versammlung der West-
europäischen Union über die Einstellung dieses Personals vorgesehen sind.

Die Bestimmungen dieses Abkommens sowie jede spätere Änderung dieser Be-
stimmungen werden den für die Feststellung des Haushaltsplans zuständigen
Organen einen Monat vor ihrem Inkrafttreten zur Kenntnis gebracht.

▼M102
Die für die vom Europäischen Parlament beschäftigten Konferenzdolmetscher
geltenden Bedingungen in bezug auf Einstellung und Bezüge gelten in gleicher
Weise für die Hilfskräfte, die von der Kommission für Rechnung der Organe und
Einrichtungen der Gemeinschaften als Konferenzdolmetscher beschäftigt werden.

▼M112
Die Bestimmungen dieses Artikels gelten bis zum 31. Dezember 2006; nach
diesem Zeitpunkt unterliegen die betreffenden Bediensteten den nach dem Ver-
fahren des Artikels 90 festzulegenden Bedingungen.

TITEL IV

VERTRAGSBEDIENSTETE

KAPITEL 1

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN

Artikel 79

(1) Vertragsbedienstete werden aus Mitteln bezahlt, die zu diesem Zweck in
dem Einzelplan des Gesamthaushaltsplans für das betreffende Organ eingesetzt
sind.

(2) Jedes Organ erlässt nach Maßgabe von Artikel 110 des Statuts erforder-
lichenfalls allgemeine Durchführungsbestimmungen zum Einsatz von Vertrags-
bediensteten.

(3) Die Kommission legt alljährlich einen Bericht über den Einsatz von Ver-
tragsbediensteten vor, aus dem die Anzahl dieser Bediensteten, Niveau und Art
der Dienstposten, die geografische Verteilung und die Haushaltsmittel je Funk-
tionsgruppe hervorgehen.

(4) Die Organe, Agenturen und sonstigen Einrichtungen, die Vertragsbediens-
tete beschäftigen, legen alljährlich im Rahmen des Haushaltsverfahrens Richt-
zahlen über den voraussichtlichen Einsatz von Vertragsbediensteten nach Funk-
tionsgruppen vor.

Artikel 80

(1) Vertragsbedienstete werden nach den jeweiligen Aufgabenbereichen in vier
Funktionsgruppen eingeteilt. Die einzelnen Funktionsgruppen werden in Besol-
dungsgruppen und Dienstaltersstufen unterteilt.

(2) Die Grundtätigkeiten und die entsprechenden Funktionsgruppen sind in der
nachstehenden Übersicht einander zugeordnet:
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Funktions-
gruppe

Besoldungs-
gruppen

Funktionen

IV 13 bis 18 Verwaltungs- oder Beratungstätigkeiten, Tätigkei-
ten im sprachlichen Bereich und gleichwertige
technische Aufgaben unter der Aufsicht von Beam-
ten oder Bediensteten auf Zeit

III 8 bis 12 Ausführende Tätigkeiten, Abfassung von Texten,
Buchhaltung und sonstige gleichwertige technische
Aufgaben unter der Aufsicht von Beamten oder
Bediensteten auf Zeit

II 4 bis 7 Sekretariats- und Bürotätigkeiten und sonstige
gleichwertige Aufgaben unter der Aufsicht von Be-
amten oder Bediensteten auf Zeit

I 1 bis 3 Manuelle Tätigkeiten und unterstützende verwal-
tungstechnische Tätigkeiten unter der Aufsicht
von Beamten oder Bediensteten auf Zeit

(3) Jedes Organ oder jede Einrichtung nach Artikel 3a erstellt ausgehend von
dieser Übersicht nach Stellungnahme des Statutsbeirats eine Beschreibung des
Aufgabenbereichs für jede Grundtätigkeit.

(4) Die Bestimmungen des Artikels 1e des Statuts über Maßnahmen sozialer
Art und die Arbeitsbedingungen gelten entsprechend.

KAPITEL 2

RECHTE UND PFLICHTEN

Artikel 81

Artikel 11 gilt entsprechend.

KAPITEL 3

EINSTELLUNGSBEDINGUNGEN

Artikel 82

(1) Vertragsbedienstete sind unter den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten
auf möglichst breiter geografischer Grundlage ohne Rücksicht auf Rasse oder
ethnische Herkunft, politische, philosophische oder religiöse Überzeugung, Alter,
Behinderung, Geschlecht oder sexuelle Ausrichtung und ungeachtet ihres Perso-
nenstands oder ihrer familiären Verhältnisse auszuwählen.

(2) Für die Einstellung als Vertragsbediensteter müssen folgende Vorausset-
zungen erfüllt sein:

a) Funktionsgruppe I: Abschluss der Pflichtschule;

b) Funktionsgruppen II und III:

i) postsekundärer Bildungsabschluss, bescheinigt durch ein Diplom, oder

ii) Sekundarschulabschluss, der den Zugang zu einer postsekundären Aus-
bildung ermöglicht, und mindestens dreijährige einschlägige Berufserfah-
rung oder

iii) wenn es das Interesse des Dienstes rechtfertigt, eine gleichwertige Berufs-
ausbildung oder Berufserfahrung;

c) Funktionsgruppe IV:

i) abgeschlossenes Hochschulstudium, bescheinigt durch ein Diplom, von
mindestens dreijähriger Dauer oder

ii) wenn es das Interesse des Dienstes rechtfertigt, eine gleichwertige Berufs-
ausbildung.
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(3) Als Vertragsbediensteter darf nur eingestellt werden, wer

a) Staatsangehöriger eines der Mitgliedstaaten ist und die bürgerlichen Ehren-
rechte besitzt; von dem Erfordernis der Staatsangehörigkeit kann die in Arti-
kel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle absehen;

b) sich seinen Verpflichtungen aus den für ihn geltenden Wehrgesetzen nicht
entzogen hat;

c) den für die Ausübung des Amtes zu stellenden sittlichen Anforderungen ge-
nügt;

d) die für die Ausübung seiner Tätigkeit erforderliche körperliche Eignung be-
sitzt und

e) nachweist, dass er gründliche Kenntnisse in einer Sprache der Gemeinschaft
und ausreichende Kenntnisse in einer weiteren Sprache der Gemeinschaft in
dem Umfang besitzt, in dem dies für die Ausübung seines Amtes erforderlich
ist.

(4) Bei dem ersten Vertrag kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle
davon absehen, vom Bewerber die Vorlage von Belegen darüber zu verlangen,
dass er die in den Absätzen 2 und 3 Buchstaben a), b) und c) genannten Voraus-
setzungen erfüllt, wenn das Beschäftigungsverhältnis drei Monate nicht über-
schreiten soll.

(5) Das Europäische Amt für Personalauswahl leistet den einzelnen Organen
auf deren Ersuchen Hilfestellung bei der Auswahl von Vertragsbediensteten,
insbesondere durch die Festlegung der Prüfungsinhalte und die Durchführung
der Auswahlverfahren. Das Amt stellt die Transparenz der Verfahren zur Aus-
wahl der Vertragsbediensteten sicher.

(6) Jedes Organ erlässt nach Maßgabe von Artikel 110 des Statuts erforder-
lichenfalls allgemeine Durchführungsbestimmungen zur Einstellung von Ver-
tragsbediensteten.

Artikel 83

Vor der Einstellung wird der Vertragsbedienstete durch einen Vertrauensarzt des
Organs untersucht, damit dieses die Gewissheit erhält, dass der Bewerber die
Voraussetzungen des Artikels 82 Absatz 3 Buchstabe d) erfüllt.

Artikel 33 des Statuts gilt entsprechend.

Artikel 84

(1) Ein Vertragsbediensteter, dessen Vertrag für die Dauer von mindestens
einem Jahr abgeschlossen wird, muss, wenn er der Funktionsgruppe I angehört,
während der ersten sechs Monate bzw., wenn er einer anderen Funktionsgruppe
angehört, während der ersten neun Monate seiner Dienstzeit eine Probezeit ab-
leisten.

(2) Ist der Vertragsbedienstete während seiner Probezeit durch Krankheit oder
Unfall mindestens einen Monat lang verhindert, seine Tätigkeit auszuüben, so
kann die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle die Probezeit um einen ent-
sprechenden Zeitraum verlängern.

(3) Spätestens einen Monat vor Ablauf der Probezeit ist ein Bericht über die
Befähigung des Vertragsbediensteten zur Wahrnehmung der mit seinem Amt
verbundenen Aufgaben sowie über seine dienstlichen Leistungen und seine
dienstliche Führung zu erstellen. Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt,
der schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Der Vertragsbedienstete, der nicht
unter Beweis gestellt hat, dass seine Fähigkeiten für eine Weiterbeschäftigung
ausreichen, wird entlassen. Die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle kann
jedoch in Ausnahmefällen die Probezeit um einen Zeitraum von höchstens sechs
Monaten verlängern und den Vertragsbediensteten gegebenenfalls einer anderen
Dienststelle zuweisen.

(4) Wenn die Leistungen des Vertragsbediensteten während der Probezeit ein-
deutig unzulänglich sind, kann ein Bericht auch zu jedem anderen Zeitpunkt der
Probezeit erstellt werden. Der Bericht wird dem Betreffenden mitgeteilt, der
schriftlich dazu Stellung nehmen kann. Die in Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete
Stelle kann auf der Grundlage des Berichts beschließen, den Vertragsbediensteten
vor Ablauf der Probezeit unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrist zu
entlassen.
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(5) Der entlassene Vertragsbedienstete in der Probezeit erhält eine Entschädi-
gung in Höhe eines Drittels seines Grundgehalts je abgeleistetem Monat der
Probezeit.

KAPITEL 4

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR VERTRAGSBEDIENSTETE IM SINNE
DES ARTIKELS 3A

Artikel 85

(1) Arbeitsverträge mit Vertragsbediensteten im Sinne des Artikels 3a werden
auf bestimmte Dauer für mindestens drei Monate und höchstens fünf Jahre
geschlossen. Sie können nur einmal auf bestimmte Dauer verlängert werden,
und zwar um höchstens fünf Jahre. Die Dauer des ersten Vertrags und der ersten
Verlängerung muss in der Funktionsgruppe I mindestens sechs Monate und in
den übrigen Funktionsgruppen mindestens neun Monate betragen. Jede weitere
Verlängerung erfolgt auf unbestimmte Dauer.

Beschäftigungszeiten, die im Rahmen eines Vertrags als Vertragsbediensteter im
Sinne des Artikels 3b abgeleistet wurden, werden beim Abschluss oder bei der
Verlängerung eines Vertrags gemäß diesem Artikel nicht berücksichtigt.

(2) Abweichend von Absatz 1 Unterabsatz 1 letzter Satz kann die Anstellungs-
behörde beschließen, dass erst die vierte Verlängerung eines Vertrags mit einem
Bediensteten der Funktionsgruppe I auf unbestimmte Dauer erfolgt, sofern die
Gesamtdauer der Anstellung auf bestimmte Dauer zehn Jahre nicht übersteigt.

(3) Vertragsbedienstete in Funktionsgruppe IV müssen vor einer Verlängerung
ihres Vertrags auf unbestimmte Zeit nachweisen, dass sie in der Lage sind, in
einer dritten der in Artikel 314 des EG-Vertrags genannten Sprachen zu
arbeiten. Die gemeinsamen Vorschriften für den Zugang zur Ausbildung und
die Modalitäten für die in Artikel 45 Absatz 2 des Statuts genannte Überprüfung
sind entsprechend anzuwenden.

(4) Vertragsbedienstete müssen vor einer Verlängerung ihres Vertrags auf un-
bestimmte Zeit eine Probezeit gemäß Artikel 84 absolviert haben.

Artikel 86

(1) Vertragsbedienstete im Sinne des Artikels 3a können nur in folgenden
Besoldungsgruppen eingestellt werden:

i) in Funktionsgruppe IV in den Besoldungsgruppen 13, 14, und 16;

ii) in Funktionsgruppe III in den Besoldungsgruppen 8, 9 und 10;

iii) in Funktionsgruppe II in den Besoldungsgruppen 4 und 5;

iv) in Funktionsgruppe I in der Besoldungsgruppe 1.

Bei der Einstufung von Vertragsbediensteten im Sinne des Artikels 3a in die
einzelnen Funktionsgruppen werden die Qualifikationen und die Berufserfahrung
der einzelnen Bediensteten berücksichtigt. Zwecks Deckung eines besonderen
Bedarfs der Organe kann auch den Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt in der
Gemeinschaft Rechnung getragen werden. Bei der Einstellung werden diese Ver-
tragsbediensteten in die jeweils erste Dienstaltersstufe ihrer Besoldungsgruppe
eingewiesen.

(2) Wird ein Vertragsbediensteter im Sinne des Artikels 3a innerhalb einer
Funktionsgruppe versetzt, so kann er nicht in eine niedrigere Besoldungsgruppe
oder Dienstaltersstufe als bei seinem früheren Posten eingestuft werden.

Wird ein Vertragsbediensteter im Sinne des Artikels 3a in eine höhere Funktions-
gruppe versetzt, so wird er in eine Besoldungsgruppe und eine Dienstaltersstufe
eingewiesen, in der er mindestens die gleichen Bezüge erhält wie bei seinem
früheren Vertrag.

Das gilt auch, wenn der Bedienstete einen neuen Vertrag mit einem Organ oder
einer Einrichtung unmittelbar nach Ablauf eines vorhergehenden Vertrags mit
einem anderen Organ oder einer anderen Einrichtung schließt.
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Artikel 87

(1) Die Bestimmungen von Artikel 43 Absatz 1 des Statuts über die Beur-
teilung gelten für Vertragsbedienstete im Sinne des Artikels 3a, die für mindes-
tens ein Jahr eingestellt wurden, entsprechend.

(2) Ein Vertragsbediensteter im Sinne des Artikels 3a mit einem Dienstalter
von zwei Jahren in einer Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe steigt auto-
matisch in die nächsthöhere Dienstaltersstufe dieser Besoldungsgruppe auf.

(3) Die Einweisung eines Vertragsbediensteten im Sinne des Artikels 3a in
eine höhere Besoldungsgruppe der gleichen Funktionsgruppe erfolgt durch Ver-
fügung der in Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Stelle. Die Einweisung wird durch
Ernennung des Vertragsbediensteten in die erste Dienstaltersstufe der nächsthö-
heren Besoldungsgruppe seiner Funktionsgruppe vorgenommen. Diese Einwei-
sung erfolgt ausschließlich nach Abwägung der jeweiligen Verdienste der für
eine Beförderung in Frage kommenden Vertragsbediensteten im Sinne des Arti-
kels 3a und ihrer Beurteilungen auf Grund einer Auslese unter den Vertrags-
bediensteten, die für mindestens drei Jahre eingestellt wurden und bereits eine
Mindestdienstzeit von zwei Jahren in ihrer Besoldungsgruppe abgeleistet
haben. Artikel 45 Absatz 1 letzter Satz des Statuts gilt entsprechend.

(4) Ein Vertragsbediensteter im Sinne des Artikels 3a kann nur nach erfol-
greicher Teilnahme an einem allgemeinen Verfahren zur Personalauswahl in eine
höhere Funktionsgruppe wechseln.

KAPITEL 5

SONDERBESTIMMUNGEN FÜR VERTRAGSBEDIENSTETE IM SINNE
DES ARTIKELS 3B

Artikel 88

Im Falle eines Vertragsbediensteten im Sinne des Artikels 3b

a) wird der Vertrag auf bestimmte Dauer geschlossen; er kann verlängert wer-
den;

b) darf die gesamte Beschäftigungszeit in einem Organ — einschließlich der Zeit
einer möglichen Verlängerung des Vertrages — drei Jahre nicht übersteigen.

Beschäftigungszeiten, die im Rahmen eines Vertrags als Vertragsbediensteter im
Sinne des Artikels 3a abgeleistet wurden, werden beim Abschluss oder bei der
Verlängerung eines Vertrags nach diesem Artikel nicht berücksichtigt.

Artikel 89

(1) Vertragsbedienstete im Sinne des Artikels 3b können in jede Besoldungs-
gruppe der Funktionsgruppen II, III und IV nach Artikel 80 eingestellt werden,
wobei die Qualifikationen und die Berufserfahrung der einzelnen Bediensteten
berücksichtigt werden. Zwecks Deckung eines besonderen Bedarfs der Organe
kann auch den Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt in der Gemeinschaft Rech-
nung getragen werden. Bei der Einstellung werden die Vertragsbediensteten in
die jeweils erste Dienstaltersstufe ihrer Besoldungsgruppe eingewiesen.

(2) Ein Vertragsbediensteter im Sinne des Artikels 3b mit einem Dienstalter
von zwei Jahren in einer Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe steigt auto-
matisch in die nächsthöhere Dienstaltersstufe dieser Besoldungsgruppe auf.

Artikel 90

Abweichend von den Bestimmungen dieses Titels unterliegen Konferenzdolmet-
scher, die vom Europäischen Parlament bzw. von der Kommission im Namen der
Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft beschäftigt werden, den Bedingun-
gen der Übereinkunft vom 28. Juli 1999 zwischen dem Europäischen Parlament,
der Kommission und dem Gerichtshof im Namen der Organe einerseits und den
Berufsverbänden andererseits.

Bis zum 31. Dezember 2006 werden Änderungen dieser Übereinkunft, die in-
folge des Inkrafttretens der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 723/2004 (1) des
Rates notwendig werden, nach dem Verfahren des Artikels 78
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angenommen. Nach dem 31. Dezember 2006 werden Änderungen der Überein-
kunft im gegenseitigen Einvernehmen zwischen den Organen angenommen.

KAPITEL 6

ARBEITSBEDINGUNGEN

Artikel 91

Die Artikel 16 bis 18 gelten entsprechend.

KAPITEL 7

BEZÜGE UND KOSTENERSTATTUNG

Artikel 92

Die Artikel 19 bis 27 gelten vorbehaltlich der Änderungen gemäß den Artikeln
90 und 94 entsprechend.

Artikel 93

Die Grundgehälter werden nach folgender Tabelle festgesetzt:

▼M122

FUNKTI-
ONSGRUPPE

1.7.2008 DIENSTALTERSSTUFE

BESOL-
DUNGS-
GRUPPE

1 2 3 4 5 6 7

IV 18 5 618,70 5 735,55 5 854,82 5 976,58 6 100,87 6 227,74 6 357,25

17 4 965,96 5 069,23 5 174,64 5 282,26 5 392,10 5 504,24 5 618,70

16 4 389,04 4 480,31 4 573,49 4 668,59 4 765,68 4 864,79 4 965,96

15 3 879,15 3 959,82 4 042,17 4 126,23 4 212,03 4 299,63 4 389,04

14 3 428,49 3 499,79 3 572,57 3 646,87 3 722,70 3 800,12 3 879,15

13 3 030,19 3 093,21 3 157,53 3 223,19 3 290,22 3 358,65 3 428,49

III 12 3 879,08 3 959,75 4 042,09 4 126,14 4 211,95 4 299,53 4 388,94

11 3 428,46 3 499,75 3 572,53 3 646,82 3 722,65 3 800,06 3 879,08

10 3 030,18 3 093,19 3 157,51 3 223,17 3 290,20 3 358,62 3 428,46

9 2 678,17 2 733,86 2 790,71 2 848,74 2 907,98 2 968,45 3 030,18

8 2 367,05 2 416,27 2 466,52 2 517,81 2 570,17 2 623,61 2 678,17

II 7 2 678,11 2 733,81 2 790,67 2 848,71 2 907,97 2 968,45 3 030,19

6 2 366,93 2 416,16 2 466,42 2 517,72 2 570,08 2 623,54 2 678,11

5 2 091,91 2 135,42 2 179,84 2 225,18 2 271,46 2 318,70 2 366,93

4 1 848,85 1 887,30 1 926,56 1 966,63 2 007,53 2 049,29 2 091,91

I 3 2 277,64 2 324,91 2 373,16 2 422,41 2 472,69 2 524,01 2 576,39

2 2 013,53 2 055,32 2 097,98 2 141,52 2 185,96 2 231,33 2 277,64

1 1 780,05 1 816,99 1 854,70 1 893,20 1 932,49 1 972,59 2 013,53

▼M112

Artikel 94

Abweichend von Artikel 24 Absatz 3 dürfen die Einrichtungsbeihilfe gemäß
Artikel 24 Absatz 1 und die Wiedereinrichtungsbeihilfe gemäß Artikel 24 Absatz
2 nicht niedriger sein als:

▼M122
— 807,93 EUR für Bedienstete mit Anspruch auf Haushaltszulage,

— 479,00 EUR für Bedienstete ohne Anspruch auf Haushaltszulage.
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KAPITEL 8

SOZIALLEISTUNGEN

Ab s c h n i t t A

Sicherung bei Krankheit und Unfällen, Sozialleistungen

Artikel 95

Artikel 28 gilt entsprechend. Jedoch findet Artikel 72 Absätze 2 und 2a des
Statuts nicht auf Vertragsbedienstete Anwendung, die bis zum 63. Lebensjahr
im Dienst der Gemeinschaft bleiben, es sei denn, sie waren mehr als drei Jahre
lang Vertragsbedienstete.

Artikel 96

(1) Der ehemalige Vertragsbedienstete, der nach dem Ausscheiden aus dem
Dienst bei einem Organ der Gemeinschaft arbeitslos ist und

a) der von der Gemeinschaft kein Ruhegehalt und kein Invalidengeld bezieht,

b) der nicht aufgrund einer Entlassung oder Auflösung des Vertrags aus diszip-
linarischen Gründen aus dem Dienst ausgeschieden ist,

c) der eine Mindestdienstzeit von sechs Monaten abgeleistet hat und

d) der in einem Mitgliedstaat seinen Wohnsitz hat,

erhält unter den nachstehend festgelegten Voraussetzungen ein monatliches Ar-
beitslosengeld.

Hat er Anspruch auf Arbeitslosengeld aus einer einzelstaatlichen Versicherung,
so ist er verpflichtet, dies dem Organ, dem er angehörte, anzugeben; dieses
Organ setzt umgehend die Kommission davon in Kenntnis. In diesem Fall
wird der entsprechende Betrag von dem nach Absatz 3 gezahlten Arbeitslosen-
geld abgezogen.

(2) Um Arbeitslosengeld zu erhalten, muss der ehemalige Vertragsbedienstete

a) auf eigenen Antrag beim Arbeitsamt des Mitgliedstaates, in dem er seinen
Wohnsitz nimmt, als Arbeitsuchender gemeldet sein;

b) die in diesem Mitgliedstaat gesetzlich vorgeschriebenen Auflagen und Bedin-
gungen erfüllen, die dem Empfänger von Arbeitslosengeld aufgrund dieser
Rechtsvorschriften auferlegt sind;

c) dem Organ, dem er angehörte, jeden Monat eine Bescheinigung der zuständi-
gen einzelstaatlichen Behörde vorlegen, aus der hervorgeht, ob er den Auf-
lagen und Bedingungen nach den Buchstaben a) und b) nachgekommen ist;
das Organ übermittelt die Bescheinigung umgehend der Kommission.

Das Arbeitslosengeld kann von der Gemeinschaft auch dann gewährt oder weiter-
gezahlt werden, wenn die unter Buchstabe b) genannten einzelstaatlichen Auf-
lagen nicht erfüllt sind, und zwar im Falle von Krankheit, Unfall, Mutterschaft,
Invalidität oder einer gleichartigen Situation oder wenn die zuständige einzel-
staatliche Behörde den ehemaligen Vertragsbediensteten von der Erfüllung dieser
Auflagen befreit.

Die Kommission legt nach Stellungnahme eines Sachverständigenausschusses die
für die Anwendung dieses Absatzes erforderlichen Bestimmungen fest.

(3) Das Arbeitslosengeld richtet sich nach dem Grundgehalt, das der Vertrags-
bedienstete zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus dem Dienst bezog. Es wird
festgesetzt auf

a) 60 % des Grundgehalts während eines Anfangszeitraums von zwölf Monaten,

b) 45 % des Grundgehalts vom 13. bis zum 24. Monat,

c) 30 % des Grundgehalts vom 25. bis zum 36. Monat.

Abgesehen von den ersten sechs Monaten, in denen die nachstehend festgelegte
Untergrenze, nicht aber die Obergrenze gilt, dürfen die auf diese Weise bestimm-
ten Beträge nicht weniger als ►M122 966,15 EUR ◄ und nicht mehr als
►M122 1 932,29 EUR ◄ betragen. Diese Mindest- und Höchstbeträge werden
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in gleicher Weise wie die Gehaltstabelle in Artikel 66 des Statuts gemäß Arti-
kel 65 des Statuts angeglichen.

(4) Der ehemalige Vertragsbedienstete erhält das Arbeitslosengeld während
eines Zeitraums von höchstens 36 Monaten von dem Tage an, an dem er aus
dem Dienst ausscheidet, auf keinen Fall aber für mehr als ein Drittel der abge-
leisteten Dienstzeit. Erfüllt der ehemalige Vertragsbedienstete jedoch während
dieses Zeitraums die in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Bedingungen nicht
mehr, so wird die Zahlung des Arbeitslosengeldes unterbrochen. Das Arbeits-
losengeld wird erneut gezahlt, wenn der ehemalige Vertragsbedienstete vor Ab-
lauf dieses Zeitraums die genannten Bedingungen erneut erfüllt, ohne einen An-
spruch auf eine nationale Arbeitslosenunterstützung erworben zu haben.

(5) Der ehemalige Vertragsbedienstete, der Arbeitslosengeld bezieht, hat An-
spruch auf die in Artikel 67 des Statuts vorgesehenen Familienzulagen. Die
Haushaltszulage wird gemäß Anhang VII Artikel 1 des Statuts auf der Grundlage
des Arbeitslosengeldes berechnet.

Der Betreffende muss gleichartige Zulagen, die ihm oder seinem Ehegatten von
anderer Seite gewährt werden, angeben; diese Zulagen werden von den auf der
Grundlage dieses Artikels zu zahlenden Zulagen abgezogen.

Der ehemalige Vertragsbedienstete, der Arbeitslosengeld bezieht, hat unter den
Voraussetzungen des Artikels 72 des Statuts Anspruch auf Sicherung im Krank-
heitsfall, ohne beitragspflichtig zu sein.

(6) Arbeitslosengeld und Familienzulagen werden von der Kommission Euro
gezahlt. Es wird kein Berichtigungskoeffizient angewandt.

(7) Der Vertragsbedienstete trägt zu einem Drittel zur Finanzierung der Ar-
beitslosenversicherung bei. Dieser Beitrag wird unter Anrechnung eines Pau-
schalabschlags von ►M122 878,32 EUR ◄ auf 0,81 % des Grundgehalts des
Betreffenden festgesetzt, wobei die in Artikel 64 des Statuts vorgesehenen Be-
richtigungskoeffizienten unberücksichtigt bleiben. Dieser Beitrag wird monatlich
vom Gehalt des Betreffenden abgezogen und zusammen mit den zwei Dritteln,
die zu Lasten des Organs gehen, an einen Arbeitslosensonderfonds gezahlt. Die-
sem Fonds sind alle Gemeinschaftsorgane angeschlossen; sie überweisen der
Kommission ihre Beiträge monatlich, und zwar spätestens acht Tage nach Aus-
zahlung der Dienstbezüge. Alle Zahlungen aufgrund dieses Artikels werden von
der Kommission gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung für den Ge-
samthaushaltsplan der Europäischen Gemeinschaften angewiesen und ausgeführt.

(8) Auf das Arbeitslosengeld, das dem arbeitslosen ehemaligen Vertragsbe-
diensteten gezahlt wird, findet die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS)
Nr. 260/68 Anwendung.

(9) Unter Einhaltung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften tragen die für
Beschäftigung und Arbeitslosigkeit zuständigen einzelstaatlichen Stellen sowie
die Kommission für eine effiziente Zusammenarbeit Sorge, damit dieser Artikel
ordnungsgemäß angewandt wird.

(10) Die auf der Grundlage von Artikel 28a Absatz 10 erlassenen Durchfüh-
rungsmodalitäten finden ungeachtet der Bestimmungen von Absatz 2 Unterabsatz
3 auf diesen Artikel Anwendung.

(11) Die Kommission unterbreitet dem Rat ein Jahr nach Einführung dieser
Arbeitslosenversicherung und in der Folge alle zwei Jahre einen Bericht über die
Finanzlage des Systems. Die Kommission kann dem Rat unabhängig von diesem
Bericht Vorschläge für die Anpassung der in Absatz 7 vorgesehenen Beiträge
unterbreiten, wenn dies für den Ausgleich des Systems erforderlich ist. Der Rat
entscheidet über diese Vorschläge nach Maßgabe von Absatz 3.

Artikel 97

Die Bestimmungen von Artikel 74 des Statuts über die Geburtenzulage und von
Artikel 75 des Statuts über die Übernahme der in diesem Artikel genannten
Kosten durch das Organ gelten entsprechend.

Artikel 98

Die Bestimmungen von Artikel 76 des Statuts über die Gewährung von Zuwen-
dungen, Darlehen oder Vorschüssen gelten entsprechend für den Vertragsbe-
diensteten während der Dauer seines Vertrages oder nach dessen Ablauf, wenn
der Bedienstete infolge einer während der Dauer seines Beschäftigungsverhältnis-
ses aufgetretenen schweren oder längeren Krankheit oder Behinderung oder we-
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gen eines in dieser Zeit erlittenen Unfalls arbeitsunfähig ist und nachweist,
dass diese Krankheit oder dieser Unfall nicht von einer anderen Versicherung
gedeckt ist.

Ab s c h n i t t B

Sicherung im Invaliditäts- und Todesfall

Artikel 99

Der Vertragsbedienstete wird unter den nachstehenden Bedingungen während der
Dauer seines Beschäftigungsverhältnisses für den Invaliditäts- und Todesfall ge-
sichert.

Die Leistungen und Garantien auf Grund dieses Abschnitts ruhen, wenn die
Zahlung der Bezüge aus dem Beschäftigungsverhältnis des Bediensteten auf
Grund dieser Beschäftigungsbedingungen vorübergehend eingestellt ist.

Artikel 100

Wird bei der ärztlichen Untersuchung vor der Einstellung des Bediensteten fest-
gestellt, dass er krank oder gebrechlich ist, so kann die in Artikel 6 Absatz 1
bezeichnete Stelle verfügen, dass die für den Fall der Invalidität oder des Todes
vorgesehenen Garantien erst fünf Jahre nach seinem Eintritt in den Dienst des
Organs wirksam werden, soweit es sich um Folgeerscheinungen oder Nachwir-
kungen der Krankheit oder des Gebrechens handelt.

Der Vertragsbedienstete kann gegen diese Verfügung vor dem in Artikel 9 Ab-
satz 1 Buchstabe b) des Statuts vorgesehenen Invaliditätsausschuss Einspruch
erheben.

Artikel 101

(1) Bei vorläufigem Ausscheiden des Vertragsbediensteten aus dem Dienst des
Organs aufgrund einer als vollständig eingestuften Dienstunfähigkeit erhält er für
die Dauer dieser Arbeitsunfähigkeit ein Invalidengeld, dessen Höhe nachstehend
festgelegt wird.

Artikel 52 des Statuts findet auf Empfänger von Invalidengeld entsprechend
Anwendung. Geht ein Invalidengeldempfänger vor dem Alter von 65 Jahren in
den Ruhestand, ohne den Höchstsatz an Ruhegehaltsansprüchen erreicht zu ha-
ben, so gelten die allgemeinen Bestimmungen für das Ruhegehalt. Das Ruhege-
halt richtet sich nach den Dienstbezügen für die Besoldungsgruppe und die
Dienstaltersstufe, in denen sich der Vertragsbedienstete bei der Invalidisierung
befand.

(2) Das Invalidengeld wird auf 70 % des letzten Grundgehalts des Vertrags-
bediensteten festgesetzt. Es darf jedoch den Betrag des Grundgehalts eines Ver-
tragsbediensteten der Funktionsgruppe I, Besoldungsgruppe 1, Dienstaltersstufe 1
nicht unterschreiten. Auf das Invalidengeld werden Beiträge zur Versorgung
erhoben, die auf der Grundlage dieses Invalidengeldes berechnet werden.

(3) Entsteht die Dienstunfähigkeit durch einen Unfall in Ausübung des Diens-
tes oder anlässlich der Ausübung des Dienstes, durch eine Berufskrankheit oder
durch eine aufopfernde Tat im Interesse des Gemeinwohls oder dadurch, dass der
Vertragsbedienstete sein Leben eingesetzt hat, um ein Menschenleben zu retten,
so beläuft sich das Invalidengeld auf mindestens 120 % des Betrags des Grund-
gehalts eines Vertragsbediensteten der Funktionsgruppe I, Besoldungsgruppe 1,
Dienstaltersstufe 1. In diesem Fall wird der Beitrag zur Versorgung aus dem
Haushalt des letzten Arbeitgebers gezahlt.

(4) Ist die Dienstunfähigkeit vom Vertragsbediensteten vorsätzlich herbeige-
führt worden, so kann die nach Artikel 6 Absatz 1 bezeichnete Stelle verfügen,
dass er lediglich das Abgangsgeld nach Artikel 109 erhält.

(5) Der Empfänger von Invalidengeld hat nach Maßgabe von Anhang VII des
Statuts Anspruch auf die Familienzulagen nach Artikel 67 des Statuts; die Haus-
haltszulage wird nach dem Invalidengeld berechnet.
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Artikel 102

(1) Die Dienstunfähigkeit wird vom Invaliditätsausschuss (Artikel 9 Absatz 1
Buchstabe b) des Statuts) festgestellt.

(2) Der Anspruch auf Invalidengeld wird am Tage nach der Beendigung des
Beschäftigungsverhältnisses gemäß Artikel 47 und 48, die entsprechend gelten,
wirksam.

(3) Das in Anhang VIII Artikel 40 des Statuts bezeichnete Organ kann den
Empfänger von Invalidengeld regelmäßig untersuchen lassen, um festzustellen,
ob er die Voraussetzungen für den Bezug weiterhin erfüllt. Stellt der Invaliditäts-
ausschuss fest, dass diese Voraussetzungen nicht mehr erfüllt sind, so nimmt der
Bedienstete den Dienst in dem Organ wieder auf, sofern sein Vertrag nicht ab-
gelaufen ist.

Kann der Vertragsbedienstete jedoch nicht wieder in den Dienst der Gemein-
schaften aufgenommen werden, so kann sein Vertrag aufgelöst werden, wobei
eine Vergütung in Höhe der Bezüge gezahlt wird, die er während der Kündi-
gungsfrist bezogen hätte, sowie gegebenenfalls in Höhe der in Artikel 47 für den
Fall der Kündigung vorgesehenen Vergütung. Außerdem findet Artikel 109 An-
wendung.

Artikel 103

(1) Beim Tode eines Vertragsbediensteten erhalten die in Anhang VIII Kapitel
4 des Statuts bezeichneten Hinterbliebenen eine Hinterbliebenenversorgung nach
Maßgabe der Artikel 104 bis 107.

(2) Beim Tode eines ehemaligen Vertragsbediensteten, der ein Invalidengeld
bezieht, oder beim Tode eines ehemaligen Vertragsbediensteten, der ein Ruhe-
gehalt bezieht oder vor dem 63. Lebensjahr aus dem Dienst ausgeschieden ist
und beantragt hat, dass die Zahlung des Ruhegehalts bis zum ersten Tag des
Kalendermonats ausgesetzt wird, der auf den Monat folgt, in dem er das 63.
Lebensjahr vollendet, erhalten die in Anhang VIII Kapitel 4 des Statuts bezeich-
neten Hinterbliebenen eine Hinterbliebenenversorgung nach Maßgabe dieses An-
hangs.

(3) Ist ein Vertragsbediensteter oder ein ehemaliger Vertragsbediensteter, der
ein Ruhegehalt oder ein Invalidengeld bezieht, oder ein ehemaliger Vertragsbe-
diensteter, der vor Vollendung des 63. Lebensjahres aus dem Dienst ausgeschie-
den ist und verlangt hat, dass die Zahlung des Ruhegehalts erst am ersten Tag
des Kalendermonats beginnt, der auf den Monat folgt, in dem er das 63. Lebens-
jahr vollendet, länger als ein Jahr unbekannten Aufenthalts, so gelten die Vor-
schriften des Anhangs VIII Kapitel 5 und 6 des Statuts über die vorläufigen
Versorgungsbezüge entsprechend für den Ehegatten und die als unterhaltsberech-
tigt geltenden Personen.

Artikel 104

Der Anspruch auf Hinterbliebenenversorgung entsteht mit dem ersten Tag des
Monats nach dem Sterbemonat oder gegebenenfalls mit dem ersten Tag des
Monats nach dem Zeitabschnitt, für den der überlebende Ehegatte, die Waisen
oder die Unterhaltsberechtigten des verstorbenen Vertragsbediensteten dessen
Bezüge in Anwendung von Artikel 70 des Statuts erhalten haben.

Artikel 105

Der überlebende Ehegatte eines Vertragsbediensteten erhält unter den in Anhang
VIII Kapitel 4 des Statuts festgelegten Voraussetzungen eine Hinterbliebenenver-
sorgung, deren Betrag nicht niedriger sein darf als 35 % des Grundgehalts, das
der Vertragsbedienstete zuletzt bezogen hatte, und nicht niedriger als das Grund-
gehalt eines Vertragsbediensteten der Funktionsgruppe I, Besoldungsgruppe 1,
Dienstaltersstufe 1. Beim Tode eines Vertragsbediensteten erhöht sich die Hinter-
bliebenenversorgung auf höchstens 60 % des Ruhegehalts, das der Bedienstete
bezogen hätte, wenn er ohne Voraussetzung einer Mindestdienstzeit oder eines
Mindestalters vor seinem Tode darauf Anspruch gehabt hätte.

Der Empfänger einer Hinterbliebenenversorgung hat unter den in Anhang VII des
Statuts genannten Voraussetzungen Anspruch auf Familienzulagen im Sinne des
Artikels 67 des Statuts. Dabei ist die Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder
jedoch doppelt so hoch wie die Zulage nach Artikel 67 Absatz 1 Buchstabe b)
des Statuts.
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Artikel 106

(1) Stirbt ein Vertragsbediensteter oder der Empfänger eines Ruhegehalts oder
eines Invalidengeldes, ohne einen Ehegatten zu hinterlassen, der Anspruch auf
Hinterbliebenenversorgung hat, so haben die ihm gegenüber als unterhaltsberech-
tigt geltenden Kinder unter den in Artikel 80 des Statuts genannten Vorausset-
zungen Anspruch auf Waisengeld.

(2) Dieser Anspruch gilt auch für Kinder, die die gleichen Voraussetzungen
erfüllen, bei Tod oder Wiederverheiratung eines Ehegatten, der Anspruch auf
Hinterbliebenenversorgung hat.

(3) Stirbt ein Vertragsbediensteter oder der Empfänger eines Ruhegehalts oder
eines Invalidengeldes, ohne dass die Voraussetzungen des Absatzes 1 erfüllt sind,
so gilt Artikel 80 Absatz 3 des Statuts.

(4) Beim Tode eines ehemaligen Vertragsbediensteten, der vor dem 63. Le-
bensjahr aus dem Dienst ausgeschieden ist und beantragt hat, dass die Ruhege-
haltszahlung erst am ersten Tag des Kalendermonats beginnt, der auf den Monat
folgt, in dem er das 63. Lebensjahr vollendet, haben die unterhaltsberechtigten
Kinder im Sinne von Anhang VII Artikel 2 des Statuts unter den Voraussetzun-
gen der vorstehenden Absätze Anspruch auf Waisengeld.

(5) Bei Personen, die gemäß Anhang VII Artikel 2 Absatz 4 des Statuts
unterhaltsberechtigten Kindern gleichgestellt sind, darf das Waisengeld die dop-
pelte Höhe der Kinderzulage nicht übersteigen. Der Anspruch auf Waisengeld
erlischt jedoch, wenn nach den geltenden einzelstaatlichen Rechtsvorschriften ein
Dritter für den Unterhalt zuständig sind.

(6) Im Falle einer Adoption entsteht beim Tod des leiblichen Elternteils, an
dessen Stelle der Adoptivelternteil getreten ist, kein Anspruch auf Waisengeld.

(7) Die Waise hat Anspruch auf die Erziehungszulage gemäß Anhang VII
Artikel 3 des Statuts.

Artikel 107

Im Falle der Scheidung oder beim Vorhandensein mehrerer Gruppen von Hinter-
bliebenen, die eine Hinterbliebenenversorgung beanspruchen können, wird diese
nach Anhang VIII Kapitel 4 des Statuts aufgeteilt.

Artikel 108

Die Vorschriften über die Höchstbeträge und die Aufteilung in Artikel 81a des
Statuts gelten entsprechend.

Ab s c h n i t t C

Ruhegehalt und Abgangsgeld

Artikel 109

(1) Beim Ausscheiden aus dem Dienst hat der Vertragsbedienstete Anspruch
auf ein Ruhegehalt, auf Übertragung des versicherungsmathematischen Gegen-
wertes oder auf Zahlung des Abgangsgeldes zu den Bedingungen gemäß Titel V
Kapitel 3 des Statuts und gemäß Anhang VIII des Statuts. Hat der Vertrags-
bedienstete Anspruch auf ein Ruhegehalt, so decken seine Ruhegehaltsansprüche
nicht die Zeiträume ab, in denen Beiträge gemäß Artikel 112 dieser Beschäfti-
gungsbedingungen gezahlt wurden.

(2) Anhang VIII Artikel 11 Absätze 2 und 3 des Statuts findet auf Vertrags-
bedienstete entsprechend Anwendung.

(3) Der Empfänger eines Ruhegehalts hat — sofern er mehr als drei Jahre als
Vertragsbediensteter beschäftigt war — Anspruch auf die Familienzulagen nach
Artikel 67 des Statuts; die Haushaltszulage wird nach dem Ruhegehalt berechnet.

Artikel 110

(1) Wird ein Vertragsbediensteter zum Beamten oder zum Bediensteten auf
Zeit der Gemeinschaften ernannt, so wird ihm das in Artikel 109 Absatz 1 vor-
gesehene Abgangsgeld nicht gezahlt.
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Bei der Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienstjahre wird die bei den Gemein-
schaften abgeleistete Dienstzeit des Vertragsbediensteten unter den in Anhang
VIII des Statuts vorgesehenen Voraussetzungen berücksichtigt.

(2) Die Ruhegehaltsansprüche eines Vertragsbediensteten werden — sofern
das Organ von der in Artikel 112 gebotenen Möglichkeit Gebrauch gemacht
hat — für den diesen Abzügen entsprechenden Zeitraum anteilig gekürzt.

(3) Absatz 2 gilt nicht für den Vertragsbediensteten, der innerhalb von drei
Monaten nach Zuerkennung der Rechtsvorteile aus dem Statut die Wiedereinzah-
lung dieser Beträge zuzüglich Zinsen und Zinseszinsen zu dem Zinssatz von
►M113 3,9 % ◄ jährlich beantragt hat; dieser Zinssatz kann nach dem Ver-
fahren des Anhangs XII Artikel 12 des Statuts überprüft werden.

Ab s c h n i t t D

Finanzierung der Versorgungsregelungen

Artikel 111

Für die Finanzierung der in den Abschnitten B und C vorgesehenen sozialen
Sicherung gelten die Artikel 83 und 83a sowie Anhang VIII Artikel 36 und 38
des Statuts entsprechend.

Artikel 112

Der Vertragsbedienstete kann beantragen, dass das Organ die Zahlungen leistet,
die er zur Bildung oder Aufrechterhaltung von Ruhegehaltsansprüchen sowie von
Ansprüchen aus einer Arbeitslosen-, Arbeitsunfähigkeits-, Hinterbliebenen- und
Krankenversicherung in dem Land entrichten muss, in dem er zuletzt versichert
war; die Einzelheiten hierfür legt das Organ fest. Während der Dauer dieser
Beiträge erhält der Vertragsbedienstete keine Leistungen aus dem Krankenver-
sicherungssystem der Gemeinschaft. Außerdem wird der Vertragsbedienstete
während der Dauer dieser Beiträge nicht von den Regelungen der Gemeinschaft
zur Sicherung bei Invalidität und Tod erfasst, und er erwirbt während dieses
Zeitraums auch keine Ansprüche aus der Arbeitslosenversicherung und der Ver-
sorgungsordnung der Gemeinschaft.

Der Zeitraum, in dem solche Zahlungen für einen Vertragsbediensteten geleistet
werden, darf sechs Monate nicht übersteigen. Das Organ kann jedoch beschlie-
ßen, diesen Zeitraum auf ein Jahr auszudehnen. Die Zahlungen zur Bildung oder
Aufrechterhaltung von Versorgungsansprüchen dürfen den doppelten Wert des in
Artikel 83 Absatz 2 des Statuts vorgesehenen Prozentsatzes nicht übersteigen.

Ab s c hn i t t E

Feststellung der Versorgungsansprüche der Vertragsbediensteten

Artikel 113

Die Bestimmungen des Anhangs VIII Artikel 40 bis 44 des Statuts gelten ent-
sprechend.

Ab s c hn i t t F

Zahlung der Versorgungsbezüge

Artikel 114

(1) Die Artikel 81a und 82 sowie Anhang VIII Artikel 45 des Statuts über die
Zahlung der Versorgungsbezüge gelten entsprechend.

(2) Beträge, die ein Vertragsbediensteter den Gemeinschaften zu dem Zeit-
punkt schuldet, an dem er Anspruch auf Bezüge nach dieser Versorgungsordnung
hat, werden von diesen Bezügen oder den seinen Rechtsnachfolgern zustehenden
Bezügen abgezogen; Einzelheiten bestimmt das in Anhang VIII Artikel 45 des
Statuts bezeichnete Organ. Die Einbehaltung kann über mehrere Monate verteilt
werden.
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Ab s c h n i t t G

Forderungsübergang auf die Gemeinschaft

Artikel 115

Artikel 85a des Statuts über den Forderungsübergang auf die Gemeinschaft gilt
entsprechend.

KAPITEL 9

RÜCKFORDERUNG ZU VIEL GEZAHLTER BETRÄGE

Artikel 116

Artikel 85 des Statuts über die Rückforderung zu viel gezahlter Beträge gilt
entsprechend.

KAPITEL 10

BESCHWERDEWEG UND RECHTSSCHUTZ

Artikel 117

Die Bestimmungen des Titels VII des Statuts über den Beschwerdeweg und den
Rechtsschutz gelten entsprechend.

KAPITEL 11

SONDER- UND AUSNAHMEBESTIMMUNGEN FÜR
VERTRAGSBEDIENSTETE IN DRITTLÄNDERN

Artikel 118

Die Bestimmungen des Anhangs X Artikel 6 bis 16 und 19 bis 25 des Statuts
gelten entsprechend für in Drittländern tätige Vertragsbedienstete. Anhang X
Artikel 21 gilt jedoch nur, wenn der Vertrag für mindestens ein Jahr geschlossen
wurde.

KAPITEL 12

BEENDIGUNG DES BESCHÄFTIGUNGSVERHÄLTNISSES

Artikel 119

Die Artikel 47 bis 50a gelten entsprechend für Vertragsbedienstete.

Wird ein Disziplinarverfahren gegen einen Vertragsbediensteten eingeleitet, so
tritt der in Anhang IX des Statuts und in Artikel 49 dieser Beschäftigungsbedin-
gungen genannte Disziplinarrat mit zwei weiteren Bediensteten, die derselben
Funktionsgruppe und derselben Besoldungsgruppe wie der betreffende Vertrags-
bedienstete angehören, zusammen. Diese beiden Bediensteten werden im Rahmen
eines Ad-hoc-Verfahrens benannt, das von der in Artikel 6 Absatz 1 dieser Be-
schäftigungsbedingungen genannten Stelle und dem Statusbeirat einvernehmlich
festgelegt wird.

▼B

TITEL ►M112 V ◄

ÖRTLICHE BEDIENSTETE

Artikel ►M112 120 ◄

Vorbehaltlich der Vorschriften dieses Titels werden die Beschäftigungsbedingun-
gen für die örtlichen Bediensteten, insbesondere:

a) die Einzelheiten für ihre Einstellung und ihre Entlassung
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b) die Urlaubsregelung und

c) die Bezüge

von jedem Organ auf der Grundlage der Vorschriften und Gepflogenheiten fest-
gelegt, die am Ort der dienstlichen Verwendung des Bediensteten bestehen.

Artikel ►M112 121 ◄

Das Organ übernimmt die Soziallasten, die nach den am Ort der dienstlichen
Verwendung des Bediensteten geltenden Vorschriften auf den Arbeitgeber ent-
fallen.

▼M112

Artikel 122

Streitigkeiten zwischen einem Organ und einem in einem Drittland tätigen ört-
lichen Bediensteten werden unter den Bedingungen, die in der im Vertrag des
Bediensteten enthaltenen Schiedsgerichtsklausel festgelegt sind, einer Schiedsin-
stanz unterbreitet.

▼B

TITEL ►M112 VI ◄

SONDERBERATER

Artikel ►M112 123 ◄

(1) Die Bezüge eines Sonderberaters werden zwischen diesem und der in
Artikel 6 Absatz 1 bezeichneten Stelle unmittelbar vereinbart. Die Dauer des
mit einem Sonderberater abgeschlossenen Vertrages darf zwei Jahre nicht
überschreiten. Der Vertrag kann verlängert werden.

(2) Beabsichtigt ein Organ die Einstellung eines Sonderberaters oder die Ver-
längerung seines Vertrages, so teilt es dies dem für die Feststellung des Haus-
haltsplans zuständigen Organ unter Angabe der Höhe der für den Sonderberater
in Aussicht genommenen Bezüge mit.

Vor dem endgültigen Abschluß des Vertrages findet über diese Bezüge ein
Meinungsaustausch mit dem für die Feststellung des Haushaltsplans zuständigen
Organ statt, wenn einer seiner Mitglieder oder das betreffende Organ dies inner-
halb eines Monats nach der Benachrichtigung verlangt.

▼M112

Artikel 124

Die Bestimmungen der Artikel 1c, 1d, 11, 11a, 12, 12a, 16 Absatz 1, 17, 17a, 19,
22, 22a, 22b, 23 Absätze 1 und 2 sowie 25 Absatz 2 des Statuts über die Rechte
und Pflichten des Beamten sowie der Artikel 90 und 91 des Statuts über den
Beschwerdeweg gelten entsprechend.

__________

▼B

TITEL VII

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN

▼M112
__________

▼B

Artikel 125

Unbeschadet der übrigen Bestimmungen der Beschäftigungsbedingungen ent-
hält der beigefügte Anhang die Übergangsvorschriften für die Bediensteten, die
mit Verträgen eingestellt wurden, für die diese Beschäftigungsbedingungen
gelten.

1962R0031— DE— 01.01.2009 — 007.001 — 188



▼B

TITEL VIII

SCHLUSSVORSCHRIFTEN

Artikel ►M112 126 ◄

Vorbehaltlich des ►M112 Artikels 127 ◄ werden die allgemeinen Durchfüh-
rungsbestimmungen zu diesen Beschäftigungsbedingungen von jedem Organ
nach Anhörung seiner Personalvertretung und nach Stellungnahme des Statuts-
beirats (Art. 10 des Statuts) erlassen.

Die Verwaltungen der Organe der Gemeinschaften setzen sich miteinander ins
Benehmen, um die einheitliche Anwendung dieser Beschäftigungsbedingungen
zu gewährleisten.

Artikel ►M112 127 ◄

Die allgemeinen Durchführungsbestimmungen nach Artikel 110 des Statuts gel-
ten für die in diesen Beschäftigungsbedingungen bezeichneten Bediensteten, so-
weit in den Beschäftigungsbedingungen die Vorschriften des Statuts auf diese
Bediensteten für anwendbar erklärt worden sind.
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ANHANG

Übergangsvorschriften für die unter die Beschäftigungsbedingungen für die
sonstigen Bediensteten fallenden Bediensteten

Artikel 1

(1) Die Vorschriften des Anhangs XIII des Statuts gelten entsprechend für die
am 30. April 2004 bereits eingestellten sonstigen Bediensteten.

(2) Für den Zeitraum vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2006 werden in den
Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten

a) in Artikel 3 Buchstabe b) erster Gedankenstrich die Angabe „Funktionsgruppe
Assistenz (AST)“ durch die Angabe „Laufbahngruppen B und C“ und

b) in Artikel 3 Buchstabe b) zweiter Gedankenstrich die Angabe „Funktions-
gruppe Administration (AD)“ durch die Angabe „Laufbahngruppe A“, die
Angabe „AD 16 oder AD 15“ durch die Angabe „A*16 oder A*15“ und
die Angabe „AD 15 oder AD 14“ durch die Angabe „A*15 oder A*14“
ersetzt.

Artikel 2

(1) Gemäß den Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten
bietet die in Artikel 6 Absatz 1 der Beschäftigungsbedingungen genannte Stelle
einem Bediensteten, der von den Gemeinschaften am 1. Mai 2004 mit einem
Vertrag auf unbestimmte Dauer als örtlicher Bediensteter in der Europäischen
Union oder nach einzelstaatlichem Recht in einer der Agenturen und sonstigen
Einrichtungen gemäß Artikel 3a Absatz 1 Buchstaben b) und c) der Beschäfti-
gungsbedingungen bereits eingestellt ist, ein Beschäftigungsverhältnis auf unbe-
stimmte Dauer als Vertragsbediensteter an. Dieses Angebot erfolgt auf der
Grundlage einer Bewertung der Aufgaben, die der Vertragsbedienstete ausführen
soll. Der Vertrag tritt spätestens am 1. Mai 2005 in Kraft. Artikel 84 der Be-
schäftigungsbedingungen ist auf einen solchen Vertrag nicht anwendbar.

(2) Führt die Einstufung eines Bediensteten, der dieses Vertragsangebot an-
nimmt, dazu, dass er ein geringeres Gehalt erhält, so kann das Organ unter
Berücksichtigung der Unterschiede in den Steuer- und Sozialvorschriften und
des Rentenrechts des Mitgliedstaats, in dem der Bedienstete beschäftigt ist, sowie
der für den Vertragsbediensteten geltenden Bestimmungen einen zusätzlichen
Betrag zahlen.

(3) Jedes Organ erlässt erforderlichenfalls gemäß Artikel 110 des Statuts all-
gemeine Durchführungsbestimmungen zu den Absätzen 1 und 2.

(4) Nimmt ein Bediensteter das in Absatz 1 genannte Angebot nicht an, so
kann er sein Vertragsverhältnis mit dem Organ aufrecht erhalten.

Artikel 3

Während eines Zeitraums von fünf Jahren ab dem 1. Mai 2004 können örtliche
Bedienstete sowie Vertragsbedienstete, die vor dem 1. Mai 2004 als örtliche
Bedienstete eingestellt waren, an internen Auswahlverfahren des Rates unter
denselben Bedingungen wie die Beamten und Bediensteten auf Zeit dieses Or-
gans teilnehmen.

Artikel 4

Die am 1. Mai 2004 laufenden Verträge von auf bestimmte Dauer eingestellten
Bediensteten auf Zeit, auf die Artikel 2 Buchstabe d) der Beschäftigungsbedin-
gungen Anwendung findet, können verlängert werden. Falls damit eine zweite
Verlängerung erfolgt, wird der Vertrag auf unbestimmte Dauer
abgeschlossen. Die laufenden Verträge der auf unbestimmte Dauer eingestellten
Bediensteten auf Zeit, auf die Artikel 2 Buchstabe d) der Beschäftigungsbedin-
gungen Anwendung findet, bleiben unverändert.

Artikel 5

(1) Ehemalige Bedienstete auf Zeit, die am 1. Mai 2004 arbeitslos sind und
auf die Artikel 28a der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bedienste-
ten in der vor dem 1. Mai 2004 geltenden Fassung Anwendung findet, genießen
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bis zum Ende des Zeitraums, in dem sie arbeitslos sind, weiterhin den Rechts-
vorteil der betreffenden Bestimmungen.

(2) Auf Zeitbedienstete mit einem am 1. Mai 2004 laufenden Arbeitsvertrag
findet auf ihren Antrag Artikel 28a der Beschäftigungsbedingungen für die sons-
tigen Bediensteten in der vor dem 1. Mai 2004 geltenden Fassung Anwendung.
Der Antrag ist spätestens 30 Kalendertage nach Auslaufen des Arbeitsvertrages
zu stellen.
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